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BSH
Az: 5111/NC 2/PFV Hamburg, den 12.06.2024

A. Verfugender Teil

l. Feststellung des Plans
Der von der

Nordseecluster A GmbH, Ludwig-Erhard-Stral3e 22, 20459 Hamburg, vertreten durch
die Geschaftsfulhrer Sebastian Kaufmann und Sven Schulemann

mit Antrag vom 07.09.2022, eingegangen am 08.09.2022, vorgelegte Plan zum Vorhaben der
Errichtung und des Betriebs des Offshore-Windparks NC 2 in der ausschliel3lichen Wirt-
schaftszone (AWZ) der Nordsee wird nach Maf3gabe der Entscheidungsvorbehalte unter Zif-
fer Il. dieses Bescheids sowie der ubrigen Nebenbestimmungen unter Ziffer Ill. dieses Be-
scheids im Einvernehmen mit der Generaldirektion WasserstralRen und Schifffahrt (GDWS)
und nach luftverkehrsrechtlicher Zustimmung des Bundesministerium fir Digitales und Ver-
kehrs (BMDV) hinsichtlich der im Folgenden genannten Einrichtungen festgestellt.

1. Gegenstand des Beschlusses

Gegenstand dieses Planfeststellungsbeschlusses sind die folgenden Einrichtungen, die unter
Ziffer d) genannten Planunterlagen sowie die Entscheidungsvorbehalte (Ziffer 11.) und sonsti-
gen Nebenbestimmungen (Ziffer 111.):

a) Windenergieanlagen

Der Planfeststellungsbeschluss umfasst 29 Windenergieanlagen (im Folgenden: WEA) sowie
die Einrichtung und den Betrieb von je einer Windenbetriebsflache auf den WEA (im Folgen-
den: WBF). Fir die WEA gelten die folgenden Parameter:

OWP-Mittelpunkt (WGS84, ohne Projektion): N 54,0689667° E 006,8898442°
Rotordurchmesser: 236 m

Nabenhohe: max. 145 m MSL / 146,2 m SKN
Gesamthohe bis Rotorblattspitze: max. 263 m MSL / 264,2 m SKN
Nennleistung je WEA: 15 MW

Griundungsstruktur: Monopile

Durchmesser Grindungstruktur: 8,9m

Ausfihrung Kolkschutz: Naturstein

Flache Kolkschutz mit Fundament: 1.556 m? (pro Monopile)

Die Koordinaten der Einzelstandorte sind dem planfestgestellten Bauwerksverzeichnis (An-
lage 2.1) zu entnehmen.
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b) Parkinterne Verkabelung

Der Planfeststellungsbeschluss umfasst ebenfalls sechs Kabelstrange der parkinternen Ver-
kabelung zur Anbindung der Windenergieanlagen an die Umspannplattform. An finf Kabel-
strange werden jeweils funf WEA angebunden an die USP. An einen Kabelstrang werden vier
WEA an die USP angebunden.

Zusatzlich werden bei vier der sechs Kabelstrange jeweils zwei miteinander verbunden (,In-
terlink®). Die Koordinaten der jeweiligen Kabelabschnitte sind dem Bauwerksverzeichnis (An-
lage 2.1) zu entnehmen.

c) Umspannplattform

Der Planfeststellungsbeschluss umfasst eine Umspannplattform (im Folgenden: USP) sowie
das Einrichten und den Betrieb einer Windenbetriebsflache fur Notfalle auf der USP (im Fol-
genden: Rettungsflache). Fur die USP und die Rettungsflache gelten folgende Parameter:

Umspannplattform

Mittelpunkt (WGS84, ohne Projektion): N 54,0556913° E 006,8957093°
Gesamthohe; 45 m MSL / 46,2 m SKN
Griundungsstruktur: Jacket

Durchmesser Pin Piles max. 2,5m

Pfahlabstande (Mittelpunkt zu Mittelpunkt) 30,42 m

Rettungsflache

Hohe: max. 42,13 m MSL / 43,33 m SKN
Durchmesser hindernisfreie Zone: 5m

D-Wert Referenzhubschrauber: 22,2m

d) Planfestgestellte Unterlagen
Der festgestellte Plan umfasst folgende Unterlagen, die diesem Planfeststellungsbeschluss
als Anlage beigefigt sind:

Anlage | Bezeichnung der Unterlage Datum Seiten
1.1 Darstellung der raumlichen Lage des Vorhabens in der | 22.02.2024 | 1
AWZ Seekarte
1.2 Darstellung des Vorhabens NC 2 (Lageplan) 21.02.2024 |1
1.3 Zeichnerische Darstellung WEA 16.02.2024 |1
14 Zeichnerische Darstellung USP 09.06.2023 |5
2.1 Bauwerksverzeichnis 07.03.2024 | 7
2.2 Koordinatenliste Eckkoordinaten WEA OWP-Flache 05.03.2024 |1
2.3 Koordinatenliste USP 31.03.2023 |1
2.4 Koordinatenliste Baufreihaltebereich Kabeltrassen N-3.8, | 31.03.2023 | 5
WGS84 PT
3.1 Erlauterungsbericht 22.02.2024 | 42
3.2 Zeit- und MalRBnahmenplan 12.04.2024 | 3
3.3 Technische Risikoanalyse 02.02.2024 | 67
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e)

Nachrichtliche Planunterlagen

Folgende Unterlagen sind herangezogen, aber nicht festgestellt worden:

Lfd. | Bezeichnung der Unterlage Datum Seiten
Nr.
Bestatigung der Ubereinstimmung zwischen Shape-Fi- | 05.03.2024 1
1 les, Bauwerksverzeichnis und allen weiteren Unterla-
gen fur OWP NC 2
2 Ruckmeldung der BNetzA zum Betrieb von Richt- | 09.08.2022 2
funkstrecken im Vorhabenbereich OWP N-3.8
3 Bericht zu den voraussichtlichen Umweltauswirkungen
des Vorhabens (UVP-Bericht) im Sinne von | 29.03.2023 255
§ 16 UVPG
4 Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag (AFB) 15.03.2023 50
5 Fachbeitrag zur Vertraglichkeitsuntersuchung nach
§ 34 BNatSchG: Auswirkungen des Vorhabens auf die | 15.03.2023 38
Erhaltungsziele eines betroffenen FFH-Gebietes (FFH)
6 Biotopschutzrechtlicher Fachbeitrag 15.03.2023 22
7 Wasserrechtlicher Fachbeitrag (MSRL) 15.03.2023 96
8 Stellungnahme NSC A — Windenbetriebsflache 16.01.2024 5
9 Umweltfachliche Stellungnahme Giiltigkeit der UVP fur
den OWP .NC 2¢ 23.02.2024 10
10 | Schallprognose NC 2 OWEA 22.02.2024 47
11 | Schallprognose NC 2 USP 22.02.2024 45
12 | Emissionsvorstudie zum OWP N-3.8 25.05.2023 44
13 | Kabelerwdrmungsgutachten (2K-Kriterium inkl. EMF-
Entwicklung) zum OWP N-3.8 27.01.2023 13
14 | Technical Note zum Gutachten zur Bodenerwarmung
Uber der parkinternen Verkabelung fir den OWP | 12.02.2024 4
.Nordsee 2 (N-3.8)”, nun als ,NC 2“ bezeichnet
15 | Landschaftspflegerischer Begleitplan zur Errichtung
und zum Betrieb von Windenergieanlagen auf See ein- | 15.03.2023 21
schlie3lich Nebeneinrichtungen (LBP)
16 | Auswertung der Ergebnisse der Flachenvoruntersu-
chung in Bezug auf das Schutzgut Kulturelles Erbe (Ar- | 30.09.2022 52
chéologischer Fachbeitrag)
17 | Standortgutachten Rettungsflache auf USP 19.08.2022 14
18 | Kennzeichnungskonzept NC 2 08.04.2024 14
19 | Anlage 3 zum Standard Offshore-Luftfahrt fir die deut-
sche AWZ, Teil 2 29.04.2024 1
20 | Fischereiwirtschaftliche Studie zum OWP N-3.8 02.09.2022 47
21 | Grundkonzept fur Sicherheits- und Vorsorgemalfinah- 16
men 06.09.2022
22 | Auslbung Eintrittsrechts fur die Flache N-3.8 u. Uber-
gang Zuschlag, Erhebung Gebuhr 08.11.2021 2
23 | Kabelkreuzungspunkte OOS-Kabel UTM WGS 84 05.03.2024 1
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2. Begriffshestimmungen

Im Sinne dieses Planfeststellungsbeschlusses ist oder sind

— ,Einrichtungen” Windenergieanlagen auf See und die zur Errichtung und zum Betrieb der
Anlagen erforderlichen technischen und baulichen Nebeneinrichtungen im Sinne von § 44
Abs. 1 WindSeeG und zugleich Offshore-Bauwerke im Sinne der Definition im BSH-Stan-
dard Konstruktion,

— ,Windenergieanlagen® Windenergieanlagen auf See im Sinne des § 3 Nr. 11 WindSeeG,

— ,Baubeginn® derjenige Zeitpunkt, an dem aus dem letzten Hafen die Verschiffung des ers-
ten Fundamentes bzw. der ersten Grindungselemente fur Offshore-Windenergieanlagen
oder Offshore-Plattformen an den in der Zulassung vorgesehenen Bauplatz auf der letzten
Transportetappe erfolgt, wobei dies auch die Verschiffung von Test- und Pilotfundamenten
bspw. fur etwaige Probegriindungen umfasst,

— ,Bauvorbereitende MalRnahmen® tatsachliche Handlungen im Vorhabengebiet des Wind-
parks, die der Vorbereitung der Einrichtung dienen (z.B. Kolkschutzausbringung, Bau-
grundnivellierung, Route Clearance und Pre-Lay-Grapnel-Run zur Trassenvorbereitung
sowie die Vorbereitung von Kreuzungsbauwerken durch Positionierung der Schutzmatten
oder der Steinschuttung),

— ,(Offshore-)Windpark® ein aus den Windenergieanlagen auf See, parkinterner Verkabe-
lung, Umspannplattform und sonstigen Nebeneinrichtungen bestehender Park,

— ,Probebetrieb” die Betriebsphase vor und ,Regelbetrieb” die Betriebsphase nach Erteilung
der Betriebsfreigabe, und

— ,Normalbetrieb” die Bezeichnung der Kennzeichnung wahrend des (Probe- oder Regel-)
Betriebs in Abgrenzung zur Kennzeichnung wahrend der Bauphase.

ll. Entscheidungsvorbehalte

Die Entscheidung uber die Errichtung und den Betrieb der Einrichtungen (und Nebeneinrich-
tungen) unter Ziffer I. dieses Planfeststellungsbeschlusses ergeht unter folgenden Vorbehal-
ten:

1. Einrichtung einer Sicherheitszone

Vor Beginn der bauvorbereitenden Ma3nahmen ist die Einrichtung einer Sicherheitszone um
das Baufeld durch das BSH im Einvernehmen mit der GDWS erforderlich. Die fur den Erlass
der Allgemeinverfigung erforderlichen Unterlagen sind gemafR der Nebenbestimmung 3.10
beim BSH einzureichen.

2. Sicherheitsleistung

Das BSH entscheidet Gber Art, Umfang und Hoéhe der Sicherheitsleistung nach MalRgabe der
Anlage zu § 58 Abs. 3 WindSeeG. Die fir die konkrete Ausgestaltung der Sicherheitsleistung
erforderlichen Unterlagen sind gemaR der Nebenbestimmung 10.5.3 beim BSH einzureichen.

3. Bauvorbereitende MaBnahmen

Die bauliche Vorbereitung der Kabeltrassen (Kolkschutz, Pre-Lay Grapnel Run, Mallinahmen
im Zusammenhang mit Out-of-Service-Kabeln) bedlrfen der vorherigen Freigabe durch das
BSH. Die fur die Freigabeentscheidung erforderlichen Unterlagen sind gemaf den Nebenbe-
stimmungen 2.3.5 und 2.4.2 und 9.2 dieses Planfeststellungsbeschlusses beim BSH einzu-
reichen.
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4. Schallschutz bei den Installationsarbeiten

Die Umsetzung der konkreten SchallschutzmalRnahmen wahrend der Installation der Funda-
mente der Windenergieanlagen bedarf der vorherigen Freigabe durch das BSH, wobei sich
das BSH die Anordnung schallschutzbezogener MalRgaben vorbehalt. Die fir die Freigabe-
entscheidung erforderlichen Unterlagen sind gemaR den Nebenbestimmungen 2.6.7, 2.6.8
und 2.6.9 dieses Planfeststellungsbeschlusses beim BSH einzureichen.

5. Parkinterne Verkabelung

Die Errichtung der parkinternen Verkabelung sowie die Errichtung von Kreuzungsbauwerken
bedarf der vorherigen Freigabe durch das BSH. Die flr die Freigabeentscheidung erforderli-
chen Unterlagen sind gemal® den Nebenbestimmungen 2.3.6 dieses Planfeststellungsbe-
schlusses beim BSH einzureichen.

6. Arbeitsschutzkonzept

Es ist ein Arbeitsschutzkonzept vorzulegen, das der Zulassung durch das BSH auf Grundlage
der Zustimmung der zustandigen Arbeitsschutzbehdérde bedarf. Das Konzept ist gemaly Ne-
benbestimmung 6.11 beim BSH einzureichen.

7. Kennzeichnung der Einrichtungen in der Bauphase

Die Errichtung der Einrichtungen bedarf der vorherigen Zustimmung zum nautischen Kenn-
zeichnungskonzept fir die Bauphase. Die flr die Zustimmung erforderlichen Unterlagen sind
gemal den Nebenbestimmungen 3.3.8, 3.3.9 und 3.3.10 dieses Planfeststellungsbeschlusses
beim BSH einzureichen.

8. Freigaben nach BSH-Standard Konstruktion

Die Errichtung der Einrichtungen bedarf der vorherigen Freigabe nach BSH-Standard Kon-
struktion (2. und 3. Freigabe). Die fur die Plausibilisierung und Erteilung der Freigaben erfor-
derlichen Unterlagen sind gemaf Nebenbestimmung 9.2 dieses Planfeststellungsbeschlusses
beim BSH einzureichen.

9. Windenbetriebsflaichen auf Windenergieanlagen

Die Inbetriebnahme der Windenbetriebsflachen auf den Windenergieanlagen bedarf der vor-
herigen Gestattung. Die fir die Gestattungsentscheidung erforderlichen Unterlagen sind ge-
maf Nebenbestimmung 4.5.3 dieses Planfeststellungsbeschlusses beim BSH einzureichen.

10. Rettungsflache auf der Umspannplattform

Die Inbetriebnahme der Rettungsflache auf der Umspannplattform bedarf der vorherigen Ge-
stattung. Die fur die Gestattungsentscheidung erforderlichen Unterlagen sind gemafl Neben-
bestimmung 4.8.4 dieses Planfeststellungsbeschlusses beim BSH einzureichen.

11. Aufnahme des Probebetriebs der Einrichtungen

Der Probebetrieb der Einrichtungen bedarf der vorherigen Zulassung des Kennzeichnungs-
konzeptes fur den Normalbetrieb im Sinne der WSV-Rahmenvorgaben und des Konzeptes zur
Beobachtung des Windparks und des angrenzenden Seeraumes (Seeraumbeobachtungskon-
zept) durch das BSH. Die fir die Zulassungsentscheidungen erforderlichen Informationen sind
gemal Nebenbestimmung 3.3.10 (Kennzeichnungskonzept) bzw. gemal Nebenbestimmung
3.4.1 dieses Planfeststellungsbeschlusses beim BSH einzureichen. Nach Zulassung beider
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Konzepte sowie nach Abschluss der Bauarbeiten ist der Abzug des Verkehrssicherungsfahr-
zeugs zulassig, wobei der Abzug ebenfalls einer Zulassungsentscheidung des BSH bedarf.

12. Aufnahme des Regelbetriebs der Einrichtungen

Der Regelbetrieb der Einrichtungen bedarf der vorherigen Betriebsfreigabe durch das BSH.
Die fur die Betriebsfreigabe erforderlichen Unterlagen sind gemafd den Nebenbestimmungen
9.5 beim BSH einzureichen.

13. Ruckbau der Einrichtungen

Der Ruckbau der Einrichtungen bedarf der vorherigen Freigabe durch das BSH. Die fir die
Freigabeentscheidung erforderlichen Unterlagen sind gemaf der Nebenbestimmung 10.5.1
beim BSH einzureichen.

lll.  Nebenbestimmungen
1. Allgemeine Bestimmungen

1.1 Dieser Planfeststellungsbeschluss ist befristet auf 25 Jahre erteilt.

1.2 Jede bau-, anlagen- oder betriebsbezogene Anderung oder Erweiterung des festge-
stellten Plans ist unverzuglich und so friihzeitig dem BSH anzuzeigen, dass das Er-
fordernis einer Zulassung geprift und bewertet und die Entscheidung vor der geplan-
ten Umsetzung getroffen werden kann. Insbesondere sind spéatestens sechs Monate
vor Baubeginn ein aktualisiertes Bauwerksverzeichnis unter Verwendung der Vorlage
des BSH sowie die jeweils zugehdérigen aktualisierten Shape-Dateien, aus denen sich
die préazisierten Positionen aller Einrichtungen ergeben, einzureichen.

Bei wesentlichen Anderungen darf grundsatzlich mit der Umsetzung der geplanten
Anderung erst nach bestandskraftiger Entscheidung des BSH begonnen werden.

1.3 Das BSH kann diesen Planfeststellungsbeschluss ganz oder teilweise aufheben,
wenn folgende MaRnahmen (Meilensteine) zu den folgenden Fristen nicht erfillt wer-
den:

1.  Einreichung der 2. Freigabeunterlagen fur die Fundamente der Windener-
gieanlagen bis spatestens zum 31.03.2025;

2. Einreichung der 3. Freigabeunterlagen fiir die Fundamente der Windener-
gieanlagen bis spatestens zum 31.12.2025

3. Nachweis gemal § 59 Abs. 2 S. 1 Nr. 3 WindSeeG, dass mit der Errichtung
der Windenergieanlagen begonnen worden ist, bis spatestens 6 Monate vor
dem verbindlichen Fertigstellungstermin fiir den Anschluss der OWP Flache
N 3.8 an das Netzanbindungssystems NOR-3-3 (§ 17d Abs. 2 Satz 3 EnWG),
somit bis zum 31.03.2026.

Die Mdglichkeiten der Verschiebung von Terminen bzw. Verlangerung von Realisie-

rungsfristen nach dem EnWG, dem WindSeeG oder anderen Gesetzen bleiben un-
berthrt.
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14

Das BSH kann diesen Planfeststellungsbeschluss ferner ganz oder teilweise aufhe-
ben, wenn Einrichtungen, die Gegenstand dieses Planfeststellungsbeschlusses sind,
wahrend eines Zeitraums von mehr als drei Jahren nicht mehr betrieben worden sind.

2. Schutz der Meeresumwelt

2.1

211

2.1.2

2.1.3

214

2.15

Umweltmonitoring

Im Hinblick auf die Auswirkungen des Vorhabens auf die Meeresumwelt ist wahrend
der Bauphase und wahrend des Betriebs (Betriebsphase) ein Monitoring auf Grund-
lage des ,Standard - Untersuchung der Auswirkungen von Offshore-Windenergiean-
lagen auf die Meeresumwelt* (StUK) durchzufiihren. Dabei ist - auch fir die folgenden
Nebenbestimmungen - die jeweils geltende Fassung anzuwenden. Das BSH behalt
sich die vorhabenspezifische Konkretisierung der durchzufihrenden Untersuchungen
und die Festlegung erforderlicher Abweichungen oder Ergdnzungen zum StUK im
Rahmen des 6kologischen Untersuchungsrahmens vor. Die mit dem UVP-Bericht ein-
gereichten Ergebnisse sind in die Darstellung und Bewertung der Ergebnisse der er-
forderlichen Folgeuntersuchungen einzubeziehen. Erganzend hierzu wird folgendes
festgelegt:

Abweichungen vom StUK/6kologischen Untersuchungsrahmen sind so rechtzeitig vor
Beginn der abweichenden Untersuchung beim BSH zu beantragen und fachlich zu
begriinden, dass eine Prifung des Antrages noch gewahrleistet werden kann.

Untersuchungen, die nicht gemaf den Festlegungen des StUK/6kologischen Unter-
suchungsrahmens durchgefiihrt werden konnten, sind dem BSH unverziglich anzu-
zeigen. Ausgefallene Umweltuntersuchungen sind grundsétzlich nachzuholen. Das
weitere Vorgehen ist mit dem BSH abzustimmen.

Die Anordnung weiterer erforderlicher Untersuchungen, inshesondere auf Basis der
Ergebnisse aus dem Monitoring oder sonstiger neuer Erkenntnisse, bleibt vorbehal-
ten. Dies schlief3t auch eine Verlangerung oder Verkiirzung der Untersuchungszeit-
raume fur das bau- und betriebsbegleitende Monitoring ein. Die Berichte und Daten
der Basisaufnahme kdnnen im Einzelfall ggf. unter Heranziehung von Daten benach-
barter Vorhaben auf Anordnung der Planfeststellungsbehorde zu aktualisieren sein,
insbesondere, wenn innerhalb des seit der Datenerhebung vergangenen Zeitraums
ein Nutzungs- und Strukturwandel stattgefunden hat oder erhebliche Veranderungen
von Standortbedingungen eingetreten sind.

Sechs Monate vor dem geplanten Beginn der Errichtung des ersten Fundamentes ist
dem BSH ein Untersuchungskonzept fir das Baumonitoring einschliel3lich der Koor-
dinaten der Untersuchungsbereiche und Positionen fur Untersuchungsgerate und Be-
probungsstellen fir die Bauphase vorzulegen.

Als Grundlage fir die Auswertung des Baumonitoring stellt die TdV entsprechend den
Vorgaben des Untersuchungsrahmens die Berichte und Daten der im Einzelfall ge-
gebenenfalls angeordneten Aktualisierung der Basisaufhahme samt Metainformatio-
nen in einem mit dem BSH abgestimmten Format zur Verflgung.
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2.1.6

2.1.7

2.1.8

2.2

221

222

Sechs Monate vor Beginn der Betriebsphase im Sinne des StUK ist dem BSH ein
vorhabenspezifisches Untersuchungskonzept flr das Betriebsmonitoring einschlief3-
lich der Koordinaten der Untersuchungsbereiche und Positionen fiir Untersuchungs-
gerate und Beprobungsstellen fir das betriebsbegleitende Monitoring vorzulegen.
Als Grundlage fir die Auswertung des Betriebsmonitoring stellt die TdV nach Ab-
schluss der Bauphase im Sinne des StUK entsprechend den Vorgaben des Untersu-
chungsrahmens die Berichte und Daten des Baumonitorings samt Metainformationen
in einem mit dem BSH abgestimmten Format zur Verfigung.

Die Habitatnutzung durch Kleinwale ist gemafR den Vorgaben des StUK wahrend der
Bauphase und wahrend des Betriebs durch den Einsatz von Porpoise Detectors
(PODs) zu erfassen. Es sind F-PODs (Full Waveform Capture Porpoise Detectors)
oder vergleichbare Geréate in Abstimmung mit dem BSH vorzusehen, die dem aktuel-
len Stand der Technik entsprechen. Parallel dazu ist in der Ubergangsphase zwi-
schen C-POD und F-POD (oder vergleichbarem Gerat) mit C-POD zu messen. Die
Ausbringung von Messgeraten in der AWZ ist nach 88 6 und 7 SeeAnlG genehmi-
gungspflichtig und mindestens 12 Wochen vor dem geplanten Ausbringungstermin
beim BSH zu beantragen.

Die jeweiligen Jahres- und Abschlussberichte und Rohdaten einschlie3lich Metainfor-
mationen aus dem Bau- und Betriebsmonitoring sind dem BSH zu im 0kologischen
Untersuchungsrahmen festgelegten Terminen und in den dort abgestimmten Forma-
ten zur Verfligung zu stellen.

Monitoring von Vogelkollisionen

Zum Monitoring von Vogelkollisionen mit WEA im OWP sind Systeme zur Kollisions-
erfassung nach dem Stand der Technik zu installieren. Die genaue Konfiguration des
Kollisionsmonitorings, etwa die Standorte, Anzahl und technische Spezifikationen der
Erfassungsgeréate, einschliellich der voraussichtlichen Dauer des Monitorings, ist
verfahrens- und standortbezogen mit dem BSH abzustimmen. Fir die Abstimmung
ist ein entsprechendes Konzept von Fachexperten zu erstellen und spatestens 12
Monate vor Beginn der Betriebsphase nach StUK einzureichen. Die Methoden des
Monitorings muissen geeignet sein, das standortspezifische Kollisionsrisiko in Rela-
tion zur standortbezogenen Zugintensitat zu interpretieren und hinsichtlich der Aus-
wirkungen von Wetterbedingungen und Betriebszustand der WEA in Beziehung zu
setzen bzw. auszuwerten. Die durch das Monitoring gewonnenen Erkenntnisse sind
dem BSH unverziglich zur Verfligung zu stellen.

Bei der jeweiligen Konfiguration des Kollisionsmonitorings sollen, soweit sie dem
Stand der Technik entsprechen, insbesondere folgende Anforderungen erfillt wer-
den:

o Es sind kombinierte Erfassungen des standortbezogenen Gesamtzuggesche-
hens, der Anzahl durch den Rotorbereich fliegender Vogel inklusive detektierter
Kollisionen von Vogeln sowie Begleitdaten zu Wetter und Betriebszustand der
WEA mit verschiedenen Systemen (z.B. mittels Radarsystemen, Kamerasyste-
men, Wettersensoren) zu wahlen.
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2.2.3

2.3
231

2.3.2

2.3.3

234

2.3.5

e Es sind geeignete Methoden hinsichtlich einer kontinuierlichen und automatisier-
ten Erfassung (Tag und Nacht), mindestens wéahrend der Hauptzugzeiten zu
wéahlen.

e Die Anzahl und Lage der Messpunkte ist so zu wahlen, dass das Artenspektrum
und die Menge der Vogel reprasentativ erfasst werden kdnnen.

e Die Erfassungssysteme mussen kalibriert und die Kalibrierung dokumentiert sein.

o Es sind, soweit sie dem Stand der Technik entsprechen, spezialisierte Vogelra-
dare zur Erfassung der Zugintensitat und der Zugphanologie einzusetzen.

Werden im Rahmen des Monitorings durch den Rotorbereich fliegende Vdgel oder

Kollisionen von Vdgeln in potenziell artenschutzrechtlich relevantem Umfang festge-

stellt, behalt sich das BSH weitere Anordnungen vor.

Parkinterne Verkabelung
Parkinterne Kabel sollen so im Meeresboden verlegt werden, dass eine Tempera-
turerhéhung von mehr als 2 Kelvin in einer Tiefe von 20 cm unterhalb der Meeresbo-
denoberflache ausgeschlossen werden kann (2K-Kriterium). Fur parkinterne Kabel,
die au3erhalb der im FEP festgelegten Gebiete verlaufen, wird fur die aul3erhalb der
Gebiete liegenden Kabelabschnitte eine Uberdeckung von mindestens 1,5 m festge-
legt.

Bei der Wahl der konkreten Verlegemethode und des konkret gewahlten Verlegege-
rates ist moglichst das umweltschonendste Verfahren anzuwenden, mit dem die im
Kabelerwarmungsgutachten ermittelte Mindestverlegetiefe gewahrleistet werden
kann.

Im Rahmen der Feintrassierung ist sicherzustellen, dass etwaige ,Marine Findlinge*
aullerhalb der Wirkzonen der Kabelverlegung der parkinternen Verkabelung liegen
[(Kabelgraben, Arbeitsstreifen und 10 m Sedimentationsraum beidseits des Arbeits-
streifens)]. Verlegeungenauigkeiten sind zu bertcksichtigen.

Bei Kabelschutzmalinahmen ist das Einbringen von Hartsubstrat auf das zur Herstel-
lung des zum Schutz der jeweiligen Anlage erforderliche Mindestmald zu reduzieren.

Als Kabelschutz sind grundsatzlich Schittungen aus Natursteinen oder inerten und
naturlichen Materialien einzusetzen. Der Einsatz von sonstigen, insbesondere Kunst-
stoff enthaltenden Kabelschutzsystemen ist nur im begriindeten Ausnahmefall zulas-
sig und auf ein Mindestmald zu begrenzen.

Stillgelegte Kabel fremder Betreiber (sog. Out-of-Service-Kabel, O0S-Kabel) sind
vorrangig auf der Vorhabenflache zu belassen.
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2.3.6

2.3.7

Sollte eine Zerschneidung des jeweiligen OOS-Kabels zur Installation der parkinter-
nen Verkabelung zwingend notwendig sein, ist das zerschnittene Kabel — soweit tech-
nisch moglich — innerhalb der Vorhabenflache vollstandig zu entfernen. Im Bereich
geschutzter Biotope ist die Entfernung auf das unbedingt erforderliche Mal3 zu be-
grenzen.

Die Kabel sind derart abzulegen und deren Enden sind derart mit Clump Weights auf
dem Meeresboden zu fixieren, dass eine Beeintrachtigung der Schifffahrt und der Fi-
scherei dauerhaft ausgeschlossen ist. Die Versiegelung des Meeresbodens muss auf
das unbedingt erforderliche Maf3 beschrankt werden; dies schlielt das Vermeiden
mehrfachen Zerschneidens ein.

Ein mehrfaches Zerschneiden ist ausnahmsweise zulassig, wenn dieses auf Grund-
lage der Umsténde des Einzelfalls aus tatsachlichen, dkologischen oder 6konomi-
schen Gesichtspunkten im Vorhabengebiet sinnvoll erscheint. Die geschnittenen Ka-
belenden sind wiederum jeweils mit Clump Weights zu fixieren.

Die geplanten MalBhahmen bediirfen der Freigabe. Dafir ist spatestens sechs Mo-
nate vor Beginn der Kabelverlegung eine detaillierte Beschreibung zu den geplanten
Malnahmen beim Schneiden bzw. der Umgang mit OOS-Kabeln einzureichen.

Die fixierten Kabelenden sind exakt einzumessen und als Shape-Dateien entspre-
chend der Vorgaben des Merkblatts ,Anforderungen an die Unterlagen fur die As-
Laid-Dokumentation sowie fir die Uberwachung von Seekabeln zu Ubermitteln. Die
Koordinaten (geographische Koordinaten in Dezimalgrad mit 7 Nachkommastellen,
geodatisches Datum WGS 84) sind fur jedes Kabel in einen gesonderten Kartenaus-
schnitt einzutragen. Fir jede Fixierung ist eine Dokumentation anzufertigen, in die As-
Laid-Dokumentation nach Nebenbestimmung 10.2.2 aufzunehmen und dem BSH zu-
sammen mit dem Kartenausschnitt zu bergeben. Die Koordinaten der fixierten Ka-
belenden sind zudem an die jeweiligen Betreiber der OOS-Kabel — sofern bekannt —
zu Ubermitteln. Die vom Meeresboden entfernten Kabel sind ordnungsgemaR an
Land zu entsorgen. Der Nachweis ist dem BSH vorzulegen.

Fur die Freigabe der parkinternen Verkabelung sind spatestens sechs Monate vor
Beginn der Kabelverlegung folgende Unterlagen einzureichen:

e Aktualisiertes 2K-Gutachten inkl. Shape Dateien (Nebenbestimmung 2.3.7),

o Kabelverlegestudie (Machbarkeitsstudie bzw. Burial Assessment Study (BAS),
Nebenbestimmung 2.3.8),

¢ Nachweis zu den Eingriffsbreiten des konkret gewéhlten Arbeitsgerates (Neben-
bestimmung 2.3.9).

Aktualisiertes 2K-Gutachten

Zum Nachweis der Einhaltung des 2K-Kriteriums nach Nebenbestimmung 2.3.1 ist
ein projektspezifisches (aktualisiertes) Kabelerwarmungsgutachten einzureichen.
Dieses enthalt, neben Angaben zu der zu erwartenden Erwarmung bei der angestreb-
ten Verlegetiefe, auch Angaben zur erforderlichen Mindestverlegetiefe, bei der das
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2.3.8

2.3.9

2.3.10

2.3.11

2.4
24.1

2K-Kriterium noch eingehalten wird. Hierzu ist auch eine Shape-Datei zu den einzel-
nen Trassenabschnitten einzureichen, die mindestens folgende Informationen ent-
halt:

e Eindeutige Bezeichnung des jeweiligen Trassenabschnitts zwischen den WEA
bzw. WEA und USP,

¢ Information zum verwendeten Leitermaterial (Cu, Al),

e GroRe der Querschnittsflache des Leitermaterials (in mm?),

o erforderliche Uberdeckungshohe im jeweiligen Trassenabschnitt zur Einhaltung
des 2K-Kriteriums.

Das BSH behalt sich ausdrucklich vor, im Rahmen der Freigabe eine tiefere Einbrin-
gung der parkinternen Verkabelung anzuordnen, soweit dies nach eingehender Pri-
fung der Unterlagen fiir die Wahrung des 2K-Kriteriums erforderlich ist.

Kabelverlegestudie (Burial Assessment Study)

In der Kabelverlegestudie (Machbarkeitsstudie bzw. BAS) ist der konkrete Ablauf der
Verlegung der parkinternen Verkabelung (insbesondere die konkret gewahlte Verle-
gemethode wie Post Lay Burial (PLB), Simultaneous Lay and Burial (SLB)) sowie die
Ergebnisse der Trassenerkundung gemal Nebenbestimmung 8.1, abgestellt auf den
tatsachlich geplanten Trassenverlauf, darzustellen. In der BAS ist auch darzustellen,
dass mit dem gewahlten Verlegegerat bei den laut den Ergebnissen der Trassener-
kundung anzutreffenden Baugrundbedingungen die Kabel der parkinternen Verkabe-
lung so tief eingespllt werden kénnen, dass das 2K-Kriterium eingehalten werden
kann.

Nachweis der der Eingriffsbreiten

Die Eingriffsbreiten des konkret gewahlten Arbeitsgerates gemaf Nebenbestimmung
2.3.2 sind durch Vorlage entsprechender Datenkennblatter mit den Geratespezifika-
tionen nachzuweisen.

Die Einhaltung der erforderlichen Mindestiiberdeckung ist dem BSH in regelmagigen
Abstanden gemaf Standard Baugrunderkundung, Teil D, hachzuweisen. Der Bericht
zur Uberwachung ist nach den Vorgaben des Merkblatts ,Anforderungen an die Un-
terlagen fir die As-Laid-Dokumentation sowie fiir die Uberwachung von Seekabeln®
zu erstellen. Insbesondere sind mogliche Unterschreitungen der erforderlichen Uber-
deckungshohe darzustellen und zu begriinden. Abweichungen von den jahrlichen
Uberwachungsintervallen sind rechtzeitig vorab beim BSH zu beantragen und unter
Beifligung einer ausreichenden Datenbasis zu begriinden.

Gegebenenfalls erforderliche Nachspilarbeiten und der Einsatz eingriffsintensiverer
Verfahren, um im Nachhinein die geforderte Uberdeckung herzustellen, sind dem
BSH rechtzeitig unter Beifligung geeigneter Unterlagen anzuzeigen und bedirfen ei-
ner gesonderten Entscheidung durch das BSH.

KolkschutzmalRnahmen (Windenergieanlagen, Plattformen)

Bei Kolkschutzmal3nahmen ist das Einbringen von Hartsubstrat auf das zur Herstel-
lung des zum Schutz der jeweiligen Anlage erforderliche Mindestmal3 zu reduzieren.
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2.4.2

2.5
251

25.2

Als Kolkschutz sind ausschlief3lich Schittungen aus Natursteinen oder inerten und
naturlichen Materialien einzusetzen.

Die fur die Freigabe der Ausbringung des Kolkschutzes erforderlichen Unterlagen
nach Nebenbestimmung 9.2 sind spatestens drei Monate vor Beginn der Kolkschutz-
arbeiten einzureichen.

Stoffliche Emissionen

Vermeidungs- und Verminderungsgebot

Emissionen sind zu vermeiden oder, soweit sie unvermeidlich sind, zu vermindern.
Hierfir sind insbesondere

(1) die Anlagen in einer Weise zu planen und umzusetzen, dass weder bei der Errich-
tung noch bei dem Betrieb oder dem Riickbau nach dem Stand der Technik ver-
meidbare Emissionen verursacht werden oder, soweit die Verursachung von Emis-
sionen unvermeidlich ist, moglichst geringe Beeintrachtigungen der Meeresumwelt
hervorgerufen werden,

(2) zum Betrieb der Anlage mdglichst umweltvertragliche Betriebsstoffe einzusetzen
und biologisch abbaubare Betriebsstoffe, soweit verfigbar, zu bevorzugen,

(3) samtliche auf der Anlage eingesetzten technischen Installationen durch bauliche
Sicherheitssysteme und SicherheitsmalRhahmen nach dem Stand der Technik so
abzusichern und so zu Uberwachen, dass Schadstoffunfalle und Umwelteintrage
vermieden werden und dass bei Schadensféllen schnellstméglich Gegenmaf3nah-
men ergriffen werden kdnnen, sowie

(4) fur Betriebsstoffwechsel und Betankungsmafinahmen organisatorische und techni-
sche VorsichtsmalRnahmen zu treffen, um Schadstoffunfalle und Umwelteintrage
Zu vermeiden.

Korrosionsschutz

Der Korrosionsschutz der Anlage muss mdglichst schadstofffrei und emissionsarm
sein.

An Grundungsstrukturen sind nach Méglichkeit Fremdstromsysteme als kathodischer
Korrosionsschutz einzusetzen.

Sollte der Einsatz von galvanischen Anoden unvermeidbar sein, ist dieser nur in Kom-
bination mit Beschichtungen an den Griindungsstrukturen zuldssig. Der Gehalt an Ne-
benbestandteilen der Anodenlegierungen, insbesondere von Zink, Cadmium, Blei,
Kupfer und Quecksilber, ist so weit wie mdglich zu vermindern. Der Einsatz von Zinka-
noden ist untersagt.

Sofern galvanische Anoden zum Einsatz kommen, sind dem BSH zum Nachweis der
Zusammensetzung (Haupt- und Nebenbestandteile inkl. der besonders umweltkriti-
schen Schwermetalle Blei, Cadmium, Quecksilber, Kupfer) zwolf Monate vor Baube-
ginn entsprechende Informationen, etwa durch Herstellerzertifikate, zu tGbermitteln.
Dem BSH sind Proben des zum Einsatz kommenden Anodenmaterials zur Verfligung
zu stellen.

Die Verwendung von Bioziden zum Schutz der technischen Oberflachen vor der uner-
wuinschten Ansiedlung von Organismen ist untersagt.
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2.5.3

254

2.5.5

2.5.6

2.5.7

2.5.8

259

Anlagenkihlung

Zur Anlagenkihlung ist ein geschlossenes Kiihlsystem einzusetzen, bei dem es nicht
zu Kihlwassereinleitungen oder sonstigen stofflichen Einleitungen in die Meeresum-
welt kommt.

Abwasser

Abwasser aus sanitaren Einrichtungen, Sanitatseinrichtungen, Kichen und Wasche-
reien ist fachgerecht zu sammeln, an Land zu verbringen und dort nach den geltenden
Bestimmungen zu entsorgen.

Olgehalt des Drainagewassers

Drainagewasser darf bei der Einleitung einen Olgehalt von 5 Milligramm je Liter nicht
Uberschreiten.

Der Olgehalt des Drainagewassers ist im Ablauf mittels Sensoren kontinuierlich zu
Uberwachen. Die mit den Sensoren gemessenen aktuellen Werte missen aus der
Ferne auslesbar sein.

Bei Uberschreiten des Grenzwerts von 5 Milligramm je Liter ist {iber den Einsatz ent-
sprechender automatischer Ventile sicherzustellen, dass das Drainagewasser nicht in
die Meeresumwelt eingeleitet wird.

Fluorierte Treibhausgase

In Schaltanlagen, Kihl- und Klimasystemen sowie Brandschutzanlagen sind Betriebs-
stoffe nach Stand der Technik einzusetzen, die kein oder ein mdglichst geringes Treib-
hausgaspotenzial besitzen. Insbesondere sind, soweit technisch umsetzbar und ver-
fugbar, Schaltanlagen ohne SF¢ einzusetzen.

Dieselgeneratoren

Auf Windenergieanlagen ist der Einsatz von Dieselgeneratoren fiir die Notstromversor-
gung zu vermeiden.

Sofern der Einsatz von Dieselgeneratoren auf Einrichtungen unvermeidbar ist, missen
die Dieselgeneratoren bezulglich der Emissionsgrenzwerte nach Stufe Ill des MARPOL
Anlage VI Regel 13 Absatz 5.1.1 oder nach Emissionsstandards, die den im MARPOL
Anlage VI Regel 13 Absatz 5.1.1 definierten Emissionsstandards entsprechen, zertifi-
ziert sein. Der entsprechende Nachweis ist gemeinsam mit der Emissionsstudie nach
Ziffer 2.5.11 einzureichen. Der eingesetzte Kraftstoff muss méglichst schwefelarm sein.

Groutverfahren und Groutmaterial

Soweit Groutverfahren eingesetzt werden sollen, muss das Groutmaterial moglichst
schadstofffrei sein. Es sind entsprechende Techniken und Vorrichtungen fir den Grou-
tvorgang (Installationsphase) einzusetzen, die einen Eintrag von Groutmaterial in die
Meeresumwelt weitestgehend mindern.

Abfall
Das Einbringen und Einleiten von Abfallen in die Meeresumwelt ist verboten. Die An-
ordnungen in den Nummern 2.5.4 und 2.5.5. bleiben unberiihrt.
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2.5.10

2511

2.5.12

2.6
26.1

2.6.2

2.6.3

Emissionsstudie

Auf Grundlage der auf der BSH-Internetseite veréffentlichten Leitlinien fur die Emissi-
onsstudie fur Offshore-Windenergieanlagen/Plattformen in der deutschen AWZ ist eine
Darstellung tber die in und an den Einrichtungen verwendeten und maéglicherweise
emittierten Stoffe nebst moglicher Alternativen sowie die bei der gewahlten Konstrukti-
ons- und Ausristungsvariante konkret auftretenden Emissionen einschlief3lich der Vor-
sichts- und Sicherheitsmalihahmen gegeniber Betriebsstoffaustritten detailliert und
nachvollziehbar zu erstellen (Emissionsstudie).

Die Emissionsstudie ist spatestens 12 Monate vor Baubeginn beim BSH einzureichen.

Abfall- und Betriebsstoffkonzept

Sechs Monate vor dem geplanten Beginn der Errichtung des OWP ist auf Grundlage
der Emissionsstudie gemalR Nebenbestimmung 2.5.10 unter Verwendung des auf der
Internetseite des BSH abrufbaren ,Rahmenkonzepts Abfall- und Betriebsstoffe fiir Offs-
hore-Windparks und deren Netzanbindungssysteme in der deutschen AWZ* ein flir den
Bau und Betrieb bindendes Konzept vorzulegen, in dem der Umgang mit Abfall- und
Betriebsstoffen umfassend und vollstandig dargestellt wird (Abfall- und Betriebsstoff-
konzept). Dieses ist fur die Dauer des Betriebes fortzuschreiben und dem BSH mit der
jeweiligen Anderung vorzulegen. Die Anderungen sind im Konzept hervorzuheben.

Schadstoffaustritte

Kommt es zu unbeabsichtigten Schadstoffaustritten, sind entsprechend Nummer 2.5.1
unverzlglich samtliche zur Verfiigung stehenden mdglichen GegenmalRnahmen zu er-
greifen, um die Emissionen einzudammen und einen weiteren Austritt in die Meeresum-
welt zu verhindern.

Der Vorfall ist dem MLZ, der zustandigen Verkehrszentrale und dem BSH unverziglich
zu melden und zusatzlich in die Tages- bzw. Wochenberichte aufzunehmen.

Schallschutz
Bei der Planung und Errichtung der Einrichtungen ist diejenige Grindungsstruktur
und Arbeitsmethode nach dem Stand der Technik zu verwenden, die nach den pro-
jektspezifischen Umstanden so gerduscharm wie méglich ist.

Dabei ist gemal den Vorgaben des Konzeptes des Bundesumweltministeriums fir
den Schutz der Schweinswale vor Schallbelastungen bei der Errichtung von Offshore-
Windparks in der deutschen Nordsee von 2013 durch die Verwendung von schallmi-
nimierenden und schallverhitenden Mafinahmen nach Stand der Wissenschaft und
Technik sicherzustellen, dass die Schallemission (Breitband Einzelereignispegel
SELO5) in einer Entfernung von 750 m den Wert von 160 Dezibel (dB re 1 yPa? s)
und der Spitzenschalldruckpegel den Wert von 190 Dezibel (dB re 1 yPa) nicht Gber-
schreitet.

Die effektive Rammzeit pro Pfahl soll 180 Minuten bei Monopfahlinstallationen bzw.
140 Minuten bei Jacketinstallationen nicht Uberschreiten. Dies schlief3t die Vergra-
mung mittels eines konfigurierbaren Systems, wie z.B. FaunaGuard oder APD (A-
coustic Porpoise Deterrent), die Soft-Start Prozedur sowie die Ermittlung der Vertika-
litat und die Rammung bis Endtiefe ein.
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2.6.4

2.6.5

Zur Vermeidung und Verminderung von kumulativen Auswirkungen durch stérungs-
auslosende Schalleintrage in Habitaten der deutschen AWZ der Nordsee hat die Tra-
gerin des Vorhabens ihre Baustellenaktivititen mit weiteren zeitgleich in der Errich-
tung befindlichen Vorhaben anderer Vorhabentrager derart zu koordinieren, dass die
schallintensiven Bautatigkeiten nach Mdglichkeit nicht in einem zeitlichen und raum-
lichen Zusammenhang stattfinden. Fur die Bestimmung der Betroffenheit einer Flache
durch stérungsausldsende Schalleintrage gelten die Annahmen des BMU-Schall-
schutzkonzepts zur Berechnung der Storradien.

Es ist mit der erforderlichen Sicherheit zu gewahrleisten, dass zu jedem Zeitpunkt
nicht mehr als 10 % der Flache der deutschen AWZ der Nordsee und nicht mehr als
10 % eines FFH-Gebiets von stérungsauslésenden Schalleintrdgen aufgrund von
schallintensiven Rammarbeiten fir die Griindung der Pfahle betroffen sind. Schaller-
eignisse verschiedener Schallquellen sind kumuliert zu betrachten. Kumuliert werden
die Flachen der Storradien aller Vorhaben, in denen die Bauphase fir die Funda-
mente des Vorhabens bereits begonnen wurde und noch nicht abgeschlossen ist.

In der sensiblen Zeit des Schweinswals von 1. Mai bis zum 31. August ist darlber
hinaus mit der erforderlichen Sicherheit zu gewahrleisten, dass

e nicht mehr als 1 % eines FFH-Gebietes mit der besonderen Funktion als Auf-
zuchtgebiet fir Schweinswale durch stérungsausldsende Schalleintrage aus
den kumulierten Stoérradien aufgrund von schallintensiven Rammarbeiten fiir die
Grindung der Pfahle betroffen ist.

¢ Nicht mehr als 1 % des Hauptkonzentrationsgebietes der Schweinswale im
Sinne des BMU-Schallschutzkonzepts durch die kumulierten Storradien tberla-
gert wird.

Es ist ein Schallschutzkonzept einzureichen, welches auf folgende Parameter abge-
stimmt sein muss:

o die konkret gewahlten Griindungsstrukturen,

¢ den geplanten Errichtungsprozess,

e die gewahlte Arbeitsmethode,

o die Standortbedingungen,

e die vorgesehenen schallminimierenden und/oder schadensverhitenden Mal3-
nahmen,

o die aktuelle Schallprognose (inklusive des zu erwartenden Frequenzspekt-
rums) sowie

e die Eignung der Schallminderungssysteme zur Minderung des emittierten
Schalls nach Stand der Wissenschaft und Technik.

Die Auswahl der einzelnen Parameter ist im Schallschutzkonzept jeweils zu begrin-
den. Die aktuelle Schallprognose hat die konkret gewahlten Grindungsstrukturen und
den geplanten Errichtungsprozess zu bertcksichtigen. Sowohl das Schallschutzkon-
zept als auch die Schallprognose sind dem BSH spéatestens 12 Monate vor Baube-
ginn zur Uberprifung einzureichen.
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2.6.6

2.6.7

2.6.8

Rechtzeitig vor Baubeginn sind die ausgewahlten Schallminderungsmaflinahmen
nach Stand der Wissenschaft und Technik unter vergleichbaren Offshore-Bedingun-
gen zu erproben, soweit sie noch nicht als Stand der Technik gelten und noch nicht
in vergleichbarer Weise erprobt worden sind. Das Konzept der Erprobung ist dem
BSH spéatestens 12 Monate vor Baubeginn vorzulegen. Die Dokumentation der Er-
gebnisse und die Beachtung der Schallschutzwerte stellen eine der Voraussetzungen
fur die Erteilung der 3. Freigabe dar.

Spéatestens sechs Monate vor Baubeginn ist dem BSH ein Umsetzungsplan der kon-
kret gewahlten schallminimierenden und schallverhiitenden Mal3nahmen, die im Rah-
men des Schallschutzkonzeptes vorgesehen sind, zur Zustimmung einzureichen, der
u.a. eine detaillierte technische Beschreibung der MalRnahmen einschlief3lich Method
Statements, Verfahrensanweisungen hinsichtlich der Kommunikation und Ausfiih-
rung im Offshore-Baubetrieb sowie eine Beschreibung der Untersuchungen zur Uber-
wachung der Effektivitat der geplanten Mal3nahmen enthalten muss.

Fur die Durchfiihrung der Schallmessungen ist ein Messkonzept zur Prifung der Ef-
fektivitat der MaRnahmen zu erstellen und zusammen mit dem Schallschutzkonzept
spatestens 12 Monate vor Baubeginn einzureichen. Bei der Aufstellung des Mess-
konzeptes sind die ,Messvorschriften fur Unterwasserschallmessungen® von 2011
bzw. 2013 des BSH und die ISO Norm 18406:2017 zu beachten. Die Unterwasser-
schallmessungen sind durch ein dafiir akkreditiertes Messinstitut durchzufiihren.

Wahrend der Durchfiihrung der schallintensiven Arbeiten sind Messungen des Unter-
wasserschalls in Entfernungen von 750 m und 1500 m zur Rammstelle sowie im
nachstgelegenen Schutzgebiet vorzunehmen und wie in den oben genannten Mess-
vorschriften vorgesehen zu dokumentieren und zu analysieren.

Schadensverhitende und schallminimierende MalRnahmen sind wahrend der Arbei-
ten durch den Einsatz von temporar ausgebrachten Schweinswaldetektoren — PODs
oder vergleichbare Systeme — auf ihre Effizienz hin zu Gberprifen. Soweit PODs ein-
gesetzt werden, ist eine parallele Erfassung mittels C-PODs und F-PODs bzw. ver-
gleichbaren Geraten nach aktuellem Stand der Technik nach Abstimmung mit dem
BSH vorzusehen.

Die Wirksamkeit der zum Einsatz kommenden Schallminderungssysteme ist gemaf}
der Anleitung des BSH ,Messvorschrift zur Bestimmung der Wirksamkeit von Schall-
minderungssystemen“ und der DIN SPEC 45653:2017 zu bestimmen.

Der Hintergrundschall ist kurz vor Baubeginn (in der Regel zwei Wochen vor Baube-
ginn) sowie der baubedingte Schalleintrag durch Bauschiffe und Rammarbeiten ist
wahrend der Bauarbeiten (in der Regel bis vier Wochen) zu messen. Die Positionen
zur Erfassung des Hintergrundschalls sind mit dem BSH abzustimmen und in einem
Hintergrundschallmesskonzept parallel zum Umsetzungsplan spatestens 6 Monate
vor Baubeginn einzureichen.
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2.6.9

2.6.10

2.6.11

2.6.12

2.7
2.7.1

2.7.2

2.7.2.1

Uber die geplanten Zeitablaufe ist dem BSH eine Ubersicht (Bauablaufplan) spates-
tens zwei Monate vor Beginn der geplanten Errichtung des ersten Fundamentes vor-
zulegen. Bei der Erstellung sind insbesondere die Zeitplane weiterer Bauvorhaben
mit stérungsauslésendem Rammschall zu bericksichtigen und darzustellen. Der ei-
gene Bauablaufplan ist gegebenenfalls anzupassen. Abweichungen von diesem Zeit-
plan sind dem BSH anzuzeigen.

Das BSH behalt sich vor, die Zeitablaufe bei den Bauarbeiten benachbarter Vorhaben
zu koordinieren sowie eine temporare Einstellung der Errichtung anzuordnen, sofern
keine andere MalRnahme zur Abwendung der Gefahr fur die Meeresumwelt erfolgver-
sprechend ist.

Die Durchfiihrung der Malinahmen und der Messungen geméafd dem mit dem BSH
abgestimmten Umsetzungsplan der SchallschutzmaRnahmen sind zu dokumentieren
und fur eine noch abzustimmende Zahl von Fundamenten unverziglich nach Ab-
schluss der Arbeiten, spatestens jedoch 24 Stunden nach Beendigung der Rammar-
beiten eines Pfahls in Form eines Kurzberichtes dem BSH einzureichen. Die Intervalle
und Formate, in denen Messberichte und Messergebnisse in der Folge Ubermittelt
werden, sind in das Messkonzept im Umsetzungsplan zu integrieren.

Das BSH behélt sich im zeitlichen Zusammenhang mit der Erteilung der 3. Freigabe
vor, ggf. Anpassungen bzw. Ergdnzungen der Messungen und der Schallschutz-,
Schallminimierungsmafinahmen anzuordnen.

Es ist diejenige Anlagenkonstruktion zu wahlen, die nach dem Stand der Technik so
betriebsschallarm wie mdglich ist.

Eingriffsregelung (88 13 ff. BNatSchG)

Zum Ausgleich der unvermeidbaren Beeintrachtigungen des Landschaftsbildes wird
eine Ersatzgeldzahlung von 496.128,23 EUR angeordnet. Die Zahlung ist vor der Er-
teilung der 3. Freigabe an das Bundesministerium fir Umwelt, Naturschutz, nukleare
Sicherheit und Verbraucherschutz zu leisten.

Fir den Fall, dass im Laufe der Betriebsdauer des Windparks die Ausiibung der Fi-
scherei in der Sicherheitszone nach 8§ 53 des Windenergie-auf-See-Gesetzes (Wind-
SeeG) vom 13. Oktober 2016 (BGBI. | S. 2258, 2310) Uber das in § 15 Abs. 1 Nr. 1
Bundeskompensationsverordnung (BKompV) vom 14. Mai 2020 (BGBI. | S. 1088)
zulassige Malf3 hinaus erlaubt wird, ist die TdV verpflichtet, die durch die Errichtung
und den Betrieb des Windparks entstehenden unvermeidbaren Beeintrdchtigungen
der Schutzguter Biotope und Boden einschlie3lich der darin vorkommenden Pflanzen
und Tiere als auch der Schutzgiter Wasser und Luft durch Mafinahmen des Natur-
schutzes und der Landschaftspflege auszugleichen oder zu ersetzen.

Dazu hat die TdV binnen 3 Monaten nach Inkrafttreten einer Regelung, mit der die
Fischerei in der Sicherheitszone des Windparks Uber das in §15 Abs. 1 Nr. 1
BKompV zulassige Mal3 hinaus erlaubt wird, der Planfeststellungsbehdrde eine Be-
wertung des Eingriffs in die Schutzgiter Biotope und Boden einschliel3lich der darin
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2.7.2.2

2.7.2.3

2.7.24

2.7.3

2.8

3.

3.1
3.1.1

vorkommenden Pflanzen und Tiere als auch der Schutzguter Wasser und Luft und
ein Kompensationskonzept einzureichen.

Die Bewertung des Eingriffs ist nach den Vorgaben der BKompV vorzunehmen.

Das Kompensationskonzept enthalt mindestens Angaben tber die Durchfiihrbarkeit
einer oder mehrerer Realkompensationsmaflinahmen, sich daraus ergebende Kos-
ten, die konkret beabsichtigte RealkompensationsmalRnahme und einen nachvoll-
ziehbaren Zeitplan fir die Durchfihrung der MaRnahmen. Das Kompensationskon-
zept kann auch einen Antrag auf Anerkennung einer nach §56a Abs. 1,
Abs. 2 BNatSchG bevorrateten KompensationsmafRnahme oder auf Ubertragung der
Verantwortung fur die Ausfiihrung, Unterhaltung und Sicherung der Ausgleichs- und
Ersatzmalnahmen auf Dritte mit befreiender Wirkung nach 8§ 56a Abs. 3 BNatSchG
enthalten.

Das Kompensationskonzept ist mit der Planfeststellungsbehtérde und dem Bundes-
amt fur Naturschutz sowie der GDWS abzustimmen. Die Kompensationsmal3nahmen
von der Planfeststellungsbehérde im Benehmen mit dem Bundesamt fur Naturschutz
(sowie der GDWS) angeordnet.

Ergibt die Prufung der Unterlagen nach 2.7.2.1, dass die Beeintrachtigungen nicht
ausgeglichen oder ersetzt werden kénnen, ordnet die Planfeststellungsbehérde nach
MalRgabe von § 15 Abs. 6 BNatSchG eine Ersatzzahlung an.

Sonstige Auswirkungen auf die Meeresumwelt

Es ist durch geeignete Malinahmen daflr Sorge zu tragen, dass von den Einrichtun-
gen, wahrend ihrer Errichtung und ihres Betriebes sowie Riickbau keine erheblichen
Auswirkungen auf die Avifauna ausgehen. Insbesondere sind Auswirkungen wie An-
lockeffekte sowie Stdrungen durch Lichtemissionen/-reflexionen soweit wie mdglich
zu vermeiden.

Sicherheit und Leichtigkeit des Schiffsverkehrs
Allgemeine Vorgaben

Die Einrichtungen sowie ihre technischen und baulichen Nebeneinrichtungen missen
bis zu ihrer Entfernung aus dem Seegebiet nach dem — jeweils geltenden — Stand der
Technik und im Einklang mit den folgenden behdrdlichen Regelwerken und BSH-
Standards mit Systemen ausgestattet sein, die die Sicherheit des Schiffsverkehrs ge-
wabhrleisten:

- WSV-Rahmenvorgaben ,Kennzeichnung Offshore-Anlagen® (kurz: ,WSV-Rah-
menvorgaben®, derzeitiger Stand: 01.07.2019, Version 3.0),

- Richtlinie ,,Offshore Anlagen zur Gewahrleistung der Sicherheit und Leichtigkeit
des Schiffsverkehrs® (kurz ,WSV-Richtlinie®, derzeitiger Stand 01.07.2021, Ver-
sion 3.1,

- BSH-Standard Konstruktion,

- BSH-Standard Luftfahrt (SOLF).
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3.1.2

3.1.3

3.2
3.2.1

3.2.2

3.2.3

3.3
3.3.1

Die fachgerechte Umsetzung der Kennzeichnung aller Einrichtungen muss durch eine
akkreditierte Zertifizierungsstelle gemanR WSV-Rahmenvorgaben geprift und nach-
gewiesen werden.

Vor Aufnahme des Wirkbetriebes der technischen Sicherheitssysteme ist der GDWS
Gelegenheit zu geben, die Einhaltung der schifffahrtspolizeilichen Auflagen zu tber-
prufen. Dies ist mit der GDWS im Vorwege rechtzeitig abzustimmen.

Ausfélle oder Stérungen der technischen Sicherheitssysteme (u.a. Schifffahrtshinder-
niskennzeichnung, Seeraumbeobachtung etc.) sind unverziglich an die zustandige
Verkehrszentrale, der Verkehrszentrale Wilhelmshaven, bzw. an die zustandige
Stelle der Deutschen Marine, dem Marinekommando, zu melden und dem BSH nach-
richtlich anzuzeigen. Ausfalle und Stérungen der vorgenannten Systeme sind von der
TdV unverziglich zu beseitigen. Die Beseitigung ist gegentiber den vorgenannten
Stellen unverzuglich zu bestétigen.

Die Ausbringung von Festmachetonnen ist rechtzeitig vorher, spatestens 4 Wochen
vor Ausbringung, anzuzeigen.

Bautechnische Sicherheitsanforderungen

Die Einrichtungen muissen in einer Weise konstruiert sein bzw. errichtet werden, dass
weder bei der Errichtung noch bei dem Betrieb nach dem Stand der Technik vermeid-
bare Emissionen von Licht zu einer Beeintrachtigung der Sicherheit und Leichtigkeit
des Schiffsverkehrs eintreten oder — soweit diese durch Sicherheitsanforderungen
des Schiffsverkehrs geboten und unvermeidlich sind — méglichst geringe Beeintrach-
tigungen hervorgerufen werden; dies schlief3t bei Errichtung und Betrieb eingesetzte
Fahrzeuge mit ein.

Die Konstruktion der Einrichtungen muss so erfolgen, dass der Schiffskdrper im Fall
einer Schiffskollision so wenig wie moglich beschadigt wird. Dabei sind die Anforde-
rungen des BSH-Standards Konstruktion zu bericksichtigen. Zum Nachweis des Kol-
lisionsverhaltens der Unterstrukturen der Einrichtungen ist spatestens 12 Monate vor
dem jeweils geplanten Errichtungszeitpunkt eine vorhabenspezifische Kollisionsana-
lyse einzureichen, die auf die zu diesem Zeitpunkt konkret festgelegte Unterstruktur
bezogen ist.

Im Zusammenhang mit Bau und Betrieb der Einrichtungen dirfen keine elektromag-
netischen Wellen erzeugt werden, die geeignet sind, Ubliche Navigations- und Kom-
munikationssysteme sowie Frequenzbereiche der Korrektursignale in ihrer Funktions-
fahigkeit zu stéren.

Kennzeichnung der Einrichtungen
Grundsatzlich sind die Einrichtungen zur Gewahrleistung der Sicherheit des Schiffs-
verkehrs nach dem Stand der Technik und nach Mafl3gabe der WSV-Rahmenvorga-
ben sowie Richtlinie zu kennzeichnen.

Die signifikanten peripheren Strukturen des Windparks (Significant Peripheral Struc-
tures, SPS) im Sinne der IALA Guideline G1162 sind mit der Kennung Ubr. (3) gelb,
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3.3.2

3.3.3

3.34

3.3.5

3.3.6

3.3.7

3.3.8

16 Sekunden, 5 sm Nenntragweite synchron zu befeuern. Die ubrigen aul3enliegen-
den Windenergieanlagen sind mit der Kennung Blz. gelb, 4 Sekunden, Nenntragweite
5 sm zu befeuern. Die Feuer missen den WSV-Rahmenvorgaben entsprechen.

Jede Einrichtung des Windparks ist mit einer Beleuchtung der Beschriftung zu verse-
hen, welche durch eine selbst leuchtende inverse Kennzeichnung, tber Anstrahlung
der Tageskennzeichnung oder hinterleuchtete Tafelzeichen erfolgt. Die Ausflihrung
der Beleuchtung der Beschriftung muss den Anforderungen der WSV-Rahmenvorga-
ben entsprechen.

Die Nachtkennzeichnung als Schifffahrtshindernis sowie die Befeuerung der Beschrif-
tung sind grundsatzlich in einer Hohe zwischen 10 und 25 m Uber HAT (Highest Ast-
ronomical Tide) anzubringen. Sofern dies zur Vermeidung von Seeschlag erforderlich
ist, darf die Befeuerung in mehr als 25 m tber HAT angebracht werden.

Jede Einrichtung des Windparks ist in einem Bereich von 0 m bis 15 m tber HAT, bei
einer hoheren vertikalen Anbringhthe der Befeuerung aber bis zu deren Hohe, mit
einem gelben Anstrich nach WSV-Rahmenvorgaben zu versehen. Innerhalb dieses
Bereiches sind alle Anlagenteile — einschlieBlich der Sekundarstrukturen (sog. ,se-
condary steel®) — in verkehrsgelb (RAL 1023) anzustreichen. Fir die Aufsichtfarbe
sind die Bestimmungen der WSV-Rahmenvorgaben sowie die Vorgaben der CIE-
Empfehlung ,039.2-1983 for Surface Colours for Visual Signalling“ einzuhalten.

Jede Einrichtung des Windparks ist zu beschriften. Die Beschriftung enthalt die (ggf.
abgekiirzte) Bezeichnung des Windparks aus bis zu drei Zeichen und die Nummer
der Windenergieanlagen in ein- oder zweireihiger Rundumanordnung drei- oder vier-
fach. Art, Anordnung und Abfolge der Schriftzeichen mussen Abschnitt 4.3.1. der
WSV-Richtlinie entsprechen und im Kennzeichnungskonzept dargestellt werden. Die
Ausfuhrung der Beschriftung muss den WSV-Rahmenvorgaben entsprechen.

Die Eckpositionen des Windparks bzw. weitere SPS sind mittels AlS-Geréatetyp 3
(Type 3 AIS AtoN Station) gemaf der Recommendation R0126 der IALA sowie ge-
maf den Anforderungen der WSV-Rahmenvorgaben zu kennzeichnen. Die Bezeich-
nungen der AlS-Positionen (AlS-Message 21) sind auf Vorgabe der GDWS im Kenn-
zeichnungskonzept darzustellen. Fir den Betrieb der AlS-AtoN-Kennzeichnung ist
eine Frequenzzuteilung bei der Bundesnetzagentur rechtzeitig zu beantragen.

Die Sichtbarkeit von Schifffahrtszeichen und deren Befeuerung darf nicht verdeckt
oder eingeschrankt und ihre Kennungen durfen nicht verfalscht werden. Dies muss
durch geeignete MafRnahmen ausgeschlossen werden.

Die visuelle und ggf. funktechnische Kennzeichnung wahrend der Bauphase ist in
einem Kennzeichnungskonzept fir die Bauphase unter Berticksichtigung der WSV-
Richtlinie in nautisch-funktionaler Hinsicht zu beschreiben und dem BSH zur Weiter-
leitung an die GDWS rechtzeitig vor Baubeginn, mindestens jedoch zwdlf Monate
vorher, vorzulegen. Im Kennzeichnungskonzept Bauphase sind neben der Behelfs-
kennzeichnung der Anlagen, der Absicherung der Baustelle mit Schifffahrtszeichen
sowie einer etwaigen AIS-AtoN-Kennzeichnung auch die Meldewege zur WSV bei
Stérungen sowie geeignete Mallnahmen zur Behebung von Stérungen darstellen. Es
ist ein Punkt-Shape-Datei in WGS 84 der Baufeldbetonnung, das neben der reinen
Koordinate der Baufeldbetonnung als Attribut auch die Schiffskennzeichnung der
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3.3.9

3.3.10

3.3.11

3.3.12

3.3.13

3.3.14

Tonne beinhaltet, einzureichen. Das Kennzeichnungskonzept Bauphase unterliegt ei-
nem Zustimmungsvorbehalt durch die GDWS. Mit der Errichtung der Windenergiean-
lagen darf erst begonnen werden, wenn die Zustimmung der GDWS zum Kennzeich-
nungskonzept Bauphase vorliegt.

Nach der Zustimmung der GDWS zum Kennzeichnungskonzept Bauphase ist ein
Umsetzungsplan fur die Baustellenkennzeichnung zu erstellen. Auf Verlangen der
GDWS ist der Umsetzungsplan vorzulegen und bei Bedarf von einer Zertifizierungs-
stelle geman” WSV-Rahmenvorgaben zu prifen. Einzelheiten hinsichtlich der amtli-
chen Bekanntmachung der Bauarbeiten bzw. des Baugebietes sind mit dem 0rtlich
zustandigen Wasserstral3en- und Schifffahrtsamt Weser-Jade-Nordsee abzustimmen
und dem BSH mitzuteilen.

Die TdV hat zur Festlegung aller fiir das Vorhaben erforderlichen Kennzeichnungen
des Windparks ein Kennzeichnungskonzept fir den Normalbetrieb unter Berticksich-
tigung der WSV-Richtlinie in nautisch-funktionaler Hinsicht spatestens zwélf Monate
vor geplanter Errichtung beim BSH zur Weiterleitung an die GDWS einzureichen. Das
Kennzeichnungskonzept flr den Normalbetrieb unterliegt einem Zustimmungsvorbe-
halt durch die GDWS.

Nach Zustimmung der GDWS zum Kennzeichnungskonzept fir den Normalbetrieb
hat die TdV auf der Grundlage dieses Kennzeichnungskonzeptes einen Umsetzungs-
plan zu erarbeiten. Dieser hat alle technischen und organisatorischen Aspekte ent-
sprechend den funktionalen Anforderungen des Kennzeichnungskonzeptes zu be-
riicksichtigen und ist unter Beriicksichtigung der WSV-Rahmenvorgaben von einer
akkreditierten Zertifizierungsstelle zu prifen und zu testen. Nach positiver Priifung
des Umsetzungsplans durch die Zertifizierungsstelle ist das Zertifikat fur die Pla-
nungsphase (K-P-U) dem BSH zur Ubermittlung an die GDWS vorzulegen. Die Vor-
lage des Zertifikats fiir die Planungsphase (K-P-U) beim BSH zur Ubermittlung an die
GDWS hat spatestens 6 Wochen vor geplanter Errichtung der Einrichtungen zu erfol-
gen und ist u.a. notwendige Voraussetzung fir die Erteilung der 3. Freigabe fiur die
Bauarbeiten auf See.

Die Realisierung der Kennzeichnung fir den Normalbetrieb ist gemafl Umsetzungs-
plan durchzufihren und durch eine akkreditierte Zertifizierungsstelle gemanR WSV-
Rahmenvorgaben zu begleiten sowie Uber die zu erstellenden Prifprotokolle zu be-
statigen. Zum Nachweis Uber die erfolgreiche Realisierung der Kennzeichnung ftr
den Normalbetrieb ist das Zertifikat fir die Realisierungsphase (K-R-U) dem BSH
rechtzeitig — mindestens vier Wochen vor Inbetriebnahme — zur Ubermittlung an die
GDWS vorzulegen. Die Vorlage des Zertifikats K-R-U ist u.a. notwendige Vorausset-
zung fur die Betriebsfreigabe des Vorhabens.

Sobald die Kennzeichnung betriebsbereit ist, ist sie in Betrieb zu nehmen. Mit der
Deinstallation der wahrend der Bauphase vorzuhaltenden Behelfskennzeichnung der
Einrichtungen darf dann begonnen werden, wenn dem BSH das Zertifikat ,K-R-U"
vorgelegt wurde.

Wahrend des Normalbetriebs der Kennzeichnung sind regelméRige Prufungen und
Tests von einer akkreditierten Zertifizierungsstelle gemafls WSV-Rahmenvorgaben
unter Berlcksichtigung des Umsetzungsplans durchzuftihren. Die Zertifikate fur die
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3.3.15

3.3.16

3.4
34.1

3.4.2

3.4.3

3.4.4

3.4.5

Normalbetriebsphase (K-N-U) sind dem BSH in den im Umsetzungsplan vorgegebe-
nen Intervallen zur Ubermittlung an die GDWS vorzulegen.

Die AlS-Kennzeichnung muss gemal den WSV-Rahmenvorgaben eine Verflgbar-
keit von mindestens 99,75 % Uber einen Betrachtungszeitraum von drei Jahren ge-
wabhrleisten. Die visuelle Kennzeichnung muss gemal den WSV-Rahmenvorgaben
eine Verfligbarkeit von tber 99,0 % Uber einen Betrachtungszeitraum von drei Jahren
aufweisen. Die tats&chlich erzielten Verfugbarkeiten sind gemaR den WSV-Rahmen-
vorgaben jahrlich Uber die Vorlage einer Stor- und Ausfallstatistik gegentiber dem
BSH nachzuweisen.

Falls weitere Vorhaben unmittelbar angrenzend vor oder nach Realisierung des ge-
genstandlichen Projekts errichtet oder zurtickgebaut werden, ist die Kennzeichnung
fur den Normalbetrieb sowie die Kennzeichnung mit Sonar-Transpondern entspre-
chend anzupassen. Das Kennzeichnungskonzept fiir den Normalbetrieb und der Um-
setzungsplan sind entsprechend der gesamten Bebauungssituation im Verkehrsraum
zu uberarbeiten und dem BSH als Grundlage fir die Entscheidung vorzulegen, wel-
che TdV zur Durchfiihrung entsprechender MalZnahmen einschlief3lich der Installation
und/oder Deinstallation von Kennzeichnungen verpflichtet wird.

Seeraumbeobachtung

Es ist ein Konzept zur Beobachtung des Windparks und des angrenzenden Seerau-
mes zum Zwecke des Eigenschutzes des Vorhabens bzw. zwecks Vermeidung einer
Beeintrachtigung der Sicherheit und Leichtigkeit des Schiffsverkehrs, d.h. vor allem
zur Unfallpravention zu entwickeln. Das Seeraumbeobachtungskonzept und die dar-
aus resultierenden MaRnahmen mussen den Vorgaben des ,Offshore-Windenergie-
Sicherheitsrahmenkonzept® und der ,Durchfihrungsrichtlinie Seeraumbeobachtung®
des BMDV in ihrer jeweils giiltigen Fassung entsprechen. Das Seeraumbeobach-
tungskonzept ist spatestens sechs Monate vor geplantem Baubeginn beim BSH zur
Weiterleitung an die GDWS einzureichen. Es ist regelméaRig zu evaluieren und bei
Bedarf fortzuschreiben und in jeder Fortschreibung der GDWS zur Zustimmung vor-
zulegen.

Die Seeraumbeobachtung ist auf technischer, personeller und operativer Ebene ge-
mal den Festlegungen des zugelassenen Seeraumbeobachtungskonzeptes umzu-
setzen.

Teil der Seeraumbeobachtung muss eine AlS-basierte Beobachtung der Umgebung
des Vorhabens sein, die eine rechtzeitige Erkennung von Schiffen ermoglicht, die mit
den Einrichtungen des Vorhabens zu kollidieren drohen.

Ausfalle oder Stérungen der Seeraumbeobachtung sind von der TdV unverziglich an
die zustandige Verkehrszentrale der WasserstraRen- und Schifffahrtsverwaltung des
Bundes und dem BSH zu melden und unverziiglich zu beseitigen. Die Beseitigung ist
gegeniber den vorgenannten Stellen unverziglich zu bestatigen.

Die Durchfuhrung einer vorhabenbezogenen Seeraumbeobachtung ist dann entbehr-
lich, wenn soweit und solange auf den betroffenen Verkehrsflachen eine hinreichende
Seeraumbeobachtung in Form einer Gemeinschaftsldsung umgesetzt wird und die
TdV sich daran beteiligt.
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3.5
351

3.5.2

3.5.3

354

355

Bereitstellung Schleppkapazitat

Ein fur Schleppeinsatze geeignetes Fahrzeug ist ab dem in Nebenbestimmung 3.5.2
genannten Zeitpunkt stéandig auf einer geeigneten Bereitschaftsposition im Umfeld
des Vorhabens vorzuhalten. Die Verpflichtung tritt zu dem Zeitpunkt ein, wenn unter
Bertcksichtigung der Ergebnisse einer aktualisierten Risikoanalyse eine abstrakte
Gefahrdungslage abgewendet werden muss. Dies ist dann der Fall, wenn die kumu-
lative Eintrittswahrscheinlichkeit einer Kollision Schiff — Hochbau im Verkehrsraum
des Vorhabengebiets den Grenzwert von einem Ereignis in genau 100 Jahren uber-
steigt (kumulative Kollisionswiederholperiode sinkt unter 100 Jahre).

Das BSH legt auf der Grundlage der in diesem und in folgenden Verfahren einge-
reichten, sowie ggf. von behordlicherseits beauftragen Risikoanalysen, fir alle Vor-
haben im Verkehrsraum einheitlich die genaue Bedingung (etwa Anzahl der errichte-
ten Anlagen oder mit Sicherheitszonen umgebene Flache) fest, bei welcher der Be-
bauungsgrad den Grenzwert Giberschreitet. Es wird darauf hingewiesen, dass die Ver-
pflichtung zur Bereitstellung eines Notschleppers bei Eintreten der Bedingung alle
Vorhaben im Verkehrsraum trifft.

Zur Abschatzung des Zeitpunktes des Inkrafttretens der Verpflichtung zu Nebenbe-
stimmung 3.5.1 hat die TdV auf Aufforderung des BSH eine aktualisierte Risikoana-
lyse einzureichen, die insbesondere auch eine Kumulativbetrachtung unter Bertick-
sichtigung der dann aktuellen Bebauungslage im umgebenden Verkehrsraum und die
dann geltenden Bereitschaftspositionen im Notschleppkonzept enthélt. Bei der Be-
trachtung der kumulativen Auswirkungen enthélt die Risikoanalyse eine Aussage dar-
Uber, ab welchem Schwellenwert der Bebauung (der Anzahl der errichteten Anlagen
und der mit Sicherheitszonen umgebenen Flache) mit einer Uberschreitung des
Grenzwertes zu rechnen ist.

Das Schleppfahrzeug muss fir den Einsatzzweck geeignet sein. Neben weiteren An-
forderungen ist jedenfalls ein ausreichender Pfahlzug, eine ausreichend hohe Mandv-
rierfahigkeit, eine ausreichend hohe Geschwindigkeit sowie Hochseetauglichkeit er-
forderlich. Die fur den Einsatzzweck erforderlichen konkreten technischen Anforde-
rungen an das Fahrzeug, seine genaue Einsatzposition und die fuir den Einsatzzweck
erforderlichen Anforderungen an den Betrieb sind auf Vorgabe der GDWS in einem
Konzept ,Schleppkapazitat* darzustellen. Das Konzept Schleppkapazitat unterliegt —
auch in jeder Fortschreibung — einem Zustimmungsvorbehalt der GDWS und ist min-
destens neun Monate vor praktischer Umsetzung der Verpflichtung beim BSH einzu-
reichen.

Die Vorhaltung einer vorhabenbezogenen Schleppkapazitat ist dann entbehrlich,
wenn und soweit anderweitige — und im Sinne der Risikoanalyse sowie unter Beriick-
sichtigung der Nebenbestimmung 3.5.3 ausreichende — Schleppkapazitat vorhanden
ist und die TdV sich an deren Vorhaltung beteiligt. Sollte die gemeinschaftliche
Schleppkapazitat eingestellt werden oder den Anforderungen der Nebenbestimmung
3.5.3 nicht mehr entsprechen, lebt die eigene Verpflichtung der TdV vollumfanglich
wieder auf.
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3.6
3.6.1

3.6.2

3.7
3.7.1

3.7.2

3.7.3

3.7.4

Melde- und Berichtspflichten wahrend der Bauphase
Spéatestens vier Wochen vor Beginn der Bauarbeiten auf See bzw. vor ggf. erforder-
lichen bauvorbereitenden Mal3nahmen sind erstmals

o dem Bundesamt fur Seeschifffahrt und Hydrographie,

o dem ortlich zustandigen WasserstralRen- und Schifffahrtsamt Weser-Jade-Nord-
see und

o dem Seewarndienst Emden

die voraussichtliche Dauer und die Beendigung der einzelnen Arbeiten und Name,
Rufzeichen und Nationalitat der eingesetzten Arbeitsfahrzeuge und -gerate bekannt
zu geben. Gleichzeitig Ubermittelt die TdV die Koordinaten der Baufeldbetonnung an
das BSH sowie an das zustandige WasserstralRen- und Schifffahrtsamt zwecks Her-
ausgabe einer Bekanntmachung fur Seefahrer (BfS).

Die Angaben sind als wochentliche Verkehrsinformationen wahrend der gesamten
Bauphase jeweils wochentlich aktualisiert an die genannten und ggf. an weitere noch
zu benennende o6ffentliche Stellen zu Ubermitteln.

Der Beginn, die Beendigung, jede unplanméaRige Unterbrechung, besondere Vor-
kommnisse und der Wiederbeginn der Arbeiten ist mit Angabe der geographischen
Koordinaten, des Datums und der Uhrzeit

- dem Bundesamt fur Seeschifffahrt und Hydrographie,

- der ortlich zustandigen Verkehrszentrale Wilhelmshaven,

- dem ortlich zustandigen WasserstraRen- und Schifffahrtsamt Weser-Jade-Nord-
see und

- dem Seewarndienst Emden

unverzuglich zu melden.

Schiffs- und Verkehrssicherheit

Alle eingesetzten Fahrzeuge einschlie3lich des Verkehrssicherungsschiffs miissen in
Bezug auf Ausristung und Besatzung den deutschen Sicherheitsanforderungen ge-
nigen. Die Anforderungen der Dienststelle fir Schiffssicherheit bei der BG Verkehr
sind zu bertcksichtigen. Dem BSH sind auf Anforderung eine schriftliche Bestatigung
bzw. entsprechende Nachweise vorzulegen.

An den Fahrzeugen und Geraten dirfen auf3er den nach den Vorschriften zur Schiffs-
sicherheit und zum Seeverkehrsrecht erforderlichen Lichtern und Sichtsignalen keine
Zeichen oder Lichter angebracht werden, die zu Verwechslungen fihren oder die
Schifffahrt durch Blendwirkung, Spiegelung oder anders irrefiihren oder behindern
konnen.

Auf allen eingesetzten Fahrzeugen ist auf den internationalen Notfrequenzen
2187,5 kHz und 156,800 MHz (Kanal 16) sowie DSC Kanal 70 eine ununterbrochene
Horbereitschaft sicherzustellen.

Die Arbeitsgerate haben folgende Merkmale aufzuweisen:
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3.8
3.8.1

3.8.2

3.8.3

3.8.4

3.8.5

- Ausristung mit zwei funktionsfahigen und durch eine anerkannte Servicestelle
gepriften Radargeraten, von denen mindestens ein Gerat mit ,ARPA®-Funktion
ausgestattet sein muss,

- Ausrlstung mit zwei UKW/Grenzwellen-Sprechfunkgeraten mit GMDSS-Funktio-
nalitat, die dem Stand der Technik entsprechen,

- Ausristung mit AlS; die Darstellung der empfangenen AlS-Signale hat bordseitig
auf Basis einer elektronischen Seekarte und in Verbindung mit einem Radarsicht-
geréat zu erfolgen.

Verkehrssicherungsschiff

Zur Sicherung des verkehrlichen Umfeldes der Baustelle und zur Vermeidung von
Kollisionen mit Schiffen ist von der TdV ab Installationsbeginn bzw. grundsatzlich be-
reits ab Beginn bauvorbereitender MaRnahmen wahrend der gesamten Bauphase ein
Verkehrssicherungsschiff einzusetzen. Das Fahrzeug ist ausschlieflich fir diesen
Zweck einzusetzen.

Ein Verkehrssicherungsschiff hat folgende Merkmale aufzuweisen:

- Nachweis der Seegéangigkeit durch uneingeschrénkte Fahrterlaubnis fir das Ein-
satzgebiet,

- Geschwindigkeit von mindestens 15 kn,

- Besetzung mit geeignetem nautischen Personal (nautische Patentinhaber nach
STCW, Regel 11/2),

- Ausristung mit zwei funktionsféahigen und durch eine anerkannte Servicestelle
gepruften Radargeraten, von denen mindestens ein Gerat mit ,ARPA*-Funktion
ausgestattet sein muss,

- Ausristung mit zwei UKW/Grenzwellen-Sprechfunkgeraten mit GMDSS-Funktio-
nalitat, die dem Stand der Technik entsprechen,

- Ausristung mit AlS; die Darstellung der empfangenen AlS-Signale hat bordseitig
auf Basis einer elektronischen Seekarte und in Verbindung mit einem Radarsicht-
gerat zu erfolgen.

- Die Funktionsfahigkeit der vorgeschriebenen Ausriistung ist durch ein gultiges
Funksicherheitszeugnis (Ausstellungsdatum nicht alter als 12 Monate) oder im
Falle eines langer zurtickliegenden Ausstellungsdatums durch Wartungsnach-
weise nicht alter als 12 Monate nachzuweisen.

Spéatestens vier Wochen vor Beginn der Bauarbeiten bzw. der bauvorbereitenden
MalRnahmen ist die Eignung des/der zur Verkehrssicherung eingesetzten Fahr-
zeuge(s) durch Vorlage entsprechender Zertifikate gegentber dem BSH nachzuwei-
sen.

Eine standige Beobachtung des Verkehrs (optisch und mittels Radar/AlS) ist von Bord
des Verkehrssicherungsschiffes durchzufihren. Schiffe, die sich der Baustelle na-
hern, sind optisch oder tber Radar zu beobachten und, falls erforderlich, mit geeig-
neten Mitteln Uber den Gefahrenbereich zu informieren.

Durch das Verkehrssicherungsschiff sind bei Anndherung anderer Fahrzeuge auf we-
niger als 8 sm an die Sicherheitszone Sicherheitsmeldungen auszustrahlen, soweit
durch deren Kurs eine gefahrliche Annaherung nicht auszuschliel3en ist und soweit
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3.8.6

3.9
3.9.1

3.9.2

394

3.10

4.2

bei sachgerechter Beurteilung der Lage ein weitergehender Bedarf erkennbar ist. Die
Sicherheitsmeldung ist auf UKW-Kanal 16 anzukindigen und auf einem Arbeitskanal
zu verbreiten.

Bei gefahrlicher Anndherung von Schiffen bzw. wenn die Umsténde dieses erfordern,
sind vom Verkehrssicherungsschiff weil3e Leuchtsignale abzuschiel3en sowie unter
sorgfaltiger Berticksichtigung der gegebenen Umstande und Bedingungen alle Maf3-
nahmen zu treffen, die nach Seemannsbrauch zum Abwenden einer unmittelbaren
Gefahr notwendig sind.

Baustellenbetrieb

Alle die Sicherheit und Leichtigkeit des Schiffsverkehrs gefahrdenden Vorkommnisse
sind unverziglich auf schnellstem Ubermittlungsweg der o6rtlich zustandigen
Verkehrszentrale Wilhelmshaven zu melden und dem BSH nachrichtlich anzuzeigen.

Der Schiffsverkehr darf durch die Errichtungs- und Ausristungsarbeiten weder ge-
fahrdet noch behindert werden. Ausgebrachte Festmachetonnen sowie Markierungs-
bojen als Einschwimmbhilfe missen in GréRe und Bauart so beschaffen sein, dass sie
bei Tag und Nacht fir die Schifffahrt eindeutig als Hindernis erkennbar sind.

Bei Vorkommnissen, die zu einer unvollstandigen Baustellensicherung fihren (z.B.
Ausfall der Befeuerung, Vertreiben der Betonnung, etc.), sind die ortlich zustandige
Verkehrszentrale Wilhelmshaven, der Seewarndienst Emden und das BSH unverziig-
lich zu informieren. Es sind unverzuglich Mal3nahmen zur Wiederherstellung einer
vollstandigen Baustellensicherung zu ergreifen und die o0.g. Stellen lber eine erfolgte
Wiederherstellung zu informieren.

Sicherheitszone

Rechtzeitig, mindestens jedoch zwei Monate vor geplantem Beginn der Errichtung
und Installation der Einrichtungen bzw. etwaiger bauvorbereitender MafZnahmen teilt
die TdV die prazise geplante Lage des Baugebiets einschlie3lich der Koordinaten
nach WGS 84 in Dezimalgrad und 7 Nachkommastellen mit. Zusatzlich zu den Koor-
dinaten der auReren Windenergieanlagenstandorte sind Flachen-Shape-Dateien der
voraussichtlichen Flache fir die Sicherheitszone, ausgehend von den Windenergie-
anlagen plus 500 m, einzureichen.

Sicherheit und Leichtigkeit des Luftverkehrs

Anwendbarkeit des SOLF

Die Einrichtungen (inklusive Nebeneinrichtungen) mussen bis zu ihrer Entfernung aus
dem Seegebiet dem jeweils geltenden Stand der Technik nach MaRgabe des ,Stan-
dard Offshore-Luftfahrt fir die deutsche ausschlieRliche Wirtschaftszone® (SOLF) ent-
sprechen.

Betriebssicherheit

Die Luftverkehrsinfrastrukturen (Windenbetriebsflachen auf Windenergieanlagen, Win-
denbetriebsflache fur Notfalle auf der Umspannplattform) sind in einem betriebssiche-
ren Zustand zu halten.
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4.3

4.4
44.1

4.4.2

4.4.3

4.4.4

4.4.5

4.4.6

4.4.7

4.5
45.1

45.2

45.3

45.4

4.6

Erweiterungen und Anderungen

Beabsichtigte technische oder bauliche Erweiterungen und Anderungen an Luftver-
kehrsinfrastrukturen oder in deren Hindernisbegrenzungsflachen bedurfen der vorheri-
gen Zustimmung des BSH.

Luftfahrthindernisse

Far die Errichtung von Offshore-Bauwerken, die eine Hohe von 100 m liber Seekarten-
null (SKN) Uberschreiten, sowie von zeitweiligen Hindernissen (Bau-, Betriebs- und
Ruckbauphase) sind die Vorgaben des Teils 2 des SOLF, insbesondere beziglich der
einzureichenden Unterlagen und Anzeigeerfordernisse, zu beachten. Insbesondere ist
das Luftfahrthindernisdatenblatt spatestens sechs Monate vor geplanter Errichtung der
Luftfahrthindernisse sowie spéatestens 6 Monate nach der Errichtung der Einrichtungen
einzureichen. Die TdV hat die Ubereinstimmung zwischen dem aktualisierten Bau-
werksverzeichnis nach Nebenbestimmung 1.2 bzw. 10.2.1 und den Unterlagen zu Luft-
fahrthindernissen sicherzustellen.

Die Kennzeichnung von Offshore-Bauwerken, die eine Héhe von 100 m Uber Seekar-
tennull (SKN) tiberschreiten (Bau-, Betriebs- und Rickbauphase), sowie von zeitweili-
gen Hindernissen hat gemal Teil 5 des SOLF zu erfolgen.

Stérungen der Nachtkennzeichnung, die nicht sofort behoben werden kénnen, sind un-
verzuglich der zustandigen NOTAM-Zentrale bekanntzugeben und Letztere ist dartiber
in Kenntnis zu setzen, sobald die Stérung behoben wurde.

Es ist jahrlich eine Betrachtung zur Verfugbarkeit der Luftfahrthindernisbefeuerung
(Ausfallstatistik) gemalR Teil 2 des SOLF zu tUbermitteln.

Fir die Ausstattung des OWP ,NC 2“ mit einer bedarfsgesteuerten Nachtkennzeich-
nung (BNK) gelten die Vorgaben des Teils 5 des SOLF.

Die Regelung der Nennlichtstarke der Befeuerung hat jederzeit, d.h. bei Aktivierung
oder Ausfall der BNK, sichtweitenabhé&ngig zu erfolgen. Die Vorgaben fir Sichtweiten-
messgerate gemal Teil 5 des SOLF sind zu beachten.

Auf Antrag wird ein Probebetrieb der BNK unter Einbindung einer Baumusterprifstelle
(BMPS) gestattet. Nach Ermessen der BMPS kdnnen weitere MalRnahmen erforderlich
werden. Nach erfolgreich absolviertem Probebetrieb ist ein Abschlussbericht der BMPS
einzureichen.

Windenbetriebsflachen auf Windenergieanlagen
Das Einrichten, der Betrieb sowie die Kennzeichnung der Windenbetriebsflachen auf
Windenergieanlagen (WBF) haben gemal Teil 4 des SOLF zu erfolgen.

Spéatestens 12 Monate vor geplantem Baubeginn ist die Eignung der WBF gemali
Teil 2 des SOLF durch Einreichung des Eignungsgutachtens nachzuweisen.

Die fur die Gestattung der Inbetriebnahme der WBF erforderlichen Unterlagen sind ge-
mal Teil 2 des SOLF einzureichen.

Die WBF sind wiederkehrend gemaf Teil 2 des SOLF zu Uberprufen.

Beriicksichtigung der Luftverkehrsbelange Dritter
Die Abstimmung mit den benachbarten Vorhaben hat in gutnachbarschaftlicher Zu-
sammenarbeit zu erfolgen.
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4.7
4.7.1

4.7.2

4.8
48.1

4.8.2
4.8.3

4.8.4

4.8.5

4.8.6

5.2

5.3

Installationen auf der Umspannplattform

Exponierte Teilstrukturen auf der Umspannplattform, die im Rahmen des Hubschrau-
berwindenbetriebs auf der Rettungsflache der Umspannplattform eine Gefahr darstel-
len kdnnen, insbesondere der Kran auf dem Oberdeck (,Roof Deck®), sind mit einer
Luftfahrthinderniskennzeichnung gemarf Teil 5 des SOLF zu versehen.

Es ist sicherzustellen, dass sich der auf dem Oberdeck der Umspannplattform instal-
lierte Kran vor Aufnahme etwaigen Flugbetriebs in seiner Parkposition befindet.

Windenbetriebsflache auf der Umspannplattform
Das Einrichten sowie die Kennzeichnung der Windenbetriebsflache fur Notfalle (Ret-
tungsflache) auf der Umspannplattform haben gemaf Teil 4 des SOLF zu erfolgen.

Der Betrieb der Rettungsflache hat geman § 20 Absatz 1 der 1. WindSeeV zu erfolgen.

Spéatestens 12 Monate vor geplantem Baubeginn ist die Eignung der Rettungsflache
gemal Teil 2 des SOLF durch Einreichung des Eignungsgutachtens nachzuweisen.

Die fur die Gestattung der Inbetriebnahme der Rettungsflache erforderlichen Unterla-
gen sind gemaf Teil 2 des SOLF einzureichen.

Die Rettungsflache, inklusive etwaiger Hindernisbefeuerungssysteme, ist wiederkeh-
rend gemal den Vorgaben des Teils 2 des SOLF zu tberprifen.

Die Nutzung der Rettungsflache ist ausschlieB3lich auf den Tag, d.h. auf die Stunden
zwischen dem Beginn der birgerlichen Morgenddmmerung und dem Ende der birger-
lichen Abenddammerung, beschrénkt.

Sicherheit der Landes- und Bindnisverteidigung

Sonartransponder

Die errichteten Anlagen sind an geeigneten Eckpositionen mit Sonartranspondern zu
kennzeichnen. Die geeigneten Eckpositionen sind einvernehmlich mit dem MarKdo zu
bestimmen.

Die Inbetriecbnahme der Sonartransponder ist gegeniber BSH und Bundes-
wehr (BAIUDBw)/Marinekommando (MarKdo) anzuzeigen.

Betriebstechnische Begleitung des Warnsystems

Die betriebstechnische Begleitung des Warnsystems ist mit der jeweils zustandigen
Stelle der Bundeswehr (derzeit BAIUDBw) abzustimmen und das Ergebnis der Abstim-
mung dem BSH vorzulegen.

Wartungsarbeiten

Im Fall von Wartungsarbeiten mit Tauchereinsatz im Einzugsbereich eines Sonartrans-
ponders ist dieser auszuschalten. Uber Ausfallzeiten der Sonartransponder durch De-
fekte oder Abschaltungen vor Tauchereinsatzen sowie die Wiederaufnahme der Funk-
tion sind die zustandigen Stellen (BSH, BAIUDBw/MarKdo) unverzuglich zu benach-
richtigen. Stérungen und Defekte sind unmittelbar zu beheben.
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5.4

5.5

5.5.1

Militarisches Ubungs- oder Sperrgebiet

Soweit militarisches Ubungsgebiet oder militarisches Sperrgebiet durch Schiffs- oder
Flugbewegungen berihrt werden, sind die zustandigen Dienststellen der Bundeswehr
(Marine und Luftwaffe) tGber die geplanten Schiffs- bzw. Flugbewegungen und -routen
jeweils rechtzeitig im Voraus (mind. 3 Tage) zu unterrichten.

Kurzfristige Anderungen im abgesprochenen Ablauf sind den zustandigen Dienststel-
len unverzuglich mitzuteilen.

Wird ein von der Marine genutztes U-Boot-Tauchgebiet berihrt, ist in besonderem
Mafe auf U-Boote (u.a. auch schnorcheind) zu achten. Eine Annéherung darf nicht
mehr als 1 sm betragen und héatte ein sofortiges Verlassen des Gebietes zur Folge.

Einsatz von Geratschaften
Der Einsatz von Geratschaften, die geeignet sind,
- akustische,
- optische,
- optronische,
- elektronische,
- elektrische,
- elektromagnetische,
- magnetsensorische und/oder
- seismische Signaturen zu erfassen,

oder der Einsatz von derartigen Sensoren
- in Messgeraten an bemannten,
- in Messgeréaten an unbemannten Unterwasserfahrzeugen, z.B. Unmanned
Underwater Vehicle (z.B. Remotely Operated Vehicle, Autonomous Vehicle,
Glider und Floats) oder
- in/an vergleichbaren stationaren (Unterwasser-)Messeinrichtungen

ist auf das erforderliche Maf3 zu beschréanken.

Die technischen Leistungsdaten sowie deren Einsatzzeitraume und Koordinaten der
Einsatzorte (mit dem zu untersuchenden Streckenabschnitt oder Seegebiet bzw. mit
der zu untersuchenden Flache) sind frihzeitig, aber spatestens 20 Werktage im Vor-
hinein dem Marinekommando anzuzeigen.

Die Weitergabe der Daten an die Offentlichkeit ist untersagt. Davon ausgenommen
ist die Weitergabe der Daten an von der TdV beauftragte Dritte.

Ausfélle oder Stoérungen der unter 5.5 genannten Geratschaften oder Sensoren

(z.B. Sinken, Vertreiben, Verloschen etc.) sind unverziglich dem Marinekommando
zu melden und unmittelbar zu beheben.
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5.5.2

6.2

6.3

6.4.

Teilt das Marinekommando mit, dass wahrend des Einsatzes der in 5.5 genannten
Geratschaften in der Nahe des Vorhabengebietes militarische Ubungs- und Mano-
vertatigkeiten stattfinden, ist auf die Durchfiihrung von den in 5.5 bezeichneten (Un-
terwasser-)Messungen bzw. -Erfassungen zu verzichten.

Gesundheits- und Arbeitsschutz

Allgemeine Anforderungen

Die Anforderungen fur den Bau, Riickbau und Betrieb der Anlagen aus Arbeitsschutz-
gesetz (ArbSchG) des Produktsicherheitsgesetzes (ProdSG), Uberwachungsbedurftige
Anlagen Gesetzes (UANIG) und den jeweils dazugehdrigen Verordnungen, wie u.a. der
Baustellenverordnung (BaustellV), der Betriebssicherheitsverordnung (BetrSichV) der
Arbeitsstattenverordnung (ArbStattV) der Gefahrstoffverordnung (GefStoffV) und der
Biostoffverordnung (BioStoffV), sind in ihrer jeweils aktuellen Version zu beachten. Fir
Gefahrdungsbeurteilungen, die auf Grundlage dieser Verordnungen erstellt werden
gilt, dass Gefahrdungen an der Quelle zu bekdmpfen sind (8 4, Satz 1, Nr. 2 ArbSchG),
und dass nicht die Eintrittswahrscheinlichkeit eines Unfalls oder Schadens die ent-
scheidende Rolle spielt, sondern die prinzipielle Méglichkeit eines Schadens ohne spe-
zifische Anforderungen an die Eintrittswahrscheinlichkeit. Die Ergebnisse der auf
Grundlage der Gesetze und Verordnungen zu erstellenden Gefahrdungsbeurteilungen
sind der zustandigen Arbeitsschutzbehorde nach Aufforderung vorzulegen.

Zugang

Den Aufsichtspersonen der zustandigen Arbeitsschutzbehdrde ist zur Erfallung ihrer
Aufgaben in jeder Phase von Errichtung, Betrieb und Rickbau Zugang zu den plan-
festgestellten Anlagen sowie zu den beteiligten Arbeitsfahrzeugen zu ermdglichen. Der
Trager des Vorhabens hat den Transport/ Ricktransport vorzunehmen und/oder die
Kosten fur den Transport und ggf. die Unterkunft vor Ort offshore zu ibernehmen.

Benennung der Berufsgenossenschaft

Sobald die fur die Errichtung und den Betrieb der planfestgestellten Anlagen zustén-
dige Berufsgenossenschaft feststeht, hat die TdV diese unverziiglich gegeniber der
zusténdigen Arbeitsschutzbehodrde zu benennen.

Sicherheits- und Gesundheitsschutzkoordinator und Sicherheits- und Gesund-
heitsschutzplan

Fur die Errichtung, den Rickbau und groRere Kampagnen ist gem. § 3 Baustellenver-
ordnung (BaustellV) ein Sicherheits- und Gesundheitsschutzkoordinator (SiGeKo) zu
bestellen. Spéatestens zwei Wochen vor Einrichtung der Baustelle ist der zustandigen
staatlichen Arbeitsschutzbehorde die erforderliche Vorankindigung unaufgefordert zu-
zusenden.

Vor Einrichtung der Baustelle ist ein Sicherheits- und Gesundheitsschutzplan (SiGe-
Plan) fir die Errichtung der Offshore-Bauwerke zu erstellen und mit den benachbarten
Vorhaben abzustimmen. Der SiGe-Plan ist der zustandigen Arbeitsschutzbehdrde
nach Aufforderung vorzulegen.

Darlber hinaus ist gem. den Regeln zum Arbeitsschutz auf Baustellen (RAB) Nr. 32
als Konkretisierung zu 8 3 Abs. 2 Nr. 3 BaustellV eine Unterlage fur spatere Wartungs-
und Instandhaltungsarbeiten in der Betriebsphase zu erstellen, die der Besonderheit
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6.5

6.6

6.7

der Bauwerke und dem hohen, witterungsbedingten Instandhaltungsaufwand Rech-
nung tragt. Diese Unterlage ist der zustandigen Arbeitsschutzbehérde nach Aufforde-
rung vorzulegen.

Hinweis zu 6.4:

Die zustandige Arbeitsschutzbehodrde sollte in der Entwicklungs- und Konstruktions-
phase rechtzeitig einbezogen werden, so dass deren Hinweise der bei der Ausfih-
rungsplanung berticksichtigt werden konnen und spatere notwendige Anderungen der
bereits fertig errichteten Anlagen vermieden werden konnen.

Mitteilungspflicht bei HEMS-Einsatz

Jeder Unfall und jede Erkrankung, bei denen ein sofortiger und schneller Transport mit
dem Helicopter Emergency Medical Service ,HEMS*-Helikopter von offshore an Land
notwendig ist, ist der zustéandigen Arbeitsschutzbehorde unverziglich in Form eines
kurzen Unfallberichtes zu melden, welcher den Unfallort, Transportgrund (Erkrankung
oder Verletzung) sowie den Notrufzeitpunkt und die Uhrzeit des Beginns der arztlichen
Versorgung und Ankunft im Krankenhaus beinhalten soll.

Samtliche Unféalle und Beinaheunfalle sind zudem entsprechend kategorisiert in einer
jahrlichen Statistik zu erfassen. Die Statistik ist in die Jahresberichte (siehe Nebenbe-
stimmung 10.4.3) aufzunehmen.

Mitteilungspflicht bei Schadensfall

Der zustandigen Arbeitsschutzbehorde ist gemaf § 19 Abs. 1 BetrSichV bei Arbeits-
mitteln nach Anhang 2 und 3 der BetrSichV unverziglich jeder Schadensfall, bei dem
Bauteile oder sicherheitstechnische Einrichtungen versagt haben, anzuzeigen. Auch
diese Schadensfélle sind in die Jahresberichte mit aufzunehmen.

Hinweis zu Schaden an Bauteilen:

Bei Schaden an Bauteilen, die bei einem Versagen einen negativen Einfluss auf
Mensch und/oder Umwelt haben, ist der oder die Priifbeauftragte nach Standard Kon-
struktion zeitnah einzubinden.

Das Projektzertifikat gemafld BSH-Standard Konstruktion ([Dok.-Nr. 249] oder [Dok.-
Nr.545]) umfasst nicht die Bestatigung, dass die arbeitsschutzrechtlichen VVorgaben fiir
Offshore-Bauwerke allumféanglich geprift wurden.

Im Umkehrschluss bedeutet dies, dass neben einer konstruktionsbezogenen Priifung
des Prufbeauftragten (im Rahmen der Erlangung des Projektzertifikats nach Standard
Konstruktion) Komponenten wie z.B. Anschlagpunkte, anlagentechnischer Brand-
schutz, Notstromversorgung, Krane, Befahranlagen, Leitern, Druckgeréte, Klimaanla-
gen etc. zusatzlich auch im Hinblick auf die arbeitsschutzrechtlichen Anforderungen
geprift werden missen.

Besondere Anforderungen an bestellte Fachkrafte fir Arbeitssicherheit

Es ist dafur Sorge zu tragen, dass die gem. § 5 Arbeitssicherheitsgesetz (ASiG) in Ver-
bindung mit 8 2 der DGUV Vorschrift 2 bestellten Fachkréfte fur Arbeitssicherheit, Si-
cherheitsingenieure und Betriebséarzte sowie die nach § 3 Baustellenverordnung be-
stellten Sicherheits- und Gesundheitsschutzorganisatoren und Prifsachverstandige
und fachkundige Personen gem. BetrSichV Uber ausreichende Kenntnisse der deut-
schen Sprache und der deutschen Arbeitsschutzgesetzgebung verfiigen.
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6.8

6.9

6.10

6.11

Gefahrdungsbeurteilung

Vor Ausfuhrung der Grindungs- und Kabelverlegearbeiten bzw. sonstiger Arbeiten, die
einen Eingriff in den Baugrund erfordern, sind im Rahmen einer Methodenbeschrei-
bung und einer dazugehdorigen Gefahrdungsbeurteilung die notwendigen MalRhahmen
des Arbeitsschutzes zu ermitteln. Insbesondere ist bei der Gefahrdungsbeurteilung in
Bezug auf den Arbeits- und Gesundheitsschutz der ,Qualitatsleitfaden Offshore-
Kampfmittelbeseitigung® (Berlin, 2019) zu beachten. Die Gefahrdungsbeurteilung ist
der zustandigen Arbeitsschutzbehérde auf Aufforderung vorzulegen.

Taucherarbeiten

Werden wahrend der Errichtungs-, Betriebs oder Rickbauphase Taucherarbeiten
durchgefihrt, hat die TdV dafiir Sorge zu tragen, dass die DGUV-Vorschrift 40 ,Tauch-
arbeiten” und der ,Leitfaden Taucherarbeiten Offshore“ von allen dort tatig werdenden
Tauchunternehmen eingehalten und beachtet wird.

Insbesondere wird darauf hingewiesen, dass die DGUV-Vorschrift 40 eine Oberfla-
chendekompression verbietet. Fir Taucherarbeiten, bei denen von den vorgeschriebe-
nen Tauchverfahren abgewichen werden soll oder bei denen Atemgase anderer Zu-
sammensetzung als Druckluft verwendet werden sollen, ist rechtzeitig die vorherige
Genehmigung durch die zustandige Berufsgenossenschaft Bau einzuholen und die zu-
standige Arbeitsschutzbehorde dariber zu informieren.

Pflicht zur Erstellung von Konzepten und Unterlagen
Die TdV hat unter fachkundiger Beratung folgende Konzepte und Unterlagen zu erstel-
len:

- Arbeitsschutzkonzept (vgl. NB 6.11),

- Projektspezifischer Notfallplan inkl. Technische Ersteinsatzinformationen
(TEE) (vgl. NB 10.4.1),

- Brand- und Explosionsschutzkonzepte (vgl. NB 6.13 ff.),

- Rettungs- und Evakuierungskonzept (vgl. NB 6.14 ff.).

Bei Erstellung, Umsetzung und Fortschreibung dieser Konzepte sind jeweils sowohl die
projektspezifischen, als auch die ortlichen Bedingungen (offshore) zu berticksichtigen.
Die TdV hat gegentiber der zustandigen Arbeitsschutzbehérde auf Nachfrage die fach-
kundige Beratung bei der Erstellung der Konzepte nachzuweisen.

Arbeitsschutzkonzept

Die in den Nebenbestimmungen 6.1 bis 6.9 aufgefuhrten Anforderungen und Hinweise
sind in das Arbeitsschutzkonzept aufzunehmen bzw. bei der Aufstellung und Umset-
zung des Arbeitsschutzkonzeptes zu beachten. Das Arbeitsschutzkonzept ist friihest-
moglich, jedoch spétestens sechs Monate vor Baubeginn der zustandigen Arbeits-
schutzbehérde zur Zustimmung einzureichen.

Mit den Errichtungsarbeiten darf erst begonnen werden, wenn dem BSH die Zustim-
mung der zusténdigen Arbeitsschutzbehérde seitens der TdV vorgelegt wurde.

Das Arbeitsschutzkonzept ist stets fortzuschreiben und in jeder Fortschreibung der zu-
standigen Arbeitsschutzbehérde zur Zustimmung vorzulegen.
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6.12 Brand- und Explosionsschutzkonzepte

6.12.1

6.12.2

6.12.3

In den Brand- und Explosionsschutzkonzepten sind die baulichen, anlagentechni-
schen und organisatorischen Brand- und Explosionsschutzschutzmal3nahmen fur die
verschiedenen planfestgestellten Offshore-Bauwerke zu definieren und zu beschrei-
ben. GemaR einer zu erstellenden Normenhierarchie sind Anforderungen der staatli-
chen Arbeitsschutzvorschriften, insbesondere der Arbeitsstattenverordnung und der
Gefahrstoffverordnung, vorrangig zu berlcksichtigen.

Die Brand- und Explosionsschutzkonzepte sind als jeweils eigenstandige Dokumente
frihestmoglich, spatestens jedoch sechs Monate vor Baubeginn bei der zustandigen
Arbeitsschutzbehoérde einzureichen.

Vor Inbetriebnahme der planfestgestellten Offshore-Bauwerke hat der oder die Priif-
sachverstandige fur Brandschutz auf Grundlage einer Begehung die ordnungsge-
male Umsetzung aller baulichen, anlagentechnischen und organisatorischen Brand-
schutzmaflinahmen gemal Brandschutzkonzept zu begutachten und schriftlich zu be-
statigen, dass keine Bedenken gegen den Betrieb der Anlagen bestehen. Diese
schriftliche Bestatigung ist dem BSH und der zusténdigen Arbeitsschutzbehodrde un-
verziglich zu Ubermitteln.

Sind fir den Brandfall automatische Feuerldschanlagen mit Léschgasen auf den plan-
festgestellten Offshore-Bauwerken vorgesehen, so sind diese so auszulegen, zu er-
richten und zu betreiben, dass anwesende Personen nicht gefahrdet werden.

6.13 Rettungs- und Evakuierungskonzepte

6.13.1

Die TdV hat daftr Sorge zu tragen, dass die Erstellung der Rettungs- und Evakuie-
rungskonzepte fir alle Phasen der planfestgestellten Offshore-Bauwerke von Errich-
tung Uber Betrieb bis Ruckbau von fachkundigen Personen mit fundierten Kenntnis-
sen der medizinischen und technischen Rettung auf der Grundlage von Gefahrdungs-
beurteilungen erfolgt.

Die Konzepte missen jeweils an die sich in der Bauphase andernden baulichen An-
lagenzustande angepasst werden. Fir alle Phasen und Anlagen des Windparks ist
die jeweils erforderliche MindestteamgroRe zur sicheren und unverziiglichen Bewal-
tigung moglicher Notfalllagen und die mindestens zu erreichende Eintreffzeit des me-
dizinischen Fachpersonals wie Notfallsanitaterin oder Notfallsanitater und Notarzt o-
der Notarztin fachkundig zu untersuchen. Die Untersuchungsergebnisse sind bei er-
forderlichen MalRnahmen zu bertcksichtigen.

Die Konzepte sind mit allen relevanten Stellen wie z.B. dem Havariekommando, Not-
fallleitstelle und Telenotarzt-Zentralen, sowie dem vertraglich verpflichteten Rettungs-
dienstleister (HEMS) abzustimmen. Auf3erdem ist deren Wirksamkeit spatestens drei
Monate nach Inbetriebnahme der ersten Offshore-Anlage anhand einer praktischen
Ubung (sog. GroRe Rettungsiibung) unter Einbindung des vertraglich verpflichteten
Rettungsdienstanbieters zu validieren.

Der zustandigen Arbeitsschutzbehdrde ist die Durchfiihrung friihzeitig anzukindigen,
sowie die Teilnahme an dieser Ubung zu ermdglichen.

Die Rettungskonzepte sind im weiteren Verlauf regelmafig durch theoretische und
praktische Ubungen auf Wirksamkeit zu tiberpriifen und im Bedarfsfall anzupassen.
Es ist allen offshore Beschéftigten im Wechsel eine Teilnahme an diesen Ubungen
zu ermdglichen.
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6.13.2

6.13.3

6.13.4

Das Zusammenwirken aller Glieder der Rettungskette ist mindestens einmal jahrlich
anhand einer groRen Rettungsiibung zu tiberpriifen. Diese Ubungen sollen wech-
selnde realitatsnahe Szenarien abbilden. Art und Umfang der Ubungen sind im Rah-
men der Gefahrdungsbeurteilung festzulegen.

Das Fehlen oder die temporare Sperrung eines Helikopterlandedecks sind in den Ret-
tungs- und Evakuierungskonzepten zu bertcksichtigen.

Hinweis zu 6.13.1:

Bei der Erstellung der Rettungskonzepte sollten die Empfehlungen aus dem ,Konzept
zur unverziglichen Rettung und medizinischen Versorgung von Beschéftigten in der
Offshore-Windindustrie® der Arbeitsschutzbehdrden aus Schleswig-Holstein und Nie-
dersachsen in der jeweils aktuellen Fassung zugrunde gelegt werden. Wird von den
Empfehlungen abgewichen, sollte durch andere Mafinahmen ein gleichwertiges
Schutzniveau erreicht werden kdnnen.

Das Dokument kann unter https://www.schleswig-holstein.de/DE/fachinhalte/A/ar-
beitsschutz/offshore rettung medVersorgung.html abgerufen werden.

Die Mindestteamstarke und die benétigte medizinische Qualifikation einzelner Team-
mitglieder flir mogliche Notfélle bei Trouble-Shootings oder geplanten Wartungs- und
Instandhaltungsmafinahmen sind auf der Grundlage einer Gefahrdungsbeurteilung
festzulegen.

Fur den temporaren Einsatz von z.B. Errichter-, Wohn- oder Installationsschiffen, sind
Briickendokumente fir die Schnittstellen mit den projektspezifischen Evakuierungs-
und Rettungskonzepten rechtzeitig vor Beginn der Arbeiten zu erstellen und auf Auf-
forderung bei der zustandigen Arbeitsschutzbehérde einzureichen.

Mit Abschluss der Inbetriebnahme der Umspannplattform, sobald dort die Datenver-
bindung (tber Fibre Optic Cables / Glasfaserkabel) und die Stromversorgung zur Ver-
fligung stehen, hat die TdV aktuelle Wetterinformationen des Windparks (insheson-
dere Windgeschwindigkeiten, Sichtweiten, Wolkenuntergrenzen und Wellenhdhen
des Offshore-Standortes), d.h. nicht alter als 60 Min., an die zustandige Notfallleit-
stelle zu Ubermitteln. Fir den Fall, dass aufgrund der Wetterbedingungen oder auf-
grund technischer Mangel kein HEMS-Helikopter zur Verfigung steht, missen auf
der Grundlage von Geféahrdungsbeurteilungen Verfahren festgelegt werden, die si-
cherstellen, dass es nicht zu medizinischen Notfallsituationen kommt.

Hinweis 6.13.4:

Aufgrund des im Teil 4 des Standard Offshore-Luftfahrt (SOLF) beschriebenen Nut-
zungszeitraums der Windenbetriebsflachen der Windenergieanlagen, der die Nut-
zung auf den Tag beschrankt, d. h. auf die Stunden zwischen dem Beginn der bir-
gerlichen Morgendammerung und dem Ende der blrgerlichen Abenddammerung,
durfen sich in dieser Zeit keine Beschéftigten auf den Windenergieanlagen aufhalten
wenn nicht auf anderem Wege eine unverziigliche Rettung und medizinische Versor-
gung durch eine HEMS-Crew sowie den Transport einer verletzten oder erkrankten
Person in eine geeignetes Krankenhaus an Land, sichergestellt werden kann.
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6.14

6.15.

6.16

6.17

6.18

Prif- und Inspektionsplan
Fur Uberwachungsbedurftige Anlagen, Krane, Gefahrstofflager, sicherheitstechni-
sche Einrichtungen und Rettungssysteme sowie deren Aussetzvorrichtungen ist ein
Pruf- und Inspektionsplan fur wiederkehrende Prifungen nach den geltenden Arbeits-
schutzvorschriften sowie den maritimen Vorschriften flr die Rettungssysteme zu er-
stellen und auf Nachfrage bei der zustandigen Arbeitsschutzbehdrde einzureichen.

Prifsachverstandige

Neben den Anforderungen an Prifsachversténdige fir Krane gem. Anhang 3 der Be-
trSichV mussen Prifsachverstandige fur unter Offshore-Bedingungen betriebene
Krane weiterfiihrende Qualifikationen gem. der Technische Regeln flr Betriebssicher-
heit (TRBS) 1203 Anhang 1 vorweisen.

Prufsachverstandige bzw. zur Prifung beféahigte Personen unterliegen bei der Durch-
fuhrung von Prufungen keinen fachlichen Weisungen durch die Arbeitgeber / Betreiber.
Das schliel3t eine Beauftragung von eigenen Mitarbeitern grundsatzlich aus, wenn sich
diese

- innerhalb der Weisungshierarchie des Unternehmens nicht organisatorisch ab-
grenzen lassen,

- sie fur die Planung, die Herstellung, den Vertrieb, den Betrieb oder die Instandhal-
tung der Anlage verantwortlich sind,

- sie irgendeiner Tatigkeit nachgehen, die mit der Unabhéangigkeit ihrer Beurteilung
und ihrer Zuverlassigkeit im Rahmen ihrer Priftatigkeiten in Konflikt kommen kon-
nen.

Nachweis der Sicherheit von tGberwachungsbedirftigen Anlagen

Bei Anlagen, die gem. BetrSichV Uberwachungsbedurftig sind (z.B. Befahranlagen,
Druckbehalter und Anlagen in explosionsgeféhrdeten Bereichen), ist der Arbeitgeber
verpflichtet, die Sicherheit der Anlagen vor Inbetriebnahme und wiederkehrend unter
Einhaltung von festgelegten Priffristen durch zugelassene Uberwachungsstellen
(2US) nachzuweisen. Die Priifung vor Inbetriebnahme der Befahranlagen hat geméan
TRBS 1201 Teil 4 Punkt 3.2.1 am Betriebsort zu erfolgen. Eine Prifung bei der Zusam-
menfihrung der Turmelemente im Hafenbereich stellt lediglich eine Teilpriifung dar.
Die entsprechenden Qualifizierungen der fir die Prifungen geméanR BetrSichV erforder-
lichen Personen sind u.a. in der TRBS 1203 ,Zur Prifung befahigte Personen® be-
schrieben.

Einreichung von Unterlagen

Die bei der zustandigen Arbeitsschutzbehdrde einzureichende Unterlagen sind grund-
satzlich in deutscher Sprache einzureichen. Einreichungen in englischer Sprache kon-
nen nach Riucksprache mit der zustandigen Sachbearbeiterin oder Sachbearbeiter er-
folgen.

Infektionsschutz und Trinkwasser

6.18.1 Sofern sich auf einer der Bauwerke Hinweise ergeben, welche auf einen meldepflich-

tigen Tatbestand einer der in den 88 6 und 7 Infektionsschutzgesetz genannten
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6.18.2

6.18.3

6.18.4

6.18.5

6.18.6

Krankheiten oder Krankheitserreger hinweisen, so ist dieses dem Gesundheitsamt
Emden unverziglich gem. den 88 8 und 9 Infektionsschutzgesetz zu melden.

Es ist darzulegen, durch welche MaBhahmen die Gefahrdungen fur die Gesundheit
durch die Ubertragung von Krankheitserregern der Beschéftigten in Bezug auf die
Héandehygiene vorgebeugt werden soll.

Dem Gesundheitsamt Emden ist der Nachweis tber die ordnungsgemafe Planung
und Installation der Wasserversorgungsanlage auf den Bauwerken vor Verbringung
auf See zu erbringen.

Vor Beflllung der Trinkwasser-Installation ist eine Hygiene-Erstinspektion gemar der
VDI 6023, Hygiene in Trinkwasser-Installationen, Abschnitt 5 durchzufiihren. Das Er-
gebnis der Hygiene-Erstinspektion sowie ein Nachweis der Fachkunde durch die
durchfihrende Person ist dem Gesundheitsamt Emden unaufgefordert eine Woche
vor Inbetriebnahme vorzulegen.

Die Trinkwasserverordnung sieht eine Uberwachung von Wasserversorgungsanla-
gen durch entsprechende Prifungen hinsichtlich der Einhaltung der Anforderungen
durch das Gesundheitsamt Emden vor. Es hat die Erfillung der Pflichten zu prifen,
die dem Inhaber einer Wasserversorgungsanlage auf Grund dieser Verordnung ob-
liegen. Die Prifungen umfassen auch die Besichtigungen der Wasserversorgungs-
anlagen, sowie die Entnahme und Untersuchung von Wasserproben, diese hat min-
destens eine Woche vor der Inbetriebnahme durch das Gesundheitsamt Emden zu
erfolgen. Der Termin ist drei Monate vor der Begehung mit dem Gesundheitsamt ab-
zustimmen.

Den zustandigen Aufsichtsbeamten des Gesundheitsamtes der Stadt Emden ist zur
Erfullung ihrer Aufgaben Zugang zu den Bauwerken zu ermdglichen. Die Kosten hier-
fur hat die TdV zu tragen.

Benachbarte Einrichtungen und Nutzungen
In einem Schutzbereich von 500 m beiderseits von fremden, in Betrieb befindlichen
Seekabeln dirfen keinerlei Einwirkungen auf den Meeresboden vorgenommen wer-
den, sofern dies nicht mit dem Eigentiimer des Seekabels vereinbart ist. Der Beginn
danach zulassiger Errichtungsarbeiten oder die Durchfiihrung baulicher Unterhal-
tungsarbeiten im Schutzbereich der fremden Seekabel ist den Eigentimern dieser
Seekabel vorab bekannt zu geben.

In einem Schutzbereich von 500 m beiderseits von Rohrleitungen sind Einwirkungen
auf den Meeresboden grundsatzlich zu vermeiden. Ausnahmen sind nur zulassig,
wenn ein Einwirken innerhalb der 500 m begrindet und unvermeidbar, sowie mit dem
Betreiber der Rohrleitung abgestimmt sind. Die Einhaltung der tblichen technischen
und organisatorischen SicherheitsmalRnahmen gilt dabei als vorausgesetzt.
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7.2

7.3

7.4

7.5

8.2

Bei unvermeidbaren Kreuzungen von bestehenden, genehmigten oder geplanten
Rohrleitungen sowie von bestehenden, genehmigten und im Rahmen des FEP fest-
gelegten Leitungen sind vor Beginn von Baumafinahmen mit den Eigentiimern ver-
legter Kabel und Rohrleitungen bzw. Genehmigungsinhabern genehmigter Kabel und
Rohrleitungen die Bedingungen von geplanten Kreuzungen zu vereinbaren. Der Ab-
schluss der Vereinbarung ist dem BSH nachzuweisen.

Wenn Kreuzungsbauwerke nicht vermieden werden kénnen, sollte die Kreuzung nach
dem jeweiligen Stand der Technik moglichst rechtwinklig ausgefiihrt werden. Die Er-
richtung der Kreuzungsbauwerke bedarf der vorherigen Freigabe durch das BSH.

Fur die Freigabe ist spatestens sechs Monate vor geplanter Errichtung des Kreu-
zungsbauwerks eine detaillierte Beschreibung zum Aufbau und zur Errichtung von
geplanten Kreuzungsbauwerken inklusive Ausfiihrungszeichnungen mit konkreten
Abmessungen einzureichen. Aus ihnen missen die geographische Positionen, ein
eindeutiger Tiefenbezug sowie das verwendete Material hervorgehen.

Die errichteten Kreuzungsbauwerke sind in das finale Bauwerksverzeichnis nach Ne-
benbestimmung 10.2.1 aufzunehmen.

Es ist sicherzustellen, dass der Windpark NC 2 nicht mehr als 433 MW an der Kon-
verterplattform einspeist.

Die auf der Flache zu errichtenden Windenergieanlagen miissen einen Abstand von
mindestens dem Funffachen des jeweils groReren Rotordurchmessers (5D) zu Wind-
energieanlagen benachbarter Flachen einhalten.

Sonstige o6ffentliche Belange

Funde im Rahmen von Trassenerkundung und Baugrunduntersuchung

Es ist eine Trassenerkundung und Baugrunduntersuchung nach BSH-Standard Bau-
grunderkundung (siehe Nebenbestimmung 9.1) durchzufiihren. Samtliche im Rahmen
der Erkundung bzw. Untersuchung ermittelten Kabel, Leitungen, Hindernisse, Wracks,
Fundmunition sowie Kultur- und sonstiger Sachgiter sowie sonstiger Objekte sind un-
verzuglich anzuzeigen und zuséatzlich an das Deutsche Unterwasserhindernisaus-
kunftssystem (DUWHAS) zu melden (wracksuche@bsh.de). Die TdV ist fur alle daraus
resultierenden erforderlichen Mal3nahmen (z.B. SchutzmafRnahmen, Bergung und Be-
seitigung, Anpassung des Parklayouts) verantwortlich. Die konkreten MaRnahmen sind
mit dem BSH abzustimmen.

Fir die Trassenerkundung und Baugrunduntersuchungen ist eine Genehmigung nach
Bundesberggesetz erforderlich. Diese ist beim BSH zu beantragen.

Gefahren durch Fundmunition

Fur die Untersuchungen zum Auffinden von Fundmunition ist eine Genehmigung nach
Bundesberggesetz erforderlich. Diese ist beim BSH zu beantragen.
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8.3

Munitionsfunde sind unverzuglich der Leitstelle der Wasserschutzpolizeien der Kisten-
lander im Maritimen Sicherheitszentrum (MSZ) in Cuxhaven, der zustdndigen Ver-
kehrszentrale und dem BSH durch Ubersendung des um die Schallschutzaspekte er-
weiterten OSPAR-Formulars zu melden.

Wird Fundmunition aufgefunden, ist gemaf den Hinweisen des BSH ,UXO-Survey und
Vorgehen bei Auffinden von Fundmunition im Bereich der deutschen AWZ der Nord-
und Ostsee” zu verfahren. Insbesondere sind die darin genannten Meldepflichten (u.a.
auch an DUWHAS) einzuhalten und MalRnahmen durchzufihren.

Unterwassersprengungen von Kampfmitteln sind zu unterlassen. Unterwasserspren-
gungen durfen nur das letzte Mittel der Wahl sein bzw. nur dann zur Anwendung kom-
men, wenn sie technisch unvermeidbar sind und anders eine Gefahrdung fur den Men-
schen oder die Infrastruktur nicht ausgeschlossen werden kann.

Kulturguter

Der Fund von Kulturgitern (insbesondere historische Schiffswracks) ist unverziglich
zu dokumentieren und dem BSH zu melden. Der Fund ist auch an das Deutsche Un-
terwasserhindernisauskunftssystem zu melden (wracksuche@bsh.de).

Im Falle des Auffindens etwaiger Kulturglter ist durch geeignete und erforderliche
Mafnahmen und unter Einbindung von Denkmalschutz- und Denkmalfachbehérden si-
cherzustellen, dass wissenschaftliche Untersuchungen und Dokumentationen der Gi-
ter vor dem Beginn von Baumalinahmen durchgefuhrt und Gegenstéande arch&ologi-
scher oder historischer Art entweder an Ort und Stelle oder durch Bergung erhalten
und bewahrt werden kénnen.

Allgemeine Vorgaben zur Konstruktion
Die Konstruktion, Ausstattung, Errichtung und der Betrieb der Einrichtungen ein-
schlie3lich bauvorbereitender MaBhahmen missen dem Stand der Technik entspre-
chen.

Es sind folgende Standards einzuhalten:

- Bei Entwicklung, Konstruktion und Ausfiihrung der Einrichtungen ist der vom
BSH herausgegebene ,Standard Konstruktion — Mindestanforderungen an die
konstruktive Ausfiihrung von Offshore-Bauwerken in der ausschliel3lichen
Wirtschaftszone (AWZ)*, Stand: 1. Fortschreibung 28.07.2015 — Berichtigung
vom 01.12.2015, Aktualisierung vom 01.06.2021 (im Folgenden: Standard
Konstruktion) sowie in Bezug auf die konstruktiven Belange des Hubschrau-
berlandedecks zusétzlich der ,Standard Offshore-Luftfahrt fir die deutsche
ausschlieBliche Wirtschaftszone®, (im Folgenden: SOLF), in der jeweils aktu-
ellsten Fassung unter Beriicksichtigung der jeweiligen Ubergangsregelung,

- bei der bautechnischen Vorbereitung der Griindungsarbeiten ist der vom BSH
herausgegebene Standard ,Mindestanforderungen an die Baugrunderkun-
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9.2

9.3

9.4

dung und -untersuchung fur Offshore-Windenergieanlagen, Offshore-Statio-
nen und Stromkabel®, Stand: 2. Fortschreibung vom 05.02.2014 (im Folgen-
den: Standard Baugrunderkundung),

- fiir den Betrieb einschlieRlich der Uberwachung der Einrichtungen ist der vom
BSH herausgegebene Standard Konstruktion, in der dann jeweils aktuellsten
Fassung, unter Beriicksichtigung etwaiger dort enthaltener Ubergangsrege-
lungen zugrunde zu legen,

- fir den Rickbau ist der vom BSH herausgegebene Standard Konstruktion, in
der dann jeweils aktuellsten Fassung, unter Berlicksichtigung etwaiger dort
enthaltener Ubergangsregelungen einzuhalten.

Die Einhaltung der Anforderungen des Standard Baugrunderkundung und des Stan-
dard Konstruktion ist dem BSH gegeniiber so zu dokumentieren, dass die Unterlagen
von einem sachkundigen Dritten ohne Weiteres nachvollzogen werden kdnnen. Die
Art der zu erstellenden Unterlagen und Nachweise — einschlie3lich der Anforderun-
gen hinsichtlich der Priifung und Zertifizierung sowie der Zeitpunkt der Einreichung
(Einreichung zur 2., 3. oder Betriebsfreigabe bzw. zur Kabelfreigabe oder Rickbauf-
reigabe oder Antrage auf Zustimmungen im Einzelfall) — ergeben sich im Einzelnen
aus dem Standard Baugrunderkundung und dem Standard Konstruktion.

Die Unterlagen zur 2. Freigabe gemaR BSH-Standard Konstruktion sind spatestens
12 Monate vor dem geplanten Baubeginn bzw. dem Beginn der bauvorbereitenden
MalRnahmen, die Unterlagen zur 3. Freigabe spatestens 3 Monate vorher einzu-
reichen. Die 2. und 3. Freigabe ist gesondert fur die jeweiligen Einrichtungen zu be-
antragen. Mit der Errichtung der jeweiligen Einrichtungen darf nicht vor Erteilung der
3. Freigabe begonnen werden.

Das durch den Prifbeauftragten gepriifte Rickbaukonzept gemafd Standard Kon-
struktion ist spatestens sechs Monate vor Beginn bauvorbereitender Malinahmen
bzw. vor Baubeginn einzureichen.

Die gemal} Standard Konstruktion erforderlichen Unterlagen fiir die Beantragung der
Ruckbaufreigabe sind rechtzeitig vor geplantem Riickbau beim BSH zur Plausibilisie-
rung einzureichen.

Fertigung, Transport, Montage und Inbetriebnahme der Einrichtungen sind nach den
Vorgaben des Standard Konstruktion durch den Priufbeauftragten zu tberwachen.
Wahrend des Betriebes sind Wiederkehrende Prifungen gemald den Mindestanfor-
derungen des Standard Konstruktion in der jeweils aktuellen Fassung unter Bertick-
sichtigung der dort enthaltenen Ubergangsregelung zur Sicherstellung der baulichen
und technischen Anlagensicherheit durchzufithren. Dabei ist die Uberwachung der
Kabeltrassen und Sicherungsmaflinahmen (z.B. Kolkschutz oder Steinschittungen)
gemal den Anforderungen des Standard Baugrunderkundung durchzufiihren. Das
BSH behélt sich fur den Fall, dass im Rahmen der Fertigung, des Transportes, der
Installation, der Inbetriebnahme oder des Betriebes Abweichungen vom Sollzustand
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9.5

10.
10.1

10.2
10.2.1

auftreten oder Auflagen des Prifbeauftragten nicht geschlossen sind, vor, ergén-
zende Inspektionen im Rahmen der Wiederkehrenden Priifungen oder die Durchfiih-
rung der Beobachtungsmethode anzuordnen.

Spéatestens sechs Monate nach Abschluss der Errichtungsarbeiten sind alle gemaf
dem Standard Konstruktion fur die Betriebsfreigabe erforderlichen konstruktiven Un-
terlagen beim BSH einzureichen, inklusive Projektzertifikat und abschlieRendem Priif-
bericht des Priifbeauftragten. Fir den Fall, dass die Inbetriebnahme noch nicht abge-
schlossen ist, konnen der Inspektionsbericht und die Konformitatsbescheinigung zur
Inbetriebnahmeiliberwachung sowie das finale Projektzertifikat spatestens 12 Monate
nach Abschluss der Installationsarbeiten nachgereicht werden. Im Rahmen der Prif-
berichte ist auch die Nachverfolgung und Abarbeitung der durch das BSH erlassenen
konstruktiven Nebenbestimmungen nachvollziehbar darzustellen. Zuséatzlich sind auf
Verlangen des BSH Datensétze in vorgegebener digitaler Form einzureichen. Hierbei
handelt es sich um zusammenfassende Bauwerksdaten und Daten zur Ergénzung
des finalen Bauwerksverzeichnisses nach Nebenbestimmung 10.2.1.

Sonstige Vorgaben zur Errichtung, zum Betrieb und zum Rickbau
Verantwortliche Person

Die Pflichten der verantwortlichen Personen gem. 8 56 ergeben sich aus den 88 55f.
WindSeeG. Die jeweiligen verantwortlichen Personen nach 8 56 Abs. 1 Nr. 2 und 3
WindSeeG fir Errichtung, Betrieb und nach einer Betriebseinstellung (inkl. Riickbau)
sind dem BSH fir die in § 55 Abs. 1 WindSeeG genannten Belange (Meeresumwelt,
Sicherheit und Leichtigkeit des Luft- und Schiffsverkehrs, Sicherheit der Landes- und
Biindnisverteidigung und sonstige Gberwiegende 6ffentliche Bestimmungen) rechtzei-
tig vor Beginn der Bauphase oder sonstiger bauvorbereitender MalRnahmen bzw. vor
Beginn des Betriebes oder der Betriebseinstellung (inkl. Riickbau), und unverziglich
nach der Bestellung unter Vorlage der jeweiligen Bestellungsurkunde schriftlich oder
elektronisch gemaR § 56 Abs. 4 WindSeeG, namhaft zu machen. Anderungen und Er-
ganzungen sind dem BSH jeweils unverziiglich schriftlich oder elektronisch anzuzei-
gen.

Die Ubertragung des Planfeststellungsbeschlusses nach § 56 Abs. 5 WindSeeG ist
dem BSH in einer gemeinsamen Erklarung des bisherigen und des nachfolgenden
Rechteinhabers unter Benennung der verantwortlichen Personen anzuzeigen. Bis zum
Eingang dieser Erklarung bleibt der bisherige Rechteinhaber aus diesem Planfeststel-
lungsbeschluss vollumfanglich berechtigt und verpflichtet.

Finales Bauwerksverzeichnis
Es ist unter Verwendung der Vorlage des BSH ein finales Bauwerksverzeichnis ein-
zureichen, das samtliche eingemessene Positionen aller tatsachlich gebauten und
verlegten Einrichtungen enthalt.

Das finale Bauwerksverzeichnis ist spatestens sechs Monate nach Abschluss der Er-

richtung der Einrichtungen bzw. der Verlegung der parkinternen Verkabelung oder
auf Aufforderung des BSH einzureichen.
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10.2.2

10.2.3

Alle Daten des finalen Bauwerksverzeichnisses sind zusétzlich als Shape Dateien
(geographische Koordinaten in Dezimalgrad mit 7 Nachkommastellen, geodatisches
Datum WGS 84) einzureichen.

Fur die Tiefeneinmessung sind die Anforderungen der jeweils aktuellen ,IHO Stan-
dards for Hydrographic Surveys, Publication S-44“ (derzeit: Edition 6.1.0., September
2022) einzuhalten.

Die Angabe der Lagedaten hat geographisch im geodatischen Datum WGS 84 in der
Schreibweise Dezimalgrad mit 7 Nachkommastellen zu erfolgen.

Die Anforderung weitergehender Baubestandsdaten fur das elektronische Geodaten-
Verzeichnis in dem vorgegebenen Format bleibt vorbehalten.

Fir die parkinterne Verkabelung ist zusatzlich zum finalen Bauwerksverzeichnis spé-
testens sechs Monate nach Abschluss der Verlegung der parkinternen Verkabelung
oder auf Aufforderung des BSH die sogenannte As-Laid-Dokumentation einzu-
reichen. Diese umfasst einen Bericht, die kartographische Darstellung der Lage der
Kabel (sogenannte ,Alignment Charts“) und weitere Datensatze in vorgegebener di-
gitaler Form. Die im Merkblatt ,Anforderungen an die Unterlagen fir die As-Laid-Do-
kumentation sowie fir die Uberwachung von Seekabeln“ des BSH aufgestellten Vor-
gaben an die Aufbereitung von Bericht, den Alignment Charts und der digitalen Da-
tensétze sind zu beachten.

Sobald alle Windenergieanlagen, die Umspannplattform und die parkinterne Verka-
belung vollstandig errichtet sind und Strom auf der Konverterplattform einspeisen, ist
dies dem BSH mitzuteilen.

10.3 Tages- und Wochenberichte

10.3.1

10.3.2

Wahrend der Errichtung der Einrichtungen ist taglich ein Tagesbericht zu erstellen,
der die am Vortag durchgefiihrten, die am aktuellen Tag geplanten Arbeiten, eine
Ubersicht Giber die Anzahl von Personen im Vorhabengebiet (Personen auf festen
Installationen (WEA) und auf Schiffen, ,Tagesgaste®) sowie besondere Vorkomm-
nisse darstellt und welcher taglich per E-Mail dem BSH (an offshore@bsh.de sowie
Verfahrensfihrung), der zustandigen Verkehrszentrale, dem zustandigen Wasser-
straRen- und Schifffahrtsamt, der zustandigen Arbeitsschutzbehdrde sowie ggf. wei-
teren spéter noch zu benennenden o6ffentlichen Stellen zu Ubersenden ist.

Wahrend des Betriebes der Einrichtungen ist ein Wochenbericht zu erstellen, der die
an den sieben Vortagen durchgefuhrten, fur die kommende Woche geplanten betrieb-
lichen Arbeiten (Wartungen, Reparaturen, Wiederkehrende Prifungen etc.), eine
Ubersicht (iber die Anzahl von Personen im Vorhabengebiet (Personen auf festen
Installationen und auf Schiffen, ,Tagesgaste®) sowie besondere Vorkommnisse, Un-
falle und Verletzungen darstellt und welcher dem BSH (an offshore@bsh.de sowie
Verfahrensfihrung), dem zustandigen Wasserstral3en- und Schifffahrtsamt, dem
MLZ des Havariekommando, der zustandigen Arbeitsschutzbehérde sowie ggf. wei-
teren, spater noch zu benennenden offentlichen Stellen wdchentlich per E-Mail zu
Ubersenden ist.
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10.4 Sonstige Vorgaben zum Vollzugsverfahren

10.4.1

10.4.2

10.4.3

10.4.4

10.4.5

Es ist ein projektspezifischer Notfallplan zu erstellen und spatestens sechs Monate
vor geplantem Baubeginn beim BSH einzureichen. Im Notfallplan ist vorzusehen, wel-
che Stelle bei welchen unplanmaRigen Vorfallen (insbesondere mit Bezug zur schiff-
fahrtspolizeilichen Gefahrenabwehr, zur Havariebekampfung, zum Gesundheits-
schutz, der Meeresumwelt oder anderer 6ffentlicher Belange) als Erstmeldestelle zu
benachrichtigen ist. Dem projektspezifischen Notfallplan muss mindestens Folgendes
zu entnehmen sein:

- Angaben zu den Einrichtungen (Koordinaten und Parklayout),

- Notfallbenachrichtigungen, Notfallkontakte (v.a. Erstmeldestellen),

- Notfallszenarien,

- Personenanzahl der bendétigten Service-/Arbeitsteams auf den Offshore-Bauwer-
ken zur Bewadltigung der verschiedenen Notfallszenarien.

Geplante Reparaturen von und Instandsetzungsarbeiten oder ungeplante Arbeiten an
Einrichtungen und Installationen nach Abschluss der Errichtungsphase sind unter
Verwendung des Formblattes des BSH und Einreichung geeigneter Unterlagen recht-
zeitig anzuzeigen. Im Ubrigen gelten die Vorgaben des BSH aus den ,Verfahrensleit-
linien Reparatur®.

Zusatzlich zu den Anforderungen an die wiederkehrenden Prifungen nach BSH-
Standard Konstruktion (Nebenbestimmung 9.4) ist jahrlich ist der Status samtlicher
Einrichtungen fur das vergangene Betriebsjahr in einem sog. Jahresbericht darzustel-
len. Im Jahresbericht ist u.a. der Status hinsichtlich der Einhaltung der Anforderungen
aus Arbeits- und Gesundheitsschutz, Schifffahrts- und Luftfahrtverkehr und Mee-
resumweltschutz zu erértern.

Der Jahresbericht ist jahrlich, jedenfalls spatestens sechs Wochen vor dem jahrlichen
Jahresgesprach einzureichen.

Neben den Unterlagen nach Nebenbestimmung 9.5 ist spatestens sechs Monate
nach Abschluss der Errichtung die Erfillung der auf die in § 57 Abs. 3 WindSeeG
genannten Belange bezogenen Nebenbestimmungen in geeigneter Form nachzuwei-
sen.

Auf See verlorene bzw. Uber Bord gegangene Gegenstande (z.B. Festmachetonnen,
Arbeitsgerate, Materialien), die der Sachherrschaft der TdV oder deren Beauftragten
unterliegen oder unterlegen haben sind unverziglich zu orten und zu bergen bzw.
Sofortmal3nahmen zur Ortung, Sicherung und Bergung der Gegenstande einzuleiten.
Falls die Gegenstande nicht kurzfristig geborgen werden kénnen, sind diese unver-
zuglich behelfsmalig zu kennzeichnen. Es ist zu gewahrleisten, dass Gerate vorge-
halten werden, die auch fur das Orten, Setzen, Bergen und Betreiben von schweren
und sperrigen Gegenstanden wie etwa der Baufeldtonnen geeignet sind.

Ist durch die Gegensténde eine Beeintrachtigung der Sicherheit und Leichtigkeit des

Schiffsverkehrs zu besorgen, ist dies unter Angabe der letzten bekannten geographi-
schen Lage folgenden Stellen unverziiglich zu melden:
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+ Ortlich zustandige Verkehrszentrale,

* Maritimes Lagezentrum (MLZ),

+ Seewarndienst Emden und

* BSH (per E-Mail an Verfahrensfihrung und offshore@bsh.de und wracksu-
che@bsh.de).

Sofern aus Grunden des Arbeitsschutzes, infolge der Unauffindbarkeit des Gegen-
standes oder anderer besonderer Umstande eine Bergung nicht durchfuhrbar ist, ist
eine Zustimmung des BSH erforderlich. Der Nachweis der Beseitigung des Hinder-
nisses ist gegentber dem BSH zu fuhren.

Der Verlust von Uber Bord gegangenen Geraten und Gegenstanden ist zuséatzlich in
die Tages- bzw. Wochenberichte aufzunehmen.

10.5 Riickbau und Sicherheitsleistung

10.5.1

10.5.2

10.5.3

10.5.4

Wenn und soweit der Planfeststellungsbeschluss ganz oder teilweise ersatzlos aul3er
Kraft tritt (Erléschen, Ablauf der Befristung, Aufhebung etc.), sind die Einrichtungen
einschlief3lich sdmtlicher Nebeneinrichtungen riickzubauen und — nachweislich — ord-
nungsgeman an Land zu entsorgen. Dasselbe gilt fir den Fall der Beschadigung oder
Zerstorung einer Windenergieanlage, die ganz oder teilweise nicht mehr betrieben
wird. In den Meeresboden eingebrachte Bestandteile der Griindung sind entspre-
chend dem zum Zeitpunkt der Entscheidung tber den Rickbau geltenden Stand der
Technik zurtickzubauen. Dabei sind die allgemein anerkannten internationalen Nor-
men zur Beseitigung als Mindeststandards zu beriicksichtigen. Die fir die Entschei-
dung des BSH Uber den Umfang der Beseitigung erforderlichen Unterlagen sind
rechtzeitig vor dem geplanten Rickbau einzureichen.

Nach erfolgtem Rickbau ist das aktualisierte finale Bauwerksverzeichnis einzu-
reichen.

Eine Sicherheitsleistung gemaR § 58 Abs. 3 WindSeeG wird zur Sicherstellung der
Beseitigungsverpflichtung nach 8§ 58 Abs. 1 WindSeeG angeordnet.

Spéatestens sechs Monate vor Baubeginn bzw. vor Beginn bauvorbereitender Mal3-
nahmen ist ein Entwurf fur die zu leistende Sicherheit, eine Berechnung zur Héhe der
Ruckbaukosten sowie eine Stellungnahme einer anerkannten Wirtschaftsprifungs-
gesellschaft zu Umfang und Hohe der berechneten Riickbaukosten einzureichen.
Weiter ist ein Gutachten einer fachkundigen Stelle zu den angenommenen Schiffs-
charterraten vorzulegen. Soweit die TdV eine andere als die in § 232 BGB genannten
Sicherheiten vorsieht, ist die Gleichwertigkeit dieser anderen Sicherheit grundsétzlich
durch Vorlage eines Sachverstandigengutachtens nachzuweisen. Die Leistung der
Sicherheit ist u.a. Voraussetzung fur die Erteilung der 3. Freigabe fur die Bauarbeiten
auf See.

Im Fall der Ubertragung des Planfeststellungsbeschlusses hat die neue Inhaberin des

Planfeststellungsbeschlusses unverziiglich eine Sicherheit beim BSH einzureichen.
Auf 8 58 Abs. 4 WindSeeG wird hingewiesen.
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10.5.5 Art, Umfang und ausreichende Hohe der Sicherheitsleistung sind von der TdV regel-
mafig zu Uberprifen und ab Inbetriebnahme immer zum 1. Mai im vierjahrigen Rhyth-
mus dem BSH nachzuweisen.

11. Sonstige Hinweise

Untersuchungen des Meeresbodens, die beispielsweise der Baugrunduntersuchung dienen,
bedurfen einer gesonderten Genehmigung nach 8 132 Bundesberggesetz (BBergG) und sind
rechtzeitig beim BSH zu beantragen.

Fur die Erstellung und Einreichung von Unterlagen und Konzepten sind die Muster bzw. Hin-
weise auf der BSH-Internetseite www.bsh.de\Offshore\Windparks\Vollzug zu verwenden bzw.
zu beachten.
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\VA Entscheidungen tGber Einwendungen und Stellungnahmen

1. Einwendungen

Die erhobenen Einwendungen werden zurlickgewiesen, soweit sie nicht durch Nebenbestim-
mungen in diesem Beschluss und/oder durch Zusagen der TdV berlcksichtigt worden sind,
sich im Laufe des Planfeststellungsverfahrens auf andere Weise erledigt haben oder in der
Abwégung anderen Belangen unterliegen. Auf die Grinde des Planfeststellungsbeschlusses
wird verwiesen.

2. Stellungnahmen

Den Stellungnahmen wurde weitestgehend durch die Festlegung von Nebenbestimmungen
entsprochen. Fir die Einzelheiten wird auf die Griinde des Planfeststellungsbeschlusses ver-
wiesen.

V. Zusagen

Gemal den Zusagen der TdV (nachrichtliche Planunterlage mit der Ifd. Nr. 3, UVP-Bericht
S. 187, S. 208) sollen Stérungen von See- und Rastvdgeln, insbesondere von stérempfindli-
chen Seetauchern, aufgrund des bau- sowie betriebsbedingten Schiffsverkehrs durch fol-
gende auswirkungsvermindernde Maflihahmen minimiert werden:

e der Schiffsverkehr erfolgt, soweit wie madglich, in Bereichen ausgewiesener Schiff-
fahrtsrouten (Vorranggebiete Schifffahrt) und entlang der Kabeltrasse

¢ die Befahrung von Naturschutzgebieten, FFH-Gebieten und EU-Vogelschutzgebieten
aul3erhalb vorhandener Schifffahrtsrouten wird nach Moglichkeit vermieden

o die Geschwindigkeit der zum Einsatz kommenden Lege- und Installationsverbande
wird auf maximal 15 Knoten begrenzt.

VI. Geblhren

Fur diesen Planfeststellungsbeschluss werden von der TdV als Gebihrenschuldnerin Gebih-
ren und Auslagen erhoben. Die Festsetzung der Gebuhr erfolgt zu einem spateren Zeitpunkt
mit gesondertem Bescheid. Die maf3gebliche Gebiihr ergibt sich aus 88 1, 4, 6, 9, 12 Bundes-
gebihrengesetz (BGebG) i.V.m. 881 Nr. 9, 2 Abs.1 BSH-Gebiihrenverordnung vom
06.07.2018 (BSHGebV) i.V.m. Ifd. Nr. 6012 des Gebuhrenverzeichnisses (Anlage zu
§ 2 Abs. 1 BSHGebV).
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B. Begrindung

l. Sachverhalt

1. Tragerin des Vorhabens

Tragerin des Vorhabens (TdV) ist die Nordseecluster A GmbH, Ludwig-Erhard-Stral3e 22,
20459 Hamburg, vertreten durch die Geschaftsfihrer Sebastian Kaufmann und Sven Schul-
mann (vormals Nordsee Two GmbH).

2. Beschreibung des Vorhabens

Gegenstand des vorliegenden Planfeststellungsbeschlusses ist der Offshore-Windpark
,NC 2% bestehend aus 29 Offshore-Windenergieanlagen (WEA) sowie der parkinternen Ver-
kabelung und einer Umspannplattform (USP).

Geplant sind Turbinen mit einer Leistung von 15 MW sowie jeweils mit einer Nabenhdhe von
146,2 m LAT und einem Rotordurchmesser von 236 m. Die Gesamththe betragt 264,2 m LAT.
Die gesamt einzuspeisende Netzkapazitat betragt 433 MW.

Das Vorhabengebiet fir den Offshore-Windpark ,NC 2° liegt im Sudwesten der AWZ der Nord-
see der Bundesrepublik Deutschland. Das Vorhabengebiet umfasst eine Flache von ca.
23 km2 und besteht aus zwei Teilfeldern, da die Flache durch das stillgelegte Datenkabel TAT
14N und dessen Sicherheitszone etwa mittig von Stdosten in nordwestlicher Richtung durch-
trennt wird. Das Vorhabengebiet wird im Norden durch das Verkehrstrennungsgebiet (VTG)
,German Bight Western Approach® inklusive Sicherheitsbereich begrenzt. Im Osten befinden
sich die OWPs ,Gode Wind 01 und ,Gode Wind 02“. Die Grenze im Stiden und Westen bildet
der Sicherheitsbereich der Gasleitung ,Europipe 1°.

Die Entfernung zu den nachstgelegenen Inseln betragt bis Norderney ca. 37 km und bis
Borkum ca. 46 km. Die Wassertiefe im Vorhabengebiet liegt in einem Bereich von etwa 29 m
bis 33 m (lowest astronomical tide, LAT).

Das Vorhaben liegt auRerhalb von Schutzgebieten im Sinne des Bundesnaturschutzgeetzes
(BNatSchG). Der auf der Flache N-3.8 mittels der installierten OWEA gewonnene Strom soll
in die projekteigenen USP eingespeist und lber das Netzverbindungssystem NOR-3-3 in die
Konverterplattform ,DolWin Kappa“ abgefihrt werden.

3. Umbenennung des Vorhabens
Die TdV hatte sich festgelegt, das Verfahren auf der FEP-Flache N-3.8 unter dem Namen
LOWP N-3.8" zu errichten und betreiben zu wollen.

Die Planunterlagen wurden unter dem Namen ,OWP N-3.8“ bekanntgemacht und o&ffentlich
ausgelegt. Im Rahmen des Anhorungsverfahrens teilte die Generaldirektion WasserstralRen
und Schifffahrt (GDWS) mit Schreiben vom 14. Juli 2023 mit, dass die Bezeichnung des Vor-
habens analog zu der betreffenden FEP-Flache als Offshore-Windpark ,N-3.8 zu andern sei
(siehe hierzu Ziffer B. lll. 3. b) dieses Beschlusses). Nach Beteiligung des Havariekommandos
und der GDWS schlug die TdV mit E-Mail vom 20.11.2023 vor, den Projektnamen von ,OWP
N-3.8% in ,NC 2“ zu andern. Deshalb wird im Folgenden das Vorhaben als ,NC 2“ bezeichnet.

Die Planunterlagen gelten auch unter der alten Bezeichnung ,OWP N-3.8* fur ,NC 2 fort.
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4.  Verfahrensverlauf im Einzelnen
a) Zuschlagserteilung, Ausiibung des Eintrittsrechts sowie Ubertragung des Zu-
schlags

Die Bundesnetzagentur (BNetzA) hat fir Windenergieanlagen auf See, die ab dem 01.01.2026
auf voruntersuchten Flachen in Betrieb genommen werden, nach § 16 Absatz 1 WindSeeG
zum Gebotstermin 01.09.2021 die Anspruchsberechtigten durch Ausschreibungen und den
anzulegenden Wert fir den in diesen Anlagen erzeugten Strom nach § 22 des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes (EEG 2021) durch Ausschreibungen ermittelt (Az. BK6-21-007-3).

Den Zuschlag erhielt die EDF Offshore Nordsee 3.8 GmbH. Es existierte ein Eintrittsrecht,
dessen Inhaber die Nordsee Two GmbH war. Die Nordsee Two GmbH ist die Rechtsvorgan-
gerin der TdV (im Folgenden: Rechtsvorgangerin der TdV), die mit Wirkung zum 06.04.2023
in ,Nordseecluster A GmbH® umfirmiert wurde. Die damit verbundene Rechtsnachfolge und
Ubertragung des Zuschlags zeigte die TdV mit Schreiben vom 11.04.2023 der Planfeststel-
lungsbehdrde an.

Die Inhaber des Eintrittsrechts haben das Recht, in den Zuschlag auf derjenigen Flache, fir
die sie das Eintrittsrecht besitzen, einzutreten. Macht der Inhaber des Eintrittsrechts von sei-
nem Eintrittsrecht Gebrauch, geht der Zuschlag auf den Inhaber des Eintrittsrechts tber. Das
Eintrittsrecht konnte bis zum 02.11.2021 ausgelibt werden.

Die Rechtsvorgangerin der TdV hat mit Schreiben vom 20.10.2021 das nach §§ 39, 40 Wind-
SeeG bestehende Eintrittsrecht ausgelibt. Der Zuschlag (Beschluss vom 09.09.2021, Az. BK6-
21-007-3) fur die Flache N-3.8 liber 433 MW mit einem Gebotswert von 0 Cent pro Kilowatt-
stunde ist gemal § 43 WindSeeG vollstandig auf die Rechtsvorgangerin der TdV tbergangen.

b)  Scoping

Am 24.01.2022 fand auf Einladung der Planfeststellungsbehérde ein Scopingtermin (8§ 15
Abs. 1 UVPG) statt, der als Video- bzw. Telefonkonferenz fur die Windpark-Vorhaben auf den
Flachen N-3.7 und N-3.8 gemeinsam durchgefiihrt wurde. Den zu beteiligenden Behérden und
potenziell von dem Vorhaben betroffenen Unternehmen, Gemeinden und Verbé&nden wurde
Gelegenheit zur Teilnahme gegeben.

Auch wenn sich keine Anhaltspunkte flir grenziiberschreitende Umweltauswirkungen des Vor-
habens ,NC 2“ ergeben haben, wurden das Konigreich Danemark und die Niederlande im
Wege der guten nachbarschaftlichen Zusammenarbeit frithzeitig Gber das Vorhaben infor-
miert. Beide Lander bestétigten den Erhalt der Notifizierung. Das Konigreich Danemark teilte
mit, weiterhin beteiligt werden zu wollen.

c) Antrag auf Planfeststellung

Mit Schreiben vom 07.09.2022, eingegangen am 08.09.2022, beantragte die Rechtsvorgan-
gerin der TdV die Feststellung des Plans fur die Errichtung und den Betrieb des Offshore-
Windparks auf der Flache N 3.8 einschlie3lich Nebeneinrichtungen gemaf3 8 45 Abs. 1 Wind-
SeeG und reichte am 09.09.2022 die fur die Durchfiihrung des Anhdérungsverfahrens erforder-
lichen Unterlagen ein.
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d) Beteiligung der BNetzA, Referat 226

Mit E-Mail vom 09.08.2022 teilte die Bundesnetzagentur, Referat 226, der TdV mit, dass der-
zeit keine Richtfunkstrecken und Funkmessstellen der Bundesnetzagentur im Plangebiet vor-
handen seien.

e) Einreichung Uberarbeiteter Planunterlagen

Aufgrund der von der Planfeststellungsbehérde im Rahmen der materiellen Vollstandigkeits-
prufung festgestellten Uberarbeitungs- und Erganzungsbedarfe reichte die Rechtsvorgangerin
der Vorhabentragerin am 21.12.2022, am 21.04.2023, am 24.04.2023 und am 14.06.2023
uberarbeitete Planunterlagen nach.

f) Anhdrungsverfahren und grenzuberschreitende Beteiligung

Die Planunterlagen lagen in Papierform vom 26.06.2023 bis einschlie3lich 25.07.2023 wah-
rend der Dienstzeiten in den Bibliotheken beider Dienstsitze des BSH in Hamburg und in
Rostock fur jedermann zur Einsichtnahme aus und standen online auf der BSH-Webseite unter
www.bsh.de (Uber den Reiter ,Bekanntmachungen®) vom 26.06.2023 bis einschlieBlich
25.07.2023 zur Verfuigung. Es bestand die Gelegenheit zu Stellungnahmen, AuRerungen bzw.
Einwendungen gegen den Plan bis einschlie3lich zum 25.08.2023.

Auf die offentliche Auslegung der Unterlagen in den Bibliotheken an beiden Dienstsitzen des
BSH und die Online-Verfligbarkeit der Planfeststellungsunterlagen wurde gem. § 73 Abs. 5
VWVIG i.V.m. 88 47 Abs. 3 Satz 2, 73 Nummer 1 WindSeeG hingewiesen

- per Aushang ab dem 23.06.2023 in beiden Dienstsitzen des BSH,
- auf der Internetseite des BSH ab dem 23.06.2023,

- in den Nachrichten fiir Seefahrer (NfS) am 23.06.2023,

- in der Frankfurter Allgemeinen Zeitung am 23.06.2023,

- in ,Die Welt“ am 23.06.2023 sowie

- im UVP-Portal (https://www.uvp-portal.de) am 23.06.2023.

Per E-Mail vom 23.06.2023 wurden die folgenden Behdrden, deren Aufgabenbereich durch
das Vorhaben beruhrt werden (8 73 Abs. 2 VwVIG), anerkannte Naturschutzvereinigungen
(8 63 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG) sowie potenziell von dem Vorhaben betroffene Gemeinden (8 17
Abs. 1 UVPG) und Dritte mit der Gelegenheit zur Stellungnahme auf die Auslegung und die
Online-Verfugbarkeit der Planfeststellungsunterlagen hingewiesen:

- Bundesamt fiir Naturschutz (BfN)

- Generaldirektion Wasserstral3en und Schifffahrt (GDWS)

- Bundesministerium fur Digitales und Verkehr (BMDV)

- Bundesministerium fir Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucher-
schutz (BMUV)

- Bundesministerium fur Wirtschaft und Klimaschutz (BMWK)

- Bundesministerium fur Ernahrung und Landwirtschaft (BMEL)

- Niedersachsisches Ministerium fur Inneres und Sport

- Niedersachsisches Ministerium fur Erndhrung, Landwirtschaft und Verbraucher-
schutz

Seite 56 von 235



Niedersachsisches Ministerium fir Umwelt, Energie, Bauen und Klimaschutz
Niedersachsische Landesbehérde fur Straenbau und Verkehr

Bundesamt fir Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr
(BAIUDBwW)

Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Oldenburg (GAA)

BG Verkehr Dienststelle Schiffssicherheit

Bundesnetzagentur fir Elektrizitdt, Gas Telekommunikation, Post und Eisenbahn
(BNetzA)

Thinen-Institut

Landesamt fir Bergbau, Energie und Geologie (LBEG)

Staatliches Fischereiamt Bremerhaven

Umweltbundesamt (UBA)

DFS Deutsche Flugsicherung GmbH

Landesamt fur Kultur und Denkmalpflege, Mecklenburg-Vorpommern
Niedersachsisches Landesamt fiir Denkmalpflege

Gesundheitsamt Emden

Wasserstral3en- und Schifffahrtsamt Ems-Nordsee

Havariekommando (HK)

Landwirtschaftskammer Niedersachsen

Archéaologisches Landesamt Schleswig-Holstein

Landesamt fur Kultur und Denkmalpflege Mecklenburg-Vorpommern

Deutscher Angelfischerverband e.V. (DAFV)

Aktionsbindnis gegen eine feste Fehmarnbeltquerung e.V.

WWF Deutschland

Bund Heimat und Umwelt in Deutschland (BHU)

Bundesverband beruflicher Naturschutz e.V. (BBN)

Bundesverband fur fachgerechten Natur- und Artenschutz e.V. (BNA)

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

Deutscher Wanderverband und Verband Deutscher Gebirgs- und Wandervereine
e.V.

Deutscher Wildschutz Verband e.V.

Interessenvertretung fur nachhaltige Natur & Umwelterziehung, Kurzform INNU,
e.V.

NaturFreunde Deutschlands, Verband fir Umweltschutz, sanften Tourismus, Sport
und Kultur, Bundesgruppe Deutschland e.V. (NaturFreunde Deutschlands)
Naturgarten- Verein fur naturnahe Garten- und Landschaftsgestaltung e. V.
Naturschutzbund Deutschland e.V. (NABU)

Naturschutzforum Deutschland e. V.

Schutzgemeinschaft Deutscher Wald e.V.

Verband Deutscher Naturparke e.V. (VDN)

Bund fur Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Deutscher Falkenorden, Bund fur Falknerei, Greifvogelschutz u. Greifvogelkunde
e.Vv.

Deutscher Rat fur Vogelschutz e. V. (DRV)

Deutscher Tierschutzbund e. V.

Komitee gegen den Vogelmord e. V. - Aktionsgemeinschaft Tier- und Artenschutz
Verein fur Landschaftspflege und Artenschutz in Bayern e. V.
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Wanderfische ohne Grenzen e. V. NASF Deutschland”

Zoologische Gesellschaft Frankfurt von 1858 e. V.

Deutscher Jagdverband — Vereinigung der deutschen Landesjagdverbande fir den
Schutz von Wild, Jagd und Natur e. V.

Game Conservancy Deutschland, lebendige Natur durch nachhaltige Nutzung e. V.

Kreisverwaltung Pinneberg
Gemeindeverwaltung Baltrum
Gemeindeverwaltung Jemgum
Gemeindeverwaltung Langeoog
Gemeindeverwaltung Spiekeroog
Gemeindeverwaltung Wangerooge
Inselgemeinde Juist

Stadt Norderney

Bundesverband der Windparkbetreiber Offshore e.V. (BWO)
Deutscher Fischerei-Verband e.V.

Verband Deutscher Reeder

Zentralverband der deutschen Seehafenbetriebe e. V.
Wirtschaftsverband Windkraftwerke e.V. (WVW)
Deutscher Segler-Verband

Stiftung Offshore Windenergie (SOW)
Landesfischereiverband Weser-Ems e.V.

WAB e.V.

Deutsche Telekom AG

Wintershall Dea Deutschland GmbH

Gassco A/S

Equinor ASA

TenneT Offshore 1. Beteiligungsgesellschaft mbH
TenneT Offshore 9. Beteiligungsgesellschaft mbH
TenneT Offshore GmbH

Nordseecluster A GmbH

Gode Wind 1 Offshore Wind Farm GmbH & Co. oHG
Gode Wind 2 Offshore Wind Farm P/S GmbH & Co. oHG
Gode Wind 3 GmbH

Nordsee One GmbH

Das Konigreich Danemark wurde im Rahmen der Espoo-Konvention beteiligt. Dem Kdnigreich
Danemark wurde mit E-Mail vom 29.06.2023 der teilweise ins Danische Ubersetzte UVP-Be-
richt sowie die Bekanntmachung auf Deutsch und auf Englisch und ein elektronischer Zugang
zum Download der Planunterlagen mit Gelegenheit zur Stellungnahme bis zum 25.08.2023
Ubermittelt. Das d&nische Ministerium fur Umwelt teilte per E-Mail am 25.08.2023 mit, dass
die Meldung Uber die Auslegung der Planunterlagen und grenziberschreitenden Beteiligung
mehreren danischen Behorden und Interessenverbanden zur Konsultation tibermittelt und auf
der Website der dénischen Umweltschutzbehdrde verdéffentlicht worden sei. Es haben die da-
nische Energiebehérde und die Umweltschutzbehodrde (hier die Referate: Arten- und Natur-
schutz) geantwortet. Diese wurden mit selbiger E-Mail Gibermittelt.
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Aufgrund eines Registraturversehens wurde der
e Stadt Borkum

nachtraglich, per E-Mail vom 14.08.2023 Gelegenheit zur Stellungnahme und Zugang zu den
Planunterlagen gegeben.

g) Eingegangene Stellungnahmen, AuRerungen und Einwendungen
Folgende Stellungnahmen, AuRerungen und Einwendungen sind im Rahmen der Beteiligung
eingegangen:

- Niedersachsische Landesbehorde fur Stralenbau und Verkehr, Geschaftsbereich Au-
rich (NLStBV-GB Aurich),

- Wintershall Dea Deutschland GmbH

- Generaldirektion Wasserstraf3en und Schifffahrt (GDWS)

- Gesundheitsamt Emden

- Havariekommando

- Gassco AS

- Deutsche Flugsicherung (DFS)

- Landesamt fur Bergbau, Energie und Geologie (LBEG)

- TenneT Offshore GmbH

- Bundesamt fur Naturschutz (BfN)

- Gode Wind 1 Offshore Wind Farm GmbH & Co. oHG

- Gode Wind 2 Offshore Wind Farm P/S GmbH & Co. oHG

- Stadt Norderney

- Landesfischereiverband Weser-Ems e.V.

- Landwirtschaftskammer Niedersachsen

- Verband der deutschen Kutter- und Kistenfischer e.V. (VDKK)

- Naturschutzbund Deutschland e.V. (NABU)

- Stadt Borkum

- Bundesamt fir Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr
(BAIUDBwW)

Im Rahmen der grenziiberschreitenden Beteiligung:
- Kodnigreich Danemark

h)  Online-Konsultation

In der Bekanntmachung des Vorhabens wurden auch die ersatzweise Durchfihrung und die
Termine zur Durchfihrung einer Online-Konsultation gem. § 5 Abs. 2, § 5 Abs. 4 Planungssi-
cherstellungsgesetz (PlanSiG) anstelle eines Préasenz-Erdrterungstermins angekindigt. Im
Rahmen der Online-Konsultation wurden die zusammengefassten Stellungnahmen und Ein-
wendungen und die dazu erfolgten Erwiderungen der TdV in einer Synopse vom 13.09.2023
den zur Teilnahme an der Online-Konsultation Berechtigten, einschlie3lich Danemark, am
14.09.2023 per E-Mail Gbersandt. Hierzu wiederum bestand die Moglichkeit einer Gegenstel-
lungnahme bis einschliel3lich 29.09.2023.

Folgende Rickmeldungen bzw. Gegenstellungnahmen sind im Rahmen der Online-Konsulta-
tion eingegangen:
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- Naturschutzbund Deutschland e.V. (NABU)

- Gode Wind 1 Offshore Wind Farm GmbH & Co. oHG

- Gode Wind 2 Offshore Wind Farm P/S GmbH & Co. oHG
- Bundesamt fir Naturschutz

- GDWS

Fur die GDWS wurde die Frist zur Gegenstellungnahme bis zum 19.10.2023 verlangert.

Die TdV erganzte die hier eingegangenen Gegenstellungnahmen und ihre Antworten und
Ubersandte die fortgeschriebene Synopse am 12.10.2023.

Aufgrund eines Versehens wurde den Betreibern der stillgelegten Kabel (sog. Out-of-Service-
Kabel), die durch das Parklayout von dem hier gegenstandlichen Vorhaben betroffen sind, die
Synopse nicht Ubersendet. Dies wurde mit E-Mail vom 30.01.2024 nachgeholt und Gelegen-
heit zur AuRRerung gegeben. Die Subsea Enviromental Services hat sich daraufhin geauRert.

i) Nach Online-Konsultation erganzte Unterlagen

Die ausgelegten Planunterlagen haben nach Beriicksichtigung von Stellungnahmen und Ein-
wendungen im Rahmen des Anhérungsverfahrens sowie der Ergebnisse der Online-Konsul-
tation mit den jeweils zustéandigen Behdrden und den Betroffenen hinsichtlich folgender Doku-
mente Erganzungen und Anderungen erfahren:

Planunterlage Anderungsdatum
Erlauterungsbericht 22.02.2024

Darstellung der raumlichen Lage des Vorhabens NC 2 in der AWZ, 22.02.2024
Seekarte DIN A3

Darstellung des Vorhabens NC 2, DIN A1, 1:50000 21.02.2024
Detailansicht Einzelbauwerke a) Windenergieanlage inkl. Kolkschutz  16.02.2024
Bauwerksverzeichnis OWP NC 2 07.03.2024

Koordinatenliste Eckkoordinaten OWEA und Windparkflache NC 2 05.03.2024
Koordinatenliste Kabelkreuzungspunkte Out-of-Service-Kabel im 05.03.2024
OWP NC 2

Bestatigung der Ubereinstimmung zwischen Shape-Files, Bauwerks- 05.03.2024
verzeichnis und allen weiteren Unterlagen fir OWP NC 2

OWEA Positionen OWP NC 2, WGS84 05.03.2024
Parkinterne Verkabelung OWP NC 2, WGS84 05.03.2024
Kabelkreuzung TAT 14N, WGS84 05.03.2024
Kabelkreuzungen UK-GER 4, WGS84 05.03.2024
Kabelkreuzungen Nederland Denemarken 1 & 2, WGS84 05.03.2024
Stellungnahme NSC A — Windenbetriebsflache 16.01.2024

Umweltfachliche Stellungnahme Giiltigkeit der UVP fur den OWP 23.02.2024
,NC 2°

Schallprognose NC 2 OWEA 22.02.2024
Schallprognose NC 2 USP 22.02.2024
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Technical Note zum Gutachten zur Bodenerwarmung tber der park- 12.02.2024
internen Verkabelung fur den OWP ,Nordsee 2 (N-3.8)", nun als
.,NC 2“ bezeichnet

Technische Risikoanalyse 02.02.2024
Kennzeichnungskonzept NC 2 08.04.2024
Luftfahrthindernis/-datenblatt 29.04.2024

Insbesondere der Erlauterungsbericht und die zeichnerische Darstellung der WEA wurden um
die Windenbetriebsflachen ergénzt. Die Grundsétze der Plangenauigkeit, Plantbersichtlichkeit
und Nachvollziehbarkeit sind in ausreichendem Mal3e gewahrt. Bei den nach Durchfiihrung
der Online-Konsultation eingereichten Unterlagen handelt es sich lediglich um eine Ergénzung
und Konkretisierung der bereits erorterten Kollisionsanalyse. Die Erganzungsunterlagen sind
nicht als wesentliche Anderung gegeniiber den urspriinglich eingereichten Planunterlagen an-
zusehen, weil diese nicht zu erstmaligen, anderen oder starkeren Betroffenheiten flhren.

Mit E-Mail vom 05.02.2024 reichte die Vorhabentrdgerin nach entsprechender Aufforderung
der GDWS eine unter Berlicksichtigung der geplanten Vorhaben auf den FEP-Flachen N-3.5
und N-3.6 erganzte Kollisionsfreundlichkeitsanalyse vom 19.08.2022 ein. Die erganzte Kollisi-
onsanalyse wurde an die bereits im Verfahren beteiligte GDWS mit der Gelegenheit zur Stel-
lungnahme versandt tibersendet

i) Unterlagen zur 1. Freigabe

Die Rechtsvorgéngerin der TdV reichte mit Schreiben vom 07.09.2022 Unterlagen fir die
1. Freigabe der Windenergieanlagen des Offshore-Windparks ein. Nach entsprechenden
Rickmeldung des BSH reichte die TdV mit am 21.04.2023, 24.04.2023, 24.05.2023 sowie
04.03.2024 Unterlagen nach bzw. Uberarbeitete Unterlagen ein.

k)  Einvernehmen der GDWS und Zustimmung des BMDV
Die GDWS hat mit Schreiben vom 24.04.2024 das nach 8 50 WindSeeG erforderliche Einver-
nehmen erteilt. Das BMDV hat seine Zustimmung am 10.04.2024 erteilt.

Il. Formell-rechtliche Wiirdigung

1. Keine Anwendbarkeit des WindSeeG [2023]

Die Planfeststellung erfolgt auf Grundlage von Teil 4 des Windenergie-auf-See-Gesetzes
(WindSeeG) in der am 31.12.2022 geltenden Fassung.

Der § 102 Abs. 4 Satz 1 Windenergie-auf-See-Gesetz vom 13. Oktober 2016 (BGBI. | S. 2258,
2310), das zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 8. Mai 2024 (BGBI. 2024 | Nr. 151)
geadndert worden ist (WindSeeG [2023]), sieht vor, dass auf Planfeststellungsverfahren, denen
ein Zuschlag nach 8§ 23 oder nach § 34 WindSeeG in der Fassung vom 10. Dezember 2020
zugrunde liegt, der bis zum 31. Dezember 2022 erteilt wurde, dieses Gesetz in der am 31.
Dezember 2022 geltenden Fassung anzuwenden ist. Diese Voraussetzungen liegen hier vor,
denn dem Verfahren liegt der Zuschlag der BNetzA fir die Flache N-3.8 nach § 23 WindSeeG
zugrunde (Az. BK6-21-007-3), der mit Beschluss vom 09.09.2021 bekannt gemacht wurde. Mit
Schreiben vom 20.10.2021 hat die Rechtsvorgangerin der TdV die BNetzA dartber informiert,
dass sie nach 88 39,40 WindSeeG ihr bestehendes Eintrittsrecht fir die Flache N-3.8 gemal}
8§ 42 WindSeeG ausubt. Die BNetzA hat mit Schreiben vom 08.11.2021 bestétigt (Az. BK6-21-
007-Geb), dass der Zuschlag fur die Flache N-3.8 tber 433 MW (Beschluss vom 09.09.2021,
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Az. BK6-21-007-3) vollstandig auf die Rechtsvorgéngerin der TdV Ubergegangen ist. Somit
liegt der Zeitpunkt der Zuschlagserteilung vor dem 31.12.2022 und das WindSeeG in der am
31. Dezember 2022 geltenden Fassung ist anzuwenden.

Im Ubrigen findet auch § 72a WindSeeG [2023] als lex specialis (vgl. BT-Drs. 20/5830, Seite
52) zu § 102 Abs. 3 WindSeeG keine Anwendung: § 72a WindSeeG dient der Umsetzung und
gesetzlichen Konkretisierung der Verordnung (EU) 2022/2577 zur Festlegung eines Rahmens
fur einen beschleunigten Ausbau der Nutzung erneuerbarer Energien (sog. Notfallverordnung)
und sieht verkirzte Umweltprifungen fur bestimmte Verfahren vor. § 72a WindSeeG ist zwar
u.a. nach seinem Absatz 3 Satz 2 auf bereits laufende Planfeststellungs- und Plangenehmi-
gungsverfahren anzuwenden, bei denen vor dem Inkrafttreten der Verordnung (EU) 2022/2577
am 22.12.2022 noch keine Plangenehmigung oder kein Planfeststellungsbeschluss ergangen
ist, wenn das Planfeststellungs- und Plangenehmigungsverfahren damit verkirzt wird. Aller-
dings ist § 72a Absatz 3 Satz 2 WindSeeG in zwingendem Zusammenhang mit § 72a Absatz 1
Satz 1 WindSeeG zu lesen: In Absatz 3 Satz 1 heildt es, dass ,[d]ie Bestimmungen der Absatze
1 und 2 [...] auf alle Planfeststellungs- und Plangenehmigungsverfahren anzuwenden [sind],
bei denen der Antragsteller den Antrag bis zum Ablauf des 30. Juni 2024 stellt.“ Aus dem
Bezug auf die Bestimmungen der Absatze 1 und 2 wird deutlich, dass die dort genannten
Voraussetzungen auch im Rahmen des Absatzes 3 vorliegen mussen. Anderenfalls hatte auf
die Bezugnahme verzichtet werden kénnen. In § 72a Absatz 1 Satz 1 WindSeeG ist als Vo-
raussetzung flr eine Anwendbarkeit genannt, dass es sich um in den Jahren 2022 und 2023
ausgeschriebene Flachen fir Windenergieanlagen auf See handelt. Bei den Flachen N-3.7
und N-3.8 handelt es sich aber um Flachen deren Gebotstermin am 1. September 2021 war
und deren Zuschlag am 9. September 2021 von der Bundesnetzagentur erteilt wurde. Die
Voraussetzungen fiir eine Anwendbarkeit unabhéngig von einer etwaigen Beschleunigung des
Verfahrens liegen damit nicht vor.

Alle in diesem Beschluss genannten Paragraphen des WindSeeG sind mithin solche des
WindSeeG in der am 31. Dezember 2022 geltenden Fassung, soweit diese nicht als Paragra-
phen des WindSeeG [2023] gekennzeichnet werden.

2. Rechtsgrundlage und Verfahrensart

Die Rechtsgrundlage fur die Errichtung und den Betrieb des verfahrensgegenstandlichen Vor-
habens ist 88 45 Abs. 1, 48 Abs. 4 WindSeeG und die mal3gebliche Verfahrensart das Plan-
feststellungsverfahren.

Nach § 45 Abs. 1 WindSeeG bedurfen die Errichtung und der Betrieb von Einrichtungen sowie
die wesentliche Anderung solcher Einrichtungen oder ihres Betriebs der Planfeststellung.
Nach 8 2 Abs. 1 Nr. 3 WindSeeG muss die Inbetriebnahme nach dem 31.12.2020 erfolgen.
Die beantragten Windenergieanlagen, die dazugehdrige parkinterne Verkabelung sowie die
Umspannplattform stellen Einrichtungen bzw. Nebeneinrichtungen im Sinne der Legaldefini-
tion des § 44 Abs. 1 WindSeeG dar. Da die Inbetriebnahme voraussichtlich ab dem 3. Quartal
2026 begonnen werden soll, ist auch der zeitliche Anwendungsbereich des WindSeeG nach
§ 2 Abs. 1 Nr. 3 WindSeeG eroffnet.

3. Zustandigkeit
Anhorungs- und Planfeststellungsbehérde ist nach § 45 Abs. 2 WindSeeG das BSH.
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4.  Verfahren

a) Planfeststellungsverfahren

Das Verfahren wurde als Planfeststellungsverfahren unter Beachtung der 88 72 ff. VwVfG und
8§ 44 ff. WindSeeG durchgefihrt. Zu den Einzelheiten des Verfahrens wird auf B. I. 4. verwie-
sen. Gegenstand dieses Verfahrens ist die Planfeststellung des OWP ,NC 2% bestehend aus
29 Windenergieanlagen, deren parkinterner Verkabelung sowie eine Umspannplattform.

Die Jahresfrist gemafld 8 59 Abs. 2 Nr. 1 WindSeeG wurde eingehalten. Mit Schreiben vom
07.09.2022, eingegangen am 08.09.2022, beantragte die Rechtsvorgéngerin der TdV die Fest-
stellung des Plans fir die Errichtung und den Betrieb des Offshore-Windparks auf der Flache
N-3.8 einschlie3lich Nebeneinrichtungen gemal 8 45 Abs. 1 WindSeeG und reichte am
09.09.2022 die fur die Durchfihrung des Anhérungsverfahrens erforderlichen Unterlagen ein.

b) UVP-Verfahren

Als Neuvorhaben besteht flr die Errichtung und den Betrieb des OWP ,NC 2“ eine Pflicht zur
Durchfiihrung der Umweltvertraglichkeitsprifung (UVP) nach 8§ 6 Satz 2 UVPG i.V.m. Nummer
1.6.1 der Anlage 1 zum UVPG. Einer Vorprifung im Einzelfall bedurfte es insofern nicht.

Fur das Vorhaben ist ein UVP-Verfahren nach den Vorschriften der 88 15 ff. UVPG durchge-
fihrt worden. Die nach § 17 UVPG und § 18 UVPG erforderliche Behérden- und Offentlich-
keitsbeteiligung wurde durchgefiihrt. Der Beginn des Beteiligungsverfahrens wurde gemaf
§ 20 UPVG auch im UVP-Portal des Bundes bekannt gemacht. Die nach § 19 UVPG erforder-
lichen Unterlagen standen fir einen Monat im UVP-Portal sowie auf der BSH-Internetseite
digital zur Verfugung und lagen in den beiden Bibliotheken des BSH zur Einsicht aus. Die
beteiligten Behérden, anerkannten Naturschutzvereinigungen und Offentlichkeit hatten bis
zum 25. August 2023 Gelegenheit, Stellungnahmen, AuRerungen und Einwendungen abzu-
geben.

Gemal § 54 Abs. 1 UVPG ist, wenn ein Vorhaben, fur das eine UVP-Pflicht besteht, erhebli-
che grenziberschreitende Umweltauswirkungen haben kann, friihzeitig der jeweils betroffene
Staat Uber das Vorhaben zu informieren. Im Rahmen der durchgefuhrten Umweltvertraglich-
keitsprifung haben sich keine Anhaltspunkte fir grenziiberschreitende Umweltauswirkungen
des Vorhabens ,NC 2“ ergeben. Wie oben unter B. I. 4. ausgefuhrt, wurden die Niederlande
und das Koénigreich Danemark im Rahmen des Scopingverfahrens Uber das Vorhaben ,NC 2°
benachrichtigt und um Rickmeldung bei Beteiligungswunsch gebeten. Wahrend die Nieder-
lande keinen Beteiligungswunsch fur das weitere Verfahren ge&uf3ert haben, hat das Konig-
reich Danemark explizit um weitere Beteiligung gebeten. Dem wurde nachgekommen.

c) Eingereichte Unterlagen nach Ende der Online-Konsultation
Der ausgelegte Plan hat nach dem Anhérungsverfahren und der Online-Konsultation Ande-
rungen erfahren.

Eine erneute Beteiligung anderer Behorden, Verbande oder Dritter ist wegen der nachgereich-
ten, Uberarbeiteten Unterlagen nicht erforderlich. Die Voraussetzungen des § 73 Abs. 8 Satz 1
VwWVIG fir eine erganzende Anhoérung liegen nicht vor, weil der Aufgabenbereich einer Be-
horde oder einer Vereinigung nach § 73 Abs. 4 Satz 5 VwVfG oder Belange Dritter weder
erstmals oder starker als bisher bertihrt werden, insbesondere die Reduzierung auf 29 WEA
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und die Reduzierung des Durchmessers der Monopfahle auf 8,9m und der damit verbundenen
Verringerung des Kolkschutzes wirken sich positiv auf die Aufgabenbereiche und Belange aus.

Es bedurfte auch keiner weiteren Anhdérung nach § 22 Abs. 1 UVPG. Nach § 22 Abs. 2 Satz 1
UVPG soll die zustandige Behdrde von einer erneuten Beteiligung der Offentlichkeit namlich
absehen, wenn zusatzliche erhebliche oder andere erhebliche Umweltauswirkungen nicht zu
besorgen sind. Diese Voraussetzungen liegen hier vor, insbesondere haben die Aussagen der
UVP weiter Bestand.

Im Ubrigen sind die Grundsétze der Plangenauigkeit, Planiibersichtlichkeit und Nachvollzieh-
barkeit gewahrt.

d) Einvernehmen der GDWS

Gemal § 50 WindSeeG bedarf es fur die Feststellung des Plans des Einvernehmens der Was-
serstraRen und Schifffahrtsverwaltung des Bundes. Das Einvernehmen darf nur versagt wer-
den, wenn eine Beeintrachtigung der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs zu besorgen ist,
die nicht durch Bedingungen oder Auflagen verhitet oder ausgeglichen werden kann.

Die GDWS hat das Einvernehmen mit Schreiben vom 24.04.2024 erteilt.

e) Zustimmung des BMDV

Gemal SOLF Teil 2 bedarf die Errichtung von Offshore-Bauwerken, die eine Gesamthdhe von
mehr als 100 Metern Uber Seekartennull Gberschreiten, der Zustimmung der obersten Luft-
fahrtbehdrde (BMDV) Das BMDV hat seine Zustimmung am 10.04.2024 erteilt.

lll. Materiell-rechtliche Wirdigung

1. Planrechtfertigung

Als Auspragung des VerhaltnismaRigkeitsgrundsatzes statuiert das Bundesverwaltungsge-
richt (BVerwG) in stéandiger Rechtsprechung, dass eine Planung ihre Rechtfertigung nicht be-
reits in sich tragt, sondern im Hinblick auf die von der konkreten Planungsmal3nahme regel-
mafig ausgehenden Beeintrachtigungen von Rechten Dritter gesondert rechtfertigungsbeduirf-
tig ist. Ein Vorhaben ist hiernach gerechtfertigt, wenn es nach den Zielen des jeweiligen Fach-
gesetzes erforderlich ist und fur das Vorhaben ein Bedurfnis besteht. Ein solches Bedirfnis
besteht, wenn das Vorhaben verntiinftigerweise geboten ist; eine Unausweichlichkeit ist hinge-
gen nicht zu verlangen (vgl. BVerwG, Urt. v. 17.09.2003, 4 C 14/01, DVBI. 2004, 239,
BVerwGE 119, 25 ff.; BVerwG, Urt. v. 15.01.2004, 4 A 11/02, NVwZ 2004, 732 ff., BVerwGE
120, 1 ff.; BVerwG, Urt. v. 16.03.2006, 4 A 1075/04, NuR 2006, 766 ff., BVerwGE 125, 116 ff.
— beck-online).

Fur die Planrechtfertigung von Windenergieanlagen auf See, sonstigen Energiegewinnungs-
anlagen, Anbindungsleitungen und sonstigen Nebeneinrichtungen i.S.v. § 44 Abs. 1 Wind-
SeeG bedarf es im Speziellen einer Zielkonformitat mit den Zielen des WindSeeG. Ein Vorha-
ben muss also insbesondere dem Ziel des 8 1 Abs. 1 WindSeeG entsprechen, d.h. dazu die-
nen, die Nutzung der Windenergie auf See im Interesse des Klima- und Umweltschutzes aus-
zubauen und den in 8 1 Abs. 2 WindSeeG genannten Zielwert zu erreichen. Unter diesem
Blickwinkel muss das Vorhaben objektiv erforderlich sein (zu alledem: Uibeleisen/Groneberg,
in: BerlKkKommENR, 5. Aufl. 2022, WindSeeG § 48 Rn. 30). Weitere mafigebliche Fachpla-
nungsgesetze sind das EWG und das EnWG.
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a) Ziele der Fachplanungsgesetze

Das Gesamtvorhaben ist gerechtfertigt, da es der Erzeugung von Windenergie auf See dient
und daher — gemessen an den Zielen der einschlagigen Fachplanungsgesetze, dem Wind-
SeeG, dem EEG und dem EnWG - verninftigerweise geboten ist und ein konkreter Bedarf
nach diesem Vorhaben besteht. Die Ziele der einschlagigen Fachgesetze sind die folgenden:

Das WindSeeG verfolgt den Zweck, insbesondere im Interesse des Klima- und Umweltschut-
zes die Nutzung der Windenergie auf See auszubauen (8 1 Abs. 1 WindSeeG). Daftir werden
in 8 1 WindSeeG zu installierende Leistungen und Zeitvorgaben geregelt. So soll die instal-
lierte Leistung mindestens 30 Gigawatt bis zum Jahr 2030 betragen und auf insgesamt min-
destens 40 Gigawatt bis zum Jahr 2035 und auf insgesamt mindestens 70 Gigawatt bis zum
Jahr 2045 gesteigert werden (8 1 Abs. 2 S. 2 WindSeeG [2023]). Diese Steigerung soll kos-
teneffizient und unter Beriicksichtigung der fur die Abnahme, Ubertragung und Verteilung des
Stroms erforderlichen Netzkapazitaten erfolgen (8 1 Abs. 2 S. 3 WindSeeG [2023]).

Das EEG verfolgt als Ziel, insbesondere im Interesse des Klima- und Umweltschutzes, die
Transformation zu einer nachhaltigen und treibhausgasneutralen Stromversorgung, die voll-
standig auf erneuerbaren Energien beruht. (§ 1 Abs. 1 EEG). Ziel des Gesetzes ist es ferner,
den Anteil des aus erneuerbaren Energien erzeugten Stroms am Bruttostromverbrauch auf 80
Prozent im Jahr 2030 zu steigern (8§ 1 Abs. 2 EEG). § 2 EEG sieht weitergehend vor, dass die
Errichtung und der Betrieb von Anlagen sowie den dazugehdrigen Nebenanlagen im tberra-
genden o6ffentlichen Interesse liegen und der offentlichen Sicherheit dienen. Bis die Stromer-
zeugung im Bundesgebiet nahezu treibhausgasneutral ist, sollen die erneuerbaren Energien
als vorrangiger Belang in die jeweils durchzufiihrenden Schutzgiterabwégungen eingebracht
werden. § 4 Nr. 2 EEG konkretisiert schliel3lich, dass das Ziel nach § 1 Abs. 2 EEG durch eine
Steigerung der installierten Leistung von Windenergieanlagen auf See nach MalRRgabe des
Windenergie-auf-See-Gesetzes erreicht werden soll.

Das EnWG bezweckt eine moglichst sichere, preisglnstige, verbraucherfreundliche, effiziente
und umweltvertragliche und treibhausgasneutrale leitungsgebundene Versorgung der Allge-
meinheit mit Elektrizitdt, Gas und Wasserstoff, die zunehmend auf erneuerbaren Energien be-
ruht (8 1 Abs. 1 EnNWG).

b) Zielkonformitat des Vorhabens
Die Planrechtfertigung des Vorhabens folgt aus seiner Zielkonformitat mit den Vorgaben von
WindSeeG, EEG und EnWG.

Das gegensténdliche Vorhaben unterstitzt die im WindSeeG vorgesehene Leistungssteige-
rung und ist fur die Erreichung der Ausbauziele erforderlich. Das Vorhaben stimmt auch mit
den fachplanerischen Vorgaben Uberein: Nach § 4 WindSeeG trifft der Flachenentwicklungs-
plan (FEP) fachplanerische Festlegungen fur die ausschlie3liche Wirtschaftszone fur den Aus-
bau von Windenergieanlagen auf See. Das gegenstandliche Vorhaben soll auf der Flache N-
3.8 errichtet und betrieben werden, die im hier anzuwendenden FEP 2020 als Flache fir die
Errichtung und den Betrieb von Windenergieanlagen auf See gefiihrt wird. Als Inbetriebnah-
mezeitpunkt wird von der TdV das 3. Quartal 2026 vorgesehen. Aus Sicht der Planfeststel-
lungsbehorde bestehen keine Zweifel an der fristgerechten Realisierung.
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Darluber hinaus besteht die Zielkonformitat mit den Zielen des EEG. Denn das Vorhaben un-
terstiitzt die mit dem EEG verfolgten Bestrebungen, die installierte Leistung von erneuerbaren
Energien, speziell von Windenergie, zu erhdhen und ist mithin fir die Zielerreichung erforder-
lich. Die mit dem Vorhaben voraussichtlich zu installierende Windenergie-Leistung betragt ins-
gesamt 433 MW, wodurch der Anteil erneuerbarer Energien im deutschen Stromnetzi.S.v. § 1
EEG gesteigert wird.

SchlieBlich dient das Vorhaben der Erzeugung von Windenergie, und dient somit der Versor-
gung der Allgemeinheit mit erneuerbaren Energie i.S.v. § 1 Abs. 1 EnWG.

2. Umweltvertraglichkeitsprifung

Nach & 3 UVPG umfassen Umweltprifungen nach dem UVPG die Ermittlung, Beschreibung
und Bewertung der erheblichen Auswirkungen eines Vorhabens oder eines Plans oder Pro-
gramms auf die Schutzguter. Sie dienen einer wirksamen Umweltvorsorge nach Mal3gabe der
geltenden Gesetze und werden nach einheitlichen Grundséatzen sowie unter Beteiligung der
Offentlichkeit durchgefiihrt.

Die UVP ist gemaf & 4 UVPG kein eigenstandiges Verfahren, sondern ein unselbststandiger
Teil des Planfeststellungsverfahrens. Die Umweltauswirkungen des Vorhabens sind nach § 25
UVPG im Hinblick auf eine wirksame Umweltvorsorge nach MaRRgabe der geltenden Gesetze
begrindet zu bewerten.

Grundlage der Bewertung der Umweltauswirkungen ist die nachfolgende zusammenfassende
Darstellung der Vorhabenauswirkungen einschlie3lich auswirkungsvermindernder Merkmale
des Vorhabens und Standorts sowie der vorgesehenen Vermeidungs-, Minderungs- oder Aus-
gleichsmaflinahmen und Ersatzmaflinahmen (8 24 Abs. 1 UVPG). Die zusammenfassende
Darstellung enthalt hinsichtlich der Umweltauswirkungen eine Beschreibung des entschei-
dungsrelevanten Ist-Zustands der Umwelt (Zustandsbeschreibung) und trifft eine Prognose
hinsichtlich voraussichtlicher entscheidungsrelevanter Veranderungen der Umwelt (Pe-
ters/Balla § 11 Rn. 5; vgl. auch Nr. 0.5.2.2 Abs. 4 UVPVwV).

Die Erarbeitung erfolgte auf der Grundlage des UVP-Berichts, der behérdlichen Stellungnah-
men nach § 17 Abs. 2 UVPG und § 55 Abs. 4 UVPG sowie der AuRerungen der betroffenen
Offentlichkeit nach den §8§ 21 und 56 UVPG und unter Einbeziehung eigener Ermittlungen.

Gemal 8§51 Satz 1 WindSeeG kann die Prufung der Umweltvertraglichkeit von Windener-
gieanlagen auf See nach dem UVPG aufgrund einer nach den 88 5 bis 12 WindSeeG beim
Flachenentwicklungsplan oder der Voruntersuchung bereits durchgefuhrten Strategischen
Umweltprufung auf zuséatzliche oder andere erhebliche Umweltauswirkungen beschrankt wer-
den. Dies ergibt sich auch aus der allgemeinen Regelung des § 15 Abs. 4 UVPG. Danach soll
sich bei nachfolgenden Planen und Programmen sowie bei der nachfolgenden Zulassung von
Vorhaben, flr die der Plan oder das Programm einen Rahmen setzt, die Umweltprifung auf
zusatzliche oder andere erhebliche Umweltauswirkungen sowie auf erforderliche Aktualisie-
rungen und Vertiefungen beschranken.

Gemal 8 51 Satz 1 WindSeeG kann die Prifung der Umweltvertraglichkeit von Windener-

gieanlagen auf See nach dem UVPG aufgrund einer nach den 88 5 bis 12 WindSeeG beim
Flachenentwicklungsplan oder der Voruntersuchung bereits durchgefiihrten Strategischen
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Umweltprufung (SUP) auf zusatzliche oder andere erhebliche Umweltauswirkungen be-
schrankt werden (sog. Abschichtung).

Dementsprechend wird in den Prifungen der Umweltauswirkungen im weitem Umfang insbe-
sondere auf die Ergebnisse der vorliegenden Berichte aus der durchgefuhrten Flachenvorun-
tersuchung und Eignungsfeststellung nach 8§ 9 ff. WindSeeG fur die Flache N-3.8 Bezug ge-
nommen.

a) Zusammenfassende Darstellung der Umweltauswirkungen

aa) Boden/Flache

(1) Zustandsbeschreibung

Eine Zustandsbeschreibung des Schutzgutes Boden/ Flache erfolgte bereits in der SUP der
Eignungsprufung, auf die verwiesen wird. Das Vorhabengebiet ,NC 2“ liegt in einem grof3rau-
migen Feinsandgebiet und weist einen sehr geringen Feinkornanteil von unter 10 % auf. Der
UVP-Bericht (BioConsult SH 2023) kommt zu keinem abweichenden Ergebnis, aktualisiert die
Bestandsbeschreibung aber um Angaben aus dem geologischen Bericht (BSH 2021a), wel-
cher erst nach der Fertigstellung des Umweltberichtes erstellt wurde. Die Ergédnzung umfasst
Informationen zu holozanen Flusstélern und verfillten glazialen Rinnen.

Die Zustandseinschatzung erfolgt anhand der Kriterien Seltenheit und Gefahrdung, Vielfalt und
Eigenart sowie Vorbelastung. Seltenheit sowie Vielfalt des Bestandes werden in Umweltbe-
richt sowie UVP aufgrund der homogenen Bedeckung mit dem in der Nordsee weit verbreite-
ten Feinsand als ,gering“ bewertet. Die Vorbelastung wird in beiden Berichten, v.a. aufgrund
der bodenberihrenden Fischerei als ,mittel“ eingestuft.

2) Umweltauswirkungen des Vorhabens

Eine zutreffende Auflistung der méglichen bau/-riickbaubedingten, anlagebedingten und be-
triebsbedingten Auswirkungen von Offshore-Windparks auf das Schutzgut Boden/Flache ist
im Umweltbericht zum FEP 2020 (BSH 2020a) enthalten. Im Folgenden werden die Ausfih-
rungen der SUP der Eignungsprufung fur das Vorhaben ,NC 2“ anhand der Angaben in den
Planunterlagen konkretisiert.

Wahrend der Bau und Riickbauphase werden die oberflachennahen Sedimente durch die Ver-
legetools und Errichterschiffe im Bereich der Kabelgraben, Arbeitsstreifen und Footprints di-
rekt durch Verdichtung und Sedimentumlagerung gestort. In dem Gebiet ,NC 2“ werden die
Errichterschiffe voraussichtlich eine Flache von max. 27.900 m? und die Verlegetools eine Fla-
che von ca. 0,52 km2 temporar beeinflussen. Die Resuspension der Sedimente wird aufgrund
der vorherrschenden Feinsande kleinraumig begrenzt auftreten.

Anlagebedingt kommt es durch die 29 WEA und 1 USP zu einer dauerhaften Flacheninan-
spruchnahme von 46.400 m? (0,2 % des OWP-Flache). Durch das Befahrungsverbot werden
vrs. wiederkehrende mechanische Stérungen aufgrund der bodenberiihrenden Fischerei ent-
fallen.

Hinsichtlich der betriebsbedingten Erwarmung des Sediments ist die Einhaltung des 2 K-Kri-
teriums gewahrleistet (RWE 2022).

(3) Auswirkungsvermindernde Merkmale des Vorhabens und Standorts
Auswirkungsvermindernde Merkmale des Vorhabens fir das Schutzgut Boden ergeben sich
aus der Wahl des OWP-Standortes. Aufgrund der homogenen Feinsandbedeckung ist zum
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einen kein — in der deutschen Nordsee — selten anzutreffender Sedimenttyp von dem Vorha-
ben betroffen. Zum anderen wird die baubedingte Resuspension der Sedimente geringer aus-
fallen als in einem Gebiet mit bspw. hohen Schluffanteilen.

(4) Auswirkungsvermindernde Mal3nahmen sowie Ausgleichs- und Ersatzmaflinahmen
Die Nebenbestimmung 2.3 zur Einhaltung des 2K-Kriteriums verhindert eine schédliche Bo-
denerwarmung, da somit eine Veranderung geochemischer Prozesse in den oberflachenna-
hen Sedimenten vermieden werden kann.

bb) Wasser

Die Ausfiihrungen im Umweltbericht zur Eignungsprifung der Flache N-3.8 zum Schutzgut
Wasser haben weiterhin Bestand. Neben Daten und Informationen aus der Literatur basiert
die dortige Zustandsbeschreibung und -bewertung des Schutzgutes Wasser vor allem auf der
Auswertung verschiedener, langjahriger Messreihen des BSH, die zum Teil mehrere Jahr-
zehnte umfassen, sowie Monitoringfahrten des BSH.

) Zustandsbeschreibung

Das Schutzgut Wasser ist aufgrund der Vorbelastungen insbesondere durch die Eutrophierung
durch eine mittlere Natirlichkeit gepragt. Die Vorbelastung des Schutzguts Wasser wird ,hoch®
bewertet (Umweltbericht zur Eignungsprifung der Flache N-3.8, Seite 50).

(2) Umweltauswirkungen des Vorhabens

Eine zutreffende Auflistung der méglichen bau/-riickbaubedingten, anlagebedingten und be-
triebsbedingten Auswirkungen von Offshore-Windparks auf das Schutzgut Wasser ist im Um-
weltbericht zum FEP 2020 (BSH 2020a) enthalten. Mit dem Schutz der baulichen Anlagen vor
Korrosion sind insbesondere stoffliche Emissionen in die Meeresumwelt verbunden. Es kommt
zu Warmeemissionen durch die Verkabelung der WEAs.

3) Auswirkungsvermindernde Merkmale des Vorhabens und Standorts

Als Korrosionsschutzvariante im Unterwasserbereich sollen grundsatzlich Fremdstromanoden
zum Einsatz kommen. Diese Fremdstromanoden sind langzeitbestandig und daher nur mit
minimalen Emissionen verbunden. Stoffeintrage durch Betriebsstoffe und Abwaéasser in die
Meeresumwelt sind im Regelbetrieb der OWEA und der USP nicht zu erwarten (vgl. die Emis-
sionsvorstudie).

(4) Auswirkungsvermindernde Mallnahmen, Ausgleichs- und Ersatzmafinahmen
Die Begrenzung stofflicher Emissionen sichern die Nebenbestimmung 2.5 ff. Die Warmeemis-
sionen werden durch das 2K-Kriterium nach Mal3gabe von Nebenbestimmung 2.3.1 begrenzt.

cc) Biotoptypen

(1) Zustandsbeschreibung

Nach der Zustandsbeschreibung hinsichtlich des Schutzguts Biotope im UVP-Bericht (BioCon-
sult SH 2023) kommen die Biotope ,Sublitoraler, ebener Sandgrund der Nordsee mit Tellina-
fabula-Gemeinschaft aber ohne Dominanz von spezifischen endobenthischen Taxa“ (Code
02.02.10.02.03.06) und ,Sublitoraler, ebener Sandgrund der Nordsee mit Nucula-nitidosa-Ge-
meinschaft — nur offene Nordsee” (Code 02.02.10.02.05) im Vorhabengebiet ,NC 2“ vor.

Die Bewertung der Biotoptypen erfolgt entsprechend der Methodik der SUP der Eignungspru-
fing (BSH 2020a), anhand der Kriterien Seltenheit und Gefahrdung und Vorbelastung.
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Der Biotoptyp ,Sublitoraler, ebener Sandgrund der Nordsee mit Tellina-fabula-Gemeinschaft
aber ohne Dominanz von spezifischen endobenthischen Taxa“ wird in der Roten Liste in der
akuten Vorwarnliste geftihrt (Kategorie 3-V). Eine Gefahrdung wird durch die Berufsfischerei
mit aktiven Fanggeraten und Eutrophierung von Nichtnutzflachen begriindet. Der Biotoptyp
wird als ,bedingt regenerierbar“ (Kategorie B) mit einer Regenerationszeit von bis zu 15 Jahren
eingestuft.

Der Biotoptyp ,Sublitoraler, ebener Sandgrund der Nordsee mit Nucula-nitidosa-Gemeinschaft
— nur offene Nordsee® wird in der Roten Liste nicht bewertet (Daten defizitar/ Einstufung nicht
madglich). Eine spezifische Gefahrdung wird nicht begriindet. Der Biotoptyp wird als ,bedingt
regenerierbar® (Kategorie B) mit einer Regenerationszeit von bis zu 15 Jahren eingestuft.

Das Kriterium ,Seltenheit und Gefahrdung“ wird aufgrund der nationalen Langfristgefahrdung
sowie der Einstufung in die akute Vorwarnliste fur den Biotoptyp , Tellina-fabula-Gemeinschaft
aber ohne Dominanz von spezifischen endobenthischen Taxa“ mit ,mittel“ bewertet.

Die Vorbelastungen ergeben sich aus den entsprechenden Beschreibungen zu den Schutzgi-
tern Boden und Benthos, wobei vorrangig die Beeintrachtigungen durch die bodenbertihrende
Fischerei und die Eutrophierung zu bertcksichtigen sind. Da auch die Vorbelastungen mit ,mit-
tel“ eingestuft werden, kommt den Biotoptypen im Vorhabengebiet ,NC 2" insgesamt eine mitt-
lere Bedeutung zu.

(2) Umweltauswirkungen des Vorhabens
Die Auswirkungen des Vorhabens auf die Biotope entsprechen denen auf die Schutzgiiter
Boden und Benthos und werden unter IIl.2. a) aa) und dd) dargestellt.

(3) Auswirkungsverminderne Merkmale des Vorhabens und Standorts
Die Auswirkungsvermindernden Merkmale des Vorhabens fir die Biotope entsprechen denen
der Schutzguter Boden und Benthos und werden unter 111.2. a) aa) und dd) dargestellt.

(4) Auswirkungsvermindernde MalRnahmen sowie Ausgleichs- und ErsatzmalRnahmen
Die auf die Biotope wirkenden geplanten auswirkungsmindernden Maflinahmen entsprechen
denen der Schutzgiter Boden und Benthos und werden unter 111.2.a) aa) und dd) dargestellt.

dd) Benthos

(1) Zustandsbeschreibung

Die Zustandsbeschreibung hinsichtlich des Schutzguts Benthos ist bereits Teil der SUP der
Eignungsprufung (BSH 2020a). Diesbezuglich wurden im UVP-Bericht (BioConsult SH 2023)
neue Erkenntnisse festgestellt und insbesondere fir die Artenzahl und die Anzahl der Rote-
Liste-Arten anhand der Ergebnisse aus IfAO (2020) erganzt. Danach wurden abweichend von
der SUP mit van-Veen-Greifer insgesamt 222 Infauna-Taxa nachgewiesen, von denen 142 auf
Artniveau bestimmt wurden. Mittels 2-m-Baumkurre wurden abweichend 83 Epifauna-Taxa
nachgewiesen, von denen 66 bis auf Artniveau bestimmt wurden. Die Anzahl der Rote-Liste-
Arten betragt abweichend insgesamt 23 Arten (RL-Kategorien 0, 1, 2, 3, G und R).

Die Einschatzung des Zustands der benthischen Gemeinschaften im Vorhabengebiet erfolgt

anhand der Kriterien ,Seltenheit und Gefahrdung® und ,Vielfalt und Eigenart‘ sowie ,Vorbelas-
tungen®.
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Fir das Kriterium ,Seltenheit und Gefahrdung“ wird das Vorkommen und die Verbreitung von
seltenen bzw. geféahrdeten Arten berlcksichtigt, wobei die Einstufung der Seltenheit/Gefahr-
dung der Roten Liste nach Rachor et al. (2013) folgt.

Im Vorhabengebiet wurden insgesamt 23 Arten der Roten Liste erfasst. Die als ausgestorben
bzw. verschollen geltende (RL-Kategorie 0) Muschel Heteranomia squamata wurde nur im
Herbst 2019 an einer Station in den Epifauna-Proben als Aufwuchs nachgewiesen. Die Art ist
nicht typisch fur die im Vorhabengebiet vorkommenden Biotope. Als Hartbodenbesiedler wird
diese Art von dem zusatzlichen Angebot an Hartsubstraten im OWP profitieren. In anderen
Windparks wurde die Art bereits an kunstlichen Hartsubstraten regelméRig nachgewiesen
(IfAO 2022). Es wurden keine als vom Aussterben bedrohte (RL-Kategorie 1) Arten nachge-
wiesen. Die vorkommenden stark gefdhrdeten Arten (RL-Kategorie 2) Ensis ensis und Sabel-
laria spinulosa wurden nur in geringer Stetigkeit und Abundanz im Frihjahr 2029 bzw. Herbst
2018 nachgewiesen. Von den funf als gefahrdet (Kategorie 3) eingestuften Arten trat mit Siga-
lion mathildae nur eine Art stetig und in geringen bis mittleren Dichten auf. Alle weiteren als
gefahrdet eingestuften Arten wurden nur in geringer Prasenz und geringen Abundanzen nach-
gewiesen. Neun der gefundenen Arten werden mit einer Gefahrdung unbekannten Ausmalies
(RL-Kategorie G) gelistet und weitere drei Arten als extrem selten (RL-Kategorie R).

Auf Grundlage der vorgefundenen Rote-Liste-Arten sowie deren Abundanz wird den Benthos-
gemeinschaften im Vorhabengebiet ,NC 2“ eine mittlere Bedeutung hinsichtlich des Kriteriums
Seltenheit und Gefahrdung zugewiesen. Insgesamt ist festzuhalten, dass keine der nachge-
wiesenen Makrozoobenthosarten im Vorhabengebiet ,NC 2“ einen Schutzstatus nach BArt-
SchV besitzen oder in den Anhangen Il und IV der FFH-Richtlinie aufgeflihrt sind.

Das Kriterium ,Vielfalt und Eigenart® bezieht sich auf die Eigenart der im Vorhabengebiet vor-
kommenden Gemeinschaften und deren Artenvielfalt. Es wird bewertet, wie artenreich die Ge-
meinschaft ist und inwieweit fir den Lebensraum charakteristische Arten die Lebensgemein-
schaften pragen. Ein zu bericksichtigender Nebenaspekt ist dabei der Einfluss nicht-heimi-
scher Arten auf die Lebensgemeinschatt.

Die im Vorhabengebiet ,NC 2“ vorkommende nachgewiesene Benthoszdnose kann als Uber-
gangsgemeinschaft der Tellina-fabula- und Nucula-nitidosa-Gemeinschaften nach Rachor &
Nehmer (2003) beschrieben werden. Nahezu alle typischen Vertreter dieser Gemeinschaft
wurden im Rahmen der Voruntersuchungen nachgewiesen. Von den im Bereich der deutschen
AWZ insgesamt etwa 750 nachgewiesenen Arten wurden 222 Infauna-Taxa (142 bis auf Art-
niveau bestimmt) und 83 Epifauna-Taxa (66 Taxa bis auf Artniveau bestimmt) im Vorhaben-
gebiet ,NC 2 erfasst. Insgesamt sechs nichtheimische Arten (Austrominius modestus, Crepi-
dula fornicata, Jassa marmorata, Amathia gracilis agg., Fenestrulina delicia und Loimia ramz-
ega) wurden im Vorhabengebiet nachgewiesen. Drei Arten traten im Herbst 2018 und 3 Arten
im Herbst 2019 auf. Eine Art (Fenestrulina delicia) trat nur im Frihjahr 2019 auf. Auf Grundlage
dieser Ergebnisse wird der Benthoszdnose der im Vorhabengebiet ,NC 2“ eine mittlere Be-
deutung hinsichtlich des Kriteriums Vielfalt und Eigenart zugewiesen.

In die Betrachtung der Vorbelastungen flieRen die Auswirkungen durch relevante bestehende
menschliche Aktivitdten auf die benthischen Lebensgemeinschaften ein. Das Hauptaugen-
merk liegt hierbei auf der Intensitat der fischereilichen Nutzung, welche die wirksamste direkte
StorgréfRe fur das Benthos darstellt (u.a. Hiddink et al. 2019, BMU 2018, Eigaard et al. 2016,
Buhl-Mortensen et al. 2015 und darin zitierte Literatur). Eine weitere in der Bewertung zu be-
trachtende wichtige, groRraumig wirkende Stdrgrofie stellt die Eutrophierung dar. Andere Stor-
grofien, wie Schiffsverkehr, Schadstoffbelastung und Effekte des Klimawandels kdnnen der-
zeit nicht in die Bewertung einbezogen werden, da zum einen derzeit die geeigneten Mess-
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und Nachweismethoden (bzw. Uberwachungsprogramme) fehlen, und zum anderen potenzi-
elle Effekte durch die gleichartigen Wirkungen der Hauptbelastungen tberlagert werden.
Aufgrund der auch im Vorhabengebiet ,NC 2“ stattfindenden grundbertihrenden Schleppnetz-
fischerei ist davon auszugehen, dass die vorgefundenen Dominanzstrukturen, insbesondere
innerhalb der Epifaunagemeinschaft, anthropogen beeinflusst sind. Zwar nahm die Fischerei
aufgrund von EU-Regularien seit Anfang der 2000er in der Nordsee ab (ICES 2018), beein-
flusst die Benthos-Gemeinschaften in diesem Bereich der Nordsee aber weiterhin mafRgeblich.
Die Auswirkungen der anthropogenen Eutrophierung der Kusten- und Meeresgewasser sind
kistenfern tendenziell geringer als im unmittelbaren Kistenbereich, da die Nahrstoffe vorwie-
gend Uber die Flisse eingetragen werden. Insgesamt konnte der Nahrstoffeintrag in die Nord-
see seit den 1980er Jahren um 50 % reduziert werden (BSH 2019). Trotzdem wurden grof3e
Teile der deutschen AWZ in der Nordsee im Zeitraum 2012 bis 2017 als eutrophiert eingestuft
(BMU 2018). Nachweise grof3er und langlebiger Arten gab es im Untersuchungszeitraum nicht.
Die Vorbelastungen werden daher mit mittel bewertet.

Aufgrund der Anzahl vorkommender Rote-Liste-Arten wird den Benthosgemeinschaften eine
mittlere Bedeutung hinsichtlich des Kriteriums ,Seltenheit und Gefahrdung“ zugewiesen. Da
auch die Vorbelastungen und das Kriterium ,Vielfalt und Eigenart ,mittel“ eingestuft werden,
kommt dem Schutzgut Benthos im Vorhabengebiet ,NC 2“ insgesamt eine mittlere Bedeutung
zu. Hinsichtlich des Zustands der benthischen Gemeinschaften im Vorhabengebiet ergeben
sich damit keine anderen Bewertungen als in der SUP der Eignungsprifung.

(2) Umweltauswirkungen des Vorhabens

Die potenziell erheblichen baubedingten, anlagebedingten und betriebsbedingten Auswirkun-
gen von Offshore-Windparks auf das Schutzgut Benthos sind im Umweltbericht zum FEP 2020
(BSH 2020a), der den Umweltbericht zum Bundesfachplan Offshore Nordsee 2016/2017 fort-
schreibt, detailliert aufgefihrt. Diese wurden bereits in der SUP der Eignungsprifung zusam-
menfassend dargestellt und werden im Folgenden insbesondere unter Beriicksichtigung der
konkreten Flacheninanspruchnahme konkretisiert flir das gegensténdliche Vorhaben unter Be-
ricksichtigung der zutreffenden Angaben im UVP-Bericht, den sich die Planfeststellungsbe-
hdrde insofern zu eigen macht, zusammengefasst dargestellt. Fir die konkrete Flacheninan-
spruchnahme wird auf den die Angaben im Erldauterungsbericht verwiesen.

Windenergie-Anlagen und Umspannplattform

Bei der Tiefgrindung der Windenergie-Anlagen und der Umspannplattform kommt es zu Sto-
rungen des Meeresbodens, Sedimentaufwirbelungen und zur Ausbildung von Tribungsfah-
nen. Hierdurch kann es fiir die Dauer der Bautétigkeiten in der unmittelbaren Umgebung der
Anlagen zu einer Beeintrachtigung oder Schadigung benthischer Organismen oder Gemein-
schaften kommen.

Anlagebedingt wird es durch die Flachenversiegelung, das Einbringen von Hartsubstraten so-
wie die Veranderung der Strémungsverhaltnisse um die Anlagen herum zu Veranderungen
der benthischen Gemeinschaft kommen. Im Bereich der Anlagen und der Umspannplattform
und des dazugehorigen Kolkschutzes kommt es zu einer Flachenversiegelung und damit einer
Flacheninanspruchnahme in Héhe von ca. 4,64 ha, was einem Anteil von 0,2 % an der Ge-
samtflache von 23 km2 entspricht.
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Durch das Einbringen kinstlicher Hartsubstrat-Strukturen wird zusatzlicher Siedlungsraum fur
benthische Arten geschaffen (Trittsteinfunktion). Die Rekrutierung zuséatzlicher Arten wird pas-
siv per Larvaldrift oder in Einzelféllen durch aktive Einwanderung — vorwiegend aus den bereits
fertiggestellten umgebenden Windparks oder natirlichen Hartbéden — erfolgen.

In der unmittelbaren Umgebung der Strukturen kommt es zu einer Beeinflussung der Benthos-
lebensgemeinschaften durch Sedimenterosion und dadurch verénderte Sedimenteigenschaf-
ten und durch eine Zunahme von Pradation, v.a. auf gro3e, immobile Arten.

Betriebsbedingte Auswirkungen der Windenergieanlagen und der Umspannplattform auf das
Makrozoobenthos sind nach derzeitigem Kenntnisstand nicht zu erwarten.

Parkinterne Verkabelung

Intensitat und rdumliche Dimension der mdglichen Auswirkungen der Kabelinstallation auf
Benthosorganismen sind abhangig von den eingesetzten Verlegeverfahren und den potenziell
erforderlichen vorbereitenden MaRnahmen. Die Gesamtlange der parkintern verlegten Kabel
wird entsprechend dem derzeit geplanten Parklayout und unter Berlcksichtigung von Unsi-
cherheiten voraussichtlich max. 52 km betragen. Die Kabel werden nach derzeitigen Angaben
der Vorhabentragerin mit einer Verlegetiefe von 1,5 m in den Meeresboden eingespuilt.

Kabelkreuzungsbauwerke sind nicht geplant. Fir die Dauer der Verlegung der parkinternen
Verkabelung ist mit lokalen Sedimentumlagerungen, Sedimentaufwirbelungen und Tribungs-
fahnen zu rechnen. Hierdurch kann es wahrend der Bautatigkeiten in der Umgebung der Ka-
belsysteme zu einem temporaren Habitatverlust fir benthische Arten bzw. zu einer Beeintrach-
tigung oder Schadigung benthischer Organismen oder Gemeinschaften kommen. Der Funkti-
onsverlust im Bereich des Kabelgrabens belduft sich auf insgesamt 5,2 ha, was 0,23 % an der
Gesamtflache von 23 km? entspricht.

Ebenfalls kdnnen benthische Organismen durch die mit der Resuspension von Sedimentpar-
tikeln verbundene Freisetzung von Nahr- und Schadstoffen beeintrachtigt werden.

Weitere Kabelkreuzungen innerhalb der parkinternen Verkabelung sind nicht erforderlich.
Betriebsbedingt kann direkt Giber dem Kabelsystem eine Erwdrmung auch der obersten Sedi-
mentschicht des Meeresbodens auftreten, die zu einer Beeinflussung der Artengemeinschatf-
ten im Bereich der Kabeltrassen fliihren kann. Nach derzeitigem Kenntnisstand sind jedoch bei
Einhaltung des 2K-Kriteriums keine signifikanten Auswirkungen auf das Benthos durch die
kabelinduzierte Sedimenterwdrmung zu erwarten.

(3) Auswirkungsvermindernde Merkmale des Vorhabens und Standorts
Auswirkungsmindernde Merkmale ergeben sich aus der Wahl des Standorts und dem Design
des Vorhabens fur das Schutzgut Benthos nicht. Zwar wurden im Vorhabengebiet keine fla-
chenhaften nach § 30 BNatSchG gesetzlich geschiitzten Biotope mit ihren in der Regel sensi-
tiven Gemeinschaften identifiziert, jedoch wurden eine als ausgestorben bzw. verschollen gel-
tende Art sowie zwei stark gefahrdete Arten vorwiegend geringen Dichten nachgewiesen.

(4) Auswirkungsvermindernde MaRnahmen sowie Ausgleichs- und ErsatzmalRnahmen
Als auswirkungsvermindernde MalRnahmen mit Bezug zum Schutzgut Benthos wird durch Ne-
benbestimmung 2.3.7 eine ausreichende Verlegetiefe zur Einhaltung des 2K-Kriteriums flr die
parkinterne Verkabelung vorgesehen.

Seite 72 von 235



ee) Fische

(1) Zustandsbeschreibung

Eine Zustandsbeschreibung der demersalen Fischgemeinschatft erfolgte bereits im Umweltbe-
richt zur Eignungsprifung der Flache ,NC 2¢ (BSH 2020a). Der UVP-Bericht (BioConsult SH,
2023) kommt insgesamt und zutreffend zu keinem abweichenden Ergebnis, erganzt die Be-
schreibung der demersalen Fischfauna allerdings um die Ergebnisse der dritten Untersu-
chungskampagne von Herbst 2019 (IfAO 2020). Danach wurden abweichend vom Umweltbe-
richt in der Flache ,NC 2* mit der 2 m- und der 7 m- Baumkurre insgesamt 39 Arten nachge-
wiesen (jeweils 36 in der Flache ,NC 2“ und im Referenzgebiet). Die Anzahl der Rote- Liste
Arten (RL- Kategorien 0, 1, 2, 3, G und R) bleibt insgesamt fir das Gebiet unverandert bei
zwei Arten.

Eine Zustandseinschatzung erfolgt anhand der Kriterien ,Seltenheit und Gefahrdung®, ,Vielfalt
und Eigenart®, sowie ,Vorbelastung®. Das Kriterium ,Seltenheit und Gefahrdung“ wird im Um-
weltbericht sowie im UVP-Bericht aufgrund des seltenen Nachweises einer Rote-Liste-Art der
Kategorie 1 und der Abwesenheit weiterer gefahrdeter Rote-Liste Arten (Kategorie 0-3, R) im
Umfeld der Flache ,NC 2* als ,mittel“ bewertet. Das Kriterium ,Vielfalt und Eigenart® wird auf-
grund der im Vorhabengebiet vorgefundenen, fir diese Nordseeregion typischen, Art- und Do-
minanzstruktur der demersalen Fischgemeinschaft in Ubereinstimmung mit dem Umweltbe-
richt zur Eignungsprufung als ,mittel“ bewertet. Das Kriterium ,Vorbelastung® wird vor allem
aufgrund der durchschnittlichen bodenberiihrenden Fischereiaktivitat weiterhin als ,mittel“ ein-
gestuft.

Werden alle Teilkriterien und die Besonderheiten zusammenfassend betrachtet, so wird die
Bedeutung des Vorhabengebietes ,NC 2“ fur die Fischfauna insgesamt weiterhin als ,mittel”
eingestuft.

(2) Umweltauswirkungen des Vorhabens

Die bau-, anlage- und betriebsbedingten Auswirkungen von OWPs auf die Fischfauna sind
raumlich, sowie teilweise auch zeitlich begrenzt, und sind im Umweltbericht zum FEP 2020
(BSH 2020b), sowie im Umweltbericht zum ROP 2021 (BSH 2021) detailliert aufgefiihrt. Diese
wurden bereits in der SUP der Eignungsprifung dargestellt und werden im Folgenden fir das
gegenstandliche Vorhaben ,NC 2“ anhand der Darstellungen im UVP-Bericht zusammenge-
fasst.

Baubedingte Auswirkungen

Schallemissionen

Im Bereich des Vorhabens ,NC 2“ ist baubedingt mit Schallemissionen sowohl durch den Ein-
satz von Schiffen, Kranen und Bauplattformen als auch durch die Errichtung der 29 Mono-
pfahle mit Durchmesser von maximal 8,9 m mittels Impulsrammung zu rechnen.

Sedimentation und Tribungsfahnen

Durch die Bautatigkeiten der WEA-Fundamente und der parkinternen Verkabelung entstehen
Sedimentaufwirbelungen und Tribungsfahnen. Da sich ,NC 2° in einem grofl3raumigen
Feinsandgebiet befindet, ist davon auszugehen, dass das aufgewirbelte Material im unmittel-
baren Nahbereich der Baustelle wieder absinkt. Ausgepragte Tribungsfahnen sind aufgrund
der kleinflachigen Ton-Schluff-Anteile nicht zu erwarten (BioConsult SH 2023).
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Anlage- und betriebsbedingte Auswirkungen

Flacheninanspruchnahme und Einbringen von Hartsubstrat

Durch die Errichtung der Fundamente der OWEA im Vorhaben ,NC 2“ werden Lebensraume
Uberbaut und fir die Fische nicht mehr zur Verflgung stehen. Es kommt zum dauerhaften
Lebensraumverlust fir demersale Fischarten und deren Nahrungsgrundlage, dem Makro-
zoobenthos, durch die lokale Uberbauung. Die permanente Flacheninanspruchnahme im Be-
reich der Anlagen und des dazugehdrigen Kolkschutzes liegt bei ca. 4,64 ha, was einem Anteil
von 0,2 % an der Gesamtflache von 23 km? entspricht. Weiterhin verandert die Errichtung des
Windparks die Struktur des Meeresbodens durch das eingebrachte Hartsubstrat. Das Einbrin-
gen von Hartsubstrat kann zu einer Besiedlung durch benthische Wirbellose fuhren, und durch
dieses erh6hte Nahrungsangebot eine Attraktionswirkung auf Fische ausiiben.

Betriebsschall
Fur die Betriebsphase von ,NC 2" ist davon auszugehen, dass der durch die OWEA emittierte
Schall voraussichtlich dauerhaft sein wird.

Parkinterne Verkabelung: Sedimenterwarmung & elektromagnetische Felder

Die Sedimenterwarmung im unmittelbaren Umfeld der Kabel wird erfahrungsgemaf den Vor-
sorgewert von 2K in 20 cm Sedimenttiefe nicht Gberschreiten, weshalb die Kabel entsprechend
tief verlegt werden mussen. Direkte elektrische Felder treten bei dem vorgesehenen Kabeltyp
aufgrund der Schirmung nicht auf. Induzierte Magnetfelder der einzelnen Leiter heben sich bei
der vorgesehenen geblindelten Verlegung mit je einem Hin- und Riuckleiter weitgehend auf
und liegen deutlich unter der Starke des natlrlichen Erdmagnetfelds. Mit zunehmender Ent-
fernung zum Kabel nimmt die Feldstarke zudem rasch ab.

Voraussichtliche Einschrankung der Fischerei

Auf Grundlage der bisherigen Praxis ist eine mittelbare Einschrankung der Fischerei im Vor-
habengebiet ,NC 2 durch die Befahrensregelung der GDWS wahrscheinlich zu erwarten.
Fang und Beifang von Fischen in der Vorhabenflache ,NC 2* entfallen somit voraussichtlich.

(3) Auswirkungsvermindernde Merkmale des Vorhabens und Standorts
Auswirkungsmindernde Merkmale wurden bereits in der Eignungsprifung betrachtet. Es erge-
ben sich keine neuen Erkenntnisse.

(4) Auswirkungsvermindernde MallBnahmen sowie Ausgleichs- und Ersatzmaflinahmen
Spezielle auswirkungsvermindernde Maflinahmen werden fir das Schutzgut Fische nicht vor-
gesehen. Bei der Darstellung der Vorhabenwirkungen erfolgen jedoch Angaben, aus denen
sich fur das Schutzgut Fische folgende relevante Maflinahmen ableiten lassen (BIOCONSULT
SH 2023):

o Die Fische sollten vor Beginn der Bauarbeiten aus dem unmittelbaren Rammbereich
vergramt werden (z.B. Soft-Start-Procedure).

e Eine Nutzung von schallreduzierten Verfahren nach aktuellem Stand der Technik ist
vorgesehen.

¢ Die Kabelinstallation erfolgt moglichst mit dem nach aktuellem Stand der Technik scho-
nendsten Einspulverfahren.
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e Durch die Einhaltung des 2K-Kriteriums wird die kabelinduzierte Temperaturentwick-
lung in der oberen Sedimentschicht so gering wie mdglich gehalten. Die Kabellberde-
ckung wird regelmafiig tberprft.

e Fur die WEA von ,NC 2“ ist der Verzicht von Antifouling-Anstrichen gegen moglichen
Bewuchs vorgesehen.

ff)  Marine Saugetiere
(1) Zustandsbeschreibung
Schweinswale
Im Umweltbericht zur Eignungsprifung der Flache N-3.8 zum gegenstandlichen Vorhaben
NC 2 wurde der Zustand bzw. der Schutzstatus des Schweinswals in der deutschen Nordsee,
in den Naturschutzgebieten und in der Vorhabenflache umfassend dargestellt.
Die Ergebnisse werden durch seitdem gewonnen Erkenntnisse bestétigt: die flachendeckende
Erhebung SCANS |V (Gilles et al, 2023) kommt erneut zu dem Ergebnis, dass sich der
Schweinswalbestand tendenziell Richtung Armelkanal verschiebt und fiir den Bestand der
Nordsee keine statistisch signifikante Abnahme des Schweinswalbestands nachzuweisen ist.
Die aktuellsten Monitoringdaten des BfN vom Sommer 2021 (Nachtsheim et al, 2022) weisen
eine Abundanz von 13.862 (95 % CI 7.338 — 22.037) Tieren in den Teilgebieten A, E und F
der Nordsee auf. Die Abundanz ist mit den Werten aus den Vorjahren vergleichbar. Die beo-
bachtete Verbreitung entsprach dem bekannten Verteilungsmuster der Schweinswale in deut-
schen Gewéassern. Insgesamt hat seit Beginn des Monitorings von Schweinswalen in der Nord-
see eine Veranderung in Verteilung und Abundanz der Schweinswalpopulation in der deut-
schen AW?Z stattgefunden, die auf eine Verlagerung vom NSG ,Sylter AuRenriff-Ostliche Deut-
sche Bucht® zum NSG ,Borkum Riffgrund® hinweisen (Nachtsheim et al., 2021). Diese Veran-
derung stimmt mit den Befunden aus der SCANS Il tiberein, die bereits eine Verlagerung der
Population des Schweinswals im Studwesten der Nordsee bestatigt haben (Hammond et al.
2021). Die Griinde fiir die Veranderung sind noch nicht geklart.
Im Vorhabengebiet hat seit der Eignungsprifung das letzte Untersuchungsjahr im Cluster
Nordlich Borkum stattgefunden (Krumpel et al, 2020). Die Ergebnisse reihen sich in den ab-
nehmenden Trend der vorangegangenen Jahre ein. Die Dichten variierten je nach Jahreszeit
zwischen 0,59 Ind/kmz2 (Herbst) bis 0,02 Ind/km2 (Sommer). Die Kalbersichtung war vergleich-
bar zum Vorjahr. Das Gebiet ist von interannuellen Schwankungen gepragt und eine beson-
dere Bedeutung kommt, wie auch in den Vorjahren, dem westlichen Teil des Untersuchungs-
gebiets zu, in dem auch das FFH-Gebiet ,Borkum Riffgrund® liegt, da dort erhdhte Dichten
auftreten.
Das Gebiet des Vorhabens NC 2 hat nach aktuellem Kenntnisstand eine mittlere bis — saisonal
im Frihjahr bzw. Friihsommer — hohe Bedeutung fur Schweinswale. Die Untersuchungen im
Rahmen des Monitorings der Natura2000-Gebiete wie auch im Rahmen der Clusteruntersu-
chungen ,Nordlich Borkum® bestatigen stets ein deutlich héheres Vorkommen im Schutzgebiet
,Borkum Riffgrund“ mit abnehmenden Dichten in dstlicher Richtung, wo sich auch das Vorha-
bengebiet NC 2 befindet.
- Das Vorhabengebiet NC 2 wird von Schweinswalen ganzjéahrig zum Durchqueren und
Aufenthalt und wahrscheinlich als Nahrungsgrund genutzt.
- Die Nutzung des Vorhabengebiet durch Schweinswale ist im Frihjahr bzw. Frihsom-
mer jedoch deutlich héher im Vergleich zum Rest des Jahres.
- Die Nutzung des Vorhabengebiet durch Schweinswale im Sommer ist meistens durch-
schnittlich verglichen mit der Nutzung der Gewasser westlich von Syilt.
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- Die Sichtungen von Kalbern in dem Gebiet N-3 sind eher vereinzelt und unregelmanig
und schlieRen daher eine Nutzung als Aufzuchtgebiet mit hoher Wahrscheinlichkeit
aus.

Es gibt keine Hinweise auf eine kontinuierliche besondere Funktion z.B. als Aufzuchtsgebiet
des Gebiets N-3 und somit auch des Vorhabengebiet NC 2 flr Schweinswale.

Seehund und Kegelrobben

Im Umweltbericht zur Eignungsprifung der Flache N-3.8 wurde der Zustand bzw. der Schutz-
status von Seehunden und Kegelrobben in der deutschen Nordsee, in den Naturschutzgebie-
ten und in der Vorhabenflache umfassend dargestellt. Erganzend zu den Ausfiihrungen in der
Eignungsprufung ist das Intermediate Assessment 2017 der OSPAR zu nennen, welches die
Jahre 1992 bis 2014 und das Gebiet der erweiterten Nordsee umfasst, wird in der letzten Zah-
lung des Jahres 2014 eine Abundanz von tber 64.000 Individuen angegeben (OSPAR, 2017).
Dieser Wert bezieht sich auf Zéhlungen der Tiere, die sich zur Zeit des Haarwechsels (primar
August) auBBerhalb des Wassers aufhalten. Somit stellt diese Erfassung einen Mindestwert
dar. Dabei stellt das gesamte Wattenmeer mit ca. 40 % des Bestandes der erweiterten Nord-
see einen wichtigen Lebensraum fir den Seehund dar. Die zeitliche Betrachtung des Seehun-
des von 1992 bis 2014 ergibt fur die meisten Kiustenabschnitte der erweiterten Nordsee zu-
nehmende Besténde, so hat sich der Bestand des Seehundes von 1992 bis 2014 im gesamten
Wattenmeer verdreifacht. An einigen anderen Kistenabschnitten hingegen, wie z.B. an der
Kuste Nordirlands wird fiir diesen Zeitraum eine abnehmende Bestandstendenz angegeben.

RegelmaRige Zahlungen sowohl von Seehunden als auch Kegelrobben finden wahrend der
jeweiligen Haarwechselzeiten trilateral (Danemark, Deutschland, Niederlande) im Wattenmeer
und auf Helgoland statt. Fiir den Seehund werden folgende Zahlen fir 2023 angegeben (Ga-
latius et al., 2023): 9.334 Jungtiere. Das entspricht zum Vorjahr ein Zuwachs von 10 % und
entspricht dem Stand von 2017. Die Zahl adulter Seehunde wird mit 22.621 Tieren angegeben.
Das entspricht dem niedrigsten Stand seit 2010 und einer Verringerung im Vergleich zum Vor-
jahr um 4 %. Die Grunde fur die Abnahme sind bislang nicht klar, die Verfligbarkeit von Nah-
rung und anthropogene Einflisse sind mdgliche Ursachen. Analog dazu werden fir die Kegel-
robbe folgende Zahlen angegeben (Schop et al., 2023): 2.515 Jungtiere, was einem Zuwachs
von 10 % des Wertes aus dem Vorjahr entspricht. Die Zahl adulter Kegelrobben wird mit
10.544 angegeben. Das entspricht einem Zuwachs von 18 % des Wertes aus dem Vorjahr.
Allerdings geben die Autoren zu bedenken, dass dies auch wandernde Tiere von der britischen
Kuste einschlief3t bzw. die Tiere, die auf See sind nicht bericksichtigt. Eine Orientierung bzw.
ein Vergleich zu Vorjahren sei damit allerdings madglich.

Variationen in den Zahlungen an den jeweiligen Standorten werden durch Fluktuationen zwi-
schen den einzelnen Erfassungsgebieten erklart bzw. durch tagesabhéngige Schwankungen
(z. B. durch Wetter und Storeffekte) an den jeweiligen Erfassungstagen.

In der Vorhabenflache wurden im Rahmen des Clustermonitorings in 2019 zwischen
0,11 Ind/km? und 0,01 Ind./km? gesichtet, die Verteilung zeigt auch hier eine erhdhte Bedeu-
tung des FFH-Gebiets Borkum Riffgrund, welches einen Hotspot im Vergleich zum restlichen
Gebiet aufweist. Insgesamt nutzen die Tiere das Gebiet unregelmafiig und in kleiner Zahl.

Fur Kegelrobben und Seehunde hat das Gebiet N-3 und das Vorhabengebiet NC 2 eine ge-
ringe bis teilweise im sidlichen Bereich mittlere Bedeutung.
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Der UVP-Bericht (BioConsult SH, 2023) kommt ebenfalls zum Schluss, dass der Flache eine
mittlere Bedeutung fur marine Sauger zuzuweisen ist.

(2) Umweltauswirkungen des Vorhabens

Nach aktuellem Kenntnisstand kénnen Gefahrdungen fur Schweinswale, Kegelrobben und
Seehunde durch Larmemissionen wahrend des Baus der Offshore-Windenergieanlagen ver-
ursacht werden, wenn keine Vermeidungs- und MinderungsmafRnahmen getroffen werden. Je
nach Grundungsmethode kann Impulsschall oder Dauerschall eingetragen werden.

Die zu betrachtenden Auswirkungen fiir das Schutzgut Meeressauger umfassen zunachst die
Schallemissionen, die wahrend der Rammarbeiten der Anlagenfundamente entstehen. Somit
werden im Rahmen der Priifung die Auswirkungen von Impulsschall auf Meeressauger ge-
pruft. Ebenso werden fir den Betrieb des gegenstandigen Windparks in der Vorhabenflache
die Auswirkungen der Dauerschallemissionen geprdift.

Baubedingte Auswirkungen

Im Vorhabengebiet NC 2 werden 29 Windenergieanlagen und eine Umspannplattform errich-
tet und Uber das Netzverbindungssystem NOR-3-3 in die Konverterplattform ,DolWin kappa®“
angebunden werden. Alle Windenergieanlagen werden auf Monopféhlen mit Durchmesser von
8,9 m errichtet. Die Grindungsmethode ist Impulsrammung, womit Schallemissionen einher-
gehen, die potenziell Auswirkungen auf Meeressauger haben. Im Rahmen der Schallprognose
vom 22.04.2024 werden fur die Standorte des Vorhabens und unter der Annahme der Grin-
dung auf Monopféahle mit dem geplanten Durchmesser von 8,9 m (Erlauterungsbericht, Revi-
sion 04) sowie Rammenergie zwischen 1000 und5.500 kJ ein Wertebereich von 177 bis
183 dB re 1 pPa2s fiir den Einzelschallereignispegel (SELO5) bzw. ein Wertebereich von 200
bis 206 dB re 1 pPa fiir den Spitzenpegel berechnet. Fir die USP, die als Jacket-Struktur mit
2,5 m Durchesser (Schallprognose vom 22.02.2024) geplant ist, wurden in der Schallprognose
Energien zwischen 500 kJ und 3500 kJ berlicksichtigt. Daraus ergibt sich ein SELO5 zwischen
169 und 176 dB re 1 pPa2s bzw. ein Spitzenpegel von 192 bis 200 dB dB re 1 pPa.

Die Schallprognose vom 22.04.2024 basiert auf empirischen Modellen und berucksichtigt Pa-
rameter, wie Durchmesser des Pfahls und eingesetzte Rammenergie. Die Berlcksichtigung
von Daten aus den bereits errichteten Vorhaben in der Schallprognose sind von essentieller
Bedeutung fir die Ermittlung des Quellpegels, der zu erwarten ware, wenn keine technischen
Schallminderungsmalfinahmen eingesetzt wirden. Der Eintrag von Impulsschall, wie er beim
Rammen von Pfahlen mit hydraulischen HAammern entsteht, ist eingehend untersucht. Der ak-
tuelle Kenntnisstand tber den Impulsschall tragt zu der Entwicklung von technischen Schall-
minderungssystemen maf3geblich bei. Die empirisch errechneten Schallwerte stellen die Vo-
raussetzung fir die Planung, Entwicklung und Anwendung von effektiver Schallminderung dar.

Die in der Schallprognose errechneten Werte gehen von ungeminderten Rammarbeiten aus.
Im Rahmen der Schallprognose wird darauf hingewiesen, dass zur Einhaltung der geltenden
Larmschutzwerte der Einsatz von technischer Schallminderung, insbesondere eine Kombina-
tion aus technischen Schallminderungssystemen, erforderlich sei. Die Schallprognose be-
schreibt schlieBlich einzelne technische Schallminderungssysteme im Hinblick auf deren An-
wendbarkeit.
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Betriebsbedingte Auswirkungen

Betriebsbedingte Gerausche der Windenergieanlagen und der Umspannplattform haben nach
aktuellem Kenntnisstand keine Auswirkungen auf hochmobile Tiere wie marine Sauger. Die
Untersuchungen im Rahmen des Betriebsmonitorings fur Offshore-Windparks haben bisher
keine Hinweise gegeben, die eine Meidung durch den windparkgebundenen Schiffsverkehr
erkennen lassen. Eine Meidung konnte bisher nur wahrend der Installation der Fundamente
festgestellt werden, die mdglicherweise mit der groRen Anzahl und den unterschiedlichen Be-
triebszustanden von Fahrzeugen in der Baustelle zusammenhangen kénnte.

Die standardisierten Messungen des Dauerschalleintrags durch den Betrieb der Windparks
einschlieB3lich des windparkgebundenen Schiffsverkehrs haben ergeben, dass in einem Ab-
stand von 100 m zur jeweiligen Windenergieanlage tieffrequente Gerdusche messbar sind. Mit
zunehmendem Abstand zur Anlage heben sich allerdings die Gerausche der Anlage nur un-
wesentlich vom Umgebungsschall ab. Bereits in 1 km Entfernung zum Windpark werden stets
hdhere Schallpegel als in der Mitte des Windparks gemessen. Die Untersuchungen haben
eindeutig gezeigt, dass sich der von den Anlagen emittierte Unterwasserschall bereits in ge-
ringen Entfernungen nicht eindeutig von anderen Schallquellen, wie Wellen oder Schiffsgerau-
schen, identifiziert werden kann. Auch der windparkgebundene Schiffsverkehr konnte kaum
von dem allgemeinen Umgebungsschall, der durch diverse Schallquellen, wie u.a. der sonstige
Schiffverkehr, Wind und Wellen, Regen und andere Nutzungen eingetragen wird, differenziert
werden (Matuschek et al. 2018).

Bei allen Messungen wurde dabei festgestellt, dass nicht nur die Offshore-Windenergieanla-
gen Schall ins Wasser emittieren, sondern auch verschiedene natirliche Schallquellen, wie z.
B. durch Wind und Wellen (permanenter Hintergrundschall), breitbandig im Wasser detektier-
bar sind und zum breitbandigen permanenten Hintergrundschall beitragen.

In der Messvorschrift fir Erfassung und Auswertung des Unterwasserschalls (BSH, 2011) wird
fuir eine technisch eindeutige Berechnung des Impulsschalls bei Rammarbeiten eine Pegeldif-
ferenz zwischen Impuls- und Hintergrundschall von mindestens 10 dB gefordert. Fir die Be-
rechnung oder Bewertung von Dauerschallmessungen ist hingegen mangels Erfahrungen und
Daten keine Mindestanforderung diesbezlglich vorhanden. Im Luftschallbereich werden fir
die eindeutige Beurteilung von Anlagen- bzw. Betriebsgerdauschen eine Pegeldifferenz zwi-
schen Anlagen- und Hintergrundschall von mindestens 6 dB gefordert. Wird diese Pegeldiffe-
renz nicht erreicht, so ist eine technisch eindeutige Beurteilung der Anlagengerausche nicht
madglich bzw. das Anlagengerausch hebt sich nicht vom Hintergrundschallpegel eindeutig ab.

Die vorliegenden Ergebnisse aus den Messungen des Unterwasserschalls zeigen soweit, dass
ein solches 6 dB Kriterium in Anlehnung an den Luftschall héchstens in unmittelbarer Nahe zu
einer der Anlagen erfullt werden kann. Dieses Kriterium ist allerdings bereits in kurzer Entfer-
nung zum Rand des Windparks nicht mehr erfillt. Im Ergebnis hebt sich der durch den Betrieb
der Anlagen emittierte Schall aus akustischer Sicht auf3erhalb der Vorhabengebiete nicht ein-
deutig von dem vorhandenen Umgebungsschall ab.

Parkinterne Verkabelung

Wahrend der zeitlich und raumlich eng begrenzten Verlegephase kann es durch den baube-
dingten Schiffsverkehr zu kurzfristigen Scheucheffekten kommen. Diese Effekte gehen aller-
dings nicht Uber die Stérungen hinaus, die allgemein mit langsamen Schiffsbewegungen ver-
bunden sind. Mdgliche Veradnderungen der Sedimentstruktur und damit verbundene temporare
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Benthosverédnderungen haben auf marine Saugetiere nur geringe Relevanz, da diese ihre
Beute in weit ausgedehnten Arealen in der Wassersaule suchen.

Kumulative Auswirkungen mit anderen Vorhaben

Kumulative Auswirkungen auf marine Sauger, insbesondere Schweinswale, kénnen vor allem
durch die Larmbelastung wahrend der Installation von Fundamenten mittels Impulsrammung
auftreten. So kdnnen marine Sauger dadurch erheblich beeintrachtigt werden, wenn an ver-
schiedenen Standorten innerhalb der AWZ gleichzeitig gerammt wird, oder andere impulshafte
Ereignisse stattfinden, ohne dass gleichwertige Ausweichhabitate zur Verfugung stehen.

(3) Auswirkungsvermindernde Merkmale des Vorhabens und Standorts

Aufgrund des Standorts fern der Kiste bzw. fern von Naturschutzgebieten mit Schutzzweck
Schweinswal ist nicht von einer negativen Auswirkung auf die Populationen der Meeressauger
auszugehen, sofern wahrend des Baus entsprechende technische MalRnahmen getroffen wer-
den. Das gegenstandige Vorhabengebiet hat eine Entfernung von 20,4 km zum nachstgele-
genen FFH-Gebiet in der AWZ ,Borkum Riffgrund” und liegt weit aul3erhalb des Hauptkonzent-
rationsgebiets des Schweinswals in der Deutschen AWZ der Nordsee. Fir Seehunde und Ke-
gelrobben hat das Vorhabengebiet eine geringe, teilweise mittlere Bedeutung und liegt fern
von Liegeplatzen.

(4) Auswirkungsvermindernde MaRnahmen sowie Ausgleichs- und ErsatzmaRnahmen
Im UVP-Bericht stellt die TdV eine Reihe von Vermeidungs- und Verminderungsmafinahmen
dar, die dem Schutz der marinen Umwelt dienen. Insbesondere sind MalRnahmen dargestellt,
die die Auswirkungen des Impulsschalls, der wahrend der Grindungsarbeiten der Funda-
mente bzw. Umspannplattform mittels Rammverfahren entsteht, auf die Schliisselart
Schweinswal vermeiden bzw. vermindern (UVP-Bericht, Kp. 14, S. 187).

Die Schallprognose stellt ebenfalls geeignete Malinahmen dar, um die Auswirkungen des Im-
pulsschalls wahrend der Grindungsarbeiten zu vermeiden bzw. zu vermindern. Dies betrifft
insbesondere primare und sekundare Schallminderungssysteme, sowie den Einsatz eines
schalloptimierten Rammverfahrens. Insbesondere die Erfahrungen aus den jiingsten Bauvor-
haben in der AWZ der Nordsee zeigen, dass fur die Einhaltung des Grenzwerts bei grol3en
Pfahldurchmessern eine optimale technische Ausfihrung der eingesetzten Schallschutzsys-
teme, sowie ein schalloptimiertes Rammverfahren unter Beachtung des Erreichens der Ein-
dringtiefe essentiell sind, um Auswirkungen auf die Meeresumwelt, und insbesondere marine
Sauger, zu mindern.

In der Nebenbestimmung Nummer 2.6 werden umfangreiche MafRnahmen zur Begrenzung
der schallbedingten Umweltauswirkungen auf Meeressauger angeordnet.

gg) See-und Rastvogel

(1) Zustandsbeschreibung

Eine ausfuhrliche Zustandsbeschreibung zum Schutzgut See- und Rastvdgel erfolgte bereits
als Teil der Strategischen Umweltpriifung (SUP) zur Eignungsfeststellung der Flache N-3.8
(BSH 2020a). Auf die zum Zeitpunkt der SUP vorliegenden Informationen und Bewertungen
baut der vorliegende UVP-Bericht (Bioconsult SH 2023) auf und ergénzt diese um seitdem
vertffentlichten Informationen. Dazu z&hlen der Abschlussbericht zu den Untersuchungen im
Cluster ,Nordlich Borkum* (Stelter et al. 2020) sowie eine Studie zur Populationsentwicklung
der Seetaucher in der deutschen Nordsee (Vilela et al 2020). Zudem ist seit Verd6ffentlichung
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der SUP der Eignungsfeststellung eine aktualisierte Version der ,European Red List of Birds*
(Birdlife International 2021) verdéffentlich worden, die sowohl bereits in die Prifungen und Be-
wertungen im Rahmen der SUP des Umweltberichts Nordsee zum FEP 2023 des BSH Ein-
gang gefunden hat, als auch im vorliegenden UVP-Bericht zum Vorhaben NC 2 berticksichtigt
wurde.

Die umfangreichen Untersuchungen von See- und Rastvogeln zeigen fir die Umgebung der
des Vorhabens NC 2 Ubereinstimmend, dass eine fir die vorherrschenden Wassertiefen und
hydrographischen Bedingungen, die Entfernung von der Kiste sowie fur die ortsspezifischen
Einflisse typische Seevogelgemeinschaft anzutreffen ist.

Im Hinblick auf die Zustandsbeschreibung haben sich auch unter Bertcksichtigung der oben
genannten hinzugekommenen Informationen keine wesentlichen Anderungen ergeben. Die
Ergebnisse aus den Untersuchungen ordnen sich hinsichtlich des Artenspektrums, des rdum-
lichen sowie zeitlichen Vorkommens und der beobachteten Dichten in den zum Zeitpunkt der
SUP zur Eignungsfeststellung vorliegenden Kenntnisstand ein.

In der Zustandsbewertung weicht der UVP-Bericht hinsichtlich der Kriterien ,Schutzstatus® und
,Bewertung raumlicher Einheiten“ geringfugig von der Bewertung im Rahmen der SUP ab. In
der SUP wurde der Schutzstatus mit mittel bis hoch bewertet, im UVP-Bericht mit mittel. An-
gesichts der mittlerweile aktualisierten Version der ,European Red List of Birds“ und der damit
einhergehenden Herabstufung von manchen, zuvor als ,gefahrdet” (vulnerable, VU) bewerte-
ten Arten als ,,nicht gefahrdet” (least concern, LC), ist diese Abweichung fachlich nachvollzieh-
bar.

Das Kriterium ,Bewertung raumlicher Einheiten“ wurde in der SUP zur Eignungsfeststellung
der damaligen Flache N-3.8 mit ,mittel“ bewertet, im UVP-Bericht zum Vorhaben NC 2 mit
,gering“. Begrindet wird dies damit, dass das Vorhabengebiet keine besondere Relevanz oder
Einzigartigkeit als Rast-, Zug-, oder Nahrungsgebiet aufweise und in groRer Entfernung zu
Brutplatzen und Schutzgebieten liege.

Im Ergebnis flhren die geringfligigen Abweichungen in den Bewertungen der beiden Katego-
rien zu keiner Anderung der Gesamtbewertung der Bedeutung des Vorhabengebiet im Ver-
gleich zur SUP. Das Vorhabengebiet NC 2 hat eine mittlere Bedeutung fiir das Schutzgut See-
und Rastvogel.

(2) Umweltauswirkungen des Vorhabens

Wahrend der Bauphase kann es bei storempfindlichen Arten zu einer Meidung der Baustelle
kommen. Zudem sind Anlockeffekte durch die Beleuchtung der Baustelle und Tribungsfahnen
nicht auszuschliel3en. Betriebs- und anlagenbedingt kdnnen die errichteten Windenergieanla-
gen ein Hindernis im Luftraum darstellen und zu Kollisionsereignissen fuhren. In der Betriebs-
phase kann es zudem ebenfalls zu Meideverhalten bei stérempfindlichen Arten kommen.

(3) Auswirkungsvermindernde Merkmale des Vorhabens und Standorts

Das Vorhabengebiet liegt in groRer Entfernung zu Schutzgebieten und Brutkolonien im Kus-
tenbereich.
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(4) Auswirkungsvermindernde MaRnahmen sowie Ausgleichs- und ErsatzmaRnahmen
Gemal den Ausfihrungen der TdV im UVP-Bericht sollen Stérungen von See- und Rastvo-
geln, insbesondere von stérempfindlichen Seetauchern, aufgrund des bau- sowie betriebsbe-
dingten Schiffsverkehrs durch folgende auswirkungsvermindernde Maflinahmen minimiert wer-
den:
- der Schiffsverkehr erfolgt, soweit wie mdoglich, in Bereichen ausgewiesener Schiff-
fahrtsrouten (Vorranggebiete Schifffahrt) und entlang der Kabeltrasse
- die Befahrung von Naturschutzgebieten, FFH-Gebieten und EU-Vogelschutzgebieten
aul3erhalb vorhandener Schifffahrtsrouten wird nach Moglichkeit vermieden
- die Geschwindigkeit der zum Einsatz kommenden Lege- und Installationsverbande
wird auf maximal 15 Knoten begrenzt.

hh) Zugvogel

(1) Zustandsbeschreibung

Eine umfangreiche Beschreibung und Bewertung liegt mit dem Umweltbericht zur Eignungs-
prufung der Flache N-3.8 (BSH 2020a) vor. Zusatzlich wird der Abschlussbericht zu den Un-
tersuchungen der Jahre 2013 bis 2019 im Cluster ,Nordlich Borkum® — Zugvdgel (Aumdller et.
al 2020), herangezogen. Das gegenstandliche Vorhaben NC 2 (vormals Flache N-3.8) war
Bestandteil dieser Clusteruntersuchungen und der Abschlussbericht lag zum Zeitpunkt der
Eignungsfeststellung der Flache noch nicht vor. Die besteht eine insgesamt gute Datenlage,
um eine Zustandsbeschreibung und -bewertung fiir das Schutzgut Zugvogel vornehmen zu
koénnen. Detaillierte Ergebnisse der Untersuchungen von Aumdiller et al. (2020) sind im UVP-
Bericht (Bioconsult SH 2023) dargestellt und werden im Folgenden kurz zusammengefasst.

Hinsichtlich des Artenspektrums bestatigen sich die Ergebnisse aus dem Umweltbericht zur
Eignungsprufung (BSH 2020a) im Hinblick auf die Anzahl erfasster Arten im Rahmen der Ru-
ferfassungen (Nacht) und der Sichtbeobachtungen (Tag). Die nachtliche Heimzug- und Weg-
zuperioden im Frihjahr und Herbst wurden durch Singvdgel dominiert, mit einem besonders
hohen Anteil von Drosseln (ca. 95 %) im Herbst. Die Sichtbeobachtung am Tag ergaben eine
Dominanz des Frihjahrs- und Herbstzuges von Méwen mit einer verringerten herbstlichen
Dominanz von Gansen und Enten.

Die Ergebnisse zur Vogelzugintensitat in den Jahren 2013 - 2019 bestatigen ebenfalls die
Ergebnisse der Eignungsprufung. Die Intensitat des nachtlichen Heimzuges war in den Jahren
2013 - 2019 vor allem wahrend der ersten Aprilhalfte erhéht mit einzelnen Nachten mit starken
bis sehr starken VVogelzugereignissen. Tagsuber wurde hohere Zugintensitaten des Fruhjahrs-
zuges vor allem Mitte April und somit zu einer Zeit aufgezeichnet, wahrend der z. B. Herings-
mowen aus den Kolonien der umliegenden Kisten den Offshore-Bereich zunehmend aufsu-
chen. Der Oktober war wahrend des Herbstzuges der Jahre 2013 - 2019 der zugstarkste Mo-
nat. Verstarkte nachtliche Zugaktivitat wurde Uber die gesamte Wegzugphase hinweg beo-
bachtet. Nachts erfolgte der Vogelzug vor allem in den beiden zentralen Nachtvierteln und
abgeschwachter im letzten Nachtviertel. Der schwachere Tagzug erfolgte vor allem wahrend
des ersten Tagesviertel friih morgens.

Auch hinsichtlich der detektierten Flughdhen in den Jahren 2013 - 2019 werden die Ergebnisse

der Eignungsprifung bestétigt. Wahrend des néchtlichen Friihjahrszuges wahlten Zugvogel
Uberwiegend geringe Zughdhen bis in wenige hundert Meter Hohe. In Nachten mit besonders
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starker Heimzugaktivitat wurde oftmals ein erhdhter Anteil von Vogelzug in grof3en Hohenbe-
reichen oberhalb 500 m registriert. Der Tagzug konzentrierte sich im Frihjahr auf untere Ho-
henbereiche. Wahrend des Herbstzuges konzentrierte sich der Vogelzug noch starker auf
niedrige Hohenklassen. Auch hier wichen einzelne Nachte bzw. Tage von dem Schema ab,
vor allem wahrend starker Vogelzugereignisse. Am Tage dominierten sowohl fir den Frihjars
als auch den Herbstzug Beobachtungen von ziehenden Végeln in unteren Hohenbereichen
bis 20 m Uber See. Im Herbst beflogen tagsiiber mehr als 80 % der registrierten Végel Hohen-
bereiche bis 50 m.

Die Zugrichtungen der Untersuchungsjahre 2013 - 2019 entsprachen den im Umweltbericht
zur Eignungsprufung dargestellten Gegebenheiten, mit einem eindeutigen Nord-Ost-gerichte-
ten Frihjahrszug und einem Sid-West-gerichteten Herbstzug. Die Variabilitdt zwischen den
einzelnen Jahren war sehr gering, im Vergleich einzelner Nachte kam es allerdings zu Abwei-
chungen aufgrund der vorherrschenden Windverhaltnisse.

Die Bestandsbewertung anhand der Kriterien ,GroRraumige Bedeutung des Vogelzuges®, ,Be-
wertung des Vorkommens*®, und ,Seltenheit und Gefahrdung® entspricht mit der jeweiligen Ein-
stufung ,mittel“ der Bewertung dieser Kriterien im Rahmen des Umweltberichts zur Eignungs-
prufung. Auch die erganzend herangezogenen Daten (Aumdller et al. 2020) fihren zu keiner
abweichenden Bewertung. Anhand der Gesamtlage der verfiigbaren Daten wird das Kriterium
»Vvorbelastung“ im Vergleich zum Umweltbericht zur Eignungsprifung (dort mit mittel bis zeit-
weise hoch bewertet) gering abweichend mit der Wertstufe mittel bewertet. Das Vorhabenge-
biet weist zwar deutliche Vorbelastungen fir den Vogelzug auf, wird aber nicht von Zugvigeln
gemieden. Entsprechend der Bewertung im Umweltbericht zur Eignungsprifung ergibt sich
eine Gesamtbewertung von ,mittel* fir das Schutzgut Zugvdgel im Bereich des Vorhabenge-
biets.

(2) Umweltauswirkungen des Vorhabens

Baubedingt kdnnen Stérungen fur das Schutzgut Zugvdgel durch Lichtemissionen und visuel-
ler Unruhe durch die Bautatigkeit auftreten. Anlage- bzw. betriebsbedingte Auswirkungen kon-
nen in einer moglichen Barrierewirkung des Windparks fihren. Zudem kann es, insbesondere
bei schlechten Wetterbedingungen, zu Kollisionsereignissen der ziehenden Vogel mit den An-
lagen kommen. Durch die Sicherheitsbeleuchtung der Anlagen kann es zu mdglichen
Scheuch- oder Anlockeffekten kommen.

(3) Auswirkungsvermindernde Merkmale des Vorhabens und Standorts
Das Vorhabengebiet liegt auRerhalb ausgewiesener Zugkorridore fir Zugvogel.

(4) Auswirkungsvermindernde MaRnahmen sowie Ausgleichs- und ErsatzmalRnahmen
Durch die vorgesehene bedarfsgerechte Nachtkennzeichnung des OPW NC 2 werden mdagli-
che Scheuch- oder Anlockeffekte auf Zugvogel gemindert.

ii) Fledermause

(1) Zustandsbeschreibung

Gemall Umweltbericht zur Eignungsprifung zur Flache N-3.8 (BSH 2020a) konnte eine Be-
schreibung und Bewertung des Zustandes des Schutzgutes Fledermause aufgrund eines
Mangels an einer wissenschaftlich-fachlichen Grundlage nicht erfolgen. Nach Abschluss der
Eignungsfeststellung wurde 2021 der Abschlussbericht zum F+E-Vorhaben ,Auswirkungen
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von Offshore-Windparks auf den Fledermauszug uber dem Meer” (Seebens-Hoyer et al. 2021)
vertffentlicht. Die Studie von Seebens-Hoyer et al. liefert zwar keine wesentlichen neuen Er-
kenntnisse zum Fledermausvorkommen auf der Nordsee, zeigt jedoch eine gute Zusammen-
stellung aller aktuell verfigbaren Literatur auf, so dass der aktuelle Wissensstand inklusive
angenommener Hypothesen Uber ziehende Arten, Zugrichtungen und Wanderverhalten der
Fledermé&use im Bereich der Nordsee und des Vorhabengebietes dazu genutzt werden kann,
eine Bestandsbeschreibung und -bewertung des Schutzgutes Flederméuse im Vorhabenge-
biet vorzunehmen.

Im Bereich der offenen Nordsee wurden bislang nur wenige systematische Untersuchungen
zum Fledermauszug uber mehrere Jahre hinweg durchgefuhrt. Seebens-Hoyer et al. (2021)
zeigen jedoch auf, dass Fledermauskontakte im Bereich der Nordsee regelmaflig nachgewie-
sen wurden. Ein Grof3teil (> 90 %) der im Nordseebereich nachgewiesenen Fledermausrufe
entfallt auf die Rauhautfledermaus (Seebens-Hoyer et al. 2021). Auf Grundlage von Uberle-
gungen zur Flugdauer und Lange der Nachte schlagen Seebens-Hoyer et al. (2021) theoreti-
sche Migrationswege der Flederm&ause im Nordseebereich vor und gehen davon aus, dass
mehr Tiere eine kirzere Flugstrecke wahlen und wahrend einer Wandernacht noch mehr Zeit
fir andere Tatigkeiten wie die Nahrungssuche nutzen. Daher wird angenommen, dass der
tatséchlich genutzte Flugraum kleiner ist als der grundsatzlich mogliche Flugraum. Insgesamt
verlauft daher der Fledermauszug im Bereich der Nordsee mit einer deutlichen Kistenorien-
tierung. Auch eine aktuelle Studie von Bach et al. (2022) zeigt, dass die fur die Studie besen-
derten Fledermause vornehmlich tber Land bzw. mit stark ausgepragter Kiistenorientierung
zogen.

Ein eindeutiges tageszeitliches Muster fir den Fledermauszug Uiber der Nordsee kann bislang
nicht abgeleitet werden und es wird davon ausgegangen, dass Fledermause im gesamten
Nachtverlauf vorkommen und hohe Flugaktivitdten auf der offenen Nordsee in verschiedenen
Studien bei Windgeschwindigkeiten unter 3 - 4 Bft (5 - 7 m/s) festgestellt wurden (Seebens-
Hoyer et al. 2021). Seebens-Hoyer et al. (2021) fassen zusammen, dass an anthropogenen
Strukturen wie Schiffen, Plattformen und OWEA Fledermause beobachtet werden konnten und
dass insbesondere gréf3ere, strukturreiche Standorte wie z.B. Plattformen oder Leuchttirme
eine hohe Attraktivitat fur offshore wandernde Fledermé&use haben kdnnten, da diese als Rast-
madglichkeiten oder aufgrund erhohter Insektendichte als Nahrungshabitate genutzt werden
koénnten. Erkenntnisse zum Auftreten von Kollisionen liegen jedoch bisher nicht vor (Seebens-
Hoyer et al. 2021).

Hinsichtlich des Schutzstatus der Flederméause ergibt sich anhand Ergebnissen von der in
raumlicher Nahe zum Vorhabengebiet liegenden Forschungsplattform FINO1, dass dort die
Rauhautfledermaus, der Kleinabendsegler und die Nordfledermaus nachgewiesen wurden.
Ein Vorkommen der bislang nur als Einzelexemplare auf Helgoland nachgewiesene Zwergfle-
dermaus und die Miickenfledermaus konnen fir das Vorhabengebiet ausgeschlossen werden.

Weder die Rauhautfledermaus noch der Kleinabendsegler und die Nordfledermaus sind im
Anhang Il der FFH-RL gelistet, jedoch als streng geschiitzte Arten des Anhang IV der FFH-
RL. In der Roten Liste Gesamtartenliste der Saugetiere (Mammalia) Deutschlands (Meinig et
al. 2020) wird die Rauhautfledermaus als ungefahrdet eingestuft. Fir eine Einstufung des
Kleinabendseglers ist die Datenlage nicht ausreichend. Die Nordfledermaus wird als gefahrdet
eingestuft. Mit der Nordfledermaus wurde zwar eine geschuitzte Fledermausart an der FINO 1
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nachgewiesen, ein regelmafliges Vorkommen dieser Art ist im Vorhabengebiet jedoch nicht
zu erwarten. Das Kriterium ,Schutzstatus® wird daher fir die im Vorhabengebiet vorkommen-
den Fledermause mit ,gering bis mittel“ bewertet.

Die im Vorhabengebiet zu erwartenden typischen Fledermausarten wurde an der FINO1 in
sehr geringen Zahlen nachgewiesen. Die maximale Detektionsrate von 14 Minutenintervallen
(Minutenintervalle mit Fledermauskontakten) wurde im Frihjahr 2017 festgestellt. Zum Ver-
gleich wurden auf Helgoland als bekanntes Rasthabitat fir Fledermé&use im Spatsommer 2017
an einem Standort ca. 72-fach hohere Detektionsraten gemessen. Das geringe Vorkommen
ist auf die Wanderperioden begrenzt. Somit ist von einer fir das Vorhabengebiet typischen
Lebensgemeinschaft mit einer geringen Haufigkeit auszugehen. Das Kriterium ,Bewertung
des Vorkommens* wird daher mit ,gering“ bewertet.

Aufgrund der strukturarmen Umgebung kénnen die Offshore-Strukturen im Vorhabengebiet
den Flederméausen als wichtiges Rast- und Nahrungshabitat dienen. Das Vorhabengebiet wird
zwar regelméanig, aber in sehr geringer Auspragung wahrend der Wanderperioden von Fleder-
mausen aufgesucht. Die insgesamt sehr geringen Detektionsraten zeigen an, dass das See-
gebiet um die FINO1 nicht zum Hauptverbreitungsgebiet der Flederméuse gehdrt, sondern
eher als gering genutztes Durchzuggebiet zu betrachten ist. Das Kriterium ,Bewertung raum-
licher Einheiten® wird daher mit ,gering“ bewertet.

Im Umkreis um das Vorhabengebiet befinden sich weitere Offshore-Windparks. Kollisionen
von Fledermausen mit Offshore-Strukturen kdnnen nicht ausgeschlossen werden, eine er-
hohte Kollisionsgefahr wurde bisher aber nicht nachgewiesen. Das Gebiet um das Vorhaben
wird von den Fledermausen nicht gemieden. Das Kriterium ,Vorbelastung“ wird daher mit ,mit-
tel“ bewertet.

Insgesamt ergibt sich fur den Bereich des Vorhabengebietes aufgrund des regelméaRigen Zug-
geschehens von fur das Vorhabengebiet typischen Fledermausarten und dem Maf3 an Vorbe-
lastungen eine Bestandsbewertung des Schutzgutes Fledermause von ,gering*“.

(2) Umweltauswirkungen des Vorhabens

Bau- und betriebsbedingt ergibt sich eine potenzielle Gefahr von Kollisionen fir Flederméuse
durch das heranfliegen an Windenergieanlagen (oder Bauschiffen) bei der Jagd nach Insek-
ten, die von der Sicherheitsbeleuchtung angelockt werden.

(3) Auswirkungsverminderne Merkmale des Vorhabens und Standorts
Das Vorhabengebiet liegt aul3erhalb ausgewiesener Zugkorridore fur Fledermause.

(4) Auswirkungsvermindernde Mallnahmen sowie Ausgleichs- und Ersatzmaflinahmen
Durch die vorgesehene bedarfsgerechte Nachtkennzeichnung des OPW NC 2 werden mdagli-
che Anlock- oder Meideeffekte auf Flederm&use vermieden.

i) Luftund Klima

(1) Luft

Fur die Bestandsbeschreibung des Schutzgutes Luft im Vorhabengebiet wurden der Umwelt-
bericht zum Flachenentwicklungsplan 2020 fur die deutsche Nordsee (BSH 2020d) und der

Seite 84 von 235



Umweltbericht zur Eignungsprifung der Flache N-3.8 (BSH 2020b) und zusétzlich die Aus-
wertung der Lufthygienischen Uberwachung der Lander Schleswig-Holstein (LLUR 2022) und
Niedersachsen (GAA-HI 2021) herangezogen. Der DWD hat auf dieser Grundlage die fol-
gende Einschatzung zum Zustand und zu den luftqualitatsrelevanten Umweltauswirkungen
des Vorhabens abgegeben.

(a) Zustandsbeschreibung

Messungen von Luftschadstoffen liegen fur die Flache N-3.8 nicht vor. Es ist davon auszuge-
hen, dass die Luftschadstoffkonzentrationen von Benzol, Kohlenmonoxid, Stickstoffdioxid und
Schwefeldioxid aufgrund der grof3en Entfernung zu Ballungsgebieten und der geringen Luft-
schadstoffbelastung in Schleswig-Holstein und Niedersachsen (GAA-HI 2021; LLUR 2022)
weit unter den Richt- und Grenzwerten aktueller Bewertungsmalfistabe liegen. Die Flache N-
3.8 liegt zwischen den Verkehrstrennungsgebieten (VTG) ,Terschelling — German Bight" im
Siden und ,German Bight Western Approach" im Norden. Die Emissionen von Schiffen tragen
durch die Bildung von Feinstaub (PM) und bodennahem Ozon sowie durch den Ausstol3 von
Stickstoffdioxid (NO2) zur Luftverschmutzung und insbesondere der Stickstoffeintrag in die
Umwelt auf See durch atmospharische Deposition zur Eutrophierung der Meere bei. Zur Re-
duktion von Emissionen von Stickstoffoxiden hat die IMO 2017 beschlossen, dass die Nordsee
ab 2021 zur ,Nitrogen Emission Control Area“ (NECA) erklart wird. Die damit verbundenen
strengeren Grenzwerte flir NOx gelten jedoch erst fir Schiffsneubauten ab 2021. Au3erdem
gelten seit dem 1. Januar 2015 fur die Schifffahrt in der Nordsee als Emissionsiiberwachungs-
gebiet strengere Vorschriften. Schiffe durfen dort gemaR Annex VI, Regel 14 MAR-POL-Uber-
einkommen nur noch Schwerdél mit einem maximalen Schwefelgehalt von 0,10 % verwenden.
Mit diesen Regelungen sollen die Schadstoffemissionen weiter verringert werden. Aufgrund
der emittentenfernen Lage des Vorhabengebietes wird die Vorbelastung des Schutzgutes Luft
insgesamt mit gering (Wertstufe 3) bewertet.

Das Vorhabengebiet befindet sich in groRer Entfernung zu Ballungsgebieten und ist durch die
offene Lage von guten Durchmischungsverhéltnissen gepragt. Hieraus ergibt sich, dass die
Bedeutung des Schutzguts Luft fir das Vorhabengebiet mit hoch zu bewerten ist.

(b) Umweltauswirkungen des Vorhabens

Das Schutzgut Luft ist nach den Ergebnissen der UVP durch keinen vorhabenbedingten Wirk-
faktor betroffen, da weder im Bau noch im Betrieb messbare Auswirkungen auf die Luftqualitat
zu erwarten sind. Mit zunehmender Nutzungsintensitat nimmt nach der Einschétzung des
Deutschen Wetterdienstes (DWD) auch der Schiffsverkehr in der Nordsee zu, was zu einer
negativen Beeinflussung der Luftqualitat filhren kann. Diese Entwicklung ist jedoch weitestge-
hend unabh&ngig von der Errichtung eines Windparks auf der Flache N-3.8, da sich durch den
Bau und Betrieb der Anlagen und der parkinternen Verkabelung in diesem Bereich keine
messbaren Auswirkungen auf die Luftqualitdt ergeben wirden. Daher entwickelt sich das
Schutzgut Luft bei Durchfiihrung des Bauvorhabens in gleicher Weise wie bei Nichtdurchfiih-
rung des Bauvorhabens.

Hieraus ergibt sich, dass durch das Vorhaben keine erheblichen Beeintrachtigungen des
Schutzgutes Luft im Vorhabengebiet zu erwarten sind. Den plausiblen Ausfiihrungen des DWD
schlief3t sich die Planfeststellungsbehdrde an.

(2) Klima

Fur die Bestandsbeschreibung des Schutzgutes Klima im Vorhabengebiet wurden der Um-
weltbericht zum Flachenentwicklungsplan 2020 fir die deutsche Nordsee (BSH 2020d), der
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Umweltbericht zur Eignungsprifung der Flache N-3.8 (BSH 2020b) und daruber hinaus der
Bericht Nr. 44/2009 des BSH (LOEWE 2009) und der meteorologische Bericht fur die Flache
N-3.8 (PULO ET AL. 2021) sowie der UVP-Bericht herangezogen. Der DWD hat auf dieser
Grundlage die folgende Einschatzung zum Zustand und zu den klimarelevanten Umweltaus-
wirkungen des Vorhabens abgegeben.

(a) Zustandsbeschreibung

Unter Klima wird die Zusammenfassung der Wettererscheinungen verstanden, die den mittle-
ren Zustand der Atmosphéare an einem Ort oder einem Gebiet kennzeichnet (vgl. Deutscher
Wetterdienst 2023). Dazu gehéren die statistischen Gesamteigenschaften (Mittelwerte, Hau-
figkeiten, Extremwerte) Uber einen langeren Zeitraum, im Allgemeinen wird ein Zeitraum von
30 Jahren zugrunde gelegt, die sogenannte Normalperiode (Deutscher Wetterdienst 2023).
Die gesamte deutsche Nordsee, und damit auch das Vorhabengebiet, liegt in der gemagigten
Klimazone (BSH 2020b). Beeinflusst wird das Klima durch warmes Atlantikwasser aus dem
Nordatlantikstrom, wodurch die Luft iber dem Wasser ebenfalls erwarmt wird (BSH 2020b),
und die geographische Lage der Nordsee im Ubergangsbereich zwischen Islandtief und Azo-
renhoch (LOEWE 2009). Vereisungen treten selten und nur entlang von Kiistenbereichen auf
(BSH 2020b). Durch die Lage im Ubergangsbereich zwischen Islandtief und Azorenhoch wer-
den Richtung und Starke von Winden beeinflusst. Vorherrschend sind Winde aus westlichen
Richtungen. Gleichférmig kraftige Winde aus West-Siid-West pragen von Oktober bis Marz
die kalte Jahreshélfte. Im April und Mai lasst sich keine bevorzugte Windrichtung angeben. Im
Verlauf des Frihjahrs setzt sich der Einfluss des Azorenhochs mit charakteristischen West-
Nord-West-Winden ab Juni durch (LOEWE 2009). Detaillierte Angaben zum Klima in der Deut-
schen Bucht gibt es im ,Nordsee-Handbuch, Sudostlicher Teil* (BSH 2023). Dort sind Mittel-
und Extremwerte der meteorologischen Elemente Luftdruck, Wind (Richtung und Geschwin-
digkeit), Lufttemperatur, relative Luftfeuchtigkeit, Sicht, Bewodlkung und Niederschlag aufge-
fuhrt. Zur Einordnung in das langfristige Verhalten des Windes kann bei der Windgeschwin-
digkeit seit 1881 kein signifikanter Trend festgestellt werden (Krieger et al. 2020), stattdessen
gibt es multidekadische Schwankungen, d.h. Iangere Phasen mit niedriger bzw. héherer Wind-
geschwindigkeit.

Das Klima war in der Vergangenheit stets variabel und in Abhangigkeit von Anderungen der
Starke der Sonnenstrahlung, der Erdbahnparameter, der Land-/Meerverteilung auf der Erde
und der Zusammensetzung der Atmosphére hat es kleinere und grél3ere Klimaschwankungen
gegeben. Seit Beginn der Industrialisierung &ndert die Menschheit insbesondere durch die
Emission von strahlungsaktiven Gasen das Klima. Fir Deutschland und die Kiistengebiete hat
sich bereits ein Temperaturanstieg von etwa 1,5 K ergeben (Deutscher Wetterdienst 2022).

Im Messzeitraum 08.03.2019 — 07.03.2020 wurden am Standort KO1 (H6he Uber LAT 23 m)
Lufttemperaturen zwischen 1,1°C und 28,2°C und im Mittel von 11,2°C gemessen (PULO ET
AL. 2021). Aufgrund der Warmekapazitat von Wasser treten seewdrts wesentlich geringere
Temperaturschwankungen als landwarts auf. Es wird erwartet, dass die gro3raumigen Folgen
der Klima&nderung auch Einfluss auf die Nordsee nehmen werden (BSH 2020b). Zu erwarten
sind der Anstieg der Meeresoberflachentemperatur und des Meeresspiegels. Die Nordsee ist
fur das maritime Klima der anliegenden Landflachen bedeutsam. Die Sommer werden nur
mafig warm, wobei die Winter mild bleiben, da die Nordsee im Winter wie ein Warmespeicher
funktioniert. Die Bedeutung als Klimafunktion wird mit mittel (Wertstufe 2) bewertet.
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Die naturliche Auspragung des Schutzgutes Klima auf der Flache N-3.8 wird durch wenige
Vorbelastungs-Faktoren geringfiigig beeintrachtigt. Dazu zahlt die Anderungen der Windge-
schwindigkeiten durch benachbarte OWP durch die Nachlaufstromungen, die geringere Wind-
geschwindigkeiten und starkere Turbulenzen nach sich ziehen. Insgesamt ist die Vorbelastung
mittel. Den plausiblen Ausflihrungen des DWD schlief3t sich die Planfeststellungsbehérde an.

(b) Umweltauswirkungen des Vorhabens

Das Schutzgut Klima ist durch keinen vorhabenbedingten Wirkfaktor betroffen, da weder im
Bau noch im Betrieb messbare klimarelevante Emissionen auftreten. Hieraus ergibt sich, dass
durch das Vorhaben keine erheblichen Beeintrachtigungen des Schutzgutes Klima im Vorha-
bengebiet zu erwarten sind. Durch die mit dem Ausbau der Offshore-Windenergie verbunde-
nen COz-Einsparung ist langfristig mit positiven Auswirkungen auf das Klima zu rechnen.

Je nach Entwicklung der kunftigen Emission von Treibhausgasen setzt sich nach der Bewer-
tung des DWD der Klimawandel auf der Flache N-3.8 fort. Es ist mit einem weiteren Tempe-
raturanstieg zu rechnen. Auch andere meteorologische Gré3en andern sich, so ist mit einer
Erhéhung des Niederschlags im Winter und eine Abnahme im Sommer zu rechnen. Bei der
Windgeschwindigkeit sollte sich auch in Zukunft kein langerfristiger Trend einstellen (Ganske
et al. 2016).

Bei Inbetriebnahme des Windparks auf der Flache N-3.8 ist mit einer Veranderung des Wind-
feldes zu rechnen. Durch im Betrieb befindliche Windkraftanlagen wird dem Windfeld kineti-
sche Energie entnommen, was zu einer Reduktion der Windgeschwindigkeit im Windpark
fuhrt. Diese verringerte Windgeschwindigkeit setzt sich im Nachlauf des Windparks vor Ort.
Gleichzeitig gibt es auch einen Vorstaueffekt, der vor dem Windpark zu einer Abnahme der
Windgeschwindigkeit fihrt. Des Weiteren erhoht sich im Windpark und im Nachlauf die Turbu-
lenz (Maas 2023).

Andererseits wirkt sich der Windpark auf der Flache N-3.8 positiv auf das (globale) Klima aus,
falls durch ihn konventionelle Arten der Energieerzeugung ersetzt werden.

Auf Ebene der Prifung der Eignung der Flache sind die konkreten, emissionsrelevanten Pa-
rameter eines Windparks noch nicht bekannt.

Auswirkungen auf das Klima durch den Bau und Betrieb von Windenergieanlagen, einer Platt-
form sowie der parkinternen Verkabelung werden nicht erwartet, da weder im Bau noch im
Betrieb messbare klimarelevante Emissionen auftreten.

Vielmehr kann durch die mit dem Ausbau der Offshore-Windenergie verbundenen CO.-Ein-
sparung langfristig mit positiven Auswirkungen auf das Klima gerechnet werden. Somit ist die
Entwicklung des Schutzgutes Klima unabh&ngig von der Nichtdurchfiihrung bzw. Durchfih-
rung eines Bauvorhabens auf der Flache N-3.8. Den plausiblen Ausfiihrungen des DWD
schlief3t sich die Planfeststellungsbehdrde an.

kk) Landschaft

Eine Zustandsbeschreibung sowie eine Prognose zur Bebauung des Vorhabengebietes mit
OWP hinsichtlich des Schutzgutes Landschaft ist im Umweltbericht zur Eignungsprifung zur
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Flache N-3.8 (BSH 2020a) enthalten. Die dortigen Bewertungen gelten fort und werden durch
den UVP-Bericht bestatigt.

(2) Zustandsbeschreibung

Das marine Landschaftsbild im Vorhabengebiet ist gepragt durch grof3flachige Freiraumstruk-
turen, die durch Offshore-Windenergieanlagen umsaumt sind. So befinden sich in der Deut-
schen Bucht einige Windenergieanlagen, die, von der Kiiste aus gesehen, am Horizont sicht-
bar sind. Die noch nicht bebaute Flache N-3.8 liegt inmitten bereits bestehender Windparks in
einer entsprechenden Entfernung zur Kiiste (BSH 2020a).

2) Umweltauswirkungen des Vorhabens

Durch die Realisierung des Offshore-Windparks treten Auswirkungen auf das Landschaftsbild
ein, da es durch die Errichtung vertikaler Strukturen und die Sicherheitsbefeuerung verandert
wird. Das Mal3 dieser optischen Beeintrachtigungen des Landschaftsbildes durch die geplan-
ten Offshore-Anlagen wird stark von den jeweiligen Sichtverhéltnissen abhéngig sein. Das Ge-
biet N-3 weist eine Entfernung von mehr als 30 km zur Nordseekuste auf, wodurch die bereits
bestehenden und noch geplanten Anlagen von Land aus nur sehr eingeschrankt wahrnehmbar
sind/sein werden, und dies auch nur bei guten Sichtverhaltnissen. Die Entwicklung des Land-
schaftsbildes wird sich durch die Durchfiihrung des Bauvorhabens auf der Flache N-3.8 nicht
erheblich verandern, da diese fast Flache komplett von anderen, vorher errichteten Offshore-
Windenergievorhaben eingeschlossen ist (BSH 2020a).

3) Auswirkungsvermindernde Merkmale des Vorhabens und Standorts
Auswirkungsvermindernd wirkt die Lage neben den benachbarten Windparks GOWOL1,
GOWO02 und GOWO03 sowie Nordsee One.

(4) Auswirkungsvermindernde MalRnahmen, Ausgleichs- und Ersatzmaflinahmen
Als ErsatzmaRnahme fir die Beeintrachtigung des Landschaftsbildes wird in Nebenbestim-
mung 2.7ff. die Zahlung eines Ersatzgeldes angeordnet. Durch die bedarfsgerechte Nacht-
kennzeichnung des OWP (NB 4.4.5) wird das als stérend empfundene nachtliche Blinken wei-
testgehend minimiert.

)  Kulturelles Erbe und sonstige Sachguter

Die Zustandsbeschreibung und Auswirkungsprognose zu den Schutzgttern Kulturelles Erbe
und sonstige Sachguter aus dem Umweltbericht der Eignungsprifung der Flache N-3.8 hat
weiterhin Bestand (BSH 2020a). Die Ergebnisse des von der TdV eingereichten archaologi-
schen Gutachtens bestétigen die dortige Einschatzung.

Q) Zustandsbeschreibung

Es sind keine Wrackvorkommen im Vorhabengebiet bekannt. Im Rahmen der hydrographi-
schen Untersuchungen wurden einige Objekte und magnetische Anomalien aber keine Hin-
weise auf sonstige kulturelle Sachguter erfasst.

2) Umweltauswirkungen des Vorhabens

Umweltauswirkungen auf die Schutzgiter Kulturelles Erbe und sonstige Sachguter sind daher
nicht zu erwarten, soweit keine zufélligen Funde unbekannter Objekte auftreten oder sich die
festgestellten Anomalien nachtraglich als schutzgutrelevant erweisen sollten.
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3) Auswirkungsvermindernde Merkmale des Vorhabens und Standorts
Der Standort weist keine bekannten archaologischen Fundstatten auf, die durch das Vorhaben
beeintrachtigt werden.

(4) Auswirkungsvermindernde Mafinahmen, Ausgleichs- und Ersatzmalinahmen
Die Nebenbestimmung Nummer 8.3 stellt sicher, dass etwaige Funde von Kulturgitern doku-
mentiert werden und sachverstandige Stellen die wissenschaftliche Untersuchung, sowie Ber-
gung oder Bewahrung an Ort und Stelle gewahrleisten.

mm) Mensch und Gesundheit

Die Flache N-3.8 hat eine geringe Bedeutung fur das Schutzgut Mensch und seine Gesund-
heit. Entsprechend der Zustandsbeschreibung im Rahmen des Umweltberichts zur Eignungs-
prufung stellt der Meeresraum im weiteren Sinne das Arbeitsumfeld fur die auf den Schiffen
beschaftigten Menschen dar. Genaue Zahlen der sich regelmafig im Gebiet aufhaltenden
Menschen liegen nicht vor. Durch die zahlreichen bereits bestehenden sowie geplanten WEA
steigern sich jedoch die Aktivitaten in dem Umfeld der Flache N-3.8. Die Bedeutung als Ar-
beitsumfeld kann daher als mittel betrachtet werden. Fir die aktive Erholungsnutzung hat die
AWZ der Nordsee insgesamt nur eine geringe Bedeutung. Eine direkte Nutzung fur Erholung
und Freizeit findet durch Sportboote und touristische Wasserfahrzeuge nur vereinzelt statt.
Eine besondere Bedeutung der Planungsgebiete fir Gesundheit und Wohlbefinden des Men-
schen kann nicht abgeleitet werden. Diese Aussagen haben weiter Bestand.

Das Vorhaben wirkt sich unmittelbar nicht messbar auf die Schutzgiter Mensch und Gesund-
heit aus. Mit Blick auf die langfristig durch das Vorhaben beabsichtigten positiven Effekte in
der Begrenzung des Klimawandels ist langfristig von mittelbaren positiven Auswirkungen auch
fur die menschliche Gesundheit auszugehen.

nn) Biologische Vielfalt

Im Vergleich zum Umweltbericht zur Eignungsprifung der Flache N-3.8 gibt es keine wesent-
lichen neuen wissenschaftlichen Erkenntnisse bezliglich der biologischen Vielfalt. Die benthi-
sche Vielfalt ist unter Berticksichtigung weiterer Daten geringfugig héher als im Umweltbericht
zur Eignungsprifung angegeben, ist jedoch dadurch nicht als héherwertig anzusehen. Aus
dem UVP-Bericht ergeben sich hierzu keine abweichenden Erkenntnisse.

Wesentliche Bestandteile des Schutzgutes Biologische Vielfalt reprasentieren die vorkommen-
den Wirbeltierarten sowie das Makrozoobenthos. Das Vorhabengebiet stellt einen anthropo-
gen veranderten Lebensraum dar, welcher das lebensraumtypische Arteninventar mit mittlerer
Artenvielfalt aufweist. Die vorkommenden Arten entsprechen dem in diesem Lebensraum zu
erwartenden Arteninventar. Nach Ergebnissen des Continuous Plankton Recorders (CPR)
sind derzeitig ca. 450 verschiedene Plankton-Taxa (Phyto- und Zooplankton) in der Nordsee
identifiziert. Vom Makrozoobenthos sind insgesamt etwa 1.500 marine Arten bekannt. Davon
werden im deutschen Nordseebereich schatzungsweise 800 gefunden. Die Fischfauna der
Nordsee setzt sich aus 224 Fisch- und Neunaugenarten zusammen. Fir die deutsche Nordsee
werden 189 Arten angegeben. In der AWZ der Nordsee kommen 19 See- und Rastvogel re-
gelmalig in groReren Bestanden vor. Davon werden drei Arten im Anhang | der V-RL gefuhrt.
Hinsichtlich des derzeitigen Zustandes der biologischen Vielfalt in der Nordsee ist festzustel-
len, dass es zahllose Hinweise auf Verdnderungen der Biodiversitat und des Artengefliges in
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allen systematischen und trophischen Niveaus der Nordsee gibt. Die Veranderungen der bio-
logischen Vielfalt gehen im Wesentlichen auf menschliche Aktivitaten, wie Fischerei und Mee-
resverschmutzung, bzw. auf Klimaveranderungen zuriick. Die im Vorhabengebiet vorgefun-
dene Artenvielfalt ist als mittel einzustufen (BSH 2020a).

Die Umweltauswirkungen des Vorhabens sowie die auswirkungsvermindernden Merkmale
und Malinahmen werden ausfihrlich bei den verschiedenen Schutzgitern der biologischen
Vielfalt behandelt.

00) Wechselwirkungen

Die komplexen Wechselwirkungen zwischen den vorhabenbezogenen Eingriffen und Schutz-
gutern sind im Umweltbericht der Eignungsprifung zur Flache N-3.8 (BSH 2020a) umfassend
beschrieben. Die dortige Bewertung gilt fort. Insbesondere ergibt sich aus den zutreffenden
Ausfiihrungen im UVP-Bericht nichts Anderes. Allgemein fihren Auswirkungen auf ein Schutz-
gut zu verschiedenen Folge- und Wechselwirkungen zwischen den Schutzgitern. So haben
Auswirkungen auf den Boden oder den Wasserkdrper meist auch Folgewirkungen fir die bio-
tischen Schutzgiter in diesen Lebensrdumen. Zum Beispiel kdnnen Schadstoffaustritte die
Wasser- und/oder Sedimentqualitat mindern und von den benthisch und pelagisch lebenden
Organismen aus dem umgebenden Medium aufgenommen werden. Die wesentliche Verflech-
tung der biotischen Schutzgiter besteht lber die Nahrungsketten. Diese Zusammenhénge
zwischen den unterschiedlichen Schutzgitern und mégliche Auswirkungen auf die biologische
Vielfalt werden ausfihrlich fir die jeweiligen Schutzgiter dargestellt. Mogliche Wirkzusam-
menhange in der Bauphase ergeben sich aus der Sedimentumlagerung und Tribungsfahnen
sowie Gerauschemissionen. Diese Wechselwirkungen treten jedoch nur sehr kurzfristig auf
und sind auf wenige Tage bzw. Wochen beschréankt (BSH 2020a).

b) Bewertung der Umweltauswirkungen

Die Bewertung der Umweltauswirkungen des Vorhabens erfolgt nach § 25 Abs. 1 S. 1 UVPG
auf Grundlage der zusammenfassenden Darstellung (8§ 24 Abs. 1 UVPG) im Hinblick auf eine
wirksame Umweltvorsorge nach Mafl3gabe der geltenden Gesetze (8§ 3 UVPG). Von Bedeu-
tung sind dabei die fachrechtlichen Zulassungsvoraussetzungen, die — zum Teil auch nur in
allgemeiner Form — Vorgaben zum Schutz der in 8 2 Absatz 1 genannten Schutzgiter enthal-
ten.

Das UVPG enthélt keine eigenstandigen, von den fachrechtlichen Zulassungsvoraussetzun-
gen unabhéngigen materiell-rechtlichen Vorgaben fiir die Entscheidung Uber die Zulassung
des Vorhabens (Landmann/Rohmer UmweltR/Mann, 97. EL Dezember 2021, UVPG § 25
Rn. 3). Nach Nr.0.6.1.1 Abs. 1 und 3 UVPVwWV zu ex § 12 UVPG gehdéren auch die insoweit
vorhandenen untergesetzlichen Verordnungen und Verwaltungsvorschriften in ihrer die Ge-
setze konkretisierenden Funktion zu den gesetzlichen Mal3gaben. Soweit es keine unterge-
setzlichen Regelungen zur Konkretisierung der Gesetze in der Funktion als Bewertungsmaf3-
stabe gibt, missen aul3errechtliche Mal3stdbe herangezogen werden, um unbestimmte
Rechtsbegriffe handhabbar zu machen (Peters/Balla/Hesselbarth, Gesetz Uber die Umwelt-
vertraglichkeitsprifung, UVPG, 4. Aufl. 2019, § 25 Rn. 11, beck-online).
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aa) Boden/Flache

Die Auswirkungen auf die Schutzgiter Boden/Flache unterliegen als Eingriffe in Natur und
Landschaft grundséatzlich der Eingriffsregelung nach § 15 BNatSchG. Der mit dem Vorhaben
verbundene Flachenverbrauch sowie die temporaren Stérungen der Oberflachensedimente
gelten jedoch nach 8§ 15 Abs. 1 Nr. 1 BKompV aufgrund der auch positiven Auswirkungen der
faktischen Nutzungsbeschrankungen des Vorhabengebiets im Bereich der Sicherheitszone
als kompensiert. Das Vermeidungsgebot nach 8 15 Abs. 1 S. 1 BNatSchG wird beachtet. Fur
die Einzelheiten wird auf die Prifung der Eingriffsregelung verwiesen.

bb) Wasser

Hinsichtlich des Schutzgutes Wasser kann es bau- und betriebsbedingt zu Emissionen insbe-
sondere durch Korrosionsschutzeinrichtungen sowie zu Warmemissionen durch die Verkabe-
lung der WEAs kommen. Durch den geplanten Einsatz von baulichen Vorsichts- und Sicher-
heitsnahmen werden Risiken von unfallbedingten Betriebsstoffaustritten und damit verbunde-
nen etwaigen Umwelteintragen vermieden. Die zu erwartenden Auswirkungen auf das Schutz-
gut Wasser sind insgesamt geringfligig und Uberschreiten nicht die gesetzlichen Grenzen des
§ 48 Abs. 4 Nr. 1 b) WindSeeG im Sinne einer Verschmutzung der Meeresumwelt. Eine Mini-
mierung der Emissionsrisiken wird durch die Nebenbestimmungen unter 2.5 ff. sichergestellt.
Fur Einzelheiten wird auf die Prifung der Gefahrdung der Meeresumwelt verwiesen.

cc) Biotoptypen

Das Vorhaben wirkt sich durch Flachenversiegelung und eine baubedingte temporére Beein-
trachtigung des Meeresgrundes auf die im Gebiet vorkommenden Biotoptypen ,Sublitoraler,
ebener Sandgrund der Nordsee mit Tellina-fabula-Gemeinschaft aber ohne Dominanz von
spezifischen endobenthischen Taxa“ (Code 02.02.10.02.03.06) und ,Sublitoraler, ebener
Sandgrund der Nordsee mit Nucula-nitidosa-Gemeinschaft — nur offene Nordsee® (Code
02.02.10.02.05) aus. Zugleich wird durch das Einbringen kunstlicher Hartsubstrat-Strukturen
wird zusatzlicher Siedlungsraum fiir benthische Arten geschaffen (Trittsteinfunktion). Die Aus-
wirkungen halten die fachgesetzlichen Grenzen ein. Nach 8§ 30 BNatSchG geschitzte Bio-
toptypen befinden sich nicht im Vorhabengebiet. Nach Mal3gabe der Eingriffsregelung (8§ 15
BNatSchG i.V.m. § 15 Abs. 1 Nr. 1 BKompV) gelten die Beeintrachtigungen des Schutzgutes
Biotope als kompensiert. Fir Einzelheiten wird auf die Prifung des gesetzlichen Biotopschut-
zes und der Eingriffsregelung verwiesen.

dd) Benthos

Bei der Tiefgrindung der WEA und der USP kommt es zu Sedimentaufwirbelungen und zur
Ausbildung von Trubungsfahnen sowie zu einer Versiegelung und Sedimentveranderung mit
Auswirkungen auf das Benthos. Zugleich wird durch das Einbringen kinstlicher Hartsubstrat-
Strukturen zusatzlicher Siedlungsraum fir benthische Arten geschaffen (Trittsteinfunktion).
Nach Mal3gabe der Eingriffsregelung (8 15 BNatSchG i.V.m. § 15 Abs. 1 Nr. 1 BKompV) gel-
ten die Beeintrachtigungen des Schutzgutes Benthos als kompensiert, da die Freistellung des
§ 15 Abs. 1 Nr. 1 BKompV Schutzguter Biotope und Boden einschlie3lich der darin vorkom-
menden Pflanzen und Tiere umfasst. Durch die parkinterne Verkabelung kann es zu einer
Sedimenterwarmung kommen. Diese halt sich jedoch innerhalb der Grenzen des 2K-Kriteri-
ums im Sinne des § 17d Abs. 1b EnWG. Die Einhaltung der Erwarmungsgrenzwerte wird
durch die Nebenbestimmung 2.3 gewahrleistet.
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ee) Fische

Die bau-, anlage- und betriebsbedingten Auswirkungen von OWPs auf die Fischfauna durch
insbesondere durch vorhabenbedingte Sedimentveréanderungen sind rdumlich, sowie teilweise
auch zeitlich begrenzt und halten sich im Rahmen der fachgesetzlichen Grenzen. Unter arten-
schutzrechtlichen Gesichtspunkten wurden lediglich Einzelvorkommen von Anhang Il Arten
nach der FFH-Richtlinie festgestellt. Im Rahmen der Flachenvoruntersuchung fur die Flache
N-3.8 wurden keine Meeresfisch-Arten im Vorhabengebiet nachgewiesen, welche im An-
hang IV der FFH-Richtlinie gelistet sind. Durch die Errichtung und den Betrieb der OWEA bzw.
der USP und der parkinternen Verkabelung ist keine erhebliche Beeintrachtigung fir das
Schutzgut Fische und Rundmauler im Vorhabengebiet zu erwarten. Fir Einzelheiten wird auf
die Umweltvertréaglichkeitsprufung verwiesen.

ff)  Marine Saugetiere

Auswirkungen des Vorhabens auf marine S&ugetiere entstehen im Wesentlichen durch
Rammschalleintrage wahrend der Bauphase. Unter Beriicksichtigung der Anordnungen in der
Nebenbestimmung 2.6 halten sich die Beeintrachtigungen im fachgesetzlich zuldssigen Rah-
men. Insbesondere wird durch die Anordnung der Schallgrenzwerte in Nebenbestimmung 2.6
MafRgabe des BMU-Schallschutzkonzepts Nordsee sichergestellt, dass es hinsichtlich des
streng geschiitzten Schweinswals zu keiner Verwirklichung der artenschutzrechtlichen To-
tungs- und Verletzungsverbots (8 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG) oder Stérungsverbots (8§ 44
Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG) kommt. Fir Einzelheiten wird auf die Umweltvertraglichkeitsstudie,
die Rammschallprognose sowie die artenschutzrechtliche Prifung in diesem Beschluss ver-
wiesen.

gg) See-und Rastvogel
Meideverhalten der Tiere gegentber den Anlagen halten sich in den fachgesetzlichen Grenzen
insbesondere des Storungsverbots im Sinne von § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG. Fir Einzelhei-
ten wird auf die Umweltvertraglichkeitsstudie sowie die artenschutzrechtliche Priifung in die-
sem Beschluss verwiesen.

hh) Zugvogel

Auswirkungen des Vorhabens auf Zugvégel, insbesondere durch potenzielle Kollisionen mit
den Anlagen, halten sich in den fachgesetzlichen Grenzen. Insbesondere ist unter Bertcksich-
tigung der Nebenbestimmungen unter 2.2 ff. kein signifikant erhohtes Tétungs- oder Verlet-
zungsrisiko im Sinne von § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG zu erwarten. Die Nebenbestimmung
unter 2.2 ff. ordnet ein umfangreiches Monitoring von kollisionsrisikorelevanten Parametern an
und ermdglicht durch einen Anordnungsvorbehalt der Uberwachungsbehérde, die Verwirkli-
chung etwaiger Restrisiken zu verhindern. Fur Einzelheiten wird auf die Umweltvertraglich-
keitsstudie, die artenschutzrechtliche Prifung sowie die Begrindung zu Nebenbestimmung
2.2 in diesem Beschluss verwiesen.

ii)  Flederméause

Im Bereich des Vorhabengebietes wurden Fledermause in sehr geringen Anzahlen nachge-
wiesen. Einzelne vorhabenbedingte Kollisionen von Flederméausen mit Bauschiffen, Offshore-
Windenergieanlagen oder Plattformen kénnen anhand der aktuellen Datengrundlage nicht
komplett ausgeschlossen werden. Hinreichend konkrete Anhaltspunkte fir Kollisionen mit
Offshore-Windenergieanlagen gibt es jedoch nicht. Eine vorhabenbedingte signifikante Erho-
hung des Totungs- und Verletzungsrisikos im Sinne von § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG ist nicht
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zu erwarten. Eine vorhabenbedingte Verschlechterung des Erhaltungszustands der lokalen
Fledermaus-Populationen im Sinne des Stérungsverbotes nach § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG
aufgrund der vorhabenbedingten Lichtemissionen in Verbindung mit der visuellen Unruhe aus-
geschlossen werden. Fur Einzelheiten wird auf die Umweltvertraglichkeitsstudie und die arten-
schutzrechtliche Prifung verwiesen

i) Luftund Klima

Durch das Vorhaben sind keine erheblichen Beeintrachtigungen des Schutzgutes Luft im Vor-
habengebiet zu erwarten. Im Hinblick auf das Schutzgut Klima kdnnen sich einerseits klein-
raumige Auswirkungen etwa auf das Windfeld ergeben. Andererseits wirkt sich der Windpark
durch den Ersatz klimaschadlicher Energieerzeugungsformenvoraussichtlich positiv auf das
globale Klima aus. Dies wird nach Maf3gabe von § 13 Abs. 1 KSG im Rahmen der Zulassungs-
entscheidung bertcksichtigt. Fir Einzelheiten wird auf die Umweltberichte des FEP, der Eig-
nungsprufung fur die Flache N-3.8, die UVP und die Prufung des § 13 KSG in diesem Be-
schluss verwiesen.

kk) Landschaft

Unter Berlicksichtigung der Ersatzgeldzahlung nach Nebenbestimmung 2.7 ff. verbleiben Be-
eintrachtigungen des Landschaftsbildes durch die Errichtung der WEAs und der USP. Die
Auswirkungen sind aufgrund der Vorbelastung und der Entfernung zur Kiste als gering einzu-
stufen. Die Beeintrachtigungen sind nach Abarbeitung der naturschutzrechtlichen Eingriffsre-
gelung gemalf § 15 BNatschG i.V.m. 88 14 f. BKompV fachgesetzlich zulassig. Fur Einzelhei-
ten und die Bemessung des Ersatzgeldes wird auf die UVP und die Prifung der Eingriffsrege-
lung in diesem Beschluss verwiesen.

)  Kulturelles Erbe und sonstige Sachguter

Umweltauswirkungen auf die Schutzgiter Kulturelles Erbe und sonstige Sachguter sind nicht
zu erwarten, soweit keine zufalligen Funde unbekannter Objekte auftreten oder sich die im
Planfeststellungsverfahren festgestellten Anomalien nachtréglich als schutzgutrelevant erwei-
sen sollten. Nach Art. 303 Abs. 1 SRU haben die Staaten die Pflicht, im Meer gefundene Ge-
genstande archaologischer oder historischer Art zu schiitzen. Unverzigliche Sicherungsmal3-
nahmen im Fall des nachtréaglichen Auffindens schiitzenswerter Guter werden durch Neben-
bestimmung 8.3 gewéhrleistet. Fur die Einzelheiten wird auf die UVP, das arch&ologische Gut-
achten der TdV und die Begrindung der Nebenbestimmung 8.3 verwiesen.

mm) Mensch und Gesundheit

Das Vorhaben wirkt sich unmittelbar nicht messbar auf die Schutzguter Mensch und Gesund-
heit aus. Mit Blick auf die langfristig durch das Vorhaben beabsichtigten positiven Effekte in
der Begrenzung des Klimawandels ist langfristig von mittelbaren positiven Auswirkungen auch
fur die menschliche Gesundheit auszugehen. Fir Einzelheiten wird auf die UVP verwiesen.

nn) Biologische Vielfalt und Wechselwirkungen

Die Vorschriften des Bundesnaturschutzgesetzes dienen u.a. dem Schutz der biologischen
Vielfalt (8 1 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG) und beziehen auch Wechselwirkungen ein. Die Umwelt-
vertraglichkeitsprifung und die Prifung des gesamten anwendbaren Naturschutzrechts hat
ergeben, dass die Beeintrachtigungen von Natur und Landschaft sich auch mi Hinblick auf die
biologische Vielfalt und Wechselwirkungen sowohl zwischen unterschiedlichen Schutzgutern
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als auch zwischen unterschiedlichen Vorhabenauswirkungen im fachgesetzlichen Rahmen
halten, ohne dass naturschutzrechtliche Ausnahmen oder Befreiungen erforderlich waren. Fir
Einzelheiten wird auf die UVP sowie auf die Prifung des Naturschutzrechts in diesem Be-
schluss verwiesen.

3.  Tatbestand des § 48 Abs. 4 WindSeeG

Gemall 8 48 Abs. 4 S. 1 Nr. 1 — 8 WindSeeG darf der Plan nur festgestellt werden, wenn die
Meeresumwelt nicht gefahrdet wird, insbesondere eine Verschmutzung der Meeresumwelt im
Sinn des Art. 1 Abs. 1 Nr. 4 des Seerechtsiibereinkommens (SRU) der Vereinten Nationen
vom 10.12.1982 (BGBI. 1994 II S. 1799) nicht zu besorgen ist und der Vogelzug nicht gefahr-
det wird (Nr. 1 a. und b.). Der Plan darf weiter nur festgestellt werden, wenn dariiber hinaus
die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs (Nr. 2) und die Sicherheit der Landes- und Bind-
nisverteidigung nicht beeintrachtigt wird (Nr. 3), wenn der Plan mit vorrangigen bergrechtlichen
Aktivitaten (Nr. 4), mit bestehenden und geplanten Kabel-, Offshore-Anbindungs-, Rohr- und
sonstigen Leitungen (Nr. 5), sowie mit bestehenden und geplanten Standorten von Konverter-
plattformen oder Umspannanlagen vereinbar ist (Nr. 6), die Verpflichtung nach 8 66 Abs. 2
WindSeeG wirksam erklart wurde (Nr. 7) und andere Anforderungen nach dem WindSeeG und
sonstige 6ffentlich-rechtliche Bestimmungen eingehalten werden (Nr. 8).

a) Keine Gefahrdung der Meeresumwelt

Durch die Realisierung des verfahrensgegenstandlichen Vorhabens ist unter Beriicksichtigung
der prognostizierbaren Auswirkungen des Vorhabens keine Gefahrdung der Meeresumwelt im
Sinne von § 48 Abs. 4 S. 1 Nr. 1 WindSeeG zu erwarten. Dieses Ergebnis folgt aus der im
Rahmen der Umweltvertraglichkeitspriifung vorgenommenen Darstellung und Bewertung der
nach dem jetzigen Planungsstand erkennbaren und prognostizierbaren Auswirkungen des
Vorhabens auf die Meeresumwelt.

Der Begriff der Meeresumwelt ist nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts
(BVerwG, Urt. v. 29.04.2021 — 4 C 2/19, Rn. 27, NVwZ 2021, 1630, beck-online) weit auszu-
legen. Das Seerechtsiibereinkommen verleiht dem Kiistenstaat im Bereich der ausschlief3li-
chen Wirtschaftszone neben souveranen Rechten hinsichtlich von Tatigkeiten zur wirtschaftli-
chen Ausbeutung der Zone wie der Energieerzeugung aus Wasser, Strom und Wind (Art. 56 |
Buchst. a, Art. 60 SRU) auch Hoheitsbefugnisse, wie in den diesbeziiglichen Bestimmungen
des Ubereinkommens vorgesehen, in Bezug auf den Schutz und die Bewahrung der Mee-
resumwelt (Art. 56 | Buchst. b Nr. iii SRU). Dabei beziehen sich die Vorschriften im insoweit
einschlagigen Teil XIl des Seerechtsiibereinkommens nicht nur geman Art. 194 | bis IV SRU
auf MaRnahmen zur Verhutung, Verringerung und Uberwachung der Verschmutzung der Mee-
resumwelt im Sinne der (engen) Begriffsbestimmung des Art. 1 | Nr. 4 SRU, die lediglich die
unmittelbare oder mittelbare Zufihrung von Stoffen oder Energie in die Meeresumwelt in den
Blick nimmt (s. Brandt/Gal3ner, Seeanlagenverordnung, 2003, § 3 Rn. 38 ff.). Vielmehr verleiht
Art. 194 V SRU, nach dem auch die erforderlichen MaRnahmen zum Schutz und zur Bewah-
rung seltener oder empfindlicher Okosysteme sowie des Lebensraumes gefahrdeter, bedroh-
ter oder vom Aussterben bedrohter Arten oder anderer Formen der Tier- und Pflanzenwelt des
Meeres zu den in Ubereinstimmung mit Teil XII ergriffenen MaRnahmen gehéren, den Vor-
schriften als Offnungsklausel ein naturschutzrechtliches Geprége (vgl. Proel? in Graf Vitzthum,
Hdb. d. Seerechts, 2006, Kap. 3 Rn. 265 f.; Hafner in Graf Vitzthum, Hdb. d. Seerechts, 2006,
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Kap. 5 Rn. 29ff.; GK-BNatSchG/Kiel3, 2. Aufl. 2017, § 56 Rn. 15; Heselhaus in Frenz/Mig-
genborg, BNatSchG, 3. Aufl. 2021, § 56 Rn. 31; Schubert, Maritimes Infrastrukturrecht, 2015,
43 ff.).

Die Meeresumwelt umfasst danach neben den grundlegenden Umweltelementen wie der Qua-
litat des Meerwassers, der Hydrographie und den Sedimentverhaltnissen insbesondere die
Tier- und Pflanzenwelt des Meeres (BVerwG, Urt. v. 29.04.2021 — 4 C 2/19 mit Verweis auf
Brandt/Gal3ner, Seeanlagenverordnung, 2003, § 3 Rn. 27; Spieth in Spieth/Lutz-Bachmann,
Offshore-Windenergierecht, 2018, § 48 WindSeeG Rn. 57; siehe auch BVerwG Urt. v.
27.04.2023 — 10 C 3.23, BeckRS 2023, 18290, beck-online).

Da sowohl der Grundtatbestand der Gefahrdung der Meeresumwelt, als auch das Regelbei-
spiel der Besorgnis der Verschmutzung der Meeresumwelt dem Gefahrenabwehrrecht zuzu-
ordnen ist, genigt eine blof3 hypothetische, nicht an konkrete Anhaltspunkte ankntpfende
Mdoglichkeit des Eintritts von Schaden nicht zur Verwirklichung des Tatbestandsmerkmals (zur
Vorgéngerregelung Brandt/Gal3ner, SeeAnlV 8 3, Rn. 33). Erforderlich ist vielmehr eine hin-
reichende Wahrscheinlichkeit, die umso geringer sein kann, je gréRer der Umfang des zu er-
wartenden Schadens und je hochwertiger das betroffene Schutzgut ist (Brandt/ Gal3ner,
ebenda).

Gemal § 48 Abs. 4 S. 3 WindSeeG mussen bei voruntersuchten Flachen (Zuschlagsverfah-
ren nach § 23 WindSeeG) auch die weiteren Belange nach § 48 Abs. 4 S. 1 WindSeeG, somit
auch die Gefahrdung der Meeresumwelt, nur gepruft werden, soweit gegeniber der Vorunter-
suchung der Flache zuséatzliche oder andere erhebliche Gesichtspunkte erkennbar oder Aktu-
alisierungen und Vertiefungen der bei der Voruntersuchung erfolgten Prifung erforderlich sind,
insbesondere aufgrund der Ausgestaltung des Vorhabens auf der Flache.

aa) Grundlegende Umweltelemente

(1) Keine unzulassige Verschmutzung der Meeresumwelt

Eine nach § 48 Abs. 4 S. 1 Nr. 1 a) WindSeeG unzuldssige Verschmutzung der Meeresumwelt
im Sinne des Art. 1 Abs. 1 Nr. 4 SRU ist auf Grundlage der eingereichten Prognosen und nach
aktuellem Kenntnisstand nicht zu besorgen.

Das SRU definiert Verschmutzung als die unmittelbare oder mittelbare Zufiihrung von Stoffen
oder Energie durch den Menschen in die Meeresumwelt einschliel3lich der Flussmiindungen,
aus der sich abtragliche Wirkungen wie eine Schadigung der lebenden Ressourcen sowie der
Tier- und Pflanzenwelt des Meeres, eine Gefahrdung der menschlichen Gesundheit, eine Be-
hinderung der maritimen Tatigkeiten einschliel3lich der Fischerei und der sonstigen rechtma-
Rigen Nutzung des Meeres, eine Beeintrdchtigung des Gebrauchswerts des Meerwassers und
eine Verringerung der Annehmlichkeiten der Umwelt ergeben oder ergeben kdnnen.

Der Begriff der Energie ist nach dem Zweck der Regelung weit auszulegen und umfasst alle
nicht-stofflichen Einwirkungen, etwa durch Warme, Licht, elektrische und elektromagnetische
Einwirkungen, Schall und Erschutterungen, die bei der Errichtung und dem Betrieb der Anla-
gen an das Wasser abgegeben werden (Spieth in Offshore-Windenergierecht, § 48 Wind-
SeeG, Rn. 66).
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Der Begriff der Stoffe umfasst dabei alle Gegenstédnde (fir die Vorgangerregelung
Brandt/Gal3ner, SeeAnlV § 3, Rn. 49). Die Anlagen selbst und die sonstigen zum Aufbau not-
wendigen Bestandteile stellen fiur den Zeitraum ihrer bestimmungsgeméaf3en Nutzung keine
Stoffe im Sinne von Art. 1 Abs. 4 SRU dar (Spieth in Offshore-Windenergierecht, § 48 Wind-
SeeG, Rn. 65).

Da wie oben ausgefiihrt sowohl der Grundtatbestand der Gefahrdung der Meeresumwelt, als
auch das Regelbeispiel der Besorgnis der Verschmutzung der Meeresumwelt dem Gefahren-
abwehrrecht zuzuordnen ist, genugt eine blof3 hypothetische, nicht an konkrete Anhaltspunkte
anknipfende Moglichkeit des Eintritts von Schaden nicht zur Verwirklichung des Tatbestands-
merkmals (zur Vorgangerregelung Brandt/Gal3ner, SeeAnlV § 3, Rn. 33). Hinweise, ab wann
sich gemaR SRU abtragliche Wirkungen aus dem Zufiihren von Stoffen ergeben oder ergeben
kénnen, geben mittelbar die Ausfiihrungen zu den gemaR Art. 194 SRU durch die Staaten zu
ergreifenden MalRnahmen. Hier heilt es:

»(1) Die Staaten ergreifen, je nach den Umstéanden einzeln oder gemeinsam, alle mit diesem
Ubereinkommen (ibereinstimnmenden MaRRnahmen, die notwendig sind, um die Verschmut-
zung der Meeresumwelt ungeachtet ihrer Ursache zu verhiiten, zu verringern und zu Gberwa-
chen; sie setzen zu diesem Zweck die geeignetsten ihnen zur Verfiilgung stehenden Mittel
entsprechend ihren Méglichkeiten ein und bemiihen sich, ihre diesbeztigliche Politik aufeinan-
der abzustimmen.*

GemaR Art. 194 Abs. 3 SRU haben diese MaRnahmen alle Ursachen der Verschmutzung der
Meeresumwelt zu erfassen. Zu diesen Malinahmen gehdren unter anderem solche, die darauf
gerichtet sind, soweit wie moglich auf ein Mindestmal} zu beschranken: ,a) das Freisetzen von
giftigen oder schadlichen Stoffen oder von Schadstoffen, insbesondere von solchen, die be-
standig sind, vom Land aus, aus der Luft oder durch die Luft oder durch Einbringen; [...] und
d) die Verschmutzung durch andere Anlagen und Geréte, die in der Meeresumwelt betrieben
werden, inshesondere Malinahmen, um Unfélle zu verhiten und Notféallen zu begegnen, die
Sicherheit beim Einsatz auf See zu gewahrleisten und den Entwurf, den Bau, die Ausristung,
den Betrieb und die Besetzung solcher Anlagen oder Gerate zu regeln.”

Aus dieser Regelung ergibt sich einerseits, dass dem Vorsorgeprinzip ein hoher Rang einge-
raumt wird. So soll ein Schaden an den Schutzgutern in erster Linie verhindert werden. Dies
soll vorrangig durch Verhiutung der Einbringung/Freisetzung von schédlichen Stoffen und
Energie erfolgen. Andererseits ergeben sich hieraus auch Hinweise fiir die danach zuldssigen
Anordnungen: Soweit eine Vermeidung nicht méglich und eine Zufihrung nicht von vornherein
unzulassig ist, soll diese auf ein Mindestmal} begrenzt werden. Eine dem Verursacher zumut-
bare Begrenzung liegt vor, wie sie nach dem Stand der Technik tatséachlich mdglich ist.

Fur die Prifung hinsichtlich schallbedingter Auswirkungen auf Marine Sauger wird auf die Aus-
fuhrungen zur Zulassigkeit des Vorhabens nach Maf3gabe des Naturschutzrechts verwiesen.

Fur die Prufung hinsichtlich Warmemissionen durch parkinterne Verkabelung wird auf die Aus-
fuhrungen zu 8§ 17d Abs. 1b EnWG verwiesen.

In Bezug auf die sonstigen Emissionen hat die TdV — neben den Ausfihrungen im Erlaute-
rungsbericht — eine vorhabenbezogene Emissionsstudie mit den Planunterlagen vorgelegt, in

Seite 96 von 235



denen im Regelbetrieb zu erwartende Emissionen dargestellt sind. Im Rahmen der Emissions-
studie und des UVP-Berichts wurden diese Emissionen in Bezug auf mdgliche Auswirkungen
auf die Meeresumwelt bewertet. Diese Ausfiihrungen sind Grundlage der folgenden Prifung.

(a) Vorhabenrelevante Emissionen

Uber die Windenergieanlagen, die Umspannplattform, deren Fundamente einschlieRlich der
Korrosions- und Kolkschutzsysteme sowie den Kabelschutzsystemen innerhalb des Wind-
parks kdnnen grundsatzlich Emissionen in die Meeresumwelt auftreten. Hinzu kommen etwa-
ige unfallbedingte Austritte von Betriebsstoffen aus den technischen Anlagen der Windener-
gieanlagen und der Umspannplattform. Die TdV gibt an das Minimierungsgebot fir stoffliche
Emissionen wahrend des Baus und Betriebes der Windparks gemaf der rechtlichen Regelung
zu verfolgen.

Bei dem Vorhaben OWP NC 2 sind stoffliche Emissionen aus dem Korrosionsschutzsystem
zu erwarten. Die TdV plant flr den Korrosionsschutz der Windenergieanlagen im Innen- und
AulR3enbereich einen kathodischen Korrosionsschutz (KKS) mittels Fremdstromsystemen ein-
zusetzen. Die TdV kann zum jetzigen Zeitpunkt jedoch nicht ausschlie3en, dass bis zum Er-
reichen des erforderlichen Schutzpotenzials auch galvanische Anoden eingesetzt werden. Die
TdV kann noch keine Angaben zu den méglichen Emissionswerten machen, da es aktuell noch
keine finale Entscheidung Uber Hersteller und Fabrikat gibt.

Das Korrosionsschutzkonzept fur die Umspannplattform steht noch nicht fest. Laut der TdV
besteht die Méglichkeit, dass ausschlieB3lich galvanische Anoden mit zusatzlicher KKS-geeig-
neter Beschichtung eingesetzt werden. Unter Umstanden werden galvanische Anoden aber
auch nur als Erganzung zu einem Fremdstromsystem eingesetzt. Die TdV stellt auch hier keine
zu erwartenden Emissionswerte dar. Sie gibt jedoch an, dass galvanische Aluminium-Anoden
gemal DIN EN 12496 verwendet werden sollen, mit einem zuléssigen Zinkanteil von 2 — 6 %.
Die TdV macht keine eindeutigen Angaben, ob beim Einsatz eines Fremdstromsystems eine
Korrosionsschutzbeschichtung vorgesehen ist. Die TdV stellt aber dar, dass der Einsatz von
galvanischen Anoden nur in Kombination mit einer geeigneten Beschichtung zuléssig ist.

Fur die Windenergieanlagen sowie der Umspannplattform sind sogenannte Single Piece Mo-
nopile Konstruktionen ohne Transition Piece geplant, so dass kein Einsatz von Groutmaterial
erforderlich sein wird.

Die Umspannplattform soll ein Drainagesystem enthalten, an das alle relevanten Bereiche in
denen 6lhaltige Betriebsstoffe genutzt werden, angeschlossen sind. An das Drainagesystem
wiederum wird ein Olabscheider angeschlossen, der kontinuierlich den Olgehalt im Drainage-
wasserabfluss tiberwacht, damit nur Abwasser mit einem Olgehalt kleiner 5 ppm in die Mee-
resumwelt einleitet wird. Der abgetrennte Olrest wird fachgerecht an Land entsorgt.

Auf der Umspannplattform ist eine Notstromversorgung mittels Dieselgenerator geplant. Diese
Generatoren soll nach MARPOL Anhang VI, Tier Ill oder EU-Norm 97/68/EG (stage IlI/IV)
zertifiziert sein und mit einem maoglichst schwefelarmen Kraftstoff betrieben werden (z.B. Die-
sel nach DIN EN 590). Die Dieseltanks sollen mit betrieblichen Vorsichts- und Sicherheitsmaf3-
nahmen ausgestattet werden, wie die konkrete Umsetzung aussehen soll, wird in den Planun-
terlagen noch nicht genannt.

Seite 97 von 235



Bei der Umspannplattform handelt es sich um eine unbemannte Plattform. Das anfallende
Grau- und Schwarzwasser soll in auswechselbaren Sammelbehéltern aufgefangen und fach-
gerecht an Land entsorgt werden. Im Regelbetrieb sind deshalb keine Emissionen von
Schwarz- und Grauwasser zu erwarten.

Zur Kihlung der Transformatoren sollen Luftkihlsysteme zum Einsatz kommen, die nicht mit
Einleitungen in die Meeresumwelt verbunden sind. Der Einsatz von fluorierten Treibhausgasen
in Kihl- und Klimasystemen wird von der TdV nicht eindeutig dargestellt. Laut Emissionsvor-
studie ist der Einsatz nicht vorgesehen, dagegen wird der Einsatz in dem Erlauterungsbericht
bestatigt.

Durch den geplanten Einsatz von Natursteinen aus Basalt als Kolkschutz fiir die Windenergie-
anlagen und der Umspannplattform entfallen mégliche Emissionen aus kunststoffbasierten
Kolkschutzlésungen (z.B. Geotextilien). Fur die Verlegung der parkinternen Verkabelungen
wird moglicherweise ebenfalls Hartsubstrat eingebracht, es werden keine Angaben gemacht,
ob auch anderweitige Kabelschutzsysteme vorgesehen sind.

Anfallende Abfalle und verbrauchte Betriebsstoffe werden ordnungsgemalf an Land entsorgt.

Nach Angaben der TdV sollen, soweit verfligbar und technisch geeignet, biologisch abbaubare
Betriebsstoffe eingesetzt werden. Diesbeziglich sind umfassende Alternativenprifungen vor-
gesehen.

Die technischen Installationen auf den Windenergieanlagen und auf der Umspannplattform
sollen durch die baulichen Vorsichts- und SicherheitsmalZnahmen wie z.B. Einhausungen,
Doppelwandigkeit, Auffangwannen, sowie Leckage- und Fernuberwachung abgesichert und
Uberwacht werden, sodass Austritte von Betriebsstoffen in die Meeresumwelt verhindert wer-
den und die TdV jederzeit unmittelbar eingreifen kann.

Zudem bestatigt die TdV die Einhaltung der EU Verordnung 517/2014 im Bezug auf die Ver-
wendung des extrem klimaschadlichen Gases Schwefelhexafluorid (SFe) in Schaltanlagen. Zu-
satzlich soll die Anwendung SFe-freier Schaltanlagen durch die TdV geprift werden.

Die TdV strebt auRerdem die Verwendung eines Schwerschaumsystems an, dass frei an per-
und polyfluorierte Alkylverbindungen (PFAS) ist.

(b) Bewertung der zu erwartenden Emissionen

Mit dem Schutz der baulichen Anlagen vor Korrosion sind Emissionen in die Meeresumwelt
verbunden. Gleichzeitig ist der Korrosionsschutz fur die bauliche Integritat der Anlagen unab-
dingbar und die Abtragsraten der Fundamente in die Meeresumwelt werden vermindert. Es ist
zu begriiRen, dass die TdV fir die Monopiles der Windenergieanlagen plant Fremdstromsys-
teme zum Korrosionsschutz einzusetzen. Das BSH ist der Auffassung, dass durch den Korro-
sionsschutz mittels Fremdstromsystemen keine negativen Auswirkungen auf die Meeresum-
welt erkennbar sind. Bis zum Erreichen des erforderlichen Schutzpotenzials durch die Fremd-
stromanoden ist der Korrosionszuschlag gegentber galvanischen Anoden eindeutig zu bevor-
zugen, der Einsatz von galvanischen Anoden ist zu vermeiden.

Fur die Umspannplattform wurde noch keine finale Entscheidung getroffen, ob als kathodi-
scher Korrosionsschutz galvanische Anoden oder Fremdstromanoden zum Einsatz kommen.
Im Hinblick auf den gegenwartigen Genehmigungsstand im Bereich der Offshore-Windenergie
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wirkt das BSH in Abstimmung mit dem Umweltbundesamt im Sinne der Emissionsminderung
darauf hin, dass Fremdstromsysteme gegentiber galvanischen Anoden bevorzugt eingesetzt
werden (vgl. FEP 2020). Bei einem Einsatz von galvanischen Anoden gelangen gemaR ihres
Wirkprinzips im Laufe der Nutzungsdauer allmahlich Anodenbestandteile (v.a. Aluminium und
Zink) in die Meeresumwelt. Dagegen sind Fremdstromsysteme in ihrer Bauart inert und damit
nur mit sehr geringen Emissionen in die Meeresumwelt verbunden. Sowohl galvanische Ano-
den als auch Fremdstromsysteme als kathodischer Korrosionsschutz sind gemafR BSH-Stan-
dard Konstruktion sowie dem FEP gleichermalRen genehmigungsféhig. Durch den Einsatz von
galvanischen Anoden in Kombination mit Beschichtungen der Grindungsstrukturen werden
die Emissionen aus den galvanischen Anoden im Vergleich zu nicht beschichteten Strukturen
vermindert. Obwohl nach aktuellem Kenntnisstand negative Effekte auf die Meeresumwelt
durch korrosionsschutzbedingten Emissionen aus galvanischen Anoden nicht zu erwarten
sind, sieht das BSH die TdV in der Pflicht, die Moglichkeit des Einsatzes von Fremdstromsys-
temen fur den Korrosionsschutz in diesem Verfahren auch fir die Umspannplattformen einge-
hend zu prifen. Sollten galvanische Anoden zum Einsatz kommen, ist der Zinkanteil sowie der
Anteil an anderen besonders kritischen Schwermetallen (z.B. Cadmium und Kupfer) auf ein
technisch notweniges Mindestmald zu begrenzen. In diesem Zusammenhang liegt der in der
Emissionsvorstudie angegebene Maximalgehalt von Zink (6 %) oberhalb der am Markt verflg-
baren und in anderen Windparkprojekten eingesetzten galvanischen Anoden und sollte verrin-
gert werden. Zudem sollte die TdV die zuklnftige Entwicklung mdéglichst umweltschonender
Verfahren aktiv verfolgen und zukinftig fur kommende Projekte weiterhin Fremdstromsysteme
einsetzen.

Durch den geplanten Einsatz von baulichen Vorsichts- und Sicherheitsnahmen werden aus
Sicht des BSH, Risiken von unfallbedingten Betriebsstoffaustritten und damit verbundenen et-
waigen Umwelteintréagen vermieden. Durch die geplante bevorzugte Verwendung biologisch
abbaubarer Betriebsstoffe kdnnen schadliche Auswirkungen auf die Meeresumwelt in Falle
einer Leckage vermindert werden.

Aufgrund des nur temporaren Einsatzes der Dieselgeneratoren in Zeiten von Stromausféllen
sowie des Einsatzes sehr schwefelarmen Diesels, sind nur geringfiigige Luftemissionen und
Schadstoffgehalte dieser Emissionen zu erwarten. Aus Sicht des BSH sind daher keine nega-
tiven Auswirkungen auf die Meeresumwelt zu erwarten.

Es wird ein Olabscheider mit Grenzwert von maximal 5 ppm und einer kontinuierlichen Uber-
wachung eingesetzt. Dieser Grenzwert entspricht dem gegenwaértigen Stand der Technik und
den Planungsgrundséatzen des Flachenentwicklungsplans. Negative Auswirkungen auf die
Meeresumwelt sind nach aktuellem Kenntnisstand nicht zu erwarten.

Auf Basis der vorliegenden Prognosen ist nhach derzeitigem wissenschaftlichen Kenntnisstand
und unter Umsetzung geeigneter Minderungs- und SchutzmalRnahmen eine abtragliche Wir-
kung fur die Meeresumwelt nicht erkennbar. Hiernach ist durch das Vorhaben keine Ver-
schmutzung der Meeresumwelt i.S.v. 8 48 Abs. 4 S. 1 Nr. 1 b) WindSeeG zu besorgen.

Aus Vorsorgegrinden wird durch die Anordnungen in den Nebenbestimmungen 3.2.1 und
2.5 ff. zudem der Grundsatz der Nichteinbringung vermeidbarer Stoffe in die Meeresumwelt
vorgeschrieben. Auf Basis der im Planfeststellungsverfahren eingereichten Emissionsvorstu-
die ist 12 Monate vor Baubeginn eine konkretisierte Emissionsstudie dem BSH vorzulegen, in
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der die tatsachlich auftretenden Emissionen und getroffenen Vorsichts- und Sicherheitsmal3-
nahmen im Detail ertrtert werden (Nebenbestimmung 2.5.10). Die Emissionsstudie ist die
Grundlage fir das 6 Monate vor Beginn der Errichtung zu erstellende Abfall- und Betriebsstoff-
konzept, das betriebsbegleitend fortzuschreiben ist (Nebenbestimmung 2.5.11). Mit Nebenbe-
stimmung Nummer 2.5.2 wird zudem sichergestellt, dass der Korrosionsschutz schadstofffrei
und maglichst emissionsarm ist.

2) Hydrographie und Sedimentverhdaltnisse

Die Hydrographie ist ein Aspekt der grundlegenden Umweltelemente der Meeresumwelt im
Sinne von § 48 Abs. 4 Nr. 1 WindSeeG (BVerwG, Urt. v. 29.04.2021 — 4 C 2/19 mit Verweis
auf Brandt/Gal3ner, Seeanlagenverordnung, 2003, 8 3 Rn. 27; Spieth in Spieth/Lutz-Bach-
mann, Offshore-Windenergierecht, 2018, § 48 WindSeeG Rn. 57; siehe auch BVerwG Urt. v.
27.04.2023 — 10 C 3.23, BeckRS 2023, 18290, beck-online). Eine Beschreibung der Hydro-
graphie des Vorhabengebiets wurde im Umweltbericht zur Eignungsprifung und zum FEP
2020 vorgenommen. Diese hat weiterhin Bestand. Zur Beschaffenheit des Meeresgrundes im
Einzelnen wird auf die Ausfiihrungen im Rahmen der Umweltvertraglichkeitsprufung unter B.
[l. 2. verwiesen.

Der Flachenverbrauch in Form von Versiegelung auf dem Meeresgrund durch die Errichtung
der Anlagen bleibt in Relation zur AWZ-Gesamtflache unerheblich. Wahrend der Bau- und
Ruckbauphase werden die oberflachennahen Sedimente durch die Verlegetools und Errichter-
schiffe im Bereich der Kabelgraben, Arbeitsstreifen und Footprints direkt durch Verdichtung
und Sedimentumlagerung gestort, wobei auch die dadurch entstehenden Auswirkungen tem-
poréar und rdumlich begrenzt auftreten. Insoweit ergibt sich aus der Umweltvertraglichkeitspri-
fung unter B. lll. 2. zu den Schutzgitern Boden/Flache und der Prufung der naturschutzrecht-
lichen Eingriffsregelung unter B. lll. 3), dass bestehende fachgesetzliche Grenzen der Beein-
trachtigung gewahrt bleiben.

Eine Gefahrdung der Hydrographie im Sinne einer erheblichen schadlichen Veranderung der
physikalischen Eigenschaften des Vorhabengebietes oder insbesondere der Sedimentverhalt-
nisse, die als Gefahrdung der Meeresumwelt einzuordnen ware, ist damit insgesamt durch das
Vorhaben nicht zu erwarten.

bb) Tier- und Pflanzenwelt des Meeres

Das Seerechtsubereinkommen verleiht dem Kiistenstaat im Bereich der ausschlief3lichen Wirt-
schaftszone neben souverdnen Rechten hinsichtlich von Tatigkeiten zur wirtschaftlichen Aus-
beutung der Zone wie der Energieerzeugung aus Wasser, Strom und Wind (Art. 56 | Buchst. a,
Art. 60 SRU) auch Hoheitsbefugnisse, wie in den diesbeziiglichen Bestimmungen des Uber-
einkommens vorgesehen, in Bezug auf den Schutz und die Bewahrung der Meeresumwelt
(Art. 56 | Buchst. b Nr. iii SRU). Dabei beziehen sich die Vorschriften im insoweit einschlagigen
Teil XIl des Seerechtsuibereinkommens nicht nur gem. Art. 194 1 bis IV SRU auf MalRnahmen
zur Verhiitung, Verringerung und Uberwachung der Verschmutzung der Meeresumwelt iSd
(engen) Begriffsbestimmung des Art. 1 | Nr. 4 SRU, die lediglich die unmittelbare oder mittel-
bare Zufuhrung von Stoffen oder Energie in die Meeresumwelt in den Blick nimmt (s.
Brandt/Gal3ner, Seeanlagenverordnung, 2003, § 3 Rn. 38ff.). Vielmehr verleiht Art. 194 V
SRU, nach dem auch die erforderlichen MaRnahmen zum Schutz und zur Bewahrung seltener
oder empfindlicher Okosysteme sowie des Lebensraumes gefahrdeter, bedrohter oder vom
Aussterben bedrohter Arten oder anderer Formen der Tier- und Pflanzenwelt des Meeres zu
den in Ubereinstimmung mit Teil XII ergriffenen MaRnahmen gehoren, den Vorschriften als
Offnungsklausel ein naturschutzrechtliches Geprage (vgl. BVerwG, Urt. v. 29.04.2021 — 4 C
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2/19, Rn. 28, NVwZ 2021, 1630, beck-online mit Verweis auf Proell3 in Graf Vitzthum, Hdb. d.
Seerechts, 2006, Kap. 3 Rn. 265 f.; Hafner in Graf Vitzthum, Hdb. d. Seerechts, 2006, Kap. 5
Rn. 29ff.; GK-BNatSchG/Kiel3, 2. Aufl. 2017, §8 56 Rn. 15; Heselhaus in Frenz/Miiggenborg,
BNatSchG, 3. Aufl. 2021, 8 56 Rn. 31; Schubert, Maritimes Infrastrukturrecht, 2015, 43 ff.;
BVerwG, Urt. v. 29.04.2021 — 4 C 2/19, Rn. 27, NVwZ 2021, 1630, beck-online).

Art. 194 Absatz V SRU, nach dem auch die erforderlichen MaRnahmen zum Schutz und zur
Bewahrung seltener oder empfindlicher Okosysteme sowie des Lebensraumes gefahrdeter,
bedrohter oder vom Aussterben bedrohter Arten oder anderer Formen der Tier- und Pflanzen-
welt des Meeres zu den in Ubereinstimmung mit Teil XII ergriffenen MaBnahmen gehdéren,
verleiht den Vorschriften als Offnungsklausel ein naturschutzrechtliches Geprage (vgl. Proel
in Graf Vitzthum, Hdb. d. Seerechts, 2006, Kap. 3 Rn. 265f.; Hafner in Graf Vitzthum, Hdb. d.
Seerechts, 2006, Kap. 5 Rn. 29 ff.; GK-BNatSchG/Kiel3, 2. Aufl. 2017, § 56 Rn. 15; Heselhaus
in Frenz/Muggenborg, BNatSchG, 3. Aufl. 2021, § 56 Rn. 31; Schubert, Maritimes Infrastruk-
turrecht, 2015, 43 ff.). Zur néheren Ausfillung des Begriffs der Gefahrdung der Meeresumwelt
bietet sich die Orientierung an naturschutzrechtlichen Vorschriften an (BVerwG, Urt. v.
29.04.2021 - 4 C 2/19, Rn. 28, NVwZ 2021, 1630, beck-online).

(2) Keine Gefahrdung geschitzter Biotope, Arten oder Gebiete

Die Prufung der naturschutzrechtlichen Vorschriften hat vorliegend ergeben, dass sich keine
gesetzlichen Biotope im Sinne von § 30 BNatSchG beeintrachtigt werden. Die Beeintrachti-
gung fur geschtzte Arten halten sich unter Berticksichtigung der angeordneten Nebenbestim-
mungen in den gesetzlich zulassigen Grenzen insbesondere der Zugriffsverbote nach § 44
Abs. 1 BNatSchG. Ebenso kann aufgrund der grof3en Entfernung eine Beeintrachtigung von
Natura 2000-Schutzgebieten im Sinne von 8§ 34 BNatSchG ausgeschlossen werden. Fir Ein-
zelheiten wird auf die Prifung des Naturschutzrechts in diesem Beschluss verwiesen.

2) Keine Gefahrdung des Vogelzugs

Durch das Vorhaben wird auch keine Geféahrdung des Vogelzugs gemafl § 48 Abs. 4 S. 1
Nr. 1 b) WindSeeG hervorgerufen.

Mit dem Tatbestand sollte neben der Verschmutzung der Meeresumwelt im Sinne von Art. 1
Abs. 1 Nr. 4 SRU der Vogelzug als Ausschnitt aus dem Schutzgut Tierwelt beispielhaft beson-
ders hervorgehoben werden, wie bereits in den Vorgangervorschriften (8 5 Abs. 6 Nr. 2 See-
AnlV) und in 85 Abs. 3 Nr. 1 b) SeeAnIG (siehe BT-Drs. 14/6378 S. 65; BVerwG Urt. v.
29.04.2021 — 4 C 2.19, BeckRS 2021, 22360 Rn. 28, beck-online).

Nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts ist eine Beeintrachtigung im Sinne
einer Gefahrdung des Vogelzugs in Abhangigkeit von der jeweils betroffenen Vogelart und
ihres Erhaltungszustands nicht nur dann anzunehmen, wenn Offshore-Einrichtungen wegen
ihrer Lage auf einer traditionellen Zugroute besonders hohe Verluste durch Vogelschlag be-
furchten lassen; sie kommt auch dann in Betracht, wenn durch den Bau oder Betrieb einer
Seeanlage die 0kologische Qualitat der fur die Erhaltung der Vogelarten wichtigen Rast-, Mau-
ser- oder Uberwinterungsplétze insbesondere wegen der Scheuchwirkung der Anlage in Mit-
leidenschaft gezogen wird Zur ndheren Ausfillung des Begriffs der Gefadhrdung der Mee-
resumwelt durch Beeintrachtigung des Vogelzugs in diesem Sinne bietet sich die Orientierung
an naturschutzrechtlichen Vorschriften an (BVerwG Urt. v. 29.04.2021 — 4 C 2.19, BeckRS
2021, 22360 Rn. 28; NVwZ 2021, 1630 Rn. 28, beck-online).
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Demnach kann eine Gefahrdung des Vogelzugs in der Regel dann ausgeschlossen werden,
wenn die auf Rast- und Zugvogel anwendbaren artenschutz- und gebietsschutzrechtlichen
Vorschriften aus dem Bundesnaturschutzgesetz erfiillt werden. [Dieses Verstandnis wird auch
dadurch gestitzt, dass in § 69 Abs. 3 Nr. 1 b) WindSeeG i.d.F. vom 1. Januar 2023 (geandert
durch G v. 20.07.2022 (BGBI. | S. 1325) das Regelbeispiel des Vogelzugs gestrichen wurde.
Stattdessen wurde mit Nr. 1 b) der Nachfolgevorschrift des § 48 WindSeeG als neues Regel-
beispiel der Hinweis auf die windenergiespezifischen Anforderungen des § 44 Abs. 1 Nr. 1
BNatSchG in Bezug auf Vogelschlagrisiken (,kein hachgewiesenes signifikant erhdhtes Kolli-
sionsrisiko von Vdgeln mit Windenergieanlagen, das nicht durch SchutzmalRnahmen gemin-
dert werden kann®) hervorgehoben.

Die Prufung der auf Rast- und Zugvogel anwendbaren artenschutzrechtlichen Vorschriften aus
dem Bundesnaturschutzgesetz hat insoweit keinen Verstol3 gegen die Zugriffsverbote nach
§ 44 Abs. 1 BNatSchG ergeben. Soweit Rast- und Zugvégel auch Gegenstand gebietsschutz-
rechtlicher Regelungen auf Grundlage der FFH- und Vogelschutzrichtlinie sind, wurde die Ver-
traglichkeit des Vorhabens oben unter B. lll. 2. festgestellt.

Selbst wenn man zusétzlich zur Orientierung an den naturschutzrechtlichen Vorschriften (so
BVerwG Urt. v. 29.4.2021 — 4 C 2.19, BeckRS 2021, 22360 Rn. 28) dem § 48 Abs. 1 Nr. 1 b)
WindSeeG eine eigene, zusatzliche Bedeutung zumessen wirde, ist keine Gefahrdung des
Vogelzugs festzustellen. Inshesondere liegt das Vorhaben NC 2 nicht auf einer traditionellen
Flugroute. Im Allgemeinen kann im Seegebiet der Deutschen Bucht von einem Breitfrontzug
ausgegangen werden. Nach Knust et al. (2003) kann sich der Breitfrontzug bis zu 100 km
Entfernung zur Kiste ausdehnen, wobei die Zugintensitat seewarts von der Kiiste weg ab-
nimmt. Im Bereich des Vorhabens ist daher mit einem erhéhten Zugaufkommen nur an weni-
gen Tagen wahrend der Zugzeiten zu rechnen. Nach Kenntnisstand des BSH ist ein Zusam-
menhang zwischen Zugintensitat und Kollisionsrisiko an Windenergieanlagen zudem bisher
nicht belegt.

Somit bestehen keine hinreichenden Anhaltspunkte fiir das Auftreten hoher Verluste durch
Vogelschlag, die erhebliche Auswirkungen auf den Vogelzug insgesamt vermuten lassen wiir-
den. Fir die Einzelheiten wird auf die UVP und die artenschutzrechtliche Prifung hinsichtlich
Zugvogeln in diesem Beschluss verwiesen.

b) Keine Beeintrachtigung der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs

Ein Vorhaben darf nur zugelassen werden, wenn die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs
nicht beeintrachtigt wird, 8§ 48 Abs. 4 Nr. 2 WindSeeG. Vorliegend wird davon ausgegangen,
dass die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs durch die Errichtung oder den Betrieb des
OWP ,NC 2“ nicht in einer Weise beeintrachtigt wird, die nicht durch Bedingungen oder Aufla-
gen im Sinne des 8§ 50 Satz 2 WindSeeG verhitet oder ausgeglichen werden kann. Der un-
eingeschrankte Betrieb und die ungeminderte Wirkung von Schifffahrtsanlagen und -zeichen
werden durch entsprechende Nebenbestimmungen sichergestellt.

aa) Seeschifffahrtsverkehr

Belange der Seeschifffahrt stehen dem Planfeststellungsbeschluss nicht entgegen. Dies hat
eine Uberpriifung der méglichen Beeintrachtigung der Sicherheit und Leichtigkeit des Schiffs-
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verkehrs im Rahmen der Eignungsprifung sowie durch die Einvernehmensbehdrde, die Ge-
neraldirektion WasserstraRen und Schifffahrt (GDWS), ergeben, deren Ergebnisse vom BSH
vollinhaltlich geteilt werden.

Eine ordnungsgemaéafie und nach den Regeln der guten Seemannschaft betriebene Schifffahrt
ist auch nach Realisierung des Vorhabens ,NC 2 moglich, da das Risiko fur die Schifffahrt
durch Kollisionen anhand der angeordneten Mal3Bhahmen zur Risikominimierung auf ein ak-
zeptables und verninftigerweise praktikables Mal3 reduziert wird. Dariiber hinaus wurde fest-
gestellt, dass gemal der Akzeptanzwerte der ,AG Genehmigungsrelevante Richtwerte® des
BMVI das Risiko fur die Schifffahrt durch Kollisionen akzeptabel ist. Die Nebenbestimmung
unter 3.2.2 stellt sicher, dass die Einhaltung der Anforderungen an schiffskorpererhaltende
bzw. kollisionsfreundliche Griindungsstrukturen gewabhrleistet wird.

(1) Name des Vorhabens und Kennzeichnung

Dem Schutz der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs dient auch die erforderliche visuelle
und funktechnische Kennzeichnung des Windparks wahrend der Bau- und Betriebsphase.
Diese muss den Anforderungen der einschlagigen Regelwerke der WSV (insbesondere auch
der ,Richtlinie Offshore-Anlagen zur Gewahrleistung der Sicherheit und Leichtigkeit des
Schiffsverkehrs®, Version 3.1 vom 01.07.2021 und der WSV-Rahmenvorgaben ,Kennzeich-
nung Offshore-Anlagen®, Version 3.0 vom 01.07.2019 der GDWS) entsprechen.

Die TdV hatte sich festgelegt, das Verfahren auf der FEP-Flache N-3.8 unter den Namen
»LOWP N-3.8“ zu fuhren. Die Planunterlagen wurden unter diesem Namen veroffentlicht. Im
Rahmen des Anhdrungsverfahrens teilte die GDWS mit Stellungnahme vom 14. Juli 2023 mit,
dass Bezeichnung des Vorhabens zu andern sein. Das Erfordernis einer Umbenennung des
,LOWP N-3.8“ ergibt sich aus den Vorschriften flr die Tageskennzeichnung der einzelnen
OWEAs aus Ziffer 4.3.1 Abs. 7 der ,Richtlinie Offshore-Anlagen® der WSV Version 3.1 Stand
Juli 2021). Danach ist bei Anlagengruppen wie einem OWP — zumindest bei einer Beschriftung
in zwei Zeilen — die obere Beschriftungsreihe die abgekirzte Bezeichnung der Offshore-
Anlage oder -Anlagengruppe, bestehend aus bis zu drei GroBbuchstaben, darstellen. Die TdV
sieht eine Kennzeichnung mit NC 2xx vor. Dies stellt keine Abkiirzung des urspringlich
gewahlten Projektnames ,OWP N-3.8" dar.

Nach Beteiligung des Havariekommandos und der GDWS schlug die TdV mit E-Mail vom
20.11.2023 vor, den Projektnamen von ,OWP N-3.8in ,NC 2“ zu andern. Die GDWS und das
Havariekommando haben keine Einwé&nde gegen die Bezeichnung des Vorhabens. Insbeson-
dere besteht keine Verwechselungsgefahr mit anderen OWPs, Flachenbezeichnungen und
Begriffsverwendungen.

Die jetzt gewahlte Bezeichnung ,NC 2“ befindet sich auch im Einklang mit den Vorhaben auf
der ,Richtlinie Offshore-Anlagen“ der WSV Version 3.1 Stand Juli 2021. Der Name des
Vorhabens ,NC 2 findet sich dann buchstabengleich auf den Anlagen wieder.

Die Vorgaben der GDWS werden nunmehr gewahrt und sind in den Nebenbestimmungen
Nummer 3.3 ff. angeordnet.
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(2) Betrachtung der Kollisionseintrittswahrscheinlichkeit

Die Eignungsprufung hat ergeben, dass fur die Flache N-3.8 ermittelte Kollisionswiederholrate
unter Berucksichtigung risikomindernder Mal3nahmen bei 100 Jahren liegt und damit dem re-
levanten Richtwert entspricht, der durch die Arbeitsgruppe ,Genehmigungsrelevante Richt-
werte“ des Bundesverkehrsministeriums auf mindestens 100 Jahre festgelegt wurde. Die Pri-
fung im Rahmen der qualitativen Risikoanalyse bzw. die Einstufung der Szenarien in die Risi-
komatrix nach Standard Konstruktion haben keine Besonderheiten des Einzelfalls ergeben,
die gegen die Eignung der Flache in verkehrlich schifffahrtspolizeilicher Hinsicht sprechen. Da
der Richtwert von 100 Jahren im Rahmen der Eignungsprifung gerade erreicht wurde, war
eine Uberpriifung des Ergebnisses des Fachgutachtens zur Kollionswiederholungsrate im
Rahmen des hier gegenstandlichen Verfahrens erforderlich, um etwaige zuséatzlich erforderli-
che Minderungsmafinahmen, wie etwa die Vorhaltung eines zusatzlichen privaten Notschlep-
pers zu ermitteln.

Die Kollisionseintrittswahrscheinlichkeit des beantragten Vorhaben ,NC 2“ liegt in einem Rah-
men, der geman der Akzeptanzwerte der ,AG genehmigungsrelevante Richtwerte“ des BMVI
(aktuell BMDV) als akzeptables Risiko fur die Schifffahrt durch Kollisionen definiert ist. Unter
Bertlcksichtigung der in diesem Bescheid angeordneten MalRnahmen zur Risikominimierung
liegt die Kollisionseintrittswahrscheinlichkeit in einem Rahmen, der gemal der Akzeptanz-
werte der ,AG genehmigungsrelevante Richtwerte® ein in der Regel hinnehmbares Risiko flr
die Schifffahrt darstellt.

Die TdV hat in das Planfeststellungsverfahren eine Technische Risikoanalyse des DNV vom
06.09.2022 eingebracht. Da im Aufstellmuster der kumulativen Betrachtung dieser Risikoana-
lyse die zentral voruntersuchten FEP-Flachen N-3.5 und N-3.6 fehlten, waren die Berechnun-
gen unter Bericksichtigung dieser FEP-Flachen entsprechend der Stellungnahme der GDWS
vom 14.07.2023 anzupassen. Die TdV hat die aktualisierte Technische Risikoanalyse am
05.02.2024 eingereicht. In der Technischen Risikoanalyse vom 02.02.2024 wird in Tabelle 1
und Tabelle 12 ausgefihrt, dass bei kumulativer Betrachtung fur die Offshore-Windparkflache
NC 2 inkl. benachbarter Offshore-Bebauungen und -Planungen unter Berlicksichtigung der
Wirkung von AIS-Geraten am Windpark und einer Verkehrsiiberwachung/Seeraumbeobach-
tung der Variante 1 die durchschnittliche statistische Kollisionswiederholperiode fir mandvrier-
fahige und mandvrierunfahige Schiffe bei 37 Jahren liegt. Unter Berticksichtigung der Wirkung
von AlS-Geraten am Windpark, und einer Verkehrsiiberwachung/Seeraumbeobachtung der
Variante 1 und dem Notschlepper Nordic liegt die durchschnittliche statistische Kollisionswie-
derholperiode fir mandvrierfahige und manovrierunfahige Schiffe bei 103 Jahren. Unter Be-
ricksichtigung eines zusatzlichen betreiberseitigen 70t Schleppers erhoht sich die darge-
stellte Kollisionswiederholperiode auf 120 Jahre.

Als risikominimierende Maflinahmen sind in der o.a. Risikoanalyse die Installation von AlS-
Geraten an den Windparkinstallationen, die Verkehrsiberwachung/Seeraumbeobachtung,
durch die auf Kollisionskurs fahrende oder hilflos treibende Schiffe friihzeitig erkannt, identifi-
ziert und gewarnt werden kdnnen und gegebenenfalls Unterstitzung gegeben oder MalRnah-
men zur Unfallpravention veranlasst werden kénnen sowie ein staatlicher Notschlepper mit
200 t Pfahlzug auf stéandiger Bereitschafts- bzw. Sturmposition in der Inneren Deutschen Bucht
vorgesehen.
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Im Rahmen des Planfeststellungsbeschlusses werden zusatzlich in den Nebenbestimmungen
zu 3.3 ff. und 3.9 ff. die Baustellensicherung (u.a. durch ein Verkehrssicherungsfahrzeug), die
fachgerechte Umsetzung der Kennzeichnung des Windparks wahrend Bauphase und im Nor-
malbetrieb sowie mit Nebenbestimmungen 3.4 die Erstellung eines Seeraumbeobachtungs-
konzeptes angeordnet. Durch die verpflichtenden Nebenbestimmungen kdénnen die mit der
Errichtung ortsfester Anlagen in und Uber der Wassersaule notwendigerweise verbundenen
Beeintrachtigungen fur die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs verhitet und ausgeglichen
werden. Die angeordneten Sicherungsmal3nahmen stellen in ihrer Gesamtheit ein Anlagensi-
cherungssystem zur praventiven Gefahrenabwehr in Bezug auf die Sicherheit der Seeschiff-
fahrt dar, dass dem Stand der Technik sowie den international angewendeten Standards fir
Offshore-Anlagen entspricht.

Auch die GDWS geht grundsétzlich davon aus, dass aus schifffahrtspolizeilicher Sicht keine
grundlegenden Bedenken gegenuber dem beantragten Vorhaben bestehen.

Die GDWS teilte mit Stellungnahme vom 10.04.2024 zu der aktualisierten technischen Risiko-
analyse mit, dass der Anforderung, die verfahrensgegenstandliche Berechnung der kumulati-
ven Kollisionseintrittswahrscheinlichkeit unter Beriicksichtigung der FEP-Flachen N-3.5 und
N-3.6 anzupassen, mit der Vorlage der aktualisierten Risikoanalyse entsprochen wurde. Die-
ser aktualisierten technischen Risikoanalyse (Bericht M-DH-E 2024.022, Rev. 1.0 des DNV-
GL vom 02.02.2024) kann dem Grunde nach gefolgt werden. Vor dem Hintergrund der Fort-
schreibung des FEP, des fortschreitenden Baus von Offshore-Anlagen im selben Verkehrs-
raum, der Verkehrsentwicklung oder der moglichen Anderung anderer fur die Risikobewertung
mafgeblicher Rahmenbedingungen misse einzelfallabhéngig geprtft werden, ob infolge des
zunehmenden Aufwachsens von Offshore-Windparks und der damit einhergehenden kumula-
tiven Risikoentwicklung mit einer Uberschreitung der von der AG ,Genehmigungsrelevante
Richtwerte® des BMDV bestimmten Akzeptanzgrenzwerte zu rechnen und ggf. die Anordnung
zusatzlicher risikominimierender MaRnahmen (z.B. Gestellung zusatzlicher Schleppkapazitét)
erforderlich ist. Daher bedarf es nach Auffassung der GDWS — etwa zum Zeitpunkt des Bau-
beginns — grundsétzlich einer erneuten aktualisierten Risikoberechnung unter Berticksichti-
gung der dann aktuellen bzw. planungsrechtlich verfestigten Bebauungssituation im Verkehrs-
raum des Vorhabens.

Nachdem bei der Uberarbeitung der Risikoanalyse nun nicht nur die in Rede stehenden zu-
satzlichen Windparkflachen berticksichtigt wurden, sondern auch aktuellere Verkehrsdaten
aus dem umgebenden Seeraum zugrunde gelegt werden konnten, die insbesondere im Be-
reich des Verkehrstrennungsgebiets ,Terschelling German Bight* signifikant weniger Schiffs-
verkehr ausweisen, ist das Ergebnis plausibel, auch wenn die in der aktualisierten Risikoana-
lyse ermittelten Werte der durchschnittlichen statistischen Kollisionswiederholperiode hdher
sind als in der urspriinglich eingereichten technischen Risikoanalyse. Es muss sich jedoch
erweisen, dass dieser Rickgang der Schiffsbewegungen im Laufe der Planungsphase kon-
sistent ist. Sofern ein deutlicher Anstieg der Verkehrszahlen bis zum Baubeginn des Vorha-
bens ein signifikant hoheres Risiko erwarten lasst, wird eine erneute Aktualisierung der Risi-
koanalyse erforderlich sein, um notwendige risikominimierende MalRhahmen zu identifizieren
und anzuordnen.

Den vorgetragenen Bedenken der GDWS wird mit Nebenbestimmung 3.5.3 Rechnung getra-
gen.
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(3) Schiffskdrpererhaltende Auslegung der Unterstruktur

Die Konstruktion der Grindung der einzelnen Windenergieanlagen muss so optimiert sein,
dass im Falle einer nicht vermeidbaren Schiffskollision der Schiffskorper moglichst wenig be-
schadigt wird, damit die Gefahr des Leckschlagens oder Sinkens und der damit verbundenen
Gefahr fur die Besatzung, aber auch fir die von Schadstoffaustritt bedrohten marinen Umwelt,
konstruktiv vermieden oder zumindest minimiert werden kann.

Von einer schiffskérpererhaltenden bzw. ,kollisionsfreundlichen® Tragstruktur von Offshore-
WEA wird gemaf BSH-Standard Konstruktion ausgegangen, wenn eine Offshore-WEA infolge
einer Kollision nicht auf das Schiff stiirzt, das Schiff schwimmféahig bleibt und keine Schadstoffe
austreten. Die konkrete Bewertung des Kollisionsverhaltes erfolgt mit Hilfe eines risikobasier-
ten Ansatzes, d.h. es flieRen sowohl die Eintrittswahrscheinlichkeit eines Kollisionsereignisses
als auch die Schadensfolgen an Schiff und Besatzung sowie fir die Meeresumwelt mit ein
(BSH-Standard Konstruktion, Anhang 1).

In der Kollisionsanalyse werden die Konsequenzen einer Kollision fur das kollidierende Schiff
(Risikofaktor: Schadensausmal) auf Basis der Analyse des Kollisionsverhaltens eines ausge-
wahlten und Uber das BSH mit der GDWS abgestimmten reprasentativen Bemessungsschif-
fes, bestimmter Kollisionsszenarien und Rahmenbedingungen sowie auf Grundlage der Kon-
struktion der konkret zum Einsatz kommenden Anlagen des Windparks ermittelt. Dazu werden
die Schaden an Offshore-WEA sowie die Schaden fur Schiff und Umwelt und Personensicher-
heit beurteilt und in vier Kategorien eingeteilt (,unbedeutend®, ,betrachtlich®, ,schwerwiegend®
und ,katastrophal“). (BSH-Standard Konstruktion, Anhang 1).

Die TdV hat im laufenden Verfahren keine Kollisionsfreundlichkeitsanalyse eingereicht. Die
Nebenbestimmung 3.2.2 zu der Einreichung von fachgutachterlichen Nachweisen tber die
schiffskorpererhaltende Unterstruktur der Windenergieanlagen (konkretisierte Kollisionsana-
lyse) stellen sicher, dass in nachprifbarer Weise rechtzeitig vor Errichtung der Anlagen zum
Zeitpunkt der Einreichung der Unterlagen fiir die 2. Freigabe nach Standard Konstruktion eine
Grindungsstruktur eingesetzt wird, die die Anforderungen an schiffskérpererhaltende bzw.
kollisionsfreundliche Unterstrukturen erfllt, was dementsprechend per Gutachten nachzuwei-
sen ist.

(4) Sportschifffahrt und Fischereifahrzeuge

Die Beeintrachtigungen fiir die Sportschifffahrt und Fischereifahrzeuge durch die Errichtung
und Betrieb des verfahrensgegenstandlichen Vorhabens ,NC 2“ sind so gering, dass sie als
hinnehmbar eingestuft werden kénnen.

GemaR Art. 60 Abs. 5 SRU i.V.m. § 53 WindSeeG konnen in der AWZ Sicherheitszonen ein-
gerichtet werden, die nach 8 7 Abs. 1 Satz 2 der Verordnung zu den Internationalen Regein
von 1972 zur Verhitung von Zusammensto3en auf See, zuletzt gedndert durch Artikel 1 Num-
mer 2 der Verordnung vom 18. Marz 2009 (VO-KVR) als Sicherheitszonen im Sinne der VO-
KVR gelten und entsprechend der einschlagigen Vorschriften behandelt werden.

Fur das Vorhaben NC 2 wird eine Sicherheitszone gemaR Art. 60 Abs. 4 SRU i.V.m. § 53
WindSeeG eingerichtet. In Bezug auf Sicherheitszonen gilt gemafl § 7 Abs. 2 Hs. 1 VO-KVR
grundsatzlich ein Befahrensverbot. Jedoch kdnnen gemafd 8 7 Abs. 3 VO-KVR Einzelheiten
des Befahrensverbots geregelt und Befreiungen vom Befahrensverbot zugelassen werden, die
mit Auflagen und Bedingungen versehen werden kénnen.
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Fur die Befahrbarkeit des Vorhabengebiets durch die Sportschifffahrt und Fischereifahrzeuge
ist zu differenzieren zwischen der Bauphase und der spéateren Betriebsphase.

Aus nautischer und verkehrlicher Sicht stellen Baustellen auf See Gefahrdungen fir die Schiff-
fahrt dar. Insbesondere innerhalb von Baustellen fir Offshore-Windparks, ist mit besonderen
Gefahren zu rechnen, die Ublicherweise nicht im Seeverkehr auftreten. Daher wird im Zusam-
menhang mit der Sicherheitszone ein Befahrensverbot verfiigt werden. Durch die Nichtbefahr-
barkeit der Baustellengebiete entstehen aber keine nicht hinnehmbaren Beeintrachtigungen
hinsichtlich der Leichtigkeit des Verkehrs, da die Flachen in der Nordsee grundsatzlich nur in
geringer Anzahl von Fahrzeugen bis 24 Meter Lange frequentiert werden, da fur die Sport-
schifffahrt ein Umfahren problemlos mdglich ist und da in Notféllen fur Sportfahrzeuge selbst
bei Einrichtung einer Sicherheitszone gemafl § 53 WindSeeG die Moglichkeit besteht, den
Windpark zu durchfahren. Des Weiteren handelt es sich bei dem Befahrensverbot um eine
temporare Einschrankung wahrend der Bauphase. Der Sportschifffahrt und Fischerei werden
Nachteile, die durch eine temporare Einschrankung des Befahrens wahrend der Bauphase
entstehen konnten durch ein erhdhtes Mal3 an Sicherheit ausgeglichen.

Nach Inbetriebnahme eines Offshore-Windparks werden die Voraussetzungen des sicheren
Befahrens fir Fahrzeuge bis 24 Meter geprift und durch Allgemeinverfliigung neu festgelegt.
In diesem Zusammenhang sieht 8 7 Abs. 3 VO KVR eine grundsétzliche Befreiung vom Be-
fahrensverbot der Sicherheitszone fur Fahrzeuge < 24 m Lange und damit gerade fiir Sport-
boote und Fischereifahrzeuge vor.

Es erscheint als hinnehmbar, dass die Belange der Fischerei im Bereich der Sicherheitszone
mit dem temporaren Befahrensverbot wahrend der Bauphase hinter das Interesse an einem
sicheren Anlagenbetrieb zurticktreten. Der Radius der Sicherheitszone von 500 m ist bereits
so gering wie mdglich gewahilt.

Die Nebenbestimmungen zum Einsatz eines Verkehrssicherungsfahrzeugs wéahrend der ge-
samten Bauphase (siehe Nebenbestimmung 3.81), die Durchfiihrung einer Seeraumbeobach-
tung wahrend der Betriebsphase (s. Nebenbestimmung 3.4 ff.) und die tbrigen schifffahrtspo-
lizeilichen Nebenbestimmungen unter Nummer 3 ff. dienen dazu, Kollisionen von Fahrzeugen
einschlieB3lich der Sportschifffahrt und Fischerei mit Einrichtungen des OWP ,NC 2“ zu verhin-
dern.

(5) Zwischenergebnis

Es ergeben sich in Bezug auf die Sicherheit und Leichtigkeit des Schiffsverkehrs keine erheb-
lichen bzw. unzumutbaren Beeintr&chtigungen. Die GDWS hat dementsprechend mit Schrei-
ben vom 24.04.2024 ihr Einvernehmen zu dem Vorhaben erteilt.

bb) Luftverkehr
Beeintrachtigungen der Benutzung des Luftraums und der Sicherheit des Luftverkehrs stehen
der Feststellung des Plans nicht entgegen.

Es gehen keine unvertretbaren Beeintrachtigungen von der Realisierung des verfahrensge-
genstandlichen Vorhabens ,NC 2“ aus, welche nicht durch Auflagen, Bedingungen und Befris-
tungen verhitet oder ausgeglichen werden kénnen. Der Sicherheit des Luftverkehrs dienen
insbesondere die Nebenbestimmungen unter Nummer 4.
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) Anzeige- und Kennzeichnungserfordernisse fir dauerhafte Hindernisse
Durch die Errichtung und den Betrieb des OWP ,NC 2“ sind Beeintrachtigungen fiir den Luft-
verkehr im Vorhabengebiet ersichtlich.

Die WEA des OWP ,NC 2 werden 100 m Uber Seekartennull (SKN) tberschreiten und stellen
aufgrund des daraus resultierenden erhdhten Kollisionsrisikos eine besondere Gefahrdung fur
den Luftverkehr dar.

Zur Vermeidung von Kollisionen missen die WEA daher als Luftfahrthindernisse kenntlich ge-
macht werden. Dazu mussen sie gemal Teil 5 des SOLF gekennzeichnet werden. Der OWP
,NC 2“ist zudem gemalR § 9 Absatz 8 EEG mit einer bedarfsgesteuerten Nachtkennzeichnung
auszustatten.

Zusatzlich miussen die Hindernisse bei der zustandigen Flugsicherungsorganisation angezeigt
werden, damit diese Informationen Uber deren Art, Kennzeichnung, Hohe und Position in den
einschlagigen Luftfahrtpublikationen verdffentlichen kann. Hierdurch wird sichergestellt, dass
Dritte Kenntnis von den Luftfahrthindernissen erlangen und diese in ihrer Flugplanung und -
durchfihrung entsprechend berlicksichtigen kénnen. Fir die Publikation missen dem BSH
innerhalb der im Teil 2 des SOLF vorgesehenen Fristen Baubeginn und Fertigstellung sowie
die in diesem Zusammenhang erforderlichen Daten Ubermittelt werden.

(2) Anzeige- und Kennzeichnungserfordernisse fir zeitweilige Hindernisse

Durch die fur die Errichtung, den Betrieb, die Anderung des OWP sowie den Riickbau einge-
setzten technischen Hilfsmittel (z.B. Bauhilfsmittel wie Krane oder Errichterschiffe) kdnnen sich
Beeintrachtigungen fir den Luftverkehr im Vorhabengebiet ergeben:

Derartige technische Einrichtungen werden zeitweilig fir einen bestimmten Zweck im Vorha-
bengebiet eingesetzt. Uberschreiten diese dabei eine Gesamthéhe von mehr als 100 Metern
Uber SKN stellen sie aufgrund ihrer vertikalen Ausdehnung ein erhdhtes Kollisionsrisiko und
somit eine besondere Gefahrdung fir den Luftverkehr dar (Errichtung zeitweiliger Hinder-
nisse). Deshalb missen solche zeitweiligen Hindernisse gemal Teil 5 des SOLF gekenn-
zeichnet werden. Zudem mussen sie dem Luftverkehr fir die Dauer ihrer Standzeit als zeit-
weiliges Hindernis in Form eines NOTAM durch die Betreiberin des OWP bekannt gemacht
werden.

Des Weiteren kann die Errichtung zeitweiliger Hindernisse dazu fuhren, dass Luftverkehrsinf-
rastrukturen (z.B. Hubschrauberlandedecks Dritter) in ihrer Nutzung eingeschrankt oder unbe-
nutzbar werden. Aus diesem Grund muss vor der Errichtung zeitweiliger Hindernisse durch
das BSH geprift werden, ob sie ggf. entsprechend zu kennzeichnen sind (d.h. auch bei Hin-
dernissen kleiner als 100 Meter Uber SKN) und die vorgesehene Positionierung im Hinblick
auf die Luftverkehrsbelange vertretbar ist.

Aus den o.g. Grunden bedarf es auf Seiten der Betreiberin des OWP ,NC 2 gemal Teil 2 des
SOLF einer Anzeigepflicht fur die Errichtung zeitweiliger Hindernisse und auf Seiten des BSH
eines Zustimmungsvorbehaltes fur deren Errichtung.

(3) Beeintrachtigung durch den vorhabenbedingten Schiffsverkehr

Durch den vorhabenbedingten Schiffsverkehr (z.B. Verlege- oder Versorgungsschiffe) sind fur
die Bau- und Betriebsphase keine Beeintrachtigungen des zivilen und militdrischen Luftver-
kehrs im Vorhabengebiet ersichtlich:
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Der Luftraum Uber dem Vorhabengebiet wird sowohl vom zivilen als auch militdrischen Luft-
verkehr genutzt. Dabei sind von den jeweiligen Luftfahrzeugen bestimmte Mindestflughdhen
bzw. Mindestabstande zu Hindernissen und Schiffen einzuhalten. Die im Rahmen des Vorha-
bens eingesetzten Schiffstypen sind in Bezug auf ihre vertikalen AbmalR3e (d.h. wahrend der
Fahrt) mit denen des Ubrigen Schiffsverkehrs in diesem Seegebiet vergleichbar. AulZerdem ist
ihr Einsatz sowohl raumlich und zeitlich als auch in Bezug auf inre Anzahl begrenzt. Durch den
vorhabenbedingten Schiffsverkehr sind daher in diesem Zusammenhang keine Uber die 0.g.
Gegebenheiten hinausgehenden Wechselwirkungen mit dem Luftverkehr ersichtlich. Im Ge-
gensatz dazu kénnen die von der TdV eingesetzten Wasserfahrzeuge wahrend ihrer Verwen-
dung als Bauhilfsmittel — sei es aufgestandert oder schwimmend — Luftfahrthindernisse mit
einer Hohe von mehr als 100 m uber SKN darstellen (vgl. Erlauterungsbericht). In solchen
Fallen missen sie u.a. entsprechend gekennzeichnet und gemeldet werden (siehe hierzu W(ir-
digung unter ,Anzeige- und Kennzeichnungserfordernisse flr zeitweilige Hindernisse®).

(4) Beeintrachtigung durch den vorhabenbedingten Luftverkehr

Durch den vorhabenbedingten Luftverkehr (z.B. Flige im Zusammenhang mit dem Hub-
schrauberwindenbetrieb oder HEMS-FIiige) kann eine Beeintrachtigung des tbrigen Luftver-
kehrs im Umfeld des Vorhabengebietes nicht ausgeschlossen werden:

Zur Minimierung etwaiger Kollisionsrisiken zwischen den jeweiligen Flugvorhaben soll die Be-
treiberin des OWP ,NC 2“ diesbezlglich mit den Betreiberinnen der umliegenden Windparks
,Gode Wind 01" und ,Gode Wind 02 sowie des Windparks auf der Flache ,N-3.5% in gutnach-
barlicher Zusammenarbeit kooperieren und bei Bedarf gemeinsame organisatorische oder be-
triebliche MaRnahmen zur Kollisionspravention ergreifen (z.B. ein gegenseitiger Informations-
austausch).

(5) Beeintrachtigung der Gberlagerten Luftraumstruktur
Wahrend der Bau- und Betriebsphase des OWP ,NC 2“ ist derzeit keine Beeintrachtigung der
Uberlagerten Luftraumstruktur ersichtlich:

Der Luftraum tber dem Vorhabengebiet befindet sich in der Zustandigkeit der DFS. Der OWP
,NC 2 liegt unterhalb des deutschen Gefahrengebietes ,ED-D 100 (Borkum)“. Die Unter-
grenze dieses Gefahrengebietes befindet sich in einer Hohe von 5.500 ft (1.676 m) tber dem
mittleren Meeresspiegel. In Gefahrengebieten ist primér mit Gefahren fur den Luftverkehr zu
rechnen. Das Durchfliegen von aktiven Gefahrengebiete ist somit mit erheblichen Risiken ver-
bunden. Deshalb sollen solche Gebiete vom allgemeinen Luftverkehr nach Mdglichkeit gemie-
den werden.

Bei Gefahrengebieten, die auf der Wasseroberflache beginnen, kann sich zuséatzlich ein Kon-
fliktpotenzial zwischen der Leichtigkeit und Sicherheit des Schiffs- und Luftverkehrs ergeben.
Dies ist hier jedoch nicht gegeben, da sich die Untergrenze des Gefahrengebietes ,ED-D 100
(Borkum)“ weit oberhalb der maximalen vertikalen Ausdehnung der im OWP ,NC 2“ befindli-
chen Bauwerke und der ggf. dort verkehrenden Wasserfahrzeuge befindet.

Uber der deutschen AWZ gibt es im Zustandigkeitsbereich der DFS kein Hubschrauber-Stre-
ckennetz. Etwaige héhenbedingte Auswirkungen aufgrund der Errichtung des OWP ,NC 2¢
missen daher nicht betrachtet werden.
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(6) Berticksichtigung von Flugsicherungsbelangen

Eine Beeintrachtigung von Flugsicherungsbelangen durch das Vorhaben ist derzeit nicht er-
sichtlich:

Die zustandige Flugsicherungsorganisation, die Fa. DFS Deutsche Flugsicherung GmbH (im
Folgenden: DFS), stellt in ihrer Stellungnahme vom 04.01.2023 fest, dass durch die Errichtung
des OWP ,NC 2“ die Belange der DFS in Bezug auf § 18a Luftverkehrsgesetz (LuftVG) nicht
berthrt werden. Dies gibt sie in ihrer Stellungnahme vom 18.08.2023 erneut zur Kenntnis.

In lhrer Stellungnahme vom 18.08.2023 stellt die DFS fest, dass ,gegen die Planungen zum
Offshore-Windpark Flache N-3.8 mit einer max. Hohe von 263,00 m 4. NN [...] aus zivilen Hin-
dernisgrinden und militéarischen Flugbetriebsgriinden keine Bedenken* bestehen. In diesem
Zusammenhang bittet sie um Beachtung der folgenden Punkte:

- Die WEA sind mit einer Tages- und Nachtkennzeichnung zu versehen und als Luft-
fahrthindernisse im Luftfahrthandbuch Deutschland zu verdffentlichen.

- Die Veroffentlichung im Luftfahrthandbuch erfolgt durch die DFS. Hierzu sind ihr die
Veroffentlichungsdaten (geografische Koordinaten der jeder WEA in WGS84, zu-
satzlich moglichst eine Mittelkoordinate des Gesamtwindparks, Hohen in Meter tUber
MSL, Art der Kennzeichnung) mindestens vier Wochen vor Beginn der Turmerrich-
tung zu Ubermitteln.

Dies Vorgaben sind im SOLF enthalten und entfalten durch ihre Anordnung Uber entspre-
chende Nebenbestimmungen gegentber der TdV AuRenwirkung, sodass ihre Umsetzung si-
chergestellt ist.

Aus zivilen und militarischen flugsicherungsbetrieblichen Griinden bestehen gegen die Aus-
stattung einer bedarfsgesteuerten Nachtkennzeichnung (im Folgenden: BNK) keine Beden-
ken. lhr Einsatz kann aus Sicht der DFS erfolgen, sofern die entsprechenden Vorgaben erflillt
werden.

(7) Berlicksichtigung eines eigenen Hubschrauberlandedecks

Das Einrichten und der Betrieb eines eigenen Hubschrauberlandedecks fiir besondere Zwe-
cke (HSLD) auf der Umspannplattform des OWP ,NC 2 ist nicht vorgesehen und muss daher
nicht bertcksichtigt werden.

(8) Windenbetriebsflachen auf den WEA des OWP ,,NC 2¢

Von den WEA des OWP ,NC 2“ kénnen Gefahren flr den dort operierenden Hubschrauber-
verkehr (Hubschrauberwindenbetrieb) und die hierbei beférderten Personen ausgehen:

Der Zugang zu den WEA des OWP ,NC 2“ soll u. a. aus der Luft, d. h. mittels Hubschrauber-
windenbetrieb auf die Rotor-Gondel-Baugruppe (RGB) erfolgen. Hierzu ist von der TdV das
Einrichten und der Betrieb von Windenbetriebsflachen auf den WEA (im Folgenden: WBF)
vorgesehen. Zudem sollen diese auch als Rettungswege fungieren.

Fur Hubschrauber kdnnen die Aufbauten auf der RGB, wie z. B. Blitzfangstangen, Mess- oder
Kuhlsysteme sowie die WEA-Rotoren selbst, Hindernisse und damit potenzielle Kollisionsrisi-
ken darstellen. Fur das zu beférdernde Personal besteht zudem ohne entsprechende Vorkeh-
rungen die Gefahr des Absturzes, der Kollision mit Hindernissen (beim Hubschrauberwinden-
betrieb) sowie ggf. der Verletzung durch die statische Entladung des Hubschraubers (Strom-
schlag). Um diese Gefahrenpotenziale zu minimieren und somit einen sicheren Hubschrau-
berwindenbetrieb zu ermdglichen, missen die WBF gemal Teil 4 des SOLF (hier: Windenbe-
triebsflachen auf Windenergieanlagen) gestaltet, bemessen und gekennzeichnet werden. Zu-
dem ist ihr Betrieb auf den Tag zu beschranken (vgl. Teil 4 SOLF).
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(9) Windenbetriebsflachen fir Notfélle auf der Umspannplattform

Von der Windenbetriebsflache flr Notfalle (im Folgenden: Rettungsflache) des OWP ,NC 2°
konnen Gefahren fir den dort operierenden Hubschrauberverkehr (Hubschrauberwindenbe-
trieb) und die hierbei beférderten Personen ausgehen:

Auf der Umspannplattform des OWP ,NC 2“ ist eine Rettungsflache vorgesehen. Diese darf
nur in den unter § 20 Absatz 1 der 1. WindSeeV spezifizierten Fallen genutzt werden. Das
auftretende Gefahrenpotenzial ist mit dem auf WBF vergleichbar, sodass auch die Rettungs-
flache gemal Teil 4 des SOLF (hier: Windenbetriebsflachen auf Offshore-Plattformen) gestal-
tet, bemessen und gekennzeichnet werden muss. Ihr Betrieb ist auf den Tag zu beschranken,
da die Rettungsflache gemaf Erlauterungsbericht ausschlie3lich am Tag nutzbar sein soll und
deshalb die Voraussetzungen fir den Betrieb bei Nacht, insbesondere in Bezug auf die Hin-
dernisfreiheit, nicht geschaffen werden.

(10) Berticksichtigung der infrastrukturellen Luftverkehrsbelange Dritter

Eine Beeintrachtigung der infrastrukturellen Luftverkehrsbelange Dritter durch das Vorhaben
ist derzeit nicht ersichtlich:

Im OWP ,NC 2“ wird es keine Luftverkehrsinfrastruktur Dritter, wie z. B. ein HSLD, geben.
Etwaige Belange miissen daher nicht berticksichtigt werden.

(11) Zustimmung des BMDV

Die Errichtung von Luftfahrthindernissen von mehr als 100 Metern tber SKN bedarf gemaf
Teil 2 des SOLF der Zustimmung der zustandigen Luftfahrtbehoérde. In der deutschen AWZ ist
dies die oberste deutsche Luftfahrtbehodrde, d. h. das Bundesministerium fur Digitales und Ver-
kehr (im Folgenden: BMDV):

Durch das Vorhaben ergeben sich insgesamt keine Beeintrachtigungen der Sicherheit und
Leichtigkeit des Luftverkehrs, die nicht durch Bedingungen und Auflagen ausgleichbar sind.
Die zustandige Luftfahrtbehorde, das BMDV hat dementsprechend mit Nachricht vom
10.04.2024 der Errichtung der Luftfahrthindernisse zugestimmt.

cc) Ergebnis
Von dem Vorhaben geht keine Beeintrachtigung der Sicherheit und Leichtigkeit des Schiffs-
sowie des Luftverkehrs aus.

c) Keine Beeintrachtigung der Sicherheit der Landes- und Bundnisverteidigung

Die Sicherheit der Landes- und Bindnisverteidigung als abwagungsfester Belang im Sinne
des 8§ 48 Abs. 4 S. 1 Nummer 3 WindSeeG ist durch das Vorhaben nicht beeintrachtigt. Ins-
besondere liegt das Vorhaben nicht in einem militarischen Ubungsgebiet. Die BAIUDBw teilte
im Rahmen des Anhoérungsverfahrens mit Stellungnahme vom 31.08.2023 mit, dass grund-
satzlich keine Bedenken gegen dieses Planfeststellungsverfahren bestiinden. Durch die Ne-
benbestimmungen Nummer 5 ff. wird den Belangen der Sicherheit der Landes- und Bundnis-
verteidigung ausreichend Rechnung getragen-

Wegen der Ndhe zum dstlichen Teil des Uboot-Tauchgebietes Weser wurde die Nebenbe-
stimmung 5.4 aufgenommen. Ferner tragen die Nebenstimmungen unter 5.5 ff. der Sicherheit
und Leichtigkeit der Landes- und Bundnisverteidigung dadurch Rechnung, dass bei der Be-
riihrung von militarischen Ubungs- oder Sperrgebieten sowie beim Einsatz akustischer, mag-
netsensorischer optischer und/oder elektronischer Messgerate die Bundeswehr rechtzeitig zu
informieren ist.
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d) Vereinbarkeit mit vorrangigen bergrechtlichen Aktivitaten

Das Vorhaben ist gemaR § 48 Abs. 4 Satz 1 Nr. 4 WindSeeG vereinbar mit etwaigen berg-
rechtlichen Aktivitaten.

Gebiete fir die Gewinnung von Bodenschéatzen sind im Vorhabengebiet nicht vorhanden. Laut
ROP 2021 befindet sich das nachstgelegene Rohstoffgebiet fur Kohlenwasserstoff KWN4
mehr als 20 km vom Vorhabengebiet entfernt (siehe Abbildung 4). Die Belange der Rohstoff-
gewinnung und bergrechtlichen Aktivitaten sind durch das Vorhaben daher nicht betroffen.
Die Flache N-3.8 liegt au3erhalb der im ROP (BSH 2021a) festgelegten Vorbehaltsgebiete fiir
Sand- und Kiesgewinnung. Nach Kenntnis des BSH bestehen im Bereich der Flache N-3.8
keine Zulassungen zum Abbau von Rohstoffen (BSH 2020b).

Die durch das Landesamt fir Bergbau, Energie und Geologie (LBEG) ausgegebenen Erlaub-
nisse zur Aufsuchung von Kohlenwasserstoffen wurden im ROP (BSH 2021a) teilweise als
Vorbehaltsgebiete fur die Gewinnung von Kohlenwasserstoffen (Gas) festgelegt. Die Flache
N-3.8 lag innerhalb des vom zustandigen LBEG vergebenen Erlaubnisfelds ,B 20008/71%, das
teilweise aufgehoben und auf das Erlaubnisfeld ,NE3-0005-01“ reduziert wurde. Die Erlaubnis
galt bis zum 31. Mai 2021. Das Erlaubnisfeld ,NE3-0005-01“ wurde im ROP (BSH 2021a) als
Vorbehaltsgebiet Kohlenwasserstoffe (KWN4) festgelegt und befindet sich ca. 25 km westlich
der Flache N-3.8 (siehe Abbildung 4).

Das LBEG hat in seinen Stellungnahmen im Rahmen der Behdérdenbeteiligung in Bezug auf
die durch das LBEG vertretenen Belange vorgetragen, dass sich das Vorhaben mdglicher-
weise im Bereich von Sif3gasbohrungen, unverfiillten KW-Bohrungen, Erddl- und Hilfsbohrun-
gen sowie mehrerer abgeschlossener Tiefbohrungen befindet, zu deren Verfillungszustand
dem LBEG moglicherweise unvollstdndige Informationen vorliegen. Die TdV hat im Rahmen
der Anhdrung und als Erwiderung auf die Stellungnahme des LBEG erklart, die vom LBEG
benannten Lokationen geprift und festgestellt zu haben, dass die benannten Bohrungen die
geplanten Standorte des OWP nicht betreffen bzw. au3erhalb des Windparkareals liegen. Dar-
Uber hinaus hat die im Rahmen des Verfahrens beteiligte Wintershall Dea Deutschland GmbH
erklart, der rdumliche Geltungsbereich des geplanten OWP liege aul3erhalb ihrer offentlich-
rechtlich verliehenen Bergbauberechtigungen nach Bundesberggesetz (BBergG) zur Gewin-
nung von Rohstoffen. Des Weiteren hat die Wintershall Dea Deutschland GmbH erklart, dass
in ihrem Eigentum befindliche Bohrungen oder Anlagen nicht betroffen seien.

e) Vereinbarkeit mit bestehenden und geplanten Kabel-, Offshore-Anbindungs-, Rohr-
und sonstigen Leitungen

Das Vorhaben ist gemal § 48 Abs. 4 Satz 1 Nr. 5 WindSeeG vereinbar mit bestehenden und
geplanten Kabel-, Offshore-Anbindungs-, Rohr- und sonstigen Leitungen.

aa) Kabel- und Offshore-Anbindungsleitungen

Das Vorhaben ist vereinbar mit bestehenden und geplanten Kabel- und Offshore-Anbindungs-
leitungen. Die diesbeziiglichen Festlegungen des Flachenentwicklungsplan werden eingehal-
ten.

Nach 88 4ff. WindSeeG erstellt das BSH im Einvernehmen mit der BNetzA und in Abstimmung
mit dem BfN, der GDWS und den Kistenldndern den FEP.
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Nach 8 4 Abs. 1 WindSeeG ist Zweck des FEP, fachplanerische Festlegungen fir die AWZ
der Bundesrepublik Deutschland zu treffen. Diese betreffen insbesondere den Ausbau von
Windenergieanlagen auf See und die hierfir erforderlichen Offshore-Anbindungsleitungen zur
Erflllung der Ziele des Windenergie-auf-See-Gesetzes.

Der FEP enthalt nach dem gesetzlichen Auftrag des § 5 Abs. 1 WindSeeG flr den Zeitraum
ab dem Jahr 2026 fur die deutsche AWZ insbesondere Festlegungen tber Gebiete, tiber Fla-
chen innerhalb der festgelegten Gebiete, die zeitliche Reihenfolge, in der die festgelegten Fla-
chen zur Ausschreibung nach WindSeeG kommen sollen, die Kalenderjahre in denen die ent-
sprechende Offshore-Anbindungsleitung in Betrieb genommen werden sollen sowie die Fest-
legung, ob die Flache zentral voruntersucht werden soll, die in den festgelegten Gebieten und
Flachen voraussichtlich zu installierende Leistung von Windenergieanlagen auf See, Stand-
orte von Konverterplattformen, Sammelplattformen und Umspannanlagen, Trassen oder Tras-
senkorridore fur Offshore-Anbindungsleitungen, Grenzkorridore, Trassen oder Trassenkorri-
dore fur grenziberschreitende Stromleitungen, Trassen oder Trassenkorridore fir mogliche
Verbindungen der Gebiete untereinander und standardisierte Technikgrundsétze und Pla-
nungsgrundsétze.

Der FEP ist fur Planfeststellungsverfahren nach den Bestimmungen des Teils 4 des Wind-
SeeG verbindlich, 8 6 Abs. 9 S. 2 WindSeeG. Prifungsgrundlage fur das hier gegenstandliche
Vorhaben ist der FEP 2020 vom 18.12.2020. Dies folgt aus der Ubergangsregelung des § 102
Abs. 4 WindSeeG [2023], die besagt, dass unter den dort genannten Voraussetzungen das
alte WindSeeG insgesamt anzuwenden ist. Die Fortgeltung des WindSeeG erstreckt sich nach
Auffassung des BSH auch auf den 8§ 5 Abs. 4 WindSeeG, der die Rechtsgrundlage fir den
Erlass des FEP enthalt. Dasselbe gilt in Bezug auf den § 6 Abs. 9 WindSeeG, der die Verbind-
lichkeit des FEP fiir die Planfeststellungsbehorde festlegt. Eine Ubergangsregelung fiir zukinf-
tige Flachenentwicklungsplane ist nicht gegeben. Genauso wenig enthalt der fortgeschrie-
bene, derzeit glltige FEP 2023 eine Ubergangsregelung mit Blick auf laufende Verfahren.
Demnach ist der FEP 2020 fiir das hier gegenstandliche Verfahren sowohl fur das Planfest-
stellungs- als auch das Vollzugsverfahren anzuwenden.

Es ist festzustellen, dass mit Blick auf die Inhalte der Prufung fur das gegenstandliche Vorha-
ben (insbesondere raumliche Festlegungen, Abstande, Zeitpunkt Inbetriebnahme) keine we-
sentlichen Unterschiede zwischen FEP 2020 und FEP 2023 bestehen. Das Vorhaben ent-
spricht in diesen Punkten zu den Kabel- und Offshore-Anbindungsleitungen sowohl den Fest-
legungen des FEP 2020 als auch den Festlegungen des FEP 2023.

Das beantragte Vorhaben OWP NC 2 befindet sich auf der im FEP festgelegten Flache N-3.8.

Die im FEP festgelegte Kabeltrasse der AC-Anbindung wird gemalR 8§ 41 1. WindSeeV von
einer Bebauung freigehalten. Innerhalb des Trassenkorridors werden keine parkinternen See-
kabelsysteme verlegt und es sind keine Trassenkreuzungen vorgesehen.

Die beantragten Standorte der WEA halten einen Abstand von mindestens 500 m zu dem
genehmigten AC-Kabel ein, das die Umspannplattform NC 2 mit der Konverterplattform Dol-
Win kappa der Ubertragungsnetzbetreiberin TenneT Offshore GmbH verbindet. Damit wird der
im FEP festgelegte Mindestabstand von 500 m eingehalten.

Belange der Ubertragungsnetzbetreiberin werden vorsorglich gewahrt durch die Nebenbestim-
mungen unter Nummer 7 ff. Insbesondere ist die TdV verpflichtet, die Eigentiimer friihzeitig
Uber geplante Arbeiten im Einwirkungsbereich von Seekabeln zu informieren und die Durch-
fuhrung der Arbeiten abzustimmen.
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bb) Grenziberschreitende Seekabelsysteme
Das Vorhaben OWP NC 2 ist gemalR § 48 Abs. 4 Satz 1 Nr. 5 WindSeeG vereinbar mit beste-
henden und geplanten Interkonnektoren.

Nordlich parallel zur Windparkflache verlauft der genehmigte Interkonnektor ,NeuConnect®.
Die beantragten Standorte der WEA halten einen Abstand von mindestens 500 m zur geneh-
migten Trasse ein.

cc) Rohr- und sonstige Leitungen
Das verfahrensgegenstandliche Vorhaben NC 2 ist gemald § 48 Abs. 4 Satz 1 Nr. 5 WindSeeG
vereinbar mit bestehenden und geplanten Rohrleitungen und sonstigen Leitungen.

Westlich der Flache N-3.8 verlauft die bestehende Rohrleitung Europipe 1 gebiindelt mit den
bestehenden Kabelsystemen BorWinl und BorWin2 im Leitungskorridor LN3 des Raumord-
nungsplans. Die beantragten Standorte der WEA halten einen Abstand von mindestens 500
m zur bestehenden Trasse ein. Eine Annédherungsvereinbarung ist daher nicht erforderlich.

Das Datenkabel TAT 14 N, welches aul3er Betrieb ist (OOS-Kabel), verlauft zwischen den
beiden Teilflachen des Vorhabens.

Fur die Installation der parkinternen Verkabelung des OWP NC 2 wird dieses OOS-Kabel TAT
14 N innerhalb der Flache des Vorhabens mehrfach zu schneiden sein. Zudem werden nach
Angabe der TdV die OOS-Kabel ,Nederland-Denemarken 1 ,Nederland-Denemarken 2“ so-
wie ,UK-Ger-4“ mehrfach zu schneiden sein (vgl. hierzu auch die Unterlage ,NC2 Kabelkreu-
zungspunkte®. Die TdV ist hierzu mit den Betreibern/Eigentimern dieser Kabel in Kontakt.
Ilhnen wurde im Rahmen der Online-Konsultation Gelegenheit zur AuRerung gegeben. Die Ei-
gentimerin des TAT 14 N, die Subsea Enviromental Services hat sich im Rahmen dessen
gedulert und keine grundsatzlichen Bedenken geauliert.

Durch die Nebenbestimmung 2.3.5 wird sichergestellt, dass geschnittene Kabelenden keine
Gefahr fur die Sicherheit und Leichtigkeit des Schiffsverkehrs darstellen. Dem Meeresnatur-
schutz dient die dort angeordnete Begrenzung der Versiegelung des Meeresbodens auf das
unbedingt erforderliche Maf3. So wird ein mdglichst geringer Eingriff sichergestellt. Die Neben-
bestimmungen gewéhrleisten zudem, dass auch die Fixierungen von geschnittenen Kabeln
(beispielsweise mittels Clump Weights im Sinne der ICPC-Rec. No. 1 ,Management of De-
comissioned and Out-of-Service Cables®, Issue 14 A, vom 12. Juni 2020) in die As Laid-Doku-
mentation nach Nebenbestimmung 10.2.2 aufgenommen und dem BSH zur Aufnahme in die
Seekarten bzw. das elektronische Verzeichnis mit den Geodaten nach § 48 Abs. 9 WindSeeG
ubermittelt werden. Dies sichert — ebenso wie die Ubermittlung der Koordinaten an die jewei-
ligen Betreiber — die Vorhaltung eines moglichst umfassenden Datenbestandes fiir zukinftige
Verfahren.

dd) Zwischenergebnis
Das Vorhaben NC 2 ist vereinbar mit bestehenden und geplanten Kabel-, Offshore-Anbin-
dungs-, Rohr- und sonstigen Leitungen.

Gegeniiber der Eignungsprifung fur die Flache N-3.8 (BSH 2020) liegt folgende Anderung zur
Vereinbarkeit mit bestehenden und geplanten Kabeln und Leitungen vor: Das Datenkabel TAT
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14 N wurde zwischenzeitlich auRer Betrieb genommen. Statt wie in der Eignungsprifung vor-
gesehen Kreuzungen mit dem Kabel zu vermeiden und Kreuzungsbauwerke herzustellen, soll
das Kabel geschnitten und entweder entfernt oder mit Clump Weights im Meeresboden fixiert
werden.

Im Ubrigen sichern die Nebenbestimmungen unter Nummer 7 ff. vorsorglich die Belange der
Eigentiimer von Seekabeln, sowie anderer Rohr- und sonstige Leitungen.

f) Vereinbarkeit mit bestehenden und geplanten Standorten von Konverterplattformen
oder Umspannanlagen

Das Vorhaben ist gemaf § 48 Abs. 4 Satz 1 Nr. 6 WindSeeG vereinbar mit bestehenden und
geplanten Standorten von Konverterplattformen oder Umspannanlagen.

Fur das Gebiet N-3 sind im FEP sechs Standorte fir Umspannanlagen und drei Standorte fiir
Konverterplattformen festgelegt.

aa) Konverterplattformen
Bestehende oder geplante Konverterplattformen werden aufgrund der rdumlichen Lage des
Vorhabens nicht beeintréachtigt.

bb) Umspannplattformen
Der OWP NC 2 wird Uber eine Umspannplattform im Sidwesten der Flache N-3.8 angeschlos-
sen. Diese befindet sich auf dem im FEP festgelegten Standort.

Bestehende oder geplante Umspannplattformen Dritter werden aufgrund der raumlichen Lage
des Vorhabens nicht beeintrachtigt.

cc) Zwischenergebnis

Das Vorhaben NC 2 ist mit bestehenden und geplanten Standorten von Konverterplattformen
oder Umspannanlagen vereinbar. Gegenliber der Eignungsprifung fir die Flache N-3.8 (BSH
2020) liegen keine Anderungen oder neuen Einschatzungen zur Vereinbarkeit mit bestehen-
den und geplanten Konverter- und Umspannplattformen vor.

g) Wirksame Erklarung der Verpflichtung nach § 66 Abs. 2 WindSeeG

Es wird auch die Anforderung des § 48 Abs. 4 Satz 1 Nr. 7 WindSeeG erfiillt. Die TdV hat die
Erklarung der Verpflichtung nach § 66 Abs. 2 WindSeeG mit Schreiben vom 14.03.2024 wirk-
sam abgegeben.

h) Einhaltung anderer Anforderungen nach WindSeeG oder sonstiger 6ffentlich-rechtli-
cher Bestimmungen

Das Vorhaben erfiillt auch gemanR § 48 Abs. 4 Satz 1 Nr. 8 WindSeeG alle andere Anforde-
rungen nach dem WindSeeG oder sonstigen 6ffentlich-rechtliche Bestimmungen.

Als sonstige offentlich-rechtliche Bestimmungen gemald § 48 Abs. 4 Satz 1 Nr. 8 WindSeeG
durfen der Zulassungsentscheidung keine Erfordernisse der Raumordnung entgegenstehen.

aa) Naturschutzrecht

Gemal 8§ 56 Abs. 1 BNatSchG gelten die Vorschriften des BNatSchG mit Ausnahme des Ka-
pitels 2 (Landschaftsplanung) nach MaRRgabe des Seerechtstibereinkommens der Vereinten
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Nationen (SRU) auch im Bereich AWZ und des Festlandsockels. Insbesondere sind die Vor-
gaben des gesetzlichen Biotopschutzes (8 30 BNatSchG), des besonderen Artenschutzes
(88 44 ff. BNatSchG) und der FFH-Vertraglichkeitsprifung (8 34 BNatSchG) sowie der Ein-
griffsregelung (8 15 BNatSchG) zu beachten.

(1) Gesetzlich geschutzte Biotope (8 30 Abs. 2 BNatSchG)

Schutzgegenstand des gesetzlichen Biotopschutzes nach § 30 BNatSchG sind bestimmte
Teile von Natur und Landschaft, die eine besondere Bedeutung als Lebensraum fiir eine be-
stimmte Lebensgemeinschaft wild lebender Tiere und Pflanze haben. In § 30 Abs. 2 Nr. 6
BNatSchG werden die gesetzlich geschiitzten Kisten- und Meeresbiotope genannt. Fir die
deutsche AWZ relevant sind Riffe, sublitorale Sandbanke, artenreiche Kies-, Grobsand- und
Schillgriinde sowie Schlickgriinde mit bohrender Bodenmegafauna. Letztere wurden aufgrund
des Fehlens der fiir das Biotop charakteristischen Art der Seefeder bisher nicht in der deut-
schen AWZ nachgewiesen. Erlauterungen und Definitionen zu den einzelnen Biotoptypen fin-
den sich in der Gesetzesbegriindung des Bundesnaturschutzgesetzes (BT-Drs. 14/6378,
S. 66 ff.; BT-Drs. 16/12 274, S. 63). Zudem hat das BfN Kartieranleitungen zu verschiedenen
marinen Biotoptypen veroffentlicht.

Handlungen, die zu einer Zerstérung oder einer sonstigen erheblichen Beeintrachtigung der
gesetzlich geschutzten Biotope filhren kénnen, sind verboten (8 30 Abs. 2 BNatSchG). Sie
konnen nur im Wege der Ausnahme oder Befreiung erlaubt werden.

Das Vorhaben ,NC 2 hat keine Zerstérung oder erhebliche Beeintrachtigung eines nach § 30
BNatSchG geschuitzten Biotops zur Folge. Es wurden keine Vorkommen gesetzlich geschiitz-
ter Biotope im Vorhabengebiet nachgewiesen.

Im Vorhabengebiet befinden sich keine gesetzlich geschitzten Biotope. Wie auch das BfN in
seiner Stellungnahme vom 22.08.2023 bestétigt, liegen hierzu seit der Eignungspriifung der
Flache N 3.8 keine neuen Erkenntnisse vor. Eine Zerstérung oder erhebliche Beeintrachtigung
der hier relevanten gesetzlich geschiitzten Biotope infolge der Vorhabenrealisierung kann da-
her ausgeschlossen werden.

(2) Artenschutzrecht

Nach 88 44 ff. BNatSchG gelten besondere Vorschriften mit Verboten fiir Tiere der besonders
und der streng geschiitzten Arten. Die besonders geschitzten Arten werden in 8 7 Abs. 1
Nr. 13 BNatSchG legal definiert, die streng geschiitzten Arten in 8 7 Abs. 1 Nr. 14 BNatSchG.

Die in § 44 Abs. 1 BNatSchG geregelten Verbotstatbestande stellen absolute Zulassungs-
schranken dar. Ein Vorhaben darf nicht zugelassen werden, wenn es gegen eines der in § 44
Abs. 1 BNatSchG genannten Verbotstatbestande verstof3t und die Voraussetzungen fiur die
Ausnahmeerteilung nach 8§ 44, 45 BNatSchG nicht vorliegen.

Das beantragte Vorhaben hat keinen Verstol3 gegen einen der Verbotstatbestande aus § 44

Abs. 1 BNatSchG zur Folge. Ein VerstoR liegt nicht vor oder kann jedenfalls durch geeignete
Vermeidungs- und Minimierungsmafinahmen abgewendet werde.
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(a) Totungs- und Verletzungsverbot (8 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG)

Gemald § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG ist es verboten, wild lebende Tiere der besonders ge-
schitzten Arten zu verletzen oder zu téten. Eine Verletzung im Sinne des artenschutzrechtli-
chen Zugriffsverbots ist die Beeintrachtigung der kérperlichen Unversehrtheit oder Beschadi-
gung der Gesundheit eines Tieres. Dies erfasst jede Beeintrachtigung der physischen Integri-
tat.

Das beantragte Vorhaben fuihrt im Ergebnis zu keinem Verstol3 gegen das Totungs- und Ver-
letzungsverbot aus 8§ 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG.

(aa) Schweinswale

Mit Blick auf die geplante Rammung der Fundamente bedarf es insbesondere der Priifung, ob
die dadurch verursachte Larmbelastung die Verletzung oder Tétung eines Individuums der
streng geschuitzten Art Schweinwal zur Folge hat. Fir die bessere Beurteilung eines mdglichen
Verstolles gegen das Verletzungsverbot in Bezug auf den Schweinwal wurde vom BMU im
Jahr 2013 ein Schallschutzkonzept fir das Gebiet der deutschen AWZ der Nordsee veroffent-
licht. Das BMU-Schallschutzkonzept bietet eine Auslegungshilfe des unbestimmten Rechtsbe-
griffs ,Verletzung“ i. S. v. § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG. Nach dem BMU-Schallschutzkonzept
liegt ein Verstol3 gegen § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG dann nicht vor, wenn die etablierten Larm-
schutzwerte, bestehend aus einem dualen Kriterium eines Schallereignispegels (SEL) von 160
dB re 1yPa? s (ungewichtet) und eines Spitzenschalldruckpegels (SPLpeak-peak) von 190 dB
re 1uPa in 750 m Entfernung eingehalten werden. Fir die Bereiche, in denen héhere Schall-
driicke auftreten, ist durch geeignete MalRhahmen sicherzustellen, dass sich zum Zeitpunkt
der Schallereignisse hier keine Tiere aufhalten (Vergramung).

Datengrundlage

Der vorgelegte UVP-Bericht einschlie3lich des artenschutzrechtlichen Fachbeitrags baut auf
die umfangreichen Daten zum Vorkommen mariner Sauger fir das Vorhabengebiet auf, wie
unter dem Kapitel zur Zustandsbeschreibung mariner Sauger bzw. in der SUP zur Eignungs-
prufung der Flache N-3.8 dargestellt wurde. Im Rahmen der gegenstandigen artenschutzrecht-
lichen Prifung bericksichtigt das BSH darliber hinaus samtliche Daten aus dem Bau- und
Betriebsmonitoring der Offshore-Windparks in der deutschen AWZ der Nordsee sowie Daten
aus dem Monitoring der Naturschutzgebiete im Auftrag des BfN.

Die artenschutzrechtliche Prifung berlcksichtigt dariber hinaus die im UVP-Bericht unter Ka-
pitel 14 ab Seite 187 dargestellten MaRhahmen zur Vermeidung und Verminderung von er-
heblich nachteiligen Umweltauswirkungen und UberwachungsmaRnahmen sowie die Empfeh-
lungen aus der Stellungnahme des BfN vom 22.08.2023.

Im Vorhabengebiet NC 2 kommen, wie dargelegt, mit dem Schweinswal Arten des Anhangs IV
(streng zu schitzende Tier- und Pflanzenarten von gemeinschaftlichem Interesse) der FFH-
RL sowie mit dem Seehund und der Kegelrobbe geschiitzte Arten der Roten Liste der Sauge-
tiere Deutschlands vor. Dabei kommen Schweinswale ganzjéhrig in variierender Anzahl vor.
Seehunde und Kegelrobben werden in kleiner Anzahl und unregelmaf3ig angetroffen. Vor die-
sem Hintergrund ist die Zulassigkeit des Vorhabens mit Blick auf § 44 Abs. 1 BNatSchG si-
cherzustellen.

Die Nutzung durch marine S&augetiere fallt in den verschiedenen Bereichen der deutschen
AWZ in der Nordsee sehr unterschiedlich aus. Das Vorhabengebiet NC 2 hat eine mittlere bis
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saisonal hohe Bedeutung, jedoch keine Bedeutung als Aufzuchtsgebiet, fir Schweinswale, fiir
Kegelrobben und Seehunde dagegen eine geringe bis teilweise mittlere Bedeutung.

Bewertung der Auswirkungen hinsichtlich Tétung oder Verletzung von Individuen

Die Installation der Monopfahle sowie der Pin-Piles ist wegen des geplanten Impulsrammver-
fahrens mit Schallemissionen verbunden. Die vorgesehenen Durchmesser liegen unterhalb
der Szenarien der Eignungsprifung, so dass eine Verwirklichung des Tétungs- und Verlet-
zungsverbots ausgeschlossen werden kann, sofern entsprechende Vermeidungs- und Minde-
rungsmafinahmen zur Einhaltung des Larmschutzwerte (BMU 2013) getroffen werden.

Das BSH hat im Rahmen der Aufstellung einer Messvorschrift fr die Erfassung und Bewer-
tung des Unterwasserschalls von Offshore-Windparks die Vorgaben aus der Empfehlung des
UBA sowie aus Erkenntnissen der Forschungsvorhaben hinsichtlich der Larmschutzwerte kon-
kretisiert und standardisiert. In der Messvorschrift fir Unterwasserschallmessungen des BSH
wird als Bewertungspegel der SELs-Wert definiert, d.h. 95% der gemessenen Einzel-Schaller-
eignispegeln missen unter den statistisch ermittelten SELos-Wert liegen (BSH 2011).

Somit geht das BSH bei Gesamtbewertung der vorliegenden Fachinformationen davon aus,
dass der Schallereignispegel (SELs) auRerhalb eines Kreises mit einem Radius von 750 m um
die Ramm- bzw. Einbringungsstelle den Wert 160 dB (re 1 pPa) nicht Uberschreiten darf, um
Beeintrachtigungen der Schweinswale mit der erforderlichen Sicherheit ausschlieRen zu kon-
nen. Der maximale Spitzenschalldruckpegel soll 190 dB mdglichst nicht tberschreiten.

Ohne den Einsatz von schallmindernden Malinahmen kdnnen erhebliche Beeintrachtigungen
mariner Sauger wahrend der Rammarbeiten der Fundamente nicht ausgeschlossen werden.
Die Rammarbeiten von Pfahlen der Windenergieanlagen werden deshalb im gegenstandigen
Zulassungsverfahren nur unter dem Einsatz wirksamer SchallminderungsmafRnahmen nach
Mafgabe der Anordnungen in Nebenbestimmungen 2.6 ff. gestattet werden.

Aktuelle technische Entwicklungen aus dem Bereich der Minderung von Unterwasserschall
zeigen, dass durch den Einsatz von geeigneten Systemen der impulshaltige Schalleintrag re-
duziert oder sogar ganz vermieden werden kann (BELLMANN, 2020).

Dem BSH liegen Daten aus der Errichtung von Fundamenten mittels Impulsrammung begleitet
durch technische Schallminderung von mittlerweile mehr als 20 Offshore-Windparks in der
deutschen AWZ der Nord-und Ostsee vor. Die Entwicklung seit 2012 hat sich hin zu immer
gréRRer dimensionierten Monopféhlen in Wassertiefen von 40 m bewegt. Die Entwicklung von
technischer Schallminderung ist seit 2012 bis heute enorm fortgeschritten. Es hat sich im Rah-
men des Vollzugs der bereits realisierten Vorhaben herausgestellt, dass die effektive Minde-
rung des impulshaltigen Schalleintrags das Resultat von standort- und projektspezifisch ange-
passten mehrstufigen Schallminderungskonzepten darstellt.

Die Erkenntnisse aus den bereits realisierten Windparks haben bestétigt, dass nur ein ganz-
heitliches Konzept mit gut abgestimmten technischen Komponenten, sowie einem schallopti-
mierten Rammverfahren zu einem effektiven Schallschutz und zu verlasslicher Einhaltung der
Schallgrenzwerte und der Vorgaben aus dem Schallschutzkonzept des BMU (2013) fuhren
kann. Die optimale Ausgestaltung nur eines der eingesetzten technischen Systeme, wie z.B.
Blasenschleier, reicht in der Regel nicht aus, wenn sich weitere Komponenten im Einsatz als
suboptimal erweisen.

Das BfN geht in seiner Stellungnahme vom 22.08.2023 davon aus, dass nach derzeitigem
Kenntnisstand bei Schweinswalen Verletzungen in Form eines temporaren Horverlustes auf-
treten, wenn Tiere einem Einzelereignis-Schalldruckpegel (SEL) von 164 dB re 1 uPa? s bzw.
einem Spitzenpegel von 200 dB re 1 pPa ausgesetzt werden.
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Nach Einschatzung des BfN ist mit hinreichender Sicherheit gewahrleistet, dass es bei Einhal-
tung der etablierten Grenzwerte von 160 dB fur den Einzelereignispegel (SELgs) und von
190 dB fur den Spitzenpegel in 750 m Entfernung zur Emissionsstelle bezogen auf den
Schweinswal nicht zur Verwirklichung des Totungs- und Verletzungstatbestandes nach
§ 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG kommen kann.

Dabei setzt das BfN voraus, dass mit geeigneten Mitteln wie z.B. Vergramung, Soft-start-Pro-
zedur etc. sichergestellt werde, dass sich innerhalb des 750 m Radius um die Rammstelle
keine Schweinswale aufhalten.

Dieser Einschatzung schlief3t sich das BSH an und ordnet in den Anordnungen 14 sowie ggf.
in deren Vollzug die erforderlichen Vergramungsmafnahmen und sonstigen Minderungsmal3-
nahmen (sog. konfliktvermeidende oder — mindernde Maflinahmen, so LAU in FRENZ/MUGGEN-
BORG, BNatSchG § 44 Rn 3) an, mittels derer die Verwirklichung des Verbotstatbestandes
ausgeschlossen bzw. die Intensitéat etwaiger Beeintrachtigungen herabgesetzt werden kann.
Die MalRnahmen werden durch das vorgegebene Monitoring streng tberwacht, um mit der
erforderlichen Sicherheit zu gewahrleisten, dass es nicht zur Verwirklichung des Tétungs- und
Verletzungstatbestandes nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG kommt.

Die Nebenbestimmung 2.6.1 des gegenstandlichen Planfeststellungsbeschusses legt fest,
dass bei der Griindung und Installation der Anlagen die nach den vorgefundenen Umstanden
jeweils gerdauscharmste Arbeitsmethode zu verwenden ist. Auf dieser Grundlage kann das
BSH im Rahmen des Vollzugs geeignete Konkretisierungen in Bezug auf einzelne Arbeits-
schritte, wie Vergramungsmalnahmen sowie einen langsamen Anstieg der Rammenergie,
durch so genannte ,soft-Start“-Verfahren anordnen. Durch Vergramungsmafnahmen und den
,Soft-start* kann sichergestellt werden, dass sich in einem adaquaten Bereich um die Ramm-
stelle, mindestens jedoch bis zu einer Entfernung von 750 m von der Baustelle keine
Schweinswale oder andere Meeressauger aufhalten.

Das BfN geht derzeit nicht davon aus, dass mit den vorgeschlagenen Schallminderungsmal3-
nahmen bei einem Durchmesser von 11 m der Grenzwert eingehalten werden kann. Im Zuge
der Detailplanung konnte der Durchmesser auf 8,9 m (im Vergleich zum Erlauterungsbericht
Rev. 03) reduziert werden (vgl. nachgereichte Unterlagen nach Ende der Online-Konsultation,
insbesondere Erlauterungsbericht Rev. 03). Da Durchmesser und Schalleintrag korrelieren ist
eine Reduzierung des Durchmessers im Vergleich zu den Szenarien der Eignungsprtfung po-
sitiv zu bewerten. Der Einsatz einer impulsreduzierenden Einheit hat in aktuellen Verfahren
mit &hnlichen Monopile-Durchmessern gezeigt, dass mit wenigen dB zusétzlicher Schallmin-
derung zu rechnen ist. Es hat sich gezeigt, dass es bei optimaler Ausfihrung der Schallmin-
derungssysteme sowie des Einsatzes eines schalloptimierten Rammverfahrens méglich ist die
Grenzwerte auch bei gro3en Durchmessern einzuhalten. Die Voraussetzung fur die Einhaltung
der Grenzwerte unter Erreichen der Einbindetiefe ist, dass die technische Ausfiihrung des
Hammers, das Design der Monopiles sowie der Frequenzbereich, in dem die Schallminde-
rungssysteme wirken, aufeinander abgestimmt sind.

Zusammenfassend kann durch die genannten Vermeidungs- und Verminderungsmaf3nahmen
eine Verwirklichung des Toétungsverbotes mit der erforderlichen Wahrscheinlichkeit ausge-
schlossen werden. Durch den Einsatz von geeigneten Vergramungsmaflnahmen wird sicher-
gestellt, dass sich die Tiere auRerhalb des Bereichs von 750 Metern um die Emissionsstelle
befinden. Neue Studien haben eindeutig das grof3e Schadigungspotenzial von SealScarern
nachgewiesen (FINDLAY et al., 2021, TODD et al., 2022, SCHAFFELD et al., 2019). Bis 2017
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wurden auch in Baustellen in der deutschen AWZ mangels an Alternativen auch Systeme be-
stehend aus Pingern, als Vorwarnung von SealScarern, und SealScarer zur Vergramung der
Tiere aus dem Gefadhrdungsbereich eingesetzt. Studien haben gezeigt, dass der Wirkradius
von SealScarer weit Uber die gewlnschte Entfernung von bis zu 750 m reicht (BRANDT et al.,
2013). Zudem ist dabei nicht ausgeschlossen, dass Verletzungen oder Tétung von Individuen
zwar effektiv vermieden werden, allerdings die Stérwirkung von bis zu 7 km die positiven Ef-
fekte der Schallminderung méglicherweise in nicht erwiinschter Art kompensiert (ROSE et al.,
2019). Seit 2017 stehen technisch Alternativen durch konfigurierbare Systeme, wie z.B. Fau-
naGuard oder APD-Systeme zur Verfigung, die bereits mehrfach eigesetzt wurden. Der Ein-
satz wurde durch umfangreiche und daflr geeignete Mal3Bhahmen bestehend aus Erfassung
des emittierten Schalls aber auch Erfassung der Aktivitédt des Schweinswals Giberwacht. Die
Auswertung der Ergebnisse aus der Uberwachung hat ergeben, dass die neuen konfigurier-
baren Vergramungssysteme sehr gut geeignet sind, um Tiere aus der Umgebung von Ramm-
stellen zu vertreiben und sie somit vor Verletzung oder gar Tétung zu schitzen (Vor et al.,
2023). Aus den genannten Grunden wird in Nebenbestimmung 2.6.3 Vergramung mittels kon-
figurierbarer Systeme festgelegt.

Durch den in Nebenbestimmung 2.6.3 geforderten vorgegebenen Grad der Schallminderung
ist davon auszugehen, dass aul3erhalb des Bereiches von 750 m um die Rammstelle keine
todlichen und auch keine langfristig beeintrachtigenden Schalleintrage wirken.

Durch die vom BSH angeordneten und spater im Rahmen des Vollzugs weiter konkretisieren-
den MalRnahmen wird im Ergebnis mit hinreichender Sicherheit verhindert, dass es zu einer
Erfullung der artenschutzrechtlichen Verbotstatbestdnde des § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG
kommt.

Nach aktuellem Kenntnisstand werden zudem weder durch den Betrieb der Anlagen noch
durch die Verlegung und den Betrieb der parkinternen Verkabelung erhebliche negative Aus-
wirkungen auf marine Sauger verbunden sein, die den Toétungs- und Verletzungstatbestand
nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG erfiillen.

(bb) Sonstige Marine Sauger

Im Vorhabengebiet NC 2 kommen mit dem Seehund und der Kegelrobbe geschiitzte Arten der
Roten Liste der Saugetiere Deutschlands vor. Seehunde und Kegelrobben werden in kleiner
Anzahl und unregelmafig angetroffen. Die Nutzung durch marine S&augetiere fallt in den ver-
schiedenen Bereichen der deutschen AWZ in der Nordsee sehr unterschiedlich aus. Das Vor-
habengebiet NC 2 hat fir Kegelrobben und Seehunde eine geringe bis teilweise mittlere Be-
deutung.

Die Errichtung und der Betrieb der Anlagen im Vorhabengebiet NC 2 wird mit Schallemissio-
nen verbunden sein.

Die Nebenbestimmung 2.6.1 legt fest, dass bei der Griindung und Installation der Anlagen die
nach den vorgefundenen Umsténden jeweils gerauscharmste Arbeitsmethode zu verwenden
ist. Auf dieser Grundlage kann das BSH im Rahmen des Vollzugs geeignete Konkretisierungen
in Bezug auf einzelne Arbeitsschritte, wie Vergramungsmaflinahmen sowie einen langsamen
Anstieg der Rammenergie, durch so genannte ,soft-Start“-Verfahren anordnen. Durch Vergra-
mungsmalnahmen und den ,soft-start“ kann sichergestellt werden, dass sich in einem ada-
guaten Bereich um die Rammstelle, mindestens jedoch bis zu einer Entfernung von 750 m von
der Baustelle keine sonstigen Meeresséauger aufhalten.
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Grundsatzlich gelten die fir Schweinswale ausfihrlich aufgefiihrten Erwéagungen zur Schall-
belastung durch Bau- und Betriebsaktivitaten von Offshore-Windenergieanlagen fir alle sonst
im Vorhabengebiet NC 2 und seiner Umgebung vorkommenden marinen S&ugetiere. Jedoch
variieren unter marinen Saugetieren artspezifisch die Hérschwellen, Empfindlichkeit und Ver-
haltensreaktionen erheblich. Die Unterschiede bei der Wahrnehmung und Auswertung von
Schallereignissen unter marinen Saugetieren beruhen auf zwei Komponenten: Zum einen sind
die sensorischen Systeme morphoanatomisch wie funktionell artspezifisch verschieden.
Dadurch héren und reagieren marine Saugetierarten auf Schall unterschiedlich. Zum anderen
sind sowohl Wahrnehmung als auch Reaktionsverhalten vom jeweiligen Habitat abh&ngig
(KETTEN 2004).

Zusammenfassend kann durch die genannten Vermeidungs- und Verminderungsmafinahmen
eine Verwirklichung des Tétungsverbotes ausgeschlossen werden. Durch den Einsatz von ge-
eigneten Vergramungsmafnahmen wird sichergestellt, dass sich die Tiere aul3erhalb des Be-
reichs von 750 Metern um die Emissionsstelle befinden.

Durch den in Nebenbestimmung 2.6 geforderten vorgegebenen Grad der Schallminderung ist
davon auszugehen, dass auf3erhalb des Bereiches von 750 m um die Rammstelle keine t6d-
lichen und auch keine langfristig beeintrachtigenden Schalleintrage wirken.

Durch die vom BSH angeordneten und spater im Rahmen des Vollzugs weiter konkretisieren-
den MalRnahmen wird im Ergebnis mit hinreichender Sicherheit verhindert, dass es zu einer
Verwirklichung der artenschutzrechtlichen Verbotstatbestdnde des 844 Abs.1 Nr. 1
BNatSchG hinsichtlich Schweinswalen oder anderen Meeressaugern kommt.

Nach aktuellem Kenntnisstand werden zudem weder durch den Betrieb der Anlagen noch
durch die Verlegung und den Betrieb der parkinternen Verkabelung erhebliche negative Aus-
wirkungen auf marine Sauger verbunden sein, die den T6tungs- und Verletzungstatbestand
nach 8 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG erfullen.

(cc) Avifauna

Nach § 44 Abs. 5 S. 2 Nr. 1 BNatSchG liegt ein Versto3 gegen das Tétungs- und Verletzungs-
verbot des § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG nicht vor, wenn das Risiko der Verwirklichung nicht
signifikant erhéht ist und die Beeintrachtigung bei Anwendung der gebotenen, fachlich aner-
kannten SchutzmalRnahmen nicht vermieden werden kann. Bei Industrieanlagen, insbeson-
dere Windenergieanlagen ist immer mit dem Verlust einzelner Individuen der Avifauna zu rech-
nen. Das anhand einer wertenden Betrachtung auszufillende Kriterium der Signifikanz tragt
dem Umstand Rechnung, dass fir Tiere bereits vorhabenunabhangig ein allgemeines To-
tungs- und Verletzungsrisiko besteht, welches sich nicht nur aus dem allgemeinen Naturge-
schehen ergibt, sondern auch dann sozialaddquat sein kann und deshalb hinzunehmen ist,
wenn es zwar vom Menschen verursacht ist, aber nur einzelne Individuen betrifft. Denn tieri-
sches Leben existiert nicht in einer unberihrten, sondern in einer von Menschen gestalteten
Landschaft. Umstande, die flr die Beurteilung der Signifikanz eine Rolle spielen, sind insbe-
sondere artspezifische Verhaltensweisen, haufige Frequentierung des durchschnittenen
Raums und die Wirksamkeit vorgesehener Schutzmal3nahmen, darlber hinaus gegebenen-
falls auch weitere Kriterien im Zusammenhang mit der Biologie der Art (vgl. Urteile vom 9. Juli
2008 - 9 A 14.07 - BVerwGE 131, 274 Rn. 91, vom 6. April 2017 - 4 A 16.16 - NuR 2018, 255
Rn. 73 ff. und vom 27. November 2018 - 9 A 8.17 - BVerwGE 163, 380 Rn. 98 f.). Eine signi-
fikante Steigerung des Totungsrisikos erfordert Anhaltspunkte dafir, dass sich dieses Risiko
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durch den Betrieb der Anlage deutlich steigert; daflir gentigt weder, dass einzelne Exemplare
etwa durch Kollisionen zu Schaden kommen, noch, dass im Eingriffsbereich Uberhaupt
Exemplare betroffener Arten angetroffen worden sind (vgl. BVerwG, Urteil vom 9. Juli 2009 -
4 C 12.07 - Buchholz 442.40 § 8 LuftvVG Nr. 35 Rn. 42). In diesem Zusammenhang ist u.a. zu
bertcksichtigen, dass der Vogelzug an sich schon viele Gefahren birgt und die Populationen
einer harten Selektion unterzieht. Die Mortalitatsrate kann bei kleinen Vogeln ca. 60 bis 80 %
betragen, bei groReren Arten ist die natlrliche Sterblichkeitsrate geringer. Auch haben die
einzelnen Arten unterschiedliche Reproduktionsraten, so dass der Verlust von Individuen fur
jede Art von unterschiedlicher Tragweite sein kann.

Da die Anlagenparameter des gegenstandlichen Vorhabens im Bereich der Bandbreite der im
Rahmen der Eignungsfeststellung betrachteten Modellwindpark-Szenarien liegt, sind hinsicht-
lich des Totungs- und Verletzungsverbots (8§ 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG) fur die Avifauna keine
zusatzlichen oder anderen erheblichen Umweltauswirkungen zu betrachten. Die Bertcksichti-
gung aktueller Erkenntnisse fuhrt ebenfalls zu keiner geanderten Bewertung.

Alkenvdgel

In den See- und Rastvogelerfassungen in der Umgebung des Vorhabengebietes waren Alken-
vogel (Trottellumme und Tordalk) die zweith&ufigste Seevogelgruppe. Alkenvigel verfliigen
nur Uber eine eingeschrankte Mandvrierfahigkeit, sie sind aber weder am Tag noch in der
Nacht besonders flugaktiv. In der Regel fliegen sie flach Uber der Meeresoberflache (Mendel
et al. 2008) und erreichen nur ausnahmsweise den Rotorbereich der Windenergieanlagen.
Zudem konnten in einer aktuellen Studie starke Meideeffekte bei Trottellummen und deutlich
geringer ausgepragte Meideeffekte bei Tordalken nachgewiesen werden (Garthe et al. 2022).
Wahrend Zugbewegungen kénnen sie auch bei widrigen Wetterverhaltnissen auf dem Wasser
landen und bessere Bedingungen abwarten. Das Kollisionsrisiko der Alkenvogel kann dem-
entsprechend als sehr gering eingestuft werden.

Wegen ihres allgemeinen Flug- und Meideverhaltens gegentiber Offshore-Windenergieanla-
gen ist mit der erforderlichen Sicherheit davon auszugehen, dass das Kaollisionsrisiko fur die
Artgruppe Alkenvogel nicht signifikant erhéht ist und es damit nicht zu einer Verwirklichung
des To6tungs- und Verletzungsverbots gemaf § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG kommen wird.

Mowen

Mowen dominierten am Tag das Zuggeschehen im Umfeld des Vorhabengebietes. Uber alle
Untersuchungsjahre war die Heringsméwe die haufigste angetroffene Mowenart. Zudem ka-
men die GroRBmowen Silber- und Mantelméwe sowie die Kleinmdwenarten Dreizehenmdwe
und Sturmmowe vor. Die Gromoéwenarten Silber-, Herings und Mantelméwen wéhlten mehr-
heitlich Flughthen von 30 — 150 m. Kleinmdwenarten wie Dreizehenméwe und Sturmmowe
wurden hingegen hauptsachlich auf Hohen bis 30 m beobachtet. Allgemein verfiigen Grol3-
und Kleinmdwen tUber eine hohe Mandévrierfahigkeit und kénnen auf Windenergieanlagen mit
entsprechenden Ausweichmandvern reagieren. Mowen kdnnen zudem auch bei widrigen Wet-
terverhaltnissen auf dem Wasser landen und bessere Zugbedingungen abwarten. Eine Ver-
wirklichung des Totungs- und Verletzungsverbots gemaf 844 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG kann
somit fir Méwen mit der erforderlichen Sicherheit ausgeschlossen werden.
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Seeschwalben

Seeschwalben zahlten Untersuchungen zum Vogelzug in der Umgebung des Vorhabengebie-
tes zu den am haufigsten beobachteten Artgruppen unter den Tagziehern. Unter ihnen z&hlte
die Brandseeschwalbe (Thalassesus sandvicensis) zur haufigsten Art, Fluss- und Kiistensee-
schwalbe konnten nur in seltenen Fallen eindeutig voneinander unterschieden werden. Die
Kollisionsgefahr ist aufgrund der extremen Wendigkeit von Seeschwalben als gering einzu-
schatzen. Ihre bevorzugten Flughéhen liegen im Bereich der unteren 20 Hohenmeter und da-
mit auRerhalb des Gefahrdungsbereiches der Rotorblatter des gegenstandlichen Vorhabens.
Eine Verwirklichung des Totungs- und Verletzungsverbots gemafi 8§44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG
kann somit fur Seeschwalben mit der erforderlichen Sicherheit ausgeschlossen werden.

Seetaucher

In der Umgebung des Vorhabengebietes wurden Seetaucher zwar regelmafig, aber jeweils
nur in geringen Individuenzahlen beobachtet. Seetaucher gelten als besonders stérempfind-
lich und zeigen wéahrend der Rast ein ausgepragtes Meideverhalten gegeniber Offshore-
Windparks. Aufgrund ihres Meideverhaltens kann das Kollisionsrisiko als sehr gering einge-
schatzt werden. Des Weiteren fliegen Seetaucher vornehmlich nahe der Wasseroberflache
und héchstens auf Hohen von ca. 10 m. Eine Verwirklichung des Tétungs- und Verletzungs-
verbots geman 844 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG kann somit flir Seetaucher mit der erforderlichen
Sicherheit ausgeschlossen werden.

Zwergmowe

Die Zwergmoéwe (Hydrocoloeus minutus) wurde in der Umgebung des Vorhabengebietes zwar
regelmafig, jedoch in nur geringen Individuenzahlen beobachtet. Die Vogelzuguntersuchun-
gen im Umfeld des Vorhabengebietes zeigten zudem, dass Zwergméwen Flughdhen in den
unteren 30 Metern praferierten und somit knapp im Bereich der unteren Rotorblattspitze.
Zwergmowen gelten jedoch aufgrund ihrer extremen Wendigkeit als relativ unempfindlich ge-
genlber Offshore-Windparks. Eine Verwirklichung des Totungs- und Verletzungsverbots ge-
mal 844 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG kann somit fur Zwergmoéwen mit der erforderlichen Sicherheit
ausgeschlossen werden.

Géanse und Enten

Aus der Gruppe der Géanse und Enten wurden die geschiitzten oder gefahrdeten Trauerente
(Melanitta nigra), Ringelgans (Branta bernicla), Kurzschnabelgans (Anser brachyrhynchus)
und Graugans (Anser anser) in nennenswerten Individuenzahlen im Bereich des Vorhabenge-
bietes beobachtet. Alle genannten Arten z&hlen hauptsachlich zu den Tagziehern. Es ist daher
zu erwarten, dass sie die vertikalen Hindernisse auf Grund ihrer guten visuellen Fahigkeiten
rechtzeitig erkennen und umfliegen kénnen. Aul3erdem zeigten Sichtbeobachtungen der ver-
gangenen Jahre am Standort FINO 1, dass sich der Tagzug hauptséachlich in den unteren 20
bis 50 HOhenmetern und somit zumeist unterhalb der unteren Rotorblattspitze vollzieht. Eine
Verwirklichung des T6tungs- und Verletzungsverbots gemaf 844 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG kann
somit fur Ganse und Enten mit der erforderlichen Sicherheit ausgeschlossen werden.

Watvogel

Im Bereich des Vorhabengebiets wurden in den Untersuchungen zum Vogelzug sowohl nachts
als auch tagsuber nur wenige Watvogelarten in sehr geringen Individuenzahlen registriert. Es
ist daher davon auszugehen, dass von dem gegenstandlichen Vorhaben keine erheblichen
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Auswirkungen auf Watvogel ausgehen werden. Eine Verwirklichung des T6tungs- und Verlet-
zungsverbots gemaf 844 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG kann somit fir Watvogel mit der erforderli-
chen Sicherheit ausgeschlossen werden.

Singvogel

Singvdgel dominieren im Bereich des Vorhabengebietes das nachtliche Vogelzuggeschehen.
Generell fliegen ziehende Vogel bei gutem Wetter hdher als bei schlechtem. Unbestritten ist
auch, dass die meisten Vogel ihren Zug gewohnlich bei gutem Wetter starten und in der Lage
sind, ihre Abflugbedingungen so zu wahlen, dass sie mit einiger Wahrscheinlichkeit den Zielort
bei bestmdglichem Wetter erreichen. Bei den von den Vogeln flir ihnren Zug bevorzugten klaren
Wetterlagen ist die Wahrscheinlichkeit einer Kollision mit Windenergieanlagen gering, weil die
Flughdhen der meisten Vogel tiber der Reichweite der Rotorblatter liegen und die Anlagen gut
sichtbar sind. Eine potenzielle Gefahrdungssituation stellen dagegen tberraschend auftre-
tende Nebellagen und Regen dar, die zu schlechter Sicht und niedrigen Flughdhen fuhren.
Problematisch ist insbesondere das Zusammentreffen von Schlechtwetterlagen mit sog. Mas-
senzugereignissen. Massenzugereignisse, bei denen Vogel verschiedenster Arten gleichzeitig
Uber die Nordsee fliegen, treten nach Informationen aus verschiedenen Umweltvertraglich-
keitsstudien ca. 5- bis 10-mal im Jahr ein. Im Durchschnitt sind zwei bis drei davon mit schlech-
tem Wetter gekoppelt.

In der Umgebung des Vorhabengebietes wurden in den Untersuchungen zum Vogelzug vor
allem Drosselarten wie Singdrossel, Rotdrossel und Wacholderdrossel nachgewiesen. Feld-
lerche, Wiesenpieper, Star und Rotkehlchen wurden ebenfalls regelméRig und in héheren Zah-
len erfasst. Die in gro3er Anzahl das Gebiet Uberquerenden Singvogelarten entstammen sehr
individuenreichen Populationen. Ausgehend von der Hauptzugrichtung SW bzw. NO wird die
Deutsche Bucht vor allem von Singvogeln aus dem fennoskandischen Raum Uberflogen. Nach
den vorliegenden Untersuchungen im Umfeld des Vorhabengebietes treten die aufgefihrten
Singvogelarten nicht mit erheblichen Populationsanteilen (> 1 Prozent der Gesamtindividuen-
summe der Brutpopulationen Nordeuropas) im Bereich des Vorhabengebietes auf. Angesichts
der Hohe der nordeuropaischen Brutbestande hat der Bereich des Vorhabengebietes wahrend
des Zuges keine besondere Bedeutung fur die Singvogelpopulationen.

Es ist allerdings nicht auszuschlieRen, dass die Beleuchtung der Anlagen eine anlockende
Wirkung insbesondere auf nachts ziehende Vdgel ausibt und diese in die Anlagen hineinflie-
gen oder zumindest durch Blendwirkungen beeintrachtigt werden. Hierbei werden Vogel ver-
mehrt von kontinuierlicher als von blinkender Beleuchtung angezogen. Die Gefahr des Vogel-
schlags durch Anlockeffekte der Beleuchtung von Windenergieanlagen scheint eher bei den
genannten — individuenreichen — Populationen zu bestehen und lasst eine Gefahrdung des
nachtlichen Vogelzugs daher nicht erkennen. Durch die vorgesehene bedarfsgerechte Nacht-
kennzeichnung des OPW NC 2 werden mdgliche Scheuch- oder Anlockeffekte auf Zugvogel
gemindert.

Fur die Gruppe der Singvogel ist unsicher, ob es zu einem grof3sraumigen Umfliegen (Macro-
avoidance) kommt (Schulz et al. 2014, Welcker & Vilela 2019) oder Singvogel Offshore-Wind-
parks mit gewissen Abstand zu den einzelnen Windradern und ihren Anlagenteilen (Meso- und
Micro-avoidance) durchfliegen (Schulz et al. 2014, Aumdiller et al. 2019). Auf Grundlage der
derzeitigen Erkenntnisse kann allerdings auch im Falle eines Durchfliegens von Windparks
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eine Proportionalitat zwischen Zugraten und Kollisionsraten nicht generell angenommen wer-
den, d. h. hohe Zugraten gehen nicht zwangslaufig mit hohen Kollisionszahlen (absolute An-
zahl kollidierter Vogel) oder Kollisionsraten (relativer Anteil kollidierter Vogel an der gesamten
Anzahl ziehender Vdgel) einher. Auch nach aktueller obergerichtlicher Rechtsprechung geni-
gen hohe Zugraten allein nicht fir die Feststellung eines signifikant erhéhten Tétungs- und
Verletzungsrisikos (vgl. OVG Koblenz, Urteil vom 31.10.2019, NVwWZ-RR 2020, 726 (dort zum
Kollisionsrisiko des Kranichs Onshore mit im Zugkorridor gelegenen Windenergieanlagen)).

Es ist jedoch im Ergebnis auf Grundlage der derzeitigen Erkenntnisse nicht davon auszuge-
hen, dass das Kollisionsrisiko fiir die Gruppe der Singvogel signifikant erhéht ist und dass es
zu einer Verwirklichung des Verletzungs- und Tétungsverbots des § 44 Abs. 1 Nr. 1, Abs. 5
Satz 2 Nr. 1 BNatSchG kommt. Fur die Gruppe der Singvogel verbleibt indes mangels empiri-
schen Erkenntnissen tber den Zusammenhang zwischen der Zugintensitat und Kollisionsra-
ten an OWEAs jedoch eine Unsicherheit, ob ein potenziell erhdhtes Durchfliegen der Wind-
parks mit einer erhéhten Kollisionsrate einhergehen wirde. Diesen Unsicherheiten wird mit
den Nebenbestimmungen 2.2 ff begegnet, wonach ein Monitoring von Vogelkollisionen durch-
zufuhren ist.

Die Wirdigung der Bewertung des Bundesamts fuir Naturschutz (BfN) im Hinblick auf verschie-
dene Zugvogelarten fuhrt zu keinem anderen Ergebnis der vorstehenden Prifung des § 44
Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG. In seinen Stellungnahmen vom 22.08.2023 und 29.09.2023 kommt
das BfN zu dem Ergebnis, dass insbesondere fiir Greifvigel, Ganse, Watvogel, Méwen, See-
schwalben sowie zahlreiche Singvdgel wahrend Ereignissen mit sehr hohen Zugintensitaten
Uber dem Vorhaben ,NC 2“ von einem signifikant erhdhten Kollisionsrisiko durch die Offshore-
WEA auszugehen sei. Das BfN kommt daher zu dem Schluss, dass das Totungsrisiko dieser
Artgruppen signifikant erhéht und daher zur Vermeidung von Versté3en gegen 8§ 44 Abs. 1
Nr. 1 BNatSchG ein temporares Abschalten zu den Hauptzugzeiten im Frihjahr (1. Mérz bis
31. Mai) sowie im Herbst (15. Juli bis 30. November) geboten sei.

Das BfN halt im Wesentlichen die Abschaltung bei einer Zugrate (Mean Traffic Rate, MTR)
tber 250 Echos/h/km im Héhenbereich 0 bis 200 m in der Nacht sowie bei Sichtweiten unter
500 m am Tag und einem regelméaRigen Vorkommen tagziehender kollisionsgefahrdeter Arten
im Gefahrdungsbereich des OWP fur erforderlich. Der vom BfN angefiihrte Abschaltschwel-
lenwert fir nachtziehende Vogel basiert auf einer Studie von Welcker (2019) bzw. Welcker &
Vilela (2019) und stellt einen Mittelwert von Zugraten an 12 verschiedenen Standorten dar. Ein
projektspezifischer Schwellenwert, ab dem mit einem signifikant erhéhten Risiko fur nachtzie-
hende Vdgel gerechnet werden kann, kann aus den Daten der Studie von Welcker & Vilela
(2019) nicht abgeleitet werden. Bei dem Wert von 250 MTR handelt es sich um einen von 4
beliebig gewéahlten Werten, die zur Veranschaulichung beispielhaft festgelegt wurden. Auf
Grundlage dieser Werte wurden im Rahmen einer vereinfachten Modellierung Annahmen er-
arbeitet, wie viele Kollisionen bei einer Abschaltung bei diesen Werten theoretisch verhindert
werden konnten. Eine Aussage dazu, ob bei Erreichen dieser Werte ein signifikant erh6htes
Risiko vorliegt, wurde gerade nicht getroffen. Es kann also bislang nicht mit der erforderlichen
Sicherheit gesagt werden, dass das Uberschreiten einer bestimmten Zugrate bei Nacht zu
signifikant erhdéhten Kollisionsrisiken fir alle oder bestimmte Arten fihren. Zudem setzt die
geforderte Erganzung eines pauschalen Abschaltschwellenwertes voraus, dass ein direkter,
linearer Zusammenhang zwischen Vogelzugintensitat und der Haufigkeit von Kollisionsereig-
nissen mit den Windenergieanlagen besteht. Nach derzeitigem Kenntnisstand der Planfest-
stellungsbehdrde ist ein solcher Zusammenhang jedoch bisher nicht belegt. Das heil3t, hohe
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Zugraten gehen nicht zwangslaufig mit hohen Kollisionszahlen (absolute Anzahl kollidierter
Vogel) oder Kollisionsraten (relativer Anteil kollidierter Végel an der gesamten Anzahl ziehen-
der Vogel) einher. Vielmehr legen Studien nahe, dass weitere Faktoren, beispielsweise Wet-
terbedingungen, eine wesentliche Rolle fir das Kollisionsrisiko spielen und bei der Ermittlung
von Abschaltschwellenwerten mitbericksichtigt werden missen (Aschwanden & Liechti, 2016;
Aschwanden et al. 2018). Aus denselben Griinden kann auch keine Abschaltung beim Unter-
schreiten bestimmter Sichtweiten am Tag angeordnet werden, insbesondere auch, da nicht
deutlich wiirde, ab wann ein relevantes Zuggeschehen zu bejahen wére.

In der artenschutzrechtlichen Prifung ist eine am MaRstab praktischer Vernunft ausgerichtete
Prufung erforderlich, aber auch ausreichend. Die Behdrde muss sich gerade nicht Gewissheit
daruber verschaffen, dass Beeintrachtigungen nicht auftreten werden (BVerwG, Urt. v. 09.07.
2009 - 4 C 12/07, NVwZ 2010, 123, Rn. 45).

Treten entgegen der naturschutzfachlichen Prognose der Planfeststellungsbehérde Kollisio-
nen in nennenswertem Umfang auf, erlaubt das Monitoring-gestiitzte Risikomanagement nach
der Nebenbestimmung 2.2 die Anordnung von Maflinahmen zur Vermeidung einer Verwirkli-
chung des Tétungs- und Verletzungsverbotes. Dies schlief3t die Ermittlung von dann ggf. er-
forderlichen standort- und projektspezifischen Parametern ein, die als Schwellenwerte fir die
Anordnung von VermeidungsmalRnahmen wie beispielsweise Abschaltanordnungen geeignet
sind.

Fledermause

Im Bereich des Vorhabengebietes wurden insbesondere Langstrecken-ziehende Arten wie
Rauhautfledermaus, Kleinabendsegler sowie die Nordfledermaus nachgewiesen. Ein Grol3teil
(> 90 %) der Nordseebereich nachgewiesenen Fledermausrufe entféllt auf die Rauhautfleder-
maus (Seebens-Hoyer et al. 2021). Ein Vorkommen der bislang nur als Einzelexemplare auf
Helgoland nachgewiesene Zwergfledermaus und die Mickenfledermaus kdnnen fir das Vor-
habengebiet ausgeschlossen werden.

Die im Vorhabengebiet zu erwartenden typischen Fledermausarten wurden in der Umgebung
des Vorhabengebietes in sehr geringen Zahlen nachgewiesen. Es ist daher nicht davon aus-
zugehen, dass es auch wahrend der Zugzeiten zu einer héheren Konzentration von Fleder-
mausen im Bereich des Vorhabengebietes kommt. Insgesamt hat das Vorhabengebiet eine
geringe Bedeutung fur den Fledermauszug. Auch das BfN weist zutreffend mit Stellungnahme
vom 22.08.2023 darauf hin, dass die Fledermausaktivitdten in der AWZ der Nordsee geringer
seien als im Kistenmeer.

Einzelne Kollisionen von Flederméusen mit Bauschiffen, Offshore-Windenergieanlagen oder
Plattformen kénnen anhand der aktuellen Datengrundlage nicht komplett ausgeschlossen wer-
den. Konkrete Anhaltspunkte fur Kollisionen mit Offshore-Windenergieanlagen gibt es jedoch
nicht. Eine vorhabenbedingte signifikante Erhohung des Totungs- und Verletzungsrisikos, wel-
ches uber das ,allgemeine Lebensrisiko“ hinausgeht, ist nicht zu erwarten.

Im Ergebnis kann auch unter Berticksichtigung der Stellungnahme des BfN eine Verwirkli-

chung des To6tungs- und Verletzungsverbots gemaf 844 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG fur Fleder-
mause mit der erforderlichen Sicherheit ausgeschlossen werden.
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(b) Stérungsverbot (8§ 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG)

Wildlebende Tiere der streng geschiitzten Arten und der européischen Vogelarten dirfen nach
§ 44 Abs. 1 Nr. 2 Hs. 1 BNatSchG wahrend der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Uber-
winterungs- und Wanderungszeiten nicht erheblich gestért werden. Eine Stérung im Sinne des
§ 44 Abs.1 Nr. 2 BNatSchG ist jede Einwirkung auf das psychische Wohlbefinden der Tiere,
insbesondere durch akustische und optische Reize, das eine Verhaltensreaktion, etwa Angst-
, Flucht- oder Schreckreaktionen der Tiere, auslost (Gellermann in: Landmann/Rohmer, § 44
Rn. 10), wobei eine erhebliche Stérung geman § 44 Abs. 1 Nr. 2 Hs. 2 BNatSchG vorliegt,
wenn sich durch die Storung der Erhaltungszustand der lokalen Population einer Art ver-
schlechtert. Eine lokale Population umfasst diejenigen (Teil-)Habitate und Aktivitatsbereiche
der Individuen einer Art, die in einem fur die Lebens(-raum)anspriiche der Art ausreichenden
raumlich-funktionalen Zusammenhang stehen. Eine Verschlechterung des Erhaltungszustan-
des ist insbesondere dann anzunehmen, wenn die Uberlebenschancen, der Bruterfolg oder
die Reproduktionsfahigkeit vermindert werden, wobei dies artspezifisch fir den jeweiligen Ein-
zelfall untersucht und beurteilt werden muss (vgl. Gesetzesbegriindung zur BNatSchG Novelle
2007, BT-Drs. 16/5100, S. 11). Wesentlich ist damit, ob sich mit der Stérung Wirkungen ver-
binden, die in Ansehung der Gegebenheiten des Einzelfalles und der Erhaltungssituation der
betroffenen Art nachteilige Auswirkungen auf den Erhaltungszustand der lokalen Population
naheliegend erscheinen lassen (&hnlich OVG Berlin NuR 2009, 898 (899), z.B. wenn Exemp-
lare seltener oder stark gefahrdeter Arten gestort werden, die gestérten Individuen kleinen
lokalen Populationen angehéren oder eine Stérung samtliche Tiere des in Rede stehenden
Bestandes betrifft (Gellermann, in: Landmann/Rohmer Umweltrecht, Stand: 91. EL September
2019, § 44 BNatSchG, Rn. 13). Gegen eine erhebliche Stérung kann dagegen z.B. die weite
Verbreitung einer Art mit womdglich individuenstarken lokalen Populationen (BVerwG NuR
2008, 633 Rn. 258) oder das Vorhandensein von fir die Tiere nutzbaren stérungsarmen Aus-
weichrdumen sprechen, ,wenn die in Betracht kommenden Ausweichrdume zuvor daraufhin
untersucht worden sind, ob sie nicht schon durch Individuen der betroffenen Art besetzt sind
(BVerwG NuR 2014, 638 Rn. 61; siehe auch BVerwG UPR 2014, 141 Rn. 36, siehe Geller-
mann, in: Landmann/Rohmer Umweltrecht, Stand: 91. EL September 2019, § 44 BNatSchG,
Rn. 13).

Das beantragte Vorhaben fuhrt zu keinem Verstol3 gegen das Stérungsverbot aus 8§ 44 Abs. 1
Nr. 2 BNatSchG. Dies wird mit den Nebenbestimmungen 2.6ff. sichergestellt. Ein Verstol3 ge-
gen den Verbotstatbestand in Bezug auf den Schweinswal sowie in Bezug auf andere nach
§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG geschiitzte Arten kann somit ausgeschlossen werden.

(aa) Schweinswale

Mit Blick auf die geplante Rammung der Fundamente sind die angeordneten Schutzmafl3nah-
men ausreichend, um in Bezug auf Schweinswale sicherzustellen, dass durch den Betrieb der
Anlagen des Vorhabens NC 2 auch der Verbotstatbestand des § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG
nicht erfullt wird.

Bewertung der Auswirkungen hinsichtlich Stérung der lokalen Population des Schweinswals
Die artenschutzrechtliche Prifung gemaf § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG bezieht sich auf popu-
lationsrelevante Stdrungen der lokalen Population, deren Vorkommen in der deutschen AWZ
der Nordsee unterschiedlich ausgeprégt ist.
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Das BfN hat im Rahmen seiner Stellungnahme vom 22.08.2023 das Vorliegen einer arten-
schutzrechtlichen Stérung i.S.d. § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG gepruft. Es kommt zu dem Er-
gebnis, dass das Eintreten einer erheblichen Stérung durch den baubedingten Unterwasser-
schall bezogen auf das Schutzgut Schweinswal vermieden werden kann, sofern der Schaller-
eignispegel von 160 dB bzw. der Spitzenpegel von 190 dB jeweils in 750 m Entfernung zur
Emissionsstelle nicht Gberschritten wird und ausreichend Ausweichflachen in der deutschen
Nordsee zur Verfligung stehen. Letzteres sei nach Forderung des BfN durch zeitliche Koordi-
nierung von schallintensiven Tatigkeiten verschiedener Vorhabentrager mit dem Ziel, dass
nicht mehr als 10 % der Flache der deutschen AWZ der Nordsee von stérungsausldosendem
Schall betroffen sind, zu gewahrleisten (Schallschutzkonzept, BMU 2013).

Baubedingte Auswirkungen:

In der Eignungspriufung zur Flache N-3.8 wurde der Aspekt der Stérung bereits eingehend
betrachtet. Durch die Konkretisierung der Parameter im Verfahren (Impulsrammung als Grin-
dungsmethode, Durchmesser der Monopiles von 8,9 m, Errichtung der USP auf einem Jacket-
Fundament mit Pin-Piles von 2,5 m Durchmesser) ist nicht von einem abweichenden Ergebnis
auszugehen.

Nach derzeitiger Kenntnislage ist folglich nicht davon auszugehen, dass Stérungen, welche
durch schallintensive Baumaf3hahmen auftreten kénnen, den Erhaltungszustand der lokalen
Population i.S.d. § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG verschlechtern wirden. Durch ein effektives
Schallschutzmanagement, insbesondere durch die Anwendung von geeigneten Schallminde-
rungssystemen im Sinne der Anordnung 14 und unter Bertcksichtigung der Vorgaben aus
dem Schallschutzkonzept (BMU 2013) sind negative Einflisse der Rammarbeiten auf die
Schweinswale nicht zu erwarten. Die in der Eignungspriifung genannten MaRhahmen in Ne-
benbestimmung 2.6 werden entsprechend angeordnet um eine Verwirklichung des Verbotstat-
bestandes der Stérung zu vermeiden

Das Stdrverbot ist jahreszeitlich differenziert zu betrachten. Es wird davon ausgegangen, dass
innerhalb der besonders sensiblen Fortpflanzungszeit (Mai bis August) eine erhebliche Sto-
rung nur dann ausgeschlossen werden kann, wenn das Hauptkonzentrationsgebiet (vgl. BMU-
Schallschutzkonzept, Anhang 1) von solchen schallintensiven BaumafZnahmen freigehalten
wird, bei denen sich kumulativ mehr als 1 % der Gebietsflache innerhalb des Storradius befin-
den. Kumuliert werden die Flachen der Storradien aller Vorhaben, in denen die Bauphase fur
die Fundamente des Vorhabens bereits begonnen wurde und noch nicht abgeschlossen ist.
AulRerhalb der sensiblen Zeit liegt eine erhebliche Stérung nicht vor, wenn ausreichend nicht
durch Rammschall belastete Flachen fur den Schweinswal zur Verfliigung stehen. Es wird da-
von ausgegangen, dass diese jedenfalls immer dann ausreichend vorhanden sind, wenn nicht
mehr als 10 Prozent der Flache der AWZ der deutschen Nordsee sich innerhalb der Stérradien
der in Errichtung befindlichen OWP befinden und der Grenzwert aus dem Totungs- und Ver-
letzungsverbot fur impulshaften Schall (breitbandiger Schallereignispegel (SEL) von 160 dB re
1 yPa? s bzw. Spitzenschalldruckpegel (SPLpeak-peak) von 190 dB re 1 yPa in 750 m Entfer-
nung vom Ort der Schallentstehung eingehalten wird.
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Betriebsbedingte Auswirkungen:

In der SUP zur Eignungsprifung wurden die betriebsbedingten Auswirkungen des Vorhabens
bereits betrachtet. Es gibt keine neuen Erkenntnisse, die ein abweichendes Prifergebnis er-
fordern.

Betriebsbedingt sind nach heutigem Kenntnisstand bei der regelmafigen konstruktiven Aus-
fuhrung der Anlagen keine negativen Langzeiteffekte durch Schallemissionen der Turbinen fiir
Schweinswale zu erwarten. Die biologische Relevanz des Dauerschalls auf marine Tierarten
und insbesondere auf den Schweinswal ist bis heute nicht belastbar geklart.

In der Literatur finden sich Hinweise auf mogliche Verhaltensanderungen durch Schiffslarm,
deren Ergebnisse allerdings nicht stichhaltig sind, um Schlussfolgerungen tber Erheblichkeit
von Verhaltensanderungen zu ziehen oder um gar geeignete Verminderungsmaflinahmen zu
entwickeln und zu ergreifen.

Allerdings weisen wissenschaftliche Reviews der vorhandenen Literatur zu moglichen Auswir-
kungen des Schiffslarms auf Wale aber auch auf Fische eindeutig auf das Fehlen der Ver-
gleichbarkeit, Ubertragbarkeit und Reproduzierbarkeit der Ergebnisse hin (POPPER &
HAWKINS, 2019, ERBE et al. 2019). Von dem Vorliegen einer Stérung gemaf
§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG ist nach aktuellem Kenntnisstand auch nicht durch den Betrieb
von Offshore-WEA auszugehen.

Ein geeignetes Monitoring wird flr die Betriebsphase des Vorhabens NC 2 in Nebenbestim-
mung 2.1 ff. vorgegeben, um etwaige standort- und projektspezifischen Auswirkungen erfas-
sen und einschétzen zu kdnnen.

(bb) Sonstige Marine Sauger

Neben dem Schweinswal sind gemaf 8 7 Abs. 1 Nr. 13 lit c BNatSchG Tierarten besonders
geschitzt, die als solche in einer Rechtsverordnung nach § 54 Abs. 1 aufgefiihrt sind. In der
auf Grundlage des § 54 Abs. 1 Nr.1 BNatSchG erlassenen BArtSchV sind als besonders ge-
schitzt die heimischen Saugetiere aufgefiihrt, die damit auch unter die artenschutzrechtlichen
Bestimmungen des § 44 Abs. 1 Nr.1 BNatSchG fallen.

Grundsatzlich gelten die fir Schweinswale ausfihrlich aufgefiihrten Erwéagungen zur Schall-
belastung durch Bau- und Betriebsaktivitaten von Offshore-Windenergieanlagen fir alle sonst
im Vorhabengebiet NC 2 und seiner Umgebung vorkommenden marinen S&ugetiere. Jedoch
variieren unter marinen Saugetieren artspezifisch die Horschwellen, Empfindlichkeit und Ver-
haltensreaktionen erheblich. Die Unterschiede bei der Wahrnehmung und Auswertung von
Schallereignissen unter marinen Saugetieren beruhen auf zwei Komponenten: Zum einen sind
die sensorischen Systeme morphoanatomisch wie funktionell artspezifisch verschieden.
Dadurch horen und reagieren marine Saugetierarten auf Schall unterschiedlich. Zum anderen
sind sowohl Wahrnehmung als auch Reaktionsverhalten vom jeweiligen Habitat abhangig
(KETTEN 2004).

Das Vorhabengebiet NC 2 hat fiir Seehunde und Kegelrobben keine besondere Bedeutung.
Die nachsten haufig frequentierten Wurf- und Liegeplatze liegen in grof3er Entfernung auf Hel-
goland und auf den ostfriesischen Inseln.

Nach aktuellem Kenntnisstand werden mit der Installation der Windenergieanlagen sowie mit
der Verlegung und dem Betrieb der parkinternen Verkabelung keine artenschutzrechtlich rele-
vanten Storungen geman 8§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG von marinen Saugern verbunden sein.

(cc) Avifauna

Die artenschutzrechtliche Prufung gemal § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG kam im Rahmen der
Eignungsfeststellung der Flache N-3.8 zu dem Ergebnis, dass nicht von einer Erfullung des
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Stérungstatbestandes ausgegangen werde. Zum Zeitpunkt der Eignungsfeststellung fehle je-
doch die Festlegung der technisch konstruktiven Ausfiihrung des konkreten Vorhabens. Inso-
fern sei im Rahmen des Einzelzulassungsverfahrens die Aktualisierung der Prifung der Erful-
lung des Storungstatbestandes nach 8§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG erforderlich.

Da die Anlagenparameter des gegenstandlichen Vorhabens im Bereich der Bandbreite der im
Rahmen der Eignungsfeststellung betrachteten Modellwindpark-Szenarien liegt, sind hinsicht-
lich des Storungsverbots (8 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG) fur die Avifauna keine zusatzlichen
oder anderen erheblichen Umweltauswirkungen zu betrachten.

Fur keine der zu betrachtenden Arten ergibt sich eine, gegeniber der artenschutzrechtlichen
Prifung im Rahmen der Eignungsfeststellung der Flache N-3.8, abweichende artenschutz-
rechtliche Bewertung hinsichtlich des Stdrungstatbestands gemalR 844 Abs.1 Nr. 2
BNatschG.

Seetaucher (Prachttaucher, Gavia arctica, und Sterntaucher, Gavia stellata)
Das Vorhaben NC 2 liegt in mehr als 40 km Entfernung zum Hauptkonzentrationsgebiet See-
taucher westlich vor Sylt. Das BfN geht in seiner Stellungnahme vom 22.08.2023 davon aus,
dass auf Grund dieser Entfernung nicht von einer erheblichen Stérung gemaR § 44 Abs. 1
Nr. 2 BNatschG auszugehen sei. Das BSH schlief3t sich dieser Einschatzung an.

Trottellumme (Uria aalge und Tordalk (Alca torda) (Alkenvogel)

Die Trottellumme zéahlt zu den haufigsten Arten in der deutschen Nordsee und zeigt insgesamt
ein grol3raumiges Vorkommen, das im Winter seinen Hohenpunkt erreicht. Die SUP zur Eig-
nungsfeststellung der Flache N-3.8 fasste die Informationen zum Vorkommen der Trottel-
lumme aus den Untersuchungen des Clusters ,Nordlich Borkum® umfassend zusammen (BSH
2020a). Danach hatte sich das Vorkommen in den Jahren 2017 und 2018 insbesondere west-
lich des Untersuchungsgebiet orientiert, nicht in unmittelbarer Nahe des gegenstandlichen
Vorhabens.

Das Vorkommen des Tordalk stimmt mit dem der Trottellumme weitgehend lberein.

In der SUP zur Eignungsfeststellung der Flache N-3.8 wurde der damalige Kenntnisstand zum
potenziellen Meideverhalten der beiden Alkenarten dargestellt (BSH 2020a). Demnach wurde
von Teilmeidungen bis in 4 km Entfernung zum Windpark ausgegangen. In einem Vortrag beim
Meeresumweltsymposium 2022 prasentierten Garthe et al. (2022) erste Ergebnisse, wonach
Trottellummen bis in Entfernungen bis 21 km im Herbst und bis zu 18 km im Winter mit Meide-
verhalten auf Offshore-Windparks in der deutschen AWZ der Nordsee reagierten. Fur Tordalke
bestatigten sich die tendenziell kleinrAumigeren Effektradii von bis zu 3 km.

In seiner Stellungnahme vom 22.08.2023 fiihrt das BfN aus, dass die von Garthe et al. (2022)
vorgestellten Ergebnisse starke Effekte der bereits in Betrieb befindlichen OWPs der Gebiete
N-2 und N-3 auf das Vorkommen von Trottellumme und Tordalke festgestellt haben. Auf Basis
der dem BSH vorliegenden Informationen in Form der beim Meeresumweltsymposium vorge-
tragenen Prasentation kann sich das BSH dieser Einschatzung nicht anschliel3en. Betrachtet
wurde fur die Trottellumme die modellierte raumliche Verteilung im Herbst und fir den Tordalk
im Winter. Auf den Folien 8/18 und 9/18 geht nicht hervor, dass es fur beide Arten zu starken
Verdrangungen gekommen ist. Vielmehr wird fur die Trottellumme deutlich, dass sich das
Hauptvorkommen im Herbst auf die kiistenferneren Bereiche der deutschen AWZ fokussiert
und die Umgebung des Vorhabens bereits vor Bau der Windparks nérdlich von Borkum eine
vergleichsweise geringere Bedeutung hatte.
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Die zuletzt erschienene Verdffentlichung von Peschko et al. (2024) fokussiert sich ausschliel3-
lich auf die Trottellumme und greift fir den Herbst auf dieselben Ergebnisse zurtick wie Garthe
et al. (2022). Zusatzlich dazu werden modellierte Verbreitungen auch fir den Winter darge-
stellt. Die Autorinnen und Autoren fihren in der Veréffentlichung in Bezug auf die raumliche
Verbreitung aus, dass in dem sudlichsten Windparkcluster, in dem das gegensténdliche Vor-
haben liegt, auch nach der Errichtung von Windparks mittlere bis hohe Dichten von Trottellum-
men im Winter ermittelt wurden. Dies ergibt sich auch aus der entsprechenden Abbildung 3 in
Peschko et al. (2024). Das BSH geht daher davon aus, dass die von Peschko et al. (2024)
ermittelten Meideradien von 15 - 18 km Uber alle berticksichtigten OWPs und eine Reduzie-
rung der Dichte von 51 % innerhalb eines mittleren Abstandes von 16.5 km fiir das gegen-
standliche Vorhaben nicht ohne weiteres tbertragbar sind. Auf Grund der Lage des gegen-
standlichen Vorhabens in unmittelbarer Umgebung zu bereits realisierten Windparkvorhaben
kann angenommen werden, dass voraussichtliche zuséatzliche Meideeffekte durch das Vorha-
ben NC 2 bereits durch realisierte Vorhaben Uberlagert wird. Nach derzeitigem Stand kann
davon ausgegangen werden, dass von dem gegenstandlichen Vorhaben keine erhebliche Sto-
rung auf die Trottellumme ausgehen.

Zum Zeitpunkt der gegenstandlichen Prifung liegen dem BSH daher keine nachvollziehbaren
Informationen vor, die zu einer, von der SUP abweichenden Einschéatzung fihren.

Basstolpel (Sula bassana) und Eissturmvogel (Fulmarus glacialis)

Das Vorkommen von Basstoélpel und Eissturmvdégeln ist von einer hohen Variabilitat gepragt.
Eissturmvogel sind typische Hochseevigel, deren Verbreitungsschwerpunkte sich stark nach
den hydrographischen Eigenschaften des Nordseewassers richtet. In den Untersuchungen in
der Umgebung des gegensténdlichen Vorhabens wurden nur vereinzelt Eissturmvoégel festge-
stellt. Die Umgebung des Vorhabens hat keine besondere Bedeutung fir Eissturmvogel. Far
Eissturmvogel prasentierten Garthe et al. (2022) vorlaufige Ergebnisse, wonach kleinrAumige
Meideeffekte fur Eissturmvdgel gegeniber Offshore-Windenergieanlagen in der deutschen
AWZ zu beobachten sind. Auf Grund des stark Hochsee-orientierten Vorkommens von Eis-
sturmvogeln ist davon auszugehen, dass nur einzelne Tiere die Vorhabenflache meiden wir-
den.

In der Umgebung des Vorhabens kommen Basstdlpel in stark schwankenden Dichten vor.
Verbreitungsschwerpunkte in unmittelbarer Nahe zur Vorhabenflache sind auf Grund ihrer ho-
hen Mobilitat nicht zu erkennen. Bereits in der SUP zu Eignungsfeststellung der Flache N-3.8
wurde darauf hingewiesen (BSH 2020a), dass fur Basstolpel aus vorliegenden Untersuchun-
gen und der Literatur Hinweise fur eine teilweise Meidung von Offshore-Windparks vorliegen.
Auch Garthe et al. (2022) stellten dies im Rahmen einer Auswertung tber Windparks in der
deutschen AWZ fest. Das gegenstandliche Vorhaben NC 2 zahlt allerdings nicht zu den Ver-
breitungsschwerpunkten von Basstdlpeln, sodass davon auszugehen ist, dass nur vereinzelt
Tiere mit potenziellem Meideverhalten auf das Vorhaben NC 2 reagieren wirden.

Heringsmowe (Larus fuscus) und Dreizehenmowe (Rissa tridactyla)

Im Rahmen der SUP zur Eignungsfeststellung der Flache N-3.8 wurde bereits ausgefuhrt,
dass Heringsmowen in der Umgebung des Vorhabens NC 2 die haufigste Méwenart waren
und zudem ein flachendeckendes Vorkommen zeigten. Als bekannter Schiffsfolger zeichneten
sich keine spezifischen Verteilungsmuster ab. In den Untersuchungen im Rahmen des Clus-
ters ,Nordlich Borkum® kam es variabel im noérdlichen, stidlichen und 6stlichen Bereich des
Untersuchungsgebiets zu Verbreitungsschwerpunkten, die mit Fischereiaktivitat in Verbindung
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gebracht werden konnten. Das saisonale Vorkommen der Heringsmdwen ist im Sommer am
hdchsten (BSH 2020a)

Auf Basis bisheriger Erkenntnisse wurde die Heringsmowe bislang als Art eingestuft, die
schwache Anlockeffekte in Bezug auf Windparks zeigte (Dierschke et al 2016). Beim Mee-
resumweltsymposium am 19.05.2022 wurden erste Ergebnisse prasentiert (Garthe et al.
2022), wonach fur die Heringsmowe in der deutschen AWZ der Nordsee im Sommer Meideef-
fekte gegenuber Offshore-Windparks angenommen werden, im Herbst hingegen Anlockef-
fekte. Der Effektradius fur die Meideeffekte betrage 12-15 km, fur die Anlockeffekte 0-3 km.
Eine vertiefte Auseinandersetzung mit den Ergebnissen der Studie ist dem BSH auf Basis der
bisher nur vorliegenden Prasentation zum aktuellen Zeitpunkt nicht mdglich. Derzeit liegen
keine Hinweise dafir vor, dass potenzielle Meideeffekte, wie sie die Ergebnisse von Garthe et
al. (2022) andeuten, bei einem bekannten Schiffsfolger wie der Heringsmowe in einem mono-
kausalen Zusammenhang mit Offshore- Windenergieanlagen stehen. Zudem handelt es sich
bei der Heringsméwe um eine weitrdumig vorkommende Art, die gemal der aktuellen ,Euro-
pean Red List of Birds® (BirdLife International 2021) nicht geféhrdet ist.

Dreizehenmdwen sind nach Heringsmowen die zweithaufigste Mowenart in der Umgebung
des Vorhabengebiets. Die htchsten Dichten werden im Frihjahr und Winter erreicht. Hinsicht-
lich des rdumlichen Vorkommens der Dreizehenmdwe wurden in Untersuchungen in der Um-
gebung des Vorhabengebiet, wie in der SUP zur Eignungsfeststellung ausgefihrt, keine Vor-
kommensschwerpunkte identifiziert.

Nach der aktuellen europaischen Roten Liste gilt die Dreizehenmdéwe als gefahrdet (BirdLife
International 2021)

Aus der Literatur ist bekannt, dass Dreizehenmoéwen ein variables Verhalten gegeniiber Offs-
hore-Windparks zeigen. Eine umfassende Auswertung von Ergebnissen aus 20 européischen
Offshore-Windparks kam zu dem Ergebnis, dass Dreizehenmowen in der Betriebsphase von
Windparks zu gleichen Teilen Meideverhalten und Anlockverhalten zeigen (Dierschke et al
2016).

Beim Meeresumweltsymposium 2022 wurden auch fur die Dreizehenmodwe erste Ergebnisse
prasentiert (Garthe et al. 2022), wonach fir diese Art in der deutschen AWZ der Nordsee im
Frahjahr Meideeffekte gegentber Offshore-Windparks angenommen werden, im Winter hin-
gegen Anlockeffekte. In beiden Fallen liegt der Effektradius nach den Informationen aus dem
Vortrag in der Entfernungsklasse 0-3 km. Angesichts der hohen Mobilitét der Art werden diese
Entfernungen vom BSH als kleinraumig erachtet. Garthe und Hippop (2004) stuften die Drei-
zehenmowe als unempfindlich gegeniber Offshore- Windenergieanlagen ein.

Sonstige Vogelarten

Seeschwalben und Zwergmdwen (Larus minutus) nutzen das gegenstandliche Vorhaben nur
als Durchzugsgebiet. Besonders hohe Vorkommen oder Schwerpunkte in der unmittelbaren
Umgebung des Vorhabens NC 2 sind nicht bekannt. Bisher vorliegende Informationen zu
Meideverhalten deuten, wie in der SUP zur Eignungsfeststellung der Flache N-3.8 dargeleqt,
auf kleinrAumige Reaktionen hin. Fir weitere MOwenarten liegen aktuelleren oder anderslau-
tende Erkenntnisse im Vergleich zur artenschutzrechtlichen Prifung im Rahmen der Eig-
nungsfeststellung fur die Flache N-3.8 vor.
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Fledermause

Flederméuse reagieren unterschiedlich auf Lichtemissionen. Untersuchungen an Land erga-
ben, dass Lichtemissionen sowohl eine anziehende als auch vertreibende Wirkung auf (ja-
gende) Flederméause haben kénnen (Voigt et al. 2018). Aufgrund moglicher Umwege muss
moglicherweise mehr Energie aufgebracht werden. Ahnliche Untersuchungen zu den Auswir-
kungen von Lichtemissionen Uber dem Meer sind nicht bekannt.

Im Bereich des Vorhabengebietes wurden Fledermause in sehr geringen Anzahlen nachge-
wiesen. Die Erfassungen deuten darauf hin, dass die Fledermause zumeist bei ablandigen
Winden zur Zugzeit detektiert wurden. Von einem kontrollierten Anfliegen oder einem Kon-
zentrationsschwerpunkt im Bereich des Vorhabengebietes ist somit nicht auszugehen.

Eine vorhabenbedingte Verschlechterung des Erhaltungszustands der lokalen Fledermaus-
Populationen aufgrund der vorhabenbedingten Lichtemissionen in Verbindung mit der visuel-
len Unruhe kann ausgeschlossen werden. Die Grol3e oder der Fortpflanzungserfolg der loka-
len Fledermaus-Populationen werden vorhabenbedingt weder langfristig noch erheblich ver-
ringert (z. B. durch erhdhte Sterblichkeit und/oder geringeren Reproduktionserfolg). Eine er-
hebliche Stérung (Beeintrachtigung der Fitness/Reproduktionsfahigkeit, Verkleinerung des
Siedlungsgebiets oder Umsiedlung oder Vertreibung) der lokalen Fledermaus-Population wah-
rend der Wanderungszeit durch das Vorhaben kann somit ausgeschlossen werden.

Eine Verwirklichung des Stérungsverbots geman 844 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG kann somit fur
Flederméause mit der erforderlichen Sicherheit ausgeschlossen werden.

(c) Schadigungsverbot (8 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG)

Gemal § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG ist es verboten, Fortpflanzungs- oder Ruhestétten der
wild lebenden Tiere der besonders geschitzten Arten aus der Natur zu entnehmen, zu be-
schadigen oder zu zerstéren. Fortpflanzungsstétten sind all diejenigen Stétten, die - begonnen
bei der Paarung bis hin zum Abschluss der Aufzucht der Jungtiere, soweit sie ortsgebunden
ist - fur eine erfolgreiche Fortpflanzung vonndten sind. Ruhestétten sind diejenigen Bereiche,
in die sich die Tiere zur Warmeregulierung, zur Rast, zum Schlaf oder zur sonstigen Erholung,
als Versteck oder zum Schutz zurlickziehen. Auch Rast- und Sonnpléatze gelten als Ruhestatte
im Sinne des § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG (Lau in: Frenz/Miggenborg, Bundesnaturschutzge-
setz, 2. Aufl. 2016, § 44, Rn. 21).

Im Einwirkungsbereich des hier gegenstandlichen Vorhabens sind keine Fortpflanzungs- oder
Ruhestatten bekannt. Somit scheidet die Verwirklichung dieses Tatbestands vorliegend aus.

(3) Gebietsschutz (§ 34 Abs. 1 BNatSchG)

Nach § 34 Abs. 1 BNatSchG sind Projekte vor ihrer Zulassung auf ihre Vertraglichkeit mit den
Erhaltungszielen eines Gebiets von gemeinschaftlicher Bedeutung zu tberprifen. Ergibt die
Prifung der Vertraglichkeit, dass das Projekt zu erheblichen Beeintrachtigungen des Gebiets
in seinen fur die Erhaltungsziele oder den Schutzzweck maf3geblichen Bestandteilen fiihren
kann, ist es unzuléssig. Erheblich ist eine Beeintrachtigung, wenn hierdurch eine Gefahrdung
der fur dieses Gebiet festgelegten Erhaltungsziele (8 7 Abs. 1 Nr. 9 BNatSchG) droht (vgl.
BVerwG, Urteil vom 17. Januar 2007 - 9 A 20.05 -, BVerwGE 128, 1 unter Bezug auf EuGH,
Urteil vom 7. September 2004 - C - 127/02 -, Slg. 2004, | 7405; OVG Munster Urt. v. 24.07.2009

Seite 133 von 235



— 7 D 130/08, BeckRS 2009, 37423, beck-online). Soweit ein Natura 2000-Gebiet ein ge-
schitzter Teil von Natur und Landschaft im Sinne des § 20 Absatz 2 ist, ergeben sich die
Malf3stabe fur die Vertraglichkeit aus dem Schutzzweck und den dazu erlassenen Vorschriften,
wenn hierbei die jeweiligen Erhaltungsziele bereits bertcksichtigt wurden. Ergibt die Prifung
der Vertraglichkeit, dass das Projekt zu erheblichen Beeintrachtigungen des Gebiets in seinen
fur die Erhaltungsziele oder den Schutzzweck maf3geblichen Bestandteilen fuhren kann, ist es
unzulassig und kann nur unter den Voraussetzungen von 8§ 34 Abs. 3 bis 5 BNatSchG im
Wege einer Ausnahme zugelassen werden.

Fur den Gang und das Ergebnis der Vertraglichkeitsprifung gilt, dass ohne Ruckgriff auf eine
Abweichungsentscheidung die Behorde ein Vorhaben nur dann zulassen darf, wenn sie zuvor
Gewissheit dartber erlangt hat, dass dieses sich nicht nachteilig auf das Gebiet auswirkt
(BVerwGE 128, 1 = NVwZ 2007, 1054). Die zu fordernde Gewissheit liegt nur dann vor, wenn
»=aus wissenschaftlicher Sicht kein vernlnftiger Zweifel“ daran besteht, dass solche Auswirkun-
gen nicht auftreten werden (vgl. EUGH EuZW 2004, 730). In diesem Sinne ist die FFH-Ver-
traglichkeitsprifung nicht auf ein ,Nullrisiko* auszurichten (BVerwGE 128, 1 = NVwZ 2007,
1054). Wissenschaftlichen Erkenntnislicken kann im Einzelfall mit der ergdnzenden Beriick-
sichtigung von Prognosewahrscheinlichkeiten oder Analogieschlissen begegnet werden
(BVerwGE 128, 1 = NVwZ 2007, 1054). Als Form der wissenschaftlichen Schatzung gangig
ist ebenso eine Worst-Case-Betrachtung, die im Zweifelsfall verbleibende negative Auswirkun-
gen des Vorhabens unterstellt (vgl. BVerwG NVwZ 2008, 1115; BVerwGE 126, 166 = NVwZ
2006, 1161; BVerwGE 125, 116 = BeckRS 2006, 23694; fiur den ganzen Absatz: BeckOK
UmweltR/Luttgau/Kockler, 63. Ed. 1.1.2022, BNatSchG § 34 Rn. 13).

Die Naturschutzgebiete in der AWZ der Nordsee (,Borkum Riffgrund®, ,Sylter Auenriff — Ost-
liche Deutsche Bucht® und ,Doggerbank® waren vor ihrer Ausweisung als geschiitzte Meeres-
gebiete gemanR 88 20 Abs. 2, 57 BNatSchG europarechtlich mit Entscheidung der EU-Kom-
mission vom 12.11.2007 als FFH-Gebiete in die erste aktualisierte Liste von Gebieten von
gemeinschaftlicher Bedeutung in der atlantischen biogeografischen Region gemald Artikel 4
Abs. 2 FFH-RL aufgenommen worden (Amtsblatt der EU, 15.01.2008, L 12/1). 21,2 km Ent-
fernung zur Flache N-3.8 befindet sich au3erdem das FFH-Gebiet ,Nationalpark Niedersach-
sisches Wattenmeer* (EU-Code: DE 2306-301, Gesetz Uber den Nationalpark ,Niedersachsi-
sches Wattenmeer vom 11. Juli 2001(NWattNPG)) im Kustenmeer. Das FFH-Gebiet im Kis-
tenmeer wurde bereits mit Entscheidung der EU-Kommission vom 7. Dezember 2004 (Amts-
blatt der EU, 29. Dezember 2004, L387/1) in der Liste von Gebieten von gemeinschatftlicher
Bedeutung (GGB) in der atlantischen biogeografischen Region gemanR Artikel 4 Abs. 2 der
FFH-RL aufgenommen.

(a) Naturschutzgebiet ,,Borkum Riffgrund“

Das Naturschutzgebiet ,Borkum Riffgrund® mit einer Flache von 625 km? ist der Flache N-3.8
nachstgelegen in der deutschen AWZ. Die kiirzeste Entfernung der Flache N-3.8 zum Natur-
schutzgebiet betragt dabei 20,4 km.

Das Gebiet ,Borkum Riffgrund* ist als Naturschutzgebiet gemaf § 23 BNatSchG nationalrecht-
lich gesichert. Die Rechtsgrundlage bildet die Verordnung (Verordnung Uber die Festsetzung
des Naturschutzgebietes ,Borkum Riffgrund“ (NSGBRgV) 22.September 2017, BGBI. | S.
3395). Nach 8 5 Abs. 1 Nr. 1 NSGBRgV sind Projekte zur Energieerzeugung aus Wind zul&s-
sig, wenn sie nach 8 34 Abs. 2 BNatSchG nicht zu erheblichen Beeintrachtigungen der fir den
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Schutzzweck mafigeblichen Bestandteile des Gebietes fiihren kbnnen oder die Anforderungen
nach 8 34 Absatz 3 bis 5 des Bundesnaturschutzgesetzes erfillen.

Im Umweltbericht der Eignungsprufung fur die Flache N-3.8 wurde auch unter Bertcksichti-
gung von Fernwirkungen des geplanten Vorhabens festgestellt, eine Beeintrachtigung der
Schutzzwecke des Naturschutzgebiets ,Borkum Riffgrund® durch die Errichtung und den Be-
trieb von Offshore-Windenergieanlagen nebst parkinterner Verkabelung in der Flache N-3.8
unter Berucksichtigung der im Entwurf der Eignungsfeststellung vorgesehenen Vorgaben so-
wie der Anordnungen insbesondere von Schallschutzmal3nahmen im Planfeststellungsbe-
schluss mit der erforderlichen Sicherheit ausgeschlossen werden (BSH 2020a) kann.

Eine konkretisierende Prifung sollte nach den dortigen Ausfiihrungen im Planfeststellungs-
verfahren durchgefiihrt werden. Diese fuihrt im Wesentlichen nicht zu einem anderen Ergebnis.
Die Parameter des geplanten Vorhabens NC 2 liegen innerhalb der Szenarien aus der Eig-
nungsprifung.

Bezlglich des 0.g. Gebietes von gemeinschaftlicher Bedeutung ist von der Vorhabentragerin
mit Datum vom 15.03.2023 eine FFH-Vertraglichkeitsprifung (Anlage F1-2) vorgelegt worden.
Sie bestatigt das Ergebnis aus der Eignungsprifung plausibel und tiberzeugend.

Die Abschichtung ergab, dass fur den im Schutzzweck des Natura 2000-Gebiets ,Borkum Riff-
grund“ genannten Schweinswal sowie den Seehund und die Kegelrobbe eine Aktualisierung
der Umweltprifung zur Eignungsprifung der Flache N-3.8 (BSH 2020a) anhand der standort-
und projektspezifischen Eigenschaften der OWEA vorzunehmen war. Im Rahmen der Fauna-
Flora-Habitat-Vertraglichkeitsuntersuchung wurde aufgrund der Entfernung des Vorhabens zu
den beiden Natura 2000-Gebieten ,Borkum Riffgrund® (mindestens 20,4 km) und der vorwie-
genden Kleinrdumigkeit der vorhabenbedingten Wirkfaktoren unter der Voraussetzung der An-
wendung eines geeigneten Schallschutzkonzeptes festgestellt, dass keine Beeintrachtigungen
fur die Erhaltungsziele und der fir den Schutzzweck maR3geblichen Bestandteile der beiden
Natura 2000- Gebiete zu erwarten sind. Vorhabenbedingte kumulative Effekte wurden eben-
falls ausgeschlossen.

Die Anordnung hinreichender SchallschutzmalRnahmen wird durch Nebenbestimmung 2.6 ff.
sichergestellt.

Die Stellungnahme des BfN vom 22.08.2023 kommt Ubereinstimmend zum Ergebnis, dass
aufgrund der Entfernung zum Schutzgebiet ,Borkum Riffgrund” bei Einhaltung des 160 dB-
Grenzwerts (siehe Nebenbestimmung 2.6.2) nicht von einer erheblichen Beeintréachtigung des
Schutzgebietes auszugehen ist.

(b) Sonstige Natura 2000-Gebiete in der deutschen Nordsee

Fur alle weiteren Natura 2000-Gebiete der AWZ, welche sich in der Natura 2000-Gebietsku-
lisse des Vorhabens befinden, wurde eine erhebliche Beeintrachtigung aufgrund einer ausrei-
chenden Entfernung sowie aufgrund der Ergebnisse der vorangegangenen Vertraglichkeits-
prufungen bereits im Umweltbericht zur Eignungsprifung der Flache N-3.8 ausgeschlossen.
Dies gilt auch fir das FFH-Gebiet ,Nationalpark Niedersachsisches Wattenmeer*. Es liegt et-
was weiter entfernt als das NSG ,Borkum Riffgrund®, die kirzeste Entfernung zur Flache N-
3.8 betragt mehr als 21 km, so dass bei Einhaltung der schallmindernden MaRhahmen auch
hier eine erhebliche Beeintrachtigung im Sinne des § 34 BNatSchG ausgeschlossen werden

Seite 135 von 235



kann. Die Realisierung von Offshore-Windenergieanlagen in der Flache N-3.8 ist entspre-
chend nicht geeignet, die Erhaltungsziele dieses FFH-Gebiets erheblich zu beeintrachtigen
(BSH 2020a). Dieses Ergebnis hat weiterhin Bestand.

(c) Kumulative Berticksichtigung anderer Plane und Projekte

Neben den Auswirkungen auf Arten und Lebensraume ist zu untersuchen, ob und inwieweit
die Wirkungen anderer Plane und Projekte in das FFH-Gebiet hineinreichen und ggf. summativ
mit dem hier zu beurteilenden Vorhaben auf die maf3geblichen Bestandteile einwirken kdnn-
ten. Die FFH-Vertraglichkeitsprufung fiihrt in Kapitel 7 ab Seite 26 nachvollziehbar aus, dass
ein kumulatives Zusammenwirken mit anderen Bauvorhaben ausgeschlossen werden kann.
Das Vorhabengebiet liegt in einem bereits stark entwickelten Gebiet, parallele Bauaktivitaten
waren nur im Nachbarvorhabengebiet NC 1 zu erwarten.

Die Nebenbestimmung 2.6.4 schreibt vor, dass maximal 10 % der AWZ bzw. der FFH-Gebiete
zeitgleich mit stérungsauslésendem Schall belastet werden dirfen. Durch geeignete Koordi-
nation zwischen den Bauvorhaben ist dies sicherzustellen. Eine erhebliche Beeintrachtigung
ist daher mit der erforderlichen Sicherheit auszuschlie3en.

(4) Eingriffsregelung (88 13 ff. BNatSchG)

Den Vorgaben der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung des Bundesnaturschutzgesetzes
(8813 ff. BNatSchG) i.V.m. den Regelungen der Bundeskompensationsverordnung
(BKompV) wird mit der Ersatzgeldanordnung in Nebenbestimmung 2.7.1 entsprochen.

Das Folgenbeseitigungsprogramm der Eingriffsregelung bildet anders als die Ubrigen abwa-
gungsfesten Tatbesténde des § 48 Abs. 4 S. 1 WindSeeG keinen Versagungsgrund im eigent-
lichen Sinne, z&hlt jedoch ebenfalls zu den sonstigen einzuhaltenden o6ffentlich-rechtlichen
Bestimmungen gemal} § 48 Abs. 4 S. 1 Nr. 8 WindSeeG.

Sowohl das Bundesnaturschutzgesetz als auch die Bundeskompensationsverordnung sind in
der AWZ anwendbar (vgl. 8 56 Abs. 1 BNatSchG und § 1 Abs. 2 BKompV). Prinzipiell findet
die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung auch fir Windenergieanlagen auf See im zentralen
Modell aufgrund eines Zuschlags der BNetzA nach 8§ 16 WindSeeG wie dem verfahrensge-
genstandlichen Windpark Anwendung (vgl. 8 56 Abs. 1, 3 BNatSchG, § 48 Abs. 8 WindSeeG).
Zu beachten sind aber die Sonderregelungen fir den Ersatz der Eingriffe in das Landschafts-
bild und fur die Kompensation in Sicherheitszonen mit Fischereiausschluss. Die Geltung der
BKompV fiur die Vermeidung und Kompensation von Eingriffen im Bereich der ausschlief3li-
chen Wirtschaftszone und des Festlandsockels bleibt nach § 15 Abs. 2 BKompV im Ubrigen
unberthrt.

Gemal § 13 BNatSchG sind erhebliche Beeintrachtigungen von Natur und Landschaft (Ein-
griffe) vorrangig zu vermeiden. Eingriffe in Natur und Landschatft sind Veranderungen der Ge-
stalt oder Nutzung von Grundflachen oder Veranderungen des mit der belebten Bodenschicht
in Verbindung stehenden Grundwasserspiegels, die die Leistungs- und Funktionsféhigkeit des
Naturhaushalts oder das Landschaftsbild erheblich beeintréachtigen kénnen (8 14 Abs. 1
BNatSchG). Beeintrachtigungen sind vermeidbar, wenn zumutbare Alternativen gegeben sind,
um den mit dem Eingriff verfolgten Zweck am gleichen Ort ohne oder mit geringeren Beein-
trachtigungen von Natur und Landschaft zu erreichen. Soweit Beeintrachtigungen nicht ver-
mieden werden kdnnen, ist dies zu begrinden. Bei der Priifung, ob zumutbare Alternativen
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nach § 15 Abs. 1 S. 2 BNatSchG gegeben sind, soll auch berticksichtigt werden, inwieweit die
Alternativen dazu beitragen, die Inanspruchnahme von Flachen, insbesondere die Versiege-
lung von Bdden, durch den Eingriff zu verringern (8 2 Abs. 3 BKompV). Unvermeidbare erheb-
liche Beeintrachtigungen sind durch MalRnahmen des Naturschutzes auszugleichen oder zu
ersetzen (8§ 13 BNatSchG).

Wird ein Eingriff nach Abwagung mit den Belangen des Naturschutzes zugelassen oder durch-
gefuhrt, obwohl die Beeintrachtigungen nicht zu vermeiden oder nicht in angemessener Frist
auszugleichen oder zu ersetzen sind, hat der Verursacher des Eingriffs Ersatz in Geld zu leis-
ten. (8 15 Abs. 5, Abs. 6 BNatSchG).

(a) Vorliegen eines Eingriffs
Durch die Realisierung des beantragten Vorhabens werden die Natur und das Landschaftsbild
i.S. v. 8§ 14 Abs. 1 BNatSchG erheblich beeintrachtigt.

Erhebliche Beeintrachtigungen ergeben sich im Trassenverlauf der parkinternen Verkabelung
durch eine (temporare) Veranderung der Sedimentstruktur im Bereich des Kabelgrabens, der
sich beidseits anschlieBenden Arbeitsstreifen. Im Bereich der seitlichen Sedimentation und
Tribung sind keine erheblichen Beeintrachtigungen zu erwarten. Durch die OWEA und die
Umspannplattform kommt es zu erheblichen Beeintrachtigungen durch das Einbringen von
Fundamenten und die Steinschittungen fir die Kolkschutzbauwerke. Das Landschaftsbild
wird durch die herausragende Struktur der OWEA und der Umspannplattform beeintréachtigt.
Fur die Qualitat und den Umfang der bau- und betriebsbedingten Eingriffe im Einzelnen wird
auf die Umweltvertraglichkeitsprifung verwiesen.

(b) Vermeidungsmaflinahmen

Gemal § 15 Abs. 1 BNatSchG sind Beeintrachtigungen von Natur und Landschaft vorrangig
zu vermeiden. Beeintrachtigungen von Natur und Landschaft kénnen vermieden werden, wenn
bei Zulassung und Durchfiihrung des Eingriffs zumutbare Alternativen gewahlit werden, die
den mit dem Eingriff verfolgten Zweck am gleichen Ort ohne oder mit geringeren Beeintrach-
tigungen erreichen. Alternativen sind unzumutbar, wenn der Mehraufwand unter Bertcksichti-
gung der Art und Schwere des Eingriffs sowie der Bedeutung des betroffenen Schutzguts au-
Ber Verhéltnis zu der erreichbaren Verringerung und der Schwere der Beeintrachtigungen
steht (§ 3 Abs. 2 BKompV).

Die von der TdV in Abschnitt 14 des UVP-Berichts vorgesehenen MalRnahmen zur Vermei-
dung, Minimierung und zum Schutz sind nachfolgend aufgefuhrt:

- Anwendung derjenigen Arbeitsmethode nach dem Stand der Technik bei der Griindung
und Installation einer Anlage (in diesem Fall der OWEA/USP) die nach den vorgefun-
denen Umstéanden so gerduscharm wie maoglich ist.

- Die durch Rammarbeiten verursachten Schallemissionen duirfen fir den Schalldruck
den Wert von 160 dB und fur den Spitzenschalldruckpegel den Wert von 190 dB, je-
weils referenziert auf Mikropascal pro Sekunde, in einer Entfernung von 750 Metern
nicht Uberschreiten.
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- Die Einhaltung dieser Grenzwerte ist durch ein projektbezogenes Schallminderungs-
und Schallschutzkonzept sicherzustellen und durch Messungen zu dokumentieren (Ef-
fizienzkontrolle).

- Um Stérungen von Rastvigeln, insbesondere stérungsempfindlicher Seetaucher, auf-
grund des bau- sowie betriebsbedingten Schiffsverkehrs zu minimieren, wird zugesagt,
dass der Schiffsverkehr soweit wie moglich in Bereichen ausgewiesener Schifffahrts-
routen (Vorranggebiete Schifffahrt) und entlang der Kabeltrasse erfolgt.

- Die Befahrung von Naturschutzgebieten, FFH-Gebieten und EU-Vogelschutzgebieten
aullerhalb vorhandener Schifffahrtsrouten wird nach Mdglichkeit vermieden. Zudem
wird die Geschwindigkeit der zum Einsatz kommenden Lege- und Installationsver-
bande auf maximal 15 Knoten begrenzt.

- Durch die bedarfsgerechte Nachtkennzeichnung des OWP wird das als stérend emp-
fundene néachtliche Blinken weitestgehend minimiert.

Aus Sicht der Planfeststellungsbehoérde sind dartiber hinaus auch die in der SUP der Flache
N-3.8 genannten Malinahmen BSH (2020a) zu berucksichtigen. Diese sind nachfolgend auf-
gefuhrt.

- Die erforderlichen Seekabelsysteme sind so auszulegen und zu verlegen, dass die Be-
eintrachtigungen der Meeresumwelt durch eine kabelinduzierte Sedimenterwarmung
moglichst reduziert werden. Dabei ist sicherzustellen, dass sich das Sediment tber
dem Kabelsystem in einer Tiefe von 20 cm unterhalb der Meeresbodenoberflaiche um
nicht mehr als zwei Grad (Kelvin) erwéarmt wird.

- Das Verfahren zur Verlegung von Seekabelsystemen ist so zu wahlen, dass die ange-
ordnete Mindestiberdeckung mit moéglichst geringen Umweltauswirkungen erreicht
wird.

- Bei der Planung und Umsetzung der Anlagen sind MalRnahmen vorzusehen, die stoff-
liche Emissionen bei Errichtung und Betrieb zu vermeiden bzw. zu vermindern. Diese
mussen sicherstellen, dass keine nach dem Stand der Technik vermeidbaren Emissi-
onen von Schadstoffen, Schall und Licht in die Meeresumwelt eintreten.

- Fur durch die Sicherheitsanforderungen gebotene und unvermeidliche Emissionen des
Schiffs- und Luftverkehrs gebotene und unvermeidliche Emissionen ist sicherzustellen,
dass hierdurch mdglichst etwa durch die Wahl der eingesetzten Betriebsstoffe, die bau-
lichen Sicherheitssysteme, geeignete Uberwachungsmaflinahmen sowie organisatori-
sche und technische VorsichtsmalRnahmen madglichst geringe Beeintrachtigungen her-
vorgerufen werden. Dies gilt im Besonderen fur die Bereiche Betriebsstoffwechsel, Be-
tankung, Korrosionsschutz, Abwasser, Drainagewasser, die eingesetzten Dieselgene-
ratoren sowie den Kolk- und Kabelschutz.

Die Umsetzung der genannten Malinahmen wird im Einzelnen durch die Nebenbestimmungen
unter Ziffer 2 sichergestellt. Unter Berticksichtigung und Einhaltung der oben gelisteten Ver-
meidungs- und SchutzmafRhahmen stellen die nachfolgend gepriften Eingriffswirkungen aus
Sicht der Planfeststellungsbehdrde die geringsten méglichen Beeintrachtigungen bei Durch-
fihrung des Vorhabens dar und sind daher als unvermeidbar anzusehen.

Seite 138 von 235



(c) Ermittlung des Kompensationsbedarfs

(aa) Biotope, Boden einschliel3lich Fauna und Flora, Wasser und Luft

Nach 8§ 15 Abs. 1 Nr. 1 BKompV gelten die Beeintréachtigungen der Schutzgiter Biotope und
Boden einschliel3lich der darin vorkommenden Pflanzen und Tiere als auch der Schutzgtter
Wasser und Luft als kompensiert, wenn fir die Errichtung und den Betrieb der WEA einschliel3-
lich der hierfir erforderlichen Nebeneinrichtungen in der AWZ eine Sicherheitszone nach 8§ 53
WindSeeG eingerichtet wird, in der die Fischerei wahrend der gesamten Betriebsdauer aus-
geschlossen wird. Dies gilt auch fir Konverter, deren Sicherheitszone eine Schnittmenge mit
den Sicherheitszonen eines OWP aufweist. Die Erlaubnis passiver Fischerei mit Reusen und
Korben auRerhalb des Bereichs der Sicherheitszone, in dem sich die Anlagen selbst befinden,
bleibt unberihrt, bzw. lasst den Wegfall der Kompensationspflichten unberthrt. Hierdurch sol-
len laut der Begriindung zur BKompV die positiven Auswirkungen fur den Naturschutz durch
den Wegfall der mit der Fischerei verbundenen Belastungen berticksichtigt werden.

Die Sicherheitszone wird vor Beginn der bauvorbereitenden Mal3nahmen per Allgemeinverfii-
gung durch das BSH im Einvernehmen mit der GDWS eingerichtet. Dadurch ergibt sich fir die
Zeit der Errichtung zunachst die Rechtsfolge nach § 7 Abs. 2 HS 1 KVRV (Verordnung zu den
Internationalen Regeln von 1972 zur Verhltung von ZusammenstéRen auf See), d.h. es gilt
ein Befahrensverbot flr Fahrzeuge, die groR3er als 24 m sind. Zugleich erlasst die GDWS im
Einvernehmen mit dem BSH eine Allgemeinverfigung (8 7 Abs. 1 S. HS 2, Abs. 3 KVRV), die
das Befahrensverbot auf Fahrzeuge kleiner 24 m erstreckt. Moglich sind Ausnahmen vom Be-
fahrensverbot zu bestimmten Zwecken. Mit Beendigung der Errichtungsarbeiten erlasst die
GDWS eine Lockerung des Befahrensverbotes. Es kann Ricksprache mit der GDWS am
16.04.2024 davon ausgegangen werden, dass eine zukiinftige Befahrensregelung fur den ver-
fahrensgegenstandlichen OWP in Betrieb folgende Regelungen enthalten wird:

».-.] Der Einsatz von Schlepp- und Treibnetzen oder ahnlichen Fischereigeraten in der Sicher-
heitszone ist untersagt. Passive Fischerei mit Kérben und Reusen in der Sicherheitszone au-
Rerhalb der bebauten Windparkflachen bleibt davon unberthrt, soweit sich die passiven Fi-
schereigerate auf dem Meeresboden befinden. Au3erhalb der bebauten Windparkflachen be-
deutet, dass 150 m zu den Windparkaul3engrenzen, zu der parkinternen Verkabelung der
Windparks und den stromabflihrenden Kabeln [...] sowie ein Mindestabstand von 1000 m zu
den Konverterplattformen und Umspannplattformen eingehalten wird. Die jeweiligen Standorte
bzw. Kabeltrassen sind der aktuellen, amtlichen Seekarte [...] zu entnehmen [...]*

Die im Rahmen der standigen Verwaltungspraxis der GDWS zu erwartende Befahrensrege-
lung fur die Betriebsphase halt sich im Hinblick auf die Erlaubnis der passiven Fischerei somit
im Rahmen der Voraussetzungen fir eine Kompensationsbefreiung nach 8 15 Abs. 1 Nr. 1
BKompV, sodass auf Grundlage der voraussichtlichen Befahrensregelung die Beeintrachti-
gungen der Schutzguter Biotope und Boden einschlief3lich der darin vorkommenden Pflanzen
und Tiere als auch der Schutzgiter Wasser und Luft als kompensiert gelten. Zwar besagt der
Wortlaut von § 15 Abs. 1 Nr. 1 BKompV nicht ganz eindeutig, ob die Kompensationsfreistel-
lung auch fir in Wasser und Luft lebende Tiere wie beispielsweise pelagische Fische oder
Vogel gelten soll. Allerdings begriindet sich die Regelung in § 15 Abs. 1 Nr. 1 BKompV gerade
durch die 6kologischen Vorteile durch Wegfall der mit der Fischerei verbundenen Belastungen,
auch fur die Fischpopulationen. Es ware daher zumindest mit Blick auf Fische widersprichlich,
trotzdem Wirkungen des Windparks kompensieren zu lassen. AuRerdem ergibt sich aus der
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Verordnungsbegriindung, dass es diesbeziglich keiner Kompensation bedarf, sondern Beein-
trachtigungen von in Wasser und Luft vorkommenden Tieren und Pflanzen durch die Rege-
lungen zum européischen Arten-und Gebietsschutz zu bewaltigen sind (BT-Drs. 19/17344,
S. 171). Die Ermittlung eines Kompensationsbedarfs im Einzelnen kann aufgrund der Freistel-
lung fur die genannten Schutzglter daher bis auf Weiteres unterbleiben.

Sollte die GDWS von ihrer bisherigen Verwaltungspraxis abweichen oder eine zunéchst im
Sinne von § 15 Abs. 1 Nr. 1 BKompV kompensationsbefreiende Regelung treffen, diese aber
im Laufe der Betriebsdauer des OWP in einer Weise veréandern, die nicht mehr den Anforde-
rungen von 8 15 Abs. 1 Nr. 1 BKompV entspricht, hat der Vorhabentrager nach MalRgabe der
NB 2.7 die Kompensation nach MalRgabe der Nebenbestimmung 2.7.2 f. nachzuholen (siehe
dazu Begriindung zur Nebenbestimmung 2.7.2 und 2.7.3).

(bb) Landschaftsbild

Grundsatzlich sind unvermeidbare Eingriffe in das Landschaftsbild zur Bestimmung der erfor-
derlichen Realkompensation nach § 7 Abs. 2 Nr. 2 BKompV zur Bestimmung des funktions-
spezifischen Kompensationsbedarfs zu bewerten. Der funktionsspezifische Kompensations-
bedarf ist beim Schutzgut Landschaftshild zu ermitteln, soweit mindestens eine erhebliche Be-
eintrachtigung zu erwarten ist. Die Erheblichkeit bestimmt sich nach Maligabe von 8§ 6
BKompV.

Nach § 6 Abs. 2 BKompV ist anhand der Anlage 3 festzustellen, ob die einzelnen zu erwar-
tenden Beeintrachtigungen fiir die jeweils betroffene Funktion als nicht erheblich, erheblich
oder erheblich mit besonderer Schwere einzustufen sind.

Die BKompV unterscheidet zwischen nicht erheblichen, erheblichen und erheblichen Beein-
trachtigungen mit besonderer Schwere.

Der Anlage 3 ist eine Zuordnung der Bedeutung der Funktionen des jeweiligen Schutzgutes
einer Zuordnung der vorhabenbezogenen Wirkungen gegentbergestellt, woraus sich die
Schwere der Beeintrachtigungen ergibt:

. Starke, Dauer und Reichweite der vorhabenbezogenen

Bedggtung der Funktionen desWirkungen
jeweiligen Schutzguts nach Wert-I T m
stufen . .

gering mittel hoch
1 sehr gering — — —
2 gering — — eB
3 mittel — eB eB
4 hoch eB eB eBS
5 sehr hoch eB eBS eBS
6 hervorragend eBS eBS eBS

—: keine erhebliche Beeintrachtigung zu erwarten
eB: erhebliche Beeintrachtigung zu erwarten
eBS: erhebliche Beeintrachtigung besonderer Schwere zu erwarten
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Die optische Wirkung von Bauwerken oberhalb der Wasseroberflache (WEA, Konverterstatio-
nen) ist im marinen Bereich mit hoch (lll) zu bewerten. Der Tatsache, dass diese Bauwerke
aufgrund der grol3en Entfernung zur Kiste und zu Inseln weitgehend dem Auge eines ,durch-
schnittlichen® Betrachters entzogen sind, wird durch die Einstufung des Landschaftsbilds in
die Wertstufe 2 (gering) in 8 15 Abs. 1 Nr. 3 BKompV Rechnung getragen. Aus der Kombina-
tion der Wertstufe 2 und der Eingriffsintensitat hoch (1) ergibt sich nach Mal3gabe der Tabelle
in Anlage 3 BKompV somit ein erheblicher Eingriff in das Landschaftsbild, der gemaR § 7
Abs. 2 Nr. 2 BKompV funktionsspezifisch zu kompensieren ist.

(d) Fehlende Ausgleichbarkeit- oder Ersetzbarkeit

Der gemal § 7 Abs. 2 S. 2 BKompV grundséatzlich verbal-argumentativ zu bestimmende funk-
tionsbezogene Kompensationsbedarf kann vorliegend nicht als Realkompensation erfolgen,
weil der Eingriff nach 8§ 15 Abs. 2 bis 4 BNatSchG weder ausgeglichen noch ersetzt werden
kann. Das Vorhaben sieht die die Errichtung von Windenergieanlagen und einer Umspann-
plattform und damit von Turm- und Hochbauten tber 20 Meter H6he vor. Nach § 13 Abs. 2
S. 1 BKompV sind Eingriffe in das Landschaftsbild, die durch Mast-, Turm- oder sonstige
Hochbauten verursacht werden, die héher als 20 m sind, in der Regel nicht ausgleichbar oder
ersetzbar. Alle WEAs und die USP werden hoher als 20 m tber die Wasseroberflache reichen.
Es sind auch keine Umstande (wie etwa der mdgliche Riickbau von vergleichbaren Strukturen
im selben oder im benachbarten Naturrdumen) erkennbar, die vorliegend als Realkompensa-
tionsmalRnahme abweichend von der Regelannahme des Verordnungsgebers in Betracht
kommen wirden.

(e) Zulassigkeit des Eingriffs gegen Zahlung von Ersatzgeld

Der erhebliche und unvermeidliche, sowie nicht ausgleich- oder ersetzbare Eingriff in das
Landschaftsbild wird nach 8§ 15 Abs. 5, Abs. 6 BNatSchG unter Anordnung von Ersatzgeld in
der Nebenbestimmung 2.7.1 zugelassen.

Die Bewertung nach § 15 Abs. 6 BNatSchG ergibt nicht, dass die Belange des Naturschutzes
und der Landschaftspflege bei der Abwagung aller Anforderungen an Natur und Landschaft
den durch das Vorhaben beférderten Belangen im Range vorgehen. Die Errichtung von Wind-
energieanlagen auf See und Offshore-Anbindungsleitungen liegt im Giberragenden offentlichen
Interesse und dient der 6ffentlichen Sicherheit, § 1 Abs. 1 WindSeeG i.d.F. vom 1. Januar
2023 (geandert durch G v. 20.07.2022 (BGBI. | S. 1325)). Vor diesem Hintergrund ist auch
unter Berucksichtigung des Eingriffsumfangs und der -intensitét ein Vorrang der Belange des
Naturschutzes und der Landschaftspflege, der wegen der mangelnden Durchfiihrbarkeit einer
Realkompensation zu einer Ablehnung des Vorhabens fuhren misste, nicht festzustellen.

(f) Bemessung des Ersatzgeldes

Fur das Ersatzgeld gilt 8 15 Abs. 6 S. 2 BNatSchG i.V.m. § 15 Abs. 1 Nr. 2 und 3 BKompV
und 8§ 14 Abs. 2 BKompV. Die Ersatzzahlung bemisst sich gemalR § 15 Abs. 6 S. 2 BNatSchG
grundsétzlich nach den durchschnittlichen Kosten der nicht durchfihrbaren Ausgleichs- und
Ersatzmalnahmen einschlie3lich der erforderlichen durchschnittlichen Kosten fir deren Pla-
nung und Unterhaltung sowie die Flachenbereitstellung unter Einbeziehung der Personal- und
sonstigen Verwaltungskosten. Sind diese nicht feststellbar, bemisst sich die Ersatzzahlung
nach Dauer und Schwere des Eingriffs unter Berticksichtigung der dem Verursacher daraus
erwachsenden Vorteile.
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Vorliegend sind die durchschnittlichen Kosten der nicht durchfuhrbaren Ausgleichs- und Er-
satzmaflinahmen nicht feststellbar im Sinne von 8§ 15 Abs. 6 S. 3 BNatSchG, weil fir den Ein-
griffstyp gar keine Mal3nahmen in Betracht kommen. Nach 8§ 13 Abs. 2 S. 1 BKompV sind
Eingriffe in das Landschaftsbild, die durch Mast-, Turm- oder sonstige Hochbauten verursacht
werden, die hoher als 20 Meter sind, in der Regel nicht ausgleichbar oder ersetzbar. Die ge-
neralisierte Bestimmung von Kosten, die bei Vorhaben und Beeintrachtigungen dieser Art ob-
jektiv anzusetzen waren, ist daher nicht mdglich. Davon geht auch der Verordnungsgeber der
BKompV aus, indem 8§ 15 Abs. 1 Nr. 2 und 3 BKompV i.V.m. § 14 Abs. 2 Nr. 1 BKompV fur
Windenergieanlagen auf See eine Ersatzgeldbemessung unter Berlcksichtigung der Wert-
stufe und Lage des betroffenen Landschaftsbildes je Meter Anlagenh6he vorsieht (dazu die
Gesetzesbegriindung zu § 14 Absatz 2 BKompV, BT-Drs. 19/17344, 170 ff.) sowie weiterhin
i.V.m. 8§ 14 Abs. 2 Nr. 2 fir Konverter und Umspannplattformen je Kubikmeter umbauten
Raums.

Nach § 15 Abs. 1 Nr. 3 BKompV ist bei der Bemessung des Ersatzgeldes nach § 14 Absatz 2
Nummer 1 und Nummer 2 fir das beeintrachtigte Landschaftsbild die Wertstufe 2 nach § 14
Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe a bzw. Nummer 2 Buchstabe a zugrunde zu legen, d.h. es gilt
fir Windenergieanlagen:

100 EUR xMeter WEA-Anlagenhthe xAnzahl Anlagen = Ersatzgeld in EUR
bzw. fir Konverter und Umspannplattformen:
(Gesamthohe Uber MSL x Gesamtldnge x Gesamtbreite) x 0,01 € = Ersatzgeld in EUR

Fur Anlagen sowie auch Konverter und Umspannplattformen in einem Cluster im Sinne von
8 3 Nummer 1 des Windenergie-auf-See-Gesetzes verringert sich nach § 15 Abs. 1 Nr. 2
BKompV abweichend von § 14 Absatz 3 Satz 2 die nach § 14 Absatz 2 errechnete Ersatzzah-
lung um 35 Prozent.

Unter Anwendung dieser Grundsatze bemisst sich die Hohe des Ersatzgeldes wie folgt.

Fur die WEA-Anlagen ergibt sich anhand der Anlagenhdhe, der Anlagenanzahl und des zug-
rundliegenden Ersatzgeldes je Meter Anlagenhthe folgender Betrag:

100 EUR x 263 m Anlagenhdhe x 29 Anlagen = 762.700 €

Unter Berticksichtigung des 35%igen Abzugs nach § 15 Abs. 1 Nummer 2 BKompV ergibt sich
fur die funktionsspezifische Kompensation des Landschaftsbilds fur die WEA-Anlagen ein Er-
satzgeld in H6he von 495.755 €.

Aus den Maximaldimensionen der Umspannplattform (Gesamthéhe Uber MSL x Gesamtlange
x Gesamtbreite =45 m x 44 m x 29 m) ergibt sich im Worst Case (auch unter Beriicksichtigung
aul3enliegender Treppenaufgénge) ein umbautes Volumen von 57.420 m3. Gemal} der laut
§ 15 Abs. 1 Nr. 3 BKompV auf 2 festgesetzten Wertstufe (,gering“) fur das Landschaftsbild ist
nach 8§ 14 Abs. 2 Nummer 2 BKompV als Ersatzgeld pro Kubikmeter ein Betrag von 0,01 € zur
Kompensation der erheblichen Beeintrachtigung des Landschaftsbildes anzusetzen. Daraus
ergabe sich fur die Umspannplattform ein Betrag von 574,20 €. Unter Berlcksichtigung des
35%igen Abzugs nach 8§ 15 Abs. 1 Nummer 2 BKompV ergibt sich fir die funktionsspezifische
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Kompensation des Landschaftsbilds fir die Umspannplattform ein Ersatzgeld in Hohe von
373,23 €.

Das nach Nebenbestimmung 2.7.1 festgesetzte Ersatzgeld betragt daher insgesamt
496.128,23 €.

bb) 2K-Kriterium — Vorgaben des § 17d Abs. 1b EnWG

Nach § 17d Abs. 1b EnWG soll der Betrieb von Offshore-Anbindungsleitungen und parkinter-
nen Verkabelungen von OWP in der Regel nicht dazu fuhren, dass sich das Sediment im Ab-
stand zur Meeresbodenoberflache von 20 Zentimetern in der ausschlie3lichen Wirtschafts-
zone um mehr als 2 Kelvin erwarmt. Eine starkere Erwé&rmung ist zulassig, wenn sie nicht
mehr als zehn Tage pro Jahr andauert oder weniger als 1 Kilometer Lange der Offshore-An-
bindungsleitung betrifft. Die Satze 1 und 2 sind sowohl auf bereits in Betrieb befindliche Offs-
hore-Einrichtungen anwendbar.

Die TdV hat mit dem Bodenerwarmungsgutachten vom 27.01.2023 sowie mit der nach Ande-
rung des Kabeldesigns im Laufe des Planfeststellungsverfahrens nachgereichten Studie
(Technical Note zum Gutachten zur Bodenerwarmung vom 12.02.2024) plausibel dargelegt,
dass die Einhaltung des 2K-Kriteriums schon bei Zugrundelegung des urspriinglich kleiner
dimensionierten Kabelquerschnitts bei einer Verlegetiefe von 1 m in den Kabelabschnitten 2
bis 5 und beim Loop-Kabel sowie bei einer Verlegetiefe von 1,26 m im Kabelabschnitt 1 ge-
wahrt bleiben wird.

Die Umsetzung der hinreichenden Verlegetiefe wird durch die Nebenbestimmung 2.3 sicher-
gestellt. Fir Einzelheiten wird auf die Begriindung zu Nebenbestimmung 2.3 verwiesen.

cc) Keine entgegenstehenden Erfordernisse der Raumordnung
Das gegenstandliche Vorhaben ist mit den Erfordernissen der Raumordnung vereinbar.

Die Verordnung Uber die Raumordnung in der deutschen ausschlie3lichen Wirtschaftszone in
der Nordsee und in der Ostsee (AWZROV) vom 19. August 2021 (BGBI. | S. 3886) ist am
1. September 2021 in Kraft getreten. Die Aufstellung erfolgte als Rechtsverordnung des
zustandigen Bundesministeriums des Innern und fir Heimat auf Grund des § 17 Absatz 1 Satz
1 des Raumordnungsgesetzes vom 22. Dezember 2008 (BGBI. | S. 2986), das zuletzt durch
Artikel 1 des Gesetzes vom 22. Marz 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 88) geandert worden ist.

Die maritime Raumordnung koordiniert unterschiedliche Nutzungs- und Schutzkomponenten.
Sie unterstutzt entsprechend § 17 Abs. 1 Satz 2 ROG die Sicherheit und Leichtigkeit des
Schiffsverkehrs, die weiteren wirtschaftlichen Nutzungen, insbesondere die erneuerbaren
Energien, die wissenschaftlichen Nutzungen, insbesondere die Meeresforschung, sowie Si-
cherheitsaspekte, insbesondere die Landes- und Bindnisverteidigung. Gleichzeitig leistet sie
nach § 17 Abs. 1 Satz 2 ROG einen Beitrag zum Schutz und zur Verbesserung der Meeresum-
welt durch entsprechende rdumliche Festlegungen fur die Meeresumwelt und Festlegungen
zur Vermeidung oder Verminderung von Stoérungen und Verschmutzungen bei den vorgenann-
ten Nutzungen.

Der Raumordnungsplan (ROP 2021) fur die AWZ der Nordsee und Ostsee legt Ziele und
Grundsatze der Raumordnung fest. Vorranggebiete haben den Rechtscharakter von Zielen
der Raumordnung, Vorbehaltsgebiete den von Grundsatzen der Raumordnung.
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Gegentber der Eignungsprifung fiur die Flache N-3.8 (BSH 2020) liegen fir die Bewertung
der Erfordernisse der Raumordnung insofern Anderungen und eine Neubewertung vor, als
dass die Eignungspriifung auf Grundlage des Raumordnungsplan 2009 erstellt wurde.

(1) Beruicksichtigung der Festlegungen im Raumordnungsplan

Der Raumordnungsplan legt Ziele und Grundsétze fir die Windenergie auf See fest, die das
Vorhaben berlicksichtigen muss. Gleichzeitig gelten auch Festlegungen zu anderen Nutzun-
gen, sofern sie einen Bezug zur Windenergie auf See haben.

Die Vereinbarkeit mit den Erfordernissen der Raumordnung, insbesondere die Festlegungen
zum Zweck der Sicherheit und Leichtigkeit des Schiffsverkehrs (8 17 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 ROG),
den weiteren wirtschaftlichen Nutzungen (8 17 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 ROG) und der Landes- und
Bundnisverteidigung (8§ 2 Abs. 2 Nr. 7 ROG) wurden in der Eignungsprifung fur die Flache N-
3.8 geprift. Zur Vereinbarkeit mit diesen Belangen im Einzelnen wird auf die Eignungsprifung
und deren Kapitel b), c) und d) verwiesen. Bei den aufgefiihrten Festlegungen handelt es sich
insbesondere um neue Anforderungen im Raumordnungsplan 2021.

Kap. 2.2.2 Windenergie auf See

In den festgelegten Vorranggebieten fur Windenergie wird der Gewinnung von Windenergie
Vorrang vor anderen raumbedeutsamen Nutzungen eingerdumt. Im ROP 2021 sind Vorrang-
gebiete fur Windenergie auf See als Ziel 2.2.2 (1) festgelegt.

Das Vorhaben NC 2 liegt innerhalb des im ROP 2021 festgelegten Vorranggebiets Windener-
gie EN3 und ist umgeben von den bestehenden und geplanten Windparks GodeWind 01,
Gode Wind 02 und NC 3.

Gemal Grundsatz 2.2.2 (4) sollen Fischereifahrzeuge den Windpark auf dem Weg zu ihren
Fanggrunden durchfahren kdnnen. Die passive Fischerei mit Reusen und Korben soll in der
Sicherheitszone des Windparks moglich sein; dies gilt jedoch nicht fur den Bereich, der von
den aufReren Anlagen des Windparks umgrenzt wird, und nicht fir den unmittelbaren Nahbe-
reich der auf3eren Anlagen.

Kap. 2.2 Weitere wirtschaftliche Nutzungen (8 17 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 ROG)
Ziel 2.2.1 (2) Rickbau

Das Ziel 2.2.1 (2) des ROP 2021 besagt, dass nach Ende der Nutzung feste Anlagen zurick-
zubauen sind, so dass die Flache nach dem Ende der Nutzung etwaigen nachfolgenden Nut-
zungen und Schutzfunktionen wieder zur Verfiigung steht. Die fachgesetzlichen Regelungen
und ihre Belange bleiben unberihrt.

Uber den Riickbau des OWP NC 2 wird nach endgiiltiger AuRRerbetriebnahme unter Beriick-
sichtigung der dann geltenden Sach- und Rechtslage entschieden, siehe Nebenbestimmung
10.5 ff.

Grundsatz 2.2.1 (4.1) Vermeidung einer Gefahrdung der Meeresumwelt

Eine Gefahrdung der Meeresumwelt durch wirtschaftliche Nutzungen, insbesondere nachtei-
lige Auswirkungen auf die natiirlichen Funktionen des Okosystems Meer, soll so weit wie mdg-
lich vermieden werden. Die Beeintrachtigung von Vorkommen gesetzlich geschitzter Biotope
nach § 30 BNatSchG soll bei der Planung, der Errichtung und dem Betrieb von Anlagen zur
Energiegewinnung und von Leitungen vermieden werden.
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Fur die Prifung der Vereinbarkeit des Vorhabens mit diesem Grundsatz wird auf das Kapitel
B. lll. 3. dieses Beschlusses verwiesen.

(2) Zwischenergebnis

Das Vorhaben NC 2 fugt sich in die Vorgaben des ROP 2021 ein. Seine Lage ist grundsatzlich
auch mit fortschreitender Verwirklichung genehmigter Offshore-Windparks hinsichtlich der
Raumordnung mit den Belangen der Sicherheit und Leichtigkeit des Schiffsverkehrs vereinbar.
Die Einhaltung der Ziele der Raumordnung wird durch Nebenbestimmungen sichergestellt.
Eine Betroffenheit sonstiger Ziele und Grundsatze der Raumordnung ist nicht erkennbar.

Die Ziele und Grundséatze der Raumordnung als offentlich-rechtliche Bestimmung im Sinne
des 8 48 Abs. 4 Nr. 8 WindSeeG stehen der Planfeststellung gemafd dem aktuell giltigen
Raumordnungsplan 2021 fir die deutsche AWZ in der Nordsee und der Ostsee nicht entge-
gen.

dd) Vereinbarkeit mit den Festlegungen des Flachenentwicklungsplans

Die Einfuhrung in den FEP und die Prufung des beantragten Vorhabens im Hinblick auf die
Vereinbarkeit mit bestehenden und geplanten Kabeln bzw. Leitungen sowie bestehenden und
geplanten Konverterplattformen oder Umspannanlagen erfolgt unter B. lll. 3. e) dieses Plan-
feststellungsbeschlusses.

(1) Raumliche Festlegung

Die beantragten Standorte der Windenergieanlagen liegen innerhalb der festgelegten FEP-
Flache N-3.8. Der Standort der Umspannplattform des Vorhabens NC 2 entspricht dem im
FEP 2020 festgelegten Standort.

(2) Kalenderjahre fir die Inbetriebnahme

Im FEP werden Kalenderjahre der Ausschreibung und Inbetriebnahme fiir Windenergieanla-
gen auf See und der zugehdrigen Offshore-Anbindungsleitungen einschlie3lich der jeweiligen
Quartale (QI - QIV) im Kalenderjahr festgelegt.

Die Inbetriebnahme des OWP NC 2 auf der Flache N-3.8 ist sowohl im FEP 2020 als auch im
FEP 2023 fur Qlll 2026 festgelegt. Dies entspricht den von der TdV gemachten Angaben in
ihrem Zeit- und MaRnahmenplan. Mit der Inbetriebnahme der Windenergieanlagen soll danach
im 3. Quartal 2026 begonnen werden.

(3) Technikgrundsatze

Der FEP legt nach 8 5 Abs. 1 Nr. 11 WindSeeG standardisierte Technikgrundséatze fest. Diese
gelten fur die Netzanbindungssysteme. Fir die Flache N-3.8 wird eine Anbindung an die Kon-
verterplattform NOR-3.3 tiber eine Umspannplattform mittels 155 kV-Anbindungskonzept fest-
gelegt.

Die Planung und Errichtung der Konverterplattform sowie der stromabfiihrenden DC- bzw. AC-
Kabelsysteme erfolgen durch den anbindungsverpflichteten UNB. Die Zustandigkeit fir die
Umspannplattform liegt bei dem OWP-Vorhabentrager.

(4) Planungsgrundséatze

Der FEP legt Planungsgrundséatze fest, die Vorhaben grundsatzlich umzusetzen haben. Das
beantragte Vorhaben OWP NC 2 ist mit den Planungsgrundséatzen des FEP vereinbar.
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(5) Zwischenergebnis
Das beantragte Vorhaben OWP NC 2 ist mit den Festlegungen des FEP vereinbar.

ee) Vorgaben der 1. WindSeeV

Fur die Flache N-3.8 ist die 1. WindSeeV anzuwenden. Die Vorgaben aus der 1. WindSeeV
werden eingehalten. Insbesondere stellen die Nebenbestimmungen unter Nummer 2.5ff. ent-
sprechend § 6 der 1. WindSeeV die Vermeidung oder Verminderung von Emissionen sicher.
Die Einhaltung der Vorgaben zur Vermeidung von Schallemissionen bei der Grindung, der
Installation und dem Betrieb von Anlagen (8 7 der 1. WindSeeV) wird durch die Nebenbestim-
mung unter Nummer 2.6ff. geregelt. Die Vorgaben der 1. WindSeeV zur Sicherheit und Leich-
tigkeit des Schiffs- und Luftverkehrs wird durch die Nebenstimmungen unter Nummer 3 ff. und
4 ff. sichergestellt.

Die besonderen Vorgaben fiur die Flache N 3.8 in den 88 39 bis 41 1. WindSeeV sind beriick-
sichtigt.

ff) Berucksichtigungspflicht nach 8 13 Abs. 1 KSG

Gemall § 13 Abs. 1 KSG haben die Trager o¢ffentlicher Aufgaben bei ihren Planungen und
Entscheidungen den Zweck dieses Gesetzes und die zu seiner Erfullung festgelegten Ziele zu
bertcksichtigen. Dies betrifft den in 8 1 KSG niedergelegten Zweck des Gesetzes und insbe-
sondere die Auswirkungen des Vorhabens auf die nationalen Klimaschutzziele, die in § 3
Abs. 1 KSG néaher definiert werden. Der Zweck des Klimaschutzgesetzes besteht nach § 1
KSG darin, zum Schutz vor den Auswirkungen des weltweiten Klimawandels die Erfillung der
nationalen Klimaschutzziele sowie die Einhaltung der européischen Zielvorgaben zu gewéahr-
leisten. Die 6kologischen, sozialen und 6konomischen Folgen werden berlicksichtigt. Grund-
lage bildet die Verpflichtung nach dem Ubereinkommen von Paris aufgrund der Klimarahmen-
konvention der Vereinten Nationen, wonach der Anstieg der globalen Durchschnittstemperatur
auf deutlich unter 2 Grad Celsius und mdglichst auf 1,5 Grad Celsius gegeniber dem vorin-
dustriellen Niveau zu begrenzen ist, um die Auswirkungen des weltweiten Klimawandels so
gering wie mdglich zu halten. Die Ziele des Klimaschutzgesetzes sind die nationalen Ziele zur
Minderung der Treibhausgasemissionen nach § 3 KSG. Das Gebot zur substanziellen Ausei-
nandersetzung mit Fragen des Klimaschutzes ist auch durch die Staatszielbestimmung in
§ 20a GG verfassungsrechtlich untermauert (s. Fellenberg/Guckelberger/Fellenberg, 1. Aufl.
2022, KSG § 13 Rn. 29 mit Verweis auf BVerfG NvVwZ 2021, 951).

Das Bertcksichtigungsgebot des § 13 Abs. 1 KSG verlangt nach der Rechtsprechung des
Bundesverwaltungsgerichts von der Planfeststellungsbehorde, mit einem — bezogen auf die
konkrete Planungssituation — vertretbaren Aufwand zu ermitteln, welche CO2-relevanten Aus-
wirkungen das Vorhaben hat und welche Folgen sich daraus fir die Klimaschutzziele des Bun-
des-Klimaschutzgesetzes ergeben. Fir die Ermittlung der klimarelevanten Auswirkungen oder
fur deren Bewertung gibt es gegenwartig keine konkretisierenden Vorgaben. Das Bundes-KIi-
maschutzgesetz ist ein Rahmengesetz, das sich in erster Linie an den Gesetzgeber richtet.
Bisher existieren keine Rechtsverordnungen, Verwaltungsvorschriften, Ausfihrungsvorschrif-
ten, Leitfaden, Handreichungen oder Ahnliches, die die Verwaltungsbehorden bei der prakti-
schen Umsetzung ihrer Ermittlungs- und Bewertungspflichten zugrunde legen kénnten. Das
fuhrt zwar nicht dazu, dass das Berticksichtigungsgebot zurzeit nicht handhabbar ware und
keine Anwendung finden wirde, ist aber von Bedeutung fiir die Frage, was die Behorde fur
eine sachgerechte Erfullung ihrer Berticksichtigungspflicht leisten muss. Die Anforderungen
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darfen dabei nicht Gberspannt werden, mussen ,mit Augenmaly® inhaltlich bestimmt und kon-
kretisiert werden und durfen der Behérde keinen unzumutbaren Aufwand abverlangen
(BVerwG Urt. v. 04.05.2022 — 9 A 7/21, NVwZ 2022, 1549, beck-online).

Die an den Umfang und die Intensitat der Ermittlung zu stellenden Anforderungen hangen in
Anwendung des Verhaltnismafigkeitsgrundsatzes insbesondere von Faktoren wie der GroR3e
und des Volumens der Planung oder Entscheidung und der zu erwarteten Treibhausgas-Emis-
sionen und der voraussichtlichen Nutzungsdauer ab (Schink NuR 2021, 1 (4)). Sachlich wird
die Ermittlungspflicht durch den Gegenstand der jeweiligen Planung oder Entscheidung be-
grenzt, denn 8§ 13 Abs. 1 Satz 1 KSG enthélt hierzu keine spezifischen Vorgaben (Fellen-
berg/Guckelberger/Fellenberg, 1. Aufl. 2022, KSG § 13 Rn. 24, 25).

Nach diesen Grundséatzen ist festzustellen, dass das Vorhaben die Zwecke und Ziele des Kili-
maschutzgesetzes unterstitzt. Das Vorhaben fuhrt im Ergebnis und im Verbund mit den wei-
teren klimapolitischen MalRhahmen voraussichtlich zu einer Reduzierung der Treibhausgas-
Emissionen und stellt einen Baustein zur Erreichung der Klimaneutralitat der Energieversor-
gung dar.

Nach dem Umweltbericht zur Eignungsprufung der Flache N-3.8 wurden zur Zeit der Feststel-
lung der Eignung der Vorhabenflache durch den Bau und Betrieb von Windenergieanlagen,
einer Umspannplattform sowie der parkinternen Verkabelung keine Auswirkungen auf das
Klima erwartet, da weder im Bau noch im Betrieb messbare klimarelevante Emissionen auf-
treten wirden. Es wurde festgestellt, dass die Entwicklung des Schutzgutes Klima unabhangig
von der Nichtdurchfiihrung bzw. Durchfiihrung des Bauvorhabens auf der Flache N-3.8 sei.
Negative Auswirkungen auf das Klima durch den Bau von Windenergieanlagen wurden nicht
erwartet, da weder im Bau noch im Betrieb messbare klimarelevante Emissionen auftreten
wirden. Vielmehr kénne durch die mit dem Ausbau der Offshore-Windenergie verbundenen
CO,-Einsparung langfristig mit positiven Auswirkungen auf das Klima gerechnet werden (Um-
weltbericht zur Eignungsprifung der Flache N-3.8, BSH 2020, S. 128f).

Der UVP-Bericht fiihrt ebenfalls aus, dass bei sich Durchfihrung des Vorhabens keine mess-
baren klimarelevanten Emissionen ergeben wirden. Das Vorhaben diene der Erreichung der
gesetzlichen Zielvorgaben des Erneuerbaren-Energie-Gesetzes (§ 4 EEG) sowie der Ausbau-
ziele der neuen Bundesregierung (Koalitionsvertrag 2021: bis 2030 80 % des Stroms aus er-
neuerbaren Energien; bis 2030 mindestens 30 GW Kapazitat fir Windenergie auf See, 40 GW
in 2035 und 70 GW in 2045), um fossile Energieressourcen zu schonen. Bei einer Nichtdurch-
fuhrung des Vorhabens wirden die positiven Auswirkungen, insbesondere in Bezug auf den
Klimawandel reduziert (UVP-Bericht, S. 122).

Zwar kann hinterfragt werden, ob insbesondere durch die Bau-, Errichtungs- und Wartungsar-
beiten am Windpark, die voraussichtlich auch unter Verwendung von fossiler Energie stattfin-
den wird, tatsachlich keine messbaren Treibhausgas-Emissionen entstehen, die dem Vorha-
ben moglicherweise zuzurechnen waren. Fir eine zutreffende Gewichtung der Belange des
Klimaschutzes in Planfeststellungsentscheidungen kann es insbesondere bei Projekten mit
klimaschadlichen Folgen im Einzelfall erforderlich sein, die zu erwartende Menge an Treib-
hausgasen, welche aufgrund des Projekts emittiert werden, zu ermitteln oder zu schéatzen
(BVerwG Beschl. v. 22.06.2023 — 7 VR 3.23, NVwZ 2023, 1657, Rn. 39 ff., beck-online mit
Verweis auf Fellenberg/Guckelberger/Fellenberg Klimaschutzrecht, 1. Aufl. 2022, KSG § 13
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Rn. 23f.). Die ermittelten Auswirkungen auf die Ziele des Klimaschutzes sind sodann bei der
Abwéagungsentscheidung zu bertcksichtigen. Bertcksichtigen ist dabei nicht im Sinne eines
Optimierungsgebots zu verstehen, sondern bedeutet, die Belange mit dem Gewicht, das ihnen
zukommt, in den Abwagungsprozess einflie3en zu lassen. Dabei hangt es bei konfligierenden
Interessen vom Einzelfall ab, ob oder gegebenenfalls in welchem Ausmal’ sich am Ende der
Klimaschutz oder ein anderer Belang durchsetzt. (BVerwG Beschl. v. 22.06.2023 — 7 VR 3.23,
NVwZ 2023, 1657, Rn. 39 ff., beck-online m.w.N.)

Von einer Ermittlung oder Schatzung etwa der vorhabenbezogenen Treibstoff- und Energie-
verbrauche bei Bau und Wartung des Windparks zur Ermittlung der mit dem Vorhaben zusam-
menh&ngenden Emissionen kann jedoch vorliegend abgesehen werden, weil nach derzeiti-
gem Kenntnisstand feststeht, dass das Vorhaben mehr Treibhausgasemissionen einspart, als
es verursacht. Es lauft somit den Zwecken und Zielen des KSG nicht zuwider, sondern stellt
ein Teil-Element zur der Erreichung dieser Zwecke und Ziele dar.

Der Bundesgesetzgeber hat die Aufstellung der Ausbauziele im Windenergie-auf See-Gesetz
ausdricklich mit dem Klimaschutz begriindet (§ 1 Abs. 1 WindSeeG). Es besteht aufgrund der
aktuellen Erkenntnislage auch kein Anlass, an den generellen Annahmen des Gesetzgebers
oder an den auf die Vorhabenflache bezogenen Prognosen der Eignungsprifung und der UVP
zu zweifeln, denen zufolge keine klimarelevanten Emissionen auftreten werden, sondern auf-
grund der mit dem Ausbau der Offshore-Windenergie verbundenen CO.-Einsparung langfristig
durch die Umsetzung des Vorhabens mit positiven Auswirkungen auf das Klima gerechnet
werden kann. Das Umweltbundesamt (UBA) hat in seinen regelmafigen Emissionsbilanz-Stu-
dien die positive Treibhausgasbilanz von Offshore-Windenergieanlagen belegt. Aus der Netto-
Emissionsbilanz der Stromerzeugung aus Windenergie auf See (offshore) ergibt sich, dass die
Stromerzeugung der deutschen Offshore-Windparks bereits im Jahr 2020 Treibhausgasemis-
sionen in Hohe von ca. 21,3 Mio. t CO,-Aquivalenten vermied. Der spezifische Vermeidungs-
faktor liegt bei ca. 770 g CO2-Aq./kWhel. Durch den emissionsfreien Betrieb der Anlagen wur-
den darlber hinaus auch Luftschadstoffe vermieden (zuletzt Climate Change 71/2021, Emis-
sionsbilanz erneuerbarer Energietrager, Bestimmung der vermiedenen Emissionen im Jahr
2020, Lauf/Schneider fur UBA 2021, S. 57). Die Offshore-Windenergie hat im Vergleich zu den
bislang noch genutzten fossilen Energieerzeugungstechnologien und auch gegeniber ver-
schiedenen anderen Technologien zur Erzeugung erneuerbarer Energie eine gunstigere CO»
Bilanz. Wahrend die primarenergiebezogenen Emissionsfaktoren in CO.-Aquivalenten bei der
Stromerzeugung aus konventionellen Energietragern beispielhaft fir Braunkohle bei
407,86 g/KWh und fiir Ol bei 312,50 g/KWh liegen, kann eine Kilowattstunde durch Offshore-
Windenergie mit einem Emissionsfaktor in Co2-Aquivalenten von 9,723 g/KWh produziert wer-
den (Climate Change 71/2021, Emissionsbilanz erneuerbarer Energietrager, Bestimmung der
vermiedenen Emissionen im Jahr 2020, Lauf/Schneider fir UBA 2021, S. 57).

gg) Verschlechterungsverbot (8 45a WHG)

Gemal § 45a Abs. 1 Nr. 1 WHG sind Meeresgewdasser so zu bewirtschaften, dass eine Ver-
schlechterung ihres Zustandes vermieden wird (sog. Verschlechterungsverbot). Das Gesetz
zur Ordnung des Wasserhaushalts vom 31. Juli 2009 (BGBI. | S. 2585), zuletzt geandert durch
Artikel 1 des Gesetzes vom 18. Juli 2017 (Wasserhaushaltsgesetz, WHG, BGBI. |, Einleitung
19 S. 2771) setzt in den 88 45a bis 45| die MSRL in nationales Recht um. § 45a WHG imple-
mentiert das Ziel, bis 2020 einen guten Zustand der Meeresgewdasser zu gewahrleisten. Eine
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Verschlechterung des Zustands soll verhindert und menschliche Eintrage vermieden oder ver-
mindert werden. Regelungen zu Nutzungen wie Erlaubnisvorbehalte sind hieran jedoch nicht
geknupft. Vielmehr sind die 88 45a ff. WHG dahingehend auszulegen, dass dadurch der Staat
beauftragt wird, Strategien fur die Umsetzung zu entwickeln, wobei § 45a WHG den Mal3stab
daflr bildet, welcher Umweltzustand mit Bezug auf die relevanten Schutzguter in Zukunft an-
gestrebt werden soll (Umweltqualitéatsziele). Dieser Maf3stab wiederum wird bei der Auslegung
der fachgesetzlichen Vorgaben herangezogen. Die § 45a ff. WHG setzen die Vorgaben der
MSRL um (BSH 2020, Umweltbericht N 3-8, S. 20.; BSH 2020, Umweltbericht FEP 2020, S.
24).

Dass das Vorhaben der Umsetzung der Ziele der MSRL nicht entgegensteht, ergibt sich aus
dem Ergebnis der naturschutzrechtlichen Prufungen und der Prifung der Gefahrdung der
Meeresumwelt und des Verschmutzungsverbots (siehe oben). Danach sind mit dem Vorhaben
nur nach den fachgesetzlichen Mal3staben zulassige Auswirkungen auf den Zustand der Um-
welt im Meeresgewasser verbunden. Dies folgt auch aus der vorsorglichen wasserrechtlichen
Prifung, die nachvollziehbar und mit Bezugnahme auf die in der MSRL vorgezeichneten De-
skriptoren und Bewertungskriterien plausibel zu demselben Ergebnis kommt. Danach ist eine
vorhabenbedingte Verschlechterung des aktuellen Umweltzustandes des Meeresgewassers
Deutsche Nordsee (8§ 45a Abs. 1 Nr. 1 WHG, Verschlechterungsverbot) nicht zu erwarten.
Eine vorhabenbedingte Gefahrdung des Erreichens eines guten Umweltzustands, eine vorha-
benbedingte Beeintrachtigung der tUbergeordneten und operativen Umweltziele und der Um-
setzung der festgelegten MalRnahmen (8§ 45a Abs. 1 Nr. 2 WHG, Verbesserungsgebot) wird
ausgeschlossen. Das geplante Vorhaben entspricht der Phasing Out-Verpflichtung. Das ge-
plante Vorhaben ist mit Bewirtschaftungszielen gemafR? § 45a WHG vereinbar (BioConsult
2023, Wasserrechtlicher Fachbeitrag zur Erreichung und zum Betrieb von Windenergieanla-
gen auf See einschliel3lich Nebeneinrichtungen im Offshore-Windpark ,N-3.8% S. 80).

Die Frage, ob das Ziel eines guten Gewasserzustands bis zum Jahr 2027 bzw. flr das Mee-
resgewasser gemal § 45a Abs. 1 Nr. 2 WHG bis zum Ende des Jahres 2020 mit den im Mal3-
nahmenprogramm nach 8§ 82 bzw. § 45h WHG vorgesehenen Maflinahmen erreicht werden
kann, ist von den Genehmigungsbehérden bei der Vorhabenzulassung wegen des Vorrangs
der Bewirtschaftungsplanung grundsatzlich nicht zu prufen (vgl. BVerwG, Urteil vom 9. Feb-
ruar 2017 - 7 A 2.15 - BVerwGE 158, 1 Rn. 586, BVerwG Urteil vom 03.11.2020, BVerwG 9 A
12.19).

hh) Vereinbarkeit mit den Anforderungen aus dem Infektionsschutzgesetz und der Ver-
ordnung uber die Qualitat von Wasser fur den menschlichen Gebrauch

Die Anforderungen aus dem Infektionsschutzgesetz (IFSG) und der Verordnung tber die Qua-
litat von Wasser fur den menschlichen Gebrauch (Trinkwasserverordnung — TrinkwV) werden
eingehalten. Darlber hinaus stellen die Nebenbestimmungen unter Ziffer 6.19 ff. die Einhal-
tung dieser Anforderungen sicher.

ii) Arbeits- und Gesundheitsschutz

Die Vorschriften zum Arbeits- und Gesundheitsschutz sind sonstige 6ffentlich-rechtliche Best-
immungen i.S.d. § 48 Abs. 4 Satz 1 Nr. 8 WindSeeG. Fur die Errichtung, den Betrieb und
Rickbau des Vorhabens ist daher zu gewahrleisten, dass diese Anforderungen insbesondere
aus Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG) des Produktsicherheitsgesetz (ProdSG), Giberwachungs-
bedurftige Anlagen Gesetzes (UANIG), und den jeweils dazugehérigen Verordnungen, wie u.a.
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der Baustellenverordnung (BaustellV), der Betriebssicherheitsverordnung (BetrSichV) der Ar-
beitsstattenverordnung (ArbStéattV) der Gefahrstoffverordnung (GefStoffV) und der Biostoffver-
ordnung (BioStoffV) eingehalten werden. Dies wird durch die Nebenbestimmungen unter Ziffer
6 ff. sichergestellt.

ii) Ergebnis
Das Vorhaben erfullt gemaf § 48 Abs. 4 Satz 1 Nr. 8 WindSeeG andere Anforderungen nach
dem WindSeeG oder sonstige oOffentlich-rechtliche Bestimmungen.

i) Zuschlag als Zulassungsvoraussetzung

Gemal § 48 Abs. 4 Satz 2 Nr. 1 WindSeeG darf der Plan zudem nur festgestellt werden, wenn
der Vorhabentrager bei Windenergieanlagen auf See Uber einen Zuschlag nach § 23 Wind-
SeeG oder nach § 34 WindSeeG fir die Flache verfugt, auf die sich der Plan bezieht.

Das Projekt ,NC 2 hat mit Beschluss der Bundesnetzagentur vom 09.09.2021 (BK6-21-007-
3) einen Zuschlag Uber insgesamt 433 MW fiir die Anbindungsleitung NOR-3-3 zur Einspei-
sung der in den Windenergieanlagen des OWP ,NC 2“ erzeugten Energie erhalten. Die TdV
hat ihr Eintrittsrecht geltend gemacht.

Der Planfeststellung steht auch nicht entgegen, dass die TdV vorsieht, 29 WEA mit jeweils
15 MW Nennleistung und einer Gesamtleistung von 435 MW zu errichten. Bezogen auf die
bezuschlagte Netzanbindungskapazitat von 433 MW stellt dies eine Mehrbelegung (Overplan-
ting) in H6he von 2 MW, aber unter 10 % der bezugschlagten Menge dar.

Die Interessen des Ubertragungsnetzbetreibers werden durch Nebenbestimmung 7.4 gesi-
chert, indem sichergestellt wird, dass der OWP NC 2 nicht mehr als 433 MW an der Konver-
terplattform einspeist.

j) Zusammenfassung

Die zwingenden Anforderungen nach 8§ 48 Abs. 4 Satz 1 WindSeeG fur eine Planfeststellung
sind erfullt und stehen als abwagungsfeste Belange der Planfeststellung nicht entgegen. Fer-
ner ist auch das zuséatzliche Erfordernis gemal § 48 Abs. 4 Satz 2 WindSeeG erfillt, da die
TdV uber die erforderlichen Zuschlage fir die Flache verfugt, auf die sich der Plan bezieht.

4.  Abwagung

Die Planfeststellungsbehdrde kommt nach Abwagung der dargestellten Belange zu dem Er-
gebnis, dass das beantragte Vorhaben in Gestalt dieses Planfeststellungsbeschlusses zuge-
lassen wird. Die fur das Vorhaben streitenden Belange sind gewichtiger, als die dem Vorhaben
entgegenstehenden Belange, wobei schutzwiirdige Interessen der Betroffenen und die sons-
tigen offentlichen Belange und Schutzgiter durch die vorgesehenen MalRBhahmen hinreichend
kompensiert bzw. bertcksichtigt worden sind. Die Planfeststellungsbehérde hat sich ein um-
fassendes Bild des zu beurteilenden Sachverhaltes gemacht, indem sie neben den mit der
Antragstellung eingereichten Planunterlagen der TdV die Stellungnahmen von Tragern 6ffent-
licher Belange beriicksichtigt und gepruft hat. Ebenso wurden die von Privaten erhobenen
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Einwendungen umfangreich geprift und bertcksichtigt. Es liegen schlief3lich auch keine recht-
lichen Gesichtspunkte vor, die zu einer zwingenden Versagung der Planfeststellung fihren
wirden.

Zu den bei der Abwéagung zu berlcksichtigen Belangen gehdren alle von dem Vorhaben be-
ruhrten offentlichen und privaten Belange, die nicht in § 48 Abs. 4 S. 1 Nr. 1 bis 6 und 8 Wind-
SeeG als abwagungsfeste Belange aufgezéahlt und zwingend zu beachten sind. Dies sind ins-
besondere: militdrische Belange, soweit sie nicht fur die Landes- und Bundnisverteidigung er-
forderlich sind, Fischereibelange, Tourismusinteressen und der Schutz von Kulturgitern (z.B.
Wracks auf dem Meeresboden).

a) Belange benachbarter Vorhaben

Belange der Vorhabentrager benachbarter Nutzungen stehen dem Vorhaben nicht entgegen.
Vorsorglich sichern die Nebenbestimmungen unter 7 ff. die Belange von Kabel- und Rohrlei-
tungseigentiimern ab.

aa) Benachbarte Offshore-Windparks
Die Belange benachbarter Offshore-Windparks stehen dem Vorhaben nicht entgegen.

Insbesondere bestehen keine Anhaltspunkte dafir, dass die Standfestigkeit und Stabilitéat der
Anlagen in den um das Vorhabengebiet gruppierten Bestandsparks gefahrdet wird. Das Vor-
haben wahrt den in § 32 1. WindSeeV festgelegten Mindestabstand zu benachbarten Wind-
energieanlagen. Nach § 32 1. WindSeeV und im Planungsgrundsatz 4.4.2.3 FEP 2020 wird
festgelegt, dass die auf der Flache zu errichtenden WEA grundsatzlich einen Abstand von
mindestens dem Fiinffachen des jeweils grolReren Rotordurchmessers (5D) zu WEA benach-
barter Flachen einhalten missen. Der Abstand des fuinffachen Rotordurchmessers der WEA
des Vorhabens NC 2 (1.180m bei einem Rotordurchmesser von 236 m) zum OWP Gode Wind
01 und OWP Gode Wind 02 wird gegenuber allen Nachbaranlagen eingehalten. Die Neben-
bestimmung 7.5 verweist deklaratorisch auf den Mindestabstand nach § 32 1. WindSeeV.

Fur die Entscheidung Uber die diesbeziiglichen Einwendungen wird auf die Begrindung unter
B. lll. 6. k)-I) verwiesen.

bb) Benachbarte Seekabel und Rohrleitungen

Durch das Vorhabengebiet des OWP ,NC 2“ verlauft das aulRer Betrieb befindliche Datenkabel
»TAT 14 N“. Die TdV plant, den innerhalb der Windparkflache befindlichen Kabelabschnitt im
Zuge der Vorbereitungsarbeiten zur Installation der parkinternen Verkabelung zuriickzubauen,
d.h. entweder zu entfernen oder zu zerschneiden und die verbleibenden Kabelenden mit sog.
Clump Weights zu fixieren. Der Eigentimer bzw. ehemalige Betreiber Subsea Enviromental
Services hat dem geplanten Riickbau des Kabels grundsatzlich zugestimmit.

Zudem verlaufen auch die stillgelegten Kabel UK-Ger-4, ,Nederland-Denemarken 1 sowie
.Nederland-Denemarken 2“. Auch hier plant die TdV, den innerhalb der Windparkflache be-
findlichen Kabelabschnitt im Zuge der Vorbereitungsarbeiten zur Installation der parkinternen
Verkabelung zuriickzubauen, d.h. entweder zu entfernen oder zu zerschneiden und die ver-
bleibenden Kabelenden mit sog. Clump Weights zu fixieren. Die TdV ist mit allen Eigentiimern
dieser Kabel in Kontakt und alle Eigentiimer wurden im Rahmen dieses Verfahrens durch die
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Planfeststellungsbehotrde beteiligt. Kein Eigentimer hat sich grundsétzlich gegen das Zer-
schneiden oder Entfernen der OOS-Kabel ausgesprochen.

Falls die Vorhabentragerin wider Erwarten bei den bauvorbereitenden Malinahmen wie der
Baufeldraumung weitere aul3er Betrieb befindliche Kabel im Vorhabengebiet findet, stellt die
Nebenbestimmung 2.3.5 sicher, dass von der Zerschneidung des Kabels keine Beeintrachti-
gungen der Meeresumwelt oder Schifffahrt ausgehen und eine ordnungsgemafe Entsorgung
der Kabelreste an Land erfolgt. Zudem tragt die Nebenbestimmung dazu bei, dass dem Ei-
gentumer — sofern bekannt — die genaue Lage der Clump Weights mitgeteilt wird.

cc) Betreiber von Richtfunkstrecken

Mit E-Mail vom 09.08.2022 teilte die Bundesnetzagentur, Referat 226, der TdV mit, dass der-
zeit keine Richtfunkstrecken und Funkmessstellen der Bundesnetzagentur im Plangebiet vor-
handen seien.

b) Fischerei

aa) Fischerei als offentlicher Belang

Gegentber der Flachenvoruntersuchung sind keine zusétzlichen oder erheblichen Gesichts-
punkte erkennbar. Inshesondere liegen keine belastbaren Informationen vor, die darauf schlie-
Ren lassen, dass die mit der Errichtung des OWP verbundende Einschrankung der Fischerei
das Offentliche Interesse an der Erhaltung von nutzbaren Fischereigrinden in den Gewassern
der deutschen AWZ als 6ffentlichen Belang beeintrachtigt.

Die durch das Vorhaben ,NC 2" insgesamt beanspruchte Flache von 23 km? (exklusive Sicher-
heitszone) ist im Hinblick auf die gesamte AWZ und das Kiistenmeer zu klein, - auch kumulativ
mit anderen Vorhaben betrachtet - um Auswirkungen auf die Versorgungssicherheit der Be-
volkerung zu haben. Zudem ist es ein Bestreben der GDWS, die Befahrensregelungen von
Sicherheitszonen um bereits im Betrieb befindliche OWP in der Nordsee derart anzupassen,
dass der aul3ere Bereich der Sicherheitszone fir die passive Fischerei zugelassen wird.

Entsprechendes ist bereits fur die Sicherheitszone um zwei Windparks und Konverterplattfor-
men im Cluster ,Nordlich Helgoland® umgesetzt worden. Dadurch stehen der Fischerei zukunf-
tig wieder mehr Fangflachen zur Verfigung. Damit wird den Forderungen des Landesfische-
reiverbandes Weser-Ems, der Landwirtschaftskammer Niedersachsen sowie dem VDKK auf
,multi-use“-Konzeptionen fur die Flachennutzung ernsthaft zu verfolgen, Rechnung getragen
werden. Da es sich dabei um eine mogliche Ausgestaltung der Befahrensregelung im Sinne
des 8 7 Abs. 3 VO KVR handelt, liegt diese im Zustandigkeitsbereich der GDWS. Die von den
vorgenannten Stellen geforderte Anordnung der Co-Nutzung innerhalb der Sicherheitszone im
Planfeststellungsbeschluss ist mangels Zustandigkeit des BSH somit nicht zulassig.

Im ROP 2021 ist der Grundsatz 2.2.2 (4) enthalten, nach dem Fischereifahrzeuge Windparks
auf dem Weg zu ihren Fanggrinden durchfahren kdnnen sollen. Die passive Fischerei mit
Reusen und Koérben soll in den Sicherheitszonen der Windparks mdglich sein; dies gilt jedoch
nicht fir den Bereich, der von den aufl3eren Anlagen des Windparks umgrenzt wird, und nicht
fur den unmittelbaren Nahbereich der auf3eren Anlagen. Dies gilt auch, soweit Bau, Betrieb
und Wartung der Windparks so wenig wie maoglich beeintrachtigt werden, und vorbehaltlich
entgegenstehender fachrechtlicher Regelungen. Die innerhalb der Windparkflache liegende
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Wassersaule wird auch weiterhin nicht befischbar sein. Dadurch und durch die Anreicherung
des Nahrungsangebotes wegen des sog. Riff-Effektes wird sich die in diesem Bereich der
sudlichen Nordsee dezimierte Fischpopulation bestenfalls erholen. Es ist davon auszugehen,
dass dies langfristig positive Auswirkungen auf die Fischbestande haben wird.

bb) Fischerei als privater Belang

Die Abwagung der Fischerei als privater Belang in Form eines wirtschaftlichen Interesses Ein-
zelner hat ergeben, dass dieser Belang von den fur das Vorhaben ,NC 2“ sprechenden Belan-
gen uberwunden und damit zuriickgestellt wird.

Zwar ist mit der Errichtung der planfestgestellten Offshore-Bauwerke und Einrichtung der Si-
cherheitszone fir bestimmte Ausiibungsarten der Fischerei eine Einschrankung des potenzi-
ellen Betatigungsfeldes verbunden. Diese Einschrankung stellt sich nach derzeitigem Kennt-
nisstand als fur die Fischerei noch hinnehmbar dar.

Die Einrichtung einer Sicherheitszone (Nebenbestimmung 3.10) und die spater folgenden Be-
fahrensregelungen, die Anordnungen zum Einsatz eines Verkehrssicherungsfahrzeugs wah-
rend der gesamten Bauphase (siehe Nebenbestimmungen 3.8 ff.), die Durchfiihrung einer
Seeraumbeobachtung wahrend der Betriebsphase (siehe Nebenbestimmungen 3.4 ff.) und
die Ubrigen schifffahrtspolizeilichen Nebenbestimmungen unter 3 ff. dienen dazu, Kollisionen
von Schiffen mit Einrichtungen des OWP ,NC 2“ zu verhindern.

Von einer Rechtsbeeintrachtigung der Fischereibetriebe liel3e sich allenfalls dann ausgehen,
wenn in Anlehnung an die standige Spruchpraxis des Bundesverwaltungsgerichts davon aus-
gegangen werden kann, dass der Bestand des Betriebes gerade durch die Zulassung eines
Vorhabens ernsthaft gefahrdet wird, weil die vorgegebene Situation nachhaltig verandert
wilrde und hierdurch der Betrieb schwer und unertraglich getroffen werden wirde. Bei dieser
Prifung hat das Bundesverwaltungsgericht u.a. folgenden Aspekten Bedeutung beigemessen:

- Ertragsriuckgang wegen erkrankter oder verscheuchter Fische aus angestammten
Fanggrinden,

- Ausweichmdglichkeiten in andere Seegebiete,

- wegen ihrer nattrlichen Bedingungen ortsgebundene Fangplatze.

Die bisherigen Erhebungen im Bereich der AWZ zeigen Schwerpunktbereiche, aber auch oft
eine von Jahr zu Jahr zum Teil starke raumliche Variabilitat je nach Zielart, Fanggeréat oder
Fahrzeugherkunft. Mit Ausnahme der Fischerei des Kaisergranats (Nephrops norvegicus) im
Bereich des sidlichen Schlickgrundes (Gebiet FiN1) in der deutschen AWZ der Nordsee fehlt
es an streng ortsgebundenen Fangplatzen, sodass eine raumliche Gebietsfestlegung als Vor-
behaltsgebiet bisher nicht sinnvoll erscheint.

Fur die Fischerei liegt auch insofern kein schwerer und unertraglicher Eingriff vor, als das
Fangmengen und Fanggebiete durch die Errichtung und den Betrieb des gegenstandlichen
OWPs (temporar) verloren gehen. Weder der VDKK, der Landesfischereiverband Weser-Ems
e.V. noch die Landwirtschaftskammer Niedersachsen haben wirtschaftliche Konsequenzen fir
die Fischerei durch die Errichtung und den Betrieb des OWP NC 2 schliissig vorgetragen.
Pauschale Hinweise auf beispielsweise Fanggebietsverluste sind nicht ausreichend (vgl. hier
das VG Oldenburg, wonach der pauschale Hinweis, dass ca. 30 % der Gesamtjahresfang-
menge im Bereich des geplanten Windparks erwirtschaftet wirde, in dieser Allgemeinheit nicht
genlge, einen schweren und unertraglichen Eingriff in samtlichen klagerischen Betrieben
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glaubhaft zu machen; VG Oldenburg (Oldenburg), Urt. v. 3. Juni 2009 — 5 A 254/09 —, Rn. 29,
juris). Dies gilt auch unabhéangig davon, ob der Hinweis in den Einwendungen, dass die Be-
rechnungen im fischereilichen Gutachten, zu den méglichen Fanggebietsverlusten, nicht auf
der Gleichverteilung der Fischereiintensitat auf Basis von ICES Rectangle hatten vorgenom-
men werden durfen.

Eine Beeintrachtigung privater Rechte, wie etwa Art. 12 und Art. 14 Grundgesetz (eingerich-
teter und ausgeiibter Gewerbetrieb), kann ausgeschlossen werden. Dies liegt vor allem darin
begriindet, dass es in der AWZ — mit der oben benannten Ausnahme — grundsatzlich keine
raumlich definierten Fischereirechte im Sinne einer individuellen Zuordnung gibt. Es gilt das
Fischereirecht der Europaischen Union und es besteht nur die grundsatzliche Moglichkeit, im
Rahmen der vorgegebenen Fischereifangquoten Fisch zu fangen und wirtschaftlich zu verwer-
ten. Nach der gefestigten hdchstrichterlichen Rechtsprechung haben Fischer im Meer keinen
Anspruch auf Schaffung oder Aufrechterhaltung ihnen giinstiger Benutzungsverhaltnisse. Viel-
mehr mussen sie Veranderungen im Meer durch Naturgewalten ebenso hinnehmen wie die
erlaubte Benutzung des Meeres durch andere und auch sonst das rechtm&Rige Vorgehen
Dritter achten (vgl. BGHZ 45, 150.). Fischereibetriebe kénnen somit keine begriindeten An-
spruche aus reinen Gebietsverlusten durch die Errichtung von Windenergieanlagen geltend
machen.

Auch kumulativ ist die raumliche Einschrankung nicht erheblich, und zwar mit der gleichen
Begrindung. Laut OVG Hamburg (Beschluss vom 30.09.2004, VKkBI. 2004, 653) ist fur die
Beurteilung der Erheblichkeit lediglich die Berticksichtigung der bisher tatsachlich erteilten Ge-
nehmigungen ausreichend. Moglicherweise gibt im Hinblick auf die weitere Besorgnis des
wachsenden Befischungsdrucks in nicht durch Anlagen beanspruchten Raumen sowie auf die
Erwartung einer Erhéhung des fischereilich nutzbaren Potenzials durch etwaige marine Aqua-
kulturen die derzeit diskutierte Offnung des Befahrens eine Perspektive auf. Die GDWS bt
Ermessen hinsichtlich der Befahrensregelung geman § 7 Abs. 3 VO KVR aus. Bei dem Befah-
rensverbot handelt es sich um eine temporare Einschrankung wéhrend der Bauphase und
nach Inbetriebnahme eines Offshore-Windparks werden die Voraussetzungen des sicheren
Befahrens fir Fahrzeuge bis 24 Meter grundsatzlich geprift und durch Allgemeinverfligung
neu festgelegt. Eine spatere Offnung des Befahrens durch Befahrensregelung der GDWS er-
laubt der Fischerei, ihre Fanggriinde auf moglichst direktem Weg zu erreichen sowie etwaige
passive Fischerei im Sinne des Grundsatz 2.2.2 (4) ROP 2021.

Die Sicherheitszone inklusive Befahrensregelung um das Vorhabengebiet wird erst unmittel-
bar vor Baubeginn eingerichtet, um die Dauer der Beeintrachtigungen anderer Verkehrsteil-
nehmer so gering wie moglich zu halten.

Sollten die Ausfiihrungen des Landesfischereiverbandes Weser-Ems, der Landwirtschafts-
kammer Niedersachsen und des VDKK so verstanden werden, dass sie auch die Existenz
einzelner Fischer bedroht sehen, fehlt es im Ergebnis an begriindeten Hinweisen darauf, dass
der Umfang der fischereigewerblichen Beeintrachtigung durch das Vorhaben einen existenz-
gefdhrdenden Eingriff in einen eingerichteten und ausgetbten Gewerbebetrieb darstellen
koénnte. Hinweise auf projektbedingte Beeintrachtigungen einzelner Fischereibetriebe von er-
heblichem Gewicht, die gegen den Planfeststellungsbeschluss sprechen, sind weder in sub-
stantiierter Weise vorgetragen noch in sonstiger Weise ersichtlich. Dem gegeniber steht das
hohe o6ffentliche Interesse an einem zlgigen Ausbau der erneuerbaren Energie, dem durch
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die gesetzlichen Zielvorgaben ein besonderes Gewicht zukommt. In Abwagung zu den Belan-
gen der TdV im Hinblick auf die Realisierung des verfahrensgegenstandlichen Vorhabens
,NC 2“ welches fur die Umsetzung der gesetzlichen Ausbauziele innerhalb des mit § 27 Abs. 4
WindSeeG vorgegebenen Ausbaupfades objektiv erforderlich ist, kommt den Belangen der
Fischerei insofern ein geringeres Gewicht zu.

c) Sonstige militdrische Belange
Sonstige militdrische Belange sind durch das Vorhaben nicht berthrt. Die erforderliche Kenn-
zeichnung durch Sonartransponder ist in Nebenbestimmung 5.1 geregelt.

d) Tourismusinteressen
Die Stadt Borkum und die Stadt Norderney haben im Anhérungsverfahren auf den Tourismus
und eine mogliche Beeintrachtigung durch das Vorhaben hingewiesen.

Die Vorhabenflache wurde im Raumordnungsplan 2021 auch in Kenntnis der hohen Bedeu-
tung des Landschaftsbildes der Nordsee fur den Tourismus als Teil des Vorranggebietes
Windenergie EN3 ausgewiesen, wobei der Ausweisung eine umfassende planerische Abwa-
gungsentscheidung zugrunde liegt, in die teilweise auch touristische Belange eingestellt wur-
den.

Zudem wurde auch im Rahmen der Eignungsprifung fir den Tourismus festgestellt, dass die
Flache wegen ihrer Entfernung zu den Kiisten und Inseln und wegen der Vorbelastungen
durch vorhandene Windparks bereits jetzt keine herausragende Bedeutung hat (Eignungspru-
fung der Flachen N-3.7, N-3.8 und O-1.3, Seite 45).

Die mdgliche visuelle Beeintrachtigung wird zudem durch die Nutzung der bedarfsgerechten
Nachtkennzeichnung minimiert.

Ungeachtet dessen waren etwaig betroffene Tourismusinteressen durch Nutzung der Vorha-
benflache insgesamt als gering zu bewerten. Dem geringen Grad der Betroffenheit der Tou-
rismusinteressen steht auch hier das hohe 6ffentliche Interesse an einem ztigigen Ausbau der
erneuerbaren Energie gegenuber und wird von diesem tberwogen.

e) Schutz der Kulturguter

Es wurde aber bereits im Rahmen der Eignungspriifung festgestellt, dass keine erheblichen
Auswirkungen auf diesen Belang zu erwarten ist. So liegt in Bezug auf das kulturelle Erbe kein
Hinweis auf Wracks oder andere schiitzenswerte Kulturguter vor. Neuere Erkenntnis sind dem
BSH auch nicht bekannt.

Im Falle des Auffindens etwaiger Kultur- und Sachguter dient Nebenbestimmung 8.3 der Si-
cherstellung, dass wissenschaftliche Untersuchungen und Dokumentationen der Guter vor
dem Beginn von BaumafRnahmen durchgefihrt und Gegenstéande archéologischer oder histo-
rischer Art entweder an Ort und Stelle oder durch Bergung erhalten und bewahrt werden kon-
nen.

Das Niedersachsisches Landesamt fir Denkmalpflege hat sich nicht zu dem Vorhaben geéau-
Rert.
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f) Zwischenergebnis

Das BSH kommt nach Abwégung der dargestellten Belange zu dem Ergebnis, dass das Vor-
haben gerechtfertigt und zulassig ist. Die mit dem Vorhaben verfolgten Belange sind gewich-
tiger, als die dem Vorhaben entgegenstehenden Belange, wobei die schutzwirdigen privaten
und offentlichen Belange und Schutzgiter durch die vorgesehenen MalRnahmen hinreichend
berlcksichtigt worden sind. Aus den vorhergehenden Ausfiihrungen folgt, dass samtliche ab-
wagungserheblichen Belange beriicksichtigt sind.

5. Begrundung Nebenbestimmungen

Gemal § 45 Abs. 3 S. 2 WindSeeG st fir die Planfeststellung 8§ 36 Absatz 2 und 3 VWVfG
anzuwenden. Danach darf ein Verwaltungsakt nach pflichtgemaRem Ermessen mit einer Be-
fristung, Bedingung oder mit einem Vorbehalt des Widerrufs erlassen werden oder mit einer
Auflage und oder einem Vorbehalt der nachtraglichen Aufnahme, Anderung oder Erganzung
einer Auflage verbunden werden.

Zudem enthalt das Windenergie-auf-See-Gesetz in den Vorschriften 8 48 Abs. 2, § 48
Abs. 3 Satz 1 WindSeeG, § 48 Abs. 5 Satz 1 Nummer 2 WindSeeG, § 48 Abs. 7 Satz 1 Wind-
SeeG, §48 Abs. 9 WindSeeG sowie in den Vorschriften §57 Abs. 2, § 57 Abs. 3 und
§ 58 Abs. 3 WindSeeG spezielle gesetzliche Grundlagen fir den Erlass von Nebenbestim-
mungen.

Gemall § 74 Abs. 2 S. 2 VWVIG hat das BSH dem Trager des Vorhabens Vorkehrungen oder
die Errichtung und Unterhaltung von Anlagen aufzuerlegen, die zum Wohl der Allgemeinheit
oder zur Vermeidung nachteiliger Wirkungen auf Rechte anderer erforderlich sind.

a) Zu ll. Entscheidungsvorbehalte

Die Entscheidungsvorbehalte beruhen auf den § 45 Abs. 3 WindSeeG i.V.m. 88 36 Abs. 2, 74
Abs. 3 VWVIG. Danach ist eine abschlieliende Entscheidung vorzubehalten, soweit diese zum
Zeitpunkt des Erlasses des Planfeststellungsbeschlusses noch nicht méglich ist. Die Entschei-
dung muss eine vom Regelungsgehalt des Planfeststellungsbeschlusses abtrennbare Teil-
frage betreffen, hinsichtlich derer es an der Spruchreife fehlt, etwa, weil im Zeitpunkt der Ent-
scheidung die fur die Bewaltigung der jeweiligen Konfliktlage notwendigen Kenntnisse noch
nicht vorliegen und sich nicht mit vertretbarem Aufwand beschaffen lassen (BVerwGE 104,
123).

So liegt es hier. Die Entscheidungsvorbehalte dieses Planfeststellungsbeschlusses sind erfor-
derlich und geboten, um die zwangslaufig erst im Vollzugsverfahren feststehenden techni-
schen Details in Bezug auf die Errichtung, den Betrieb und den Riickbau des Windparks an-
gemessen berucksichtigen und in diesem Zusammenhang auf unvorhergesehene Aspekte an-
gemessen reagieren bzw. die jeweils geltenden rechtlichen Vorgaben berticksichtigen zu kon-
nen.

In Bezug auf die Entscheidung tber die Einrichtung der Sicherheitszone, die bauvorbereiten-
den Malinahmen, den Schallschutz bei der Fundamentinstallation, die parkinterne Verkabe-
lung, die Kennzeichnung der Einrichtungen, die luftverkehrstechnischen Einrichtungen, das
Seeraumbeobachtungskonzept und den Rickbau liegen die erforderlichen technischen De-
tails fur eine abschlielende Entscheidung im Zeitpunkt des Erlasses dieses Planfeststellungs-
beschlusses noch nicht vor. Ergéanzend wird insoweit auch auf die jeweiligen Begriindungen
der in den Entscheidungsvorbehalten in Bezug genommenen Nebenbestimmungen dieses
Planfeststellungsbeschlusses verwiesen.
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b)  Zu Kapitel 1: Allgemeine Bestimmungen

Zu 1.1:

Die Befristung entspricht 8 48 Abs. 7 WindSeeG und stellt sicher, dass die Nachnutzung nach
dem Zeitraum der Befristung dem freien Planungsermessen des Gesetzgebers und der Be-
hdrden unterliegt. Es wird klargestellt, dass die durch den Planfeststellungsbeschluss vermit-
telten Rechte auf diesen Zeitraum beschrankt sind und danach ersatzlos erléschen. Die Dauer
der Befristung ist auf 25 Jahre festgelegt und liegt nicht im Ermessen der Planfeststellungsbe-
horde.

Die Frist beginnt, wenn der Anspruch auf Erhalt der Marktpramie nach 8 19 des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes (EEG) beginnt oder beginnen wirde, wobei der Fristbeginn fir jede Wind-
energieanlage einzeln bestimmt wird. Die Frist beginnt daher grundséatzlich mit Inbetriebnahme
der jeweiligen Windenergieanlage (vgl. 8 25 Abs. 1 Satz 3 EEG), jedoch friihestens in dem
Kalenderjahr, das die Bundesnetzagentur in dem Zuschlag bestimmt hat (vgl. § 37 Abs. 1
Nummer 1 WindSeeG) (vgl. BT Drucks. 18/8832 S. 315).

Unter Inbetriebnahme ist gemafd § 3 Nr. 30 EEG die erstmalige Inbetriebsetzung der Wind-
energieanlage ausschlie3lich mit erneuerbaren Energien nach Herstellung der technischen
Betriebsbereitschaft der Windenergieanlage zu verstehen; die technische Betriebsbereitschaft
setzt voraus, dass die Anlage fest an dem fur den dauerhaften Betrieb vorgesehenen Ort und
dauerhaft mit dem fir die Erzeugung von Wechselstrom erforderlichen Zubehor installiert
wurde; der Austausch des Generators oder sonstiger technischer oder baulicher Teile nach
der erstmaligen Inbetriebnahme fuihrt nicht zu einer Anderung des Zeitpunkts der Inbetrieb-
nahme.

Eine mogliche nachtragliche Verlangerung der Fristen richtet sich nach dem zum Zeitpunkt
der Verlangerung geltenden Recht.

Eine Verlangerung ist unter Beiftigung der erforderlichen Unterlagen, insbesondere einen
Nachweis Uber die jeweiligen Inbetriebnahmedaten der Windenergieanlagen, rechtzeitig, min-
destens jedoch zwei Jahre vor Ablauf der Frist der zuerst in Betrieb genommenen Windener-
gieanlage, zu beantragen.

Zu 1.2:

Die Anordnung der unverziglichen Mitteilung von geplanten sowie von unvorhergesehenen,
d.h. sich ungeplant ergebenden Anderungen des festgestellten Plans stellt sicher, dass diese
sofort daraufhin tberprifbar sind, ob und in welcher Ausgestaltung es der Durchfihrung eines
(formellen) Anderungsverfahrens und der Zulassung durch das BSH bedarf. Die Anordnung
betrifft alle Anderungen — somit auch solche, welche augenscheinlich nur eine Reduzierung
der Auswirkungen auf dffentliche und private Belange mit sich bringen — nach Erlass des Plan-
feststellungsbeschlusses, wahrend der Bauphase und somit vor Fertigstellung des Vorhabens
im Sinne des 8§ 76 VwV{G sowie nach Fertigstellung des Vorhabens, insbesondere durch Re-
paraturen wahrend der Betriebsphase.

Unterbleibt die rechtzeitige Mitteilung einer geplanten Anderung, besteht die Moglichkeit — ins-
besondere nach 8 57 Abs. 4 WindSeeG — der Anordnung einer Untersagung der Téatigkeiten
zur Umsetzung der Anderung und — bei mehr als nur unwesentlichen Anderungen — der Be-
seitigung der nicht zugelassenen Anderung.
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Fur die Erstellung des aktualisierten Bauwerksverzeichnisses ist die Vorlage des BSH zu ver-
wenden (zu finden im BSH-Internet unter https://www.bsh.de/DE/THEMEN/Offshore/Offshore-
Vorhaben/Windparks/windparks_node.html). Abweichungen von den planfestgestellten/plan-
genehmigten Positionen sind zu begrinden.

Um die sachgemalRe Bearbeitung sicherzustellen, ist es erforderlich, dass die geltenden Stan-
dards an Geodaten eingehalten werden: Eine Shape-Datei (Shapefile) besteht mindestens
aus den gleichlautenden Dateien mit den Endungen .shp, .shx und .dbf. Zudem muss entwe-
der das verwendete Koordinatensystem angegeben werden (Geoid und Projektion, tblicher
Weise Angabe des EPSG-Codes) oder eine .prj-Datei beinhaltet sein.

Zu 1.3

Die Anordnung dient der Sicherstellung der tatséchlichen Umsetzung des Vorhabens und be-
ruht auf 8 59 Abs. 2 Nr. 3 und 4 WindSeeG und dient der Sicherstellung einer ziigigen Errich-
tung und Inbetriebnahme des Vorhabens. Nach § 48 Abs. 5 Satz 1 Nr. 2 WindSeeG kann die
Planfeststellungsbehérde den Planfeststellungsbeschluss ganz oder teilweise aufheben, wenn
Fristen nach § 48 Abs. 3 WindSeeG nicht eingehalten werden. Die Festlegung der MaRRnah-
men und Fristen erfolgt dabei unter Berlicksichtigung des von der TdV mit Anschreiben vom
12.04.2024 eingereichten Zeit- und MalRnahmenplans.

Die festgelegten Fristen in Anordnung Nr. 1.3 Nr. 1 und 2 wurden in Bezug zu dem verbindli-
chen Fertigstellungstermin 30.09.2026 des Netzanbindungssystems NOR-3-3, Anschluss
OWP Flache N-3.8 und der Regelung in § 59 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 WindSeeG sowie den Frist-
setzungen fir die Einreichung der Freigabeunterlagen fir die Windenergieanlagen in der Ne-
benbestimmung Nr. 9.2 dieses Planfeststellungsbeschlusses gesetzt.

Sollten die Bedingungen zu dem angebenden Datum nicht erfillt sein, besteht in der Regel
die begriindete Vermutung, dass keine Realisierungsabsicht mehr vorliegt, so dass eine wei-
tere Belegung der Flache durch die TdV grundsatzlich bereits schon vor Ablauf der Verlange-
rungsfrist nicht tragbar wére.

Die Frist nach Nr. 3 der Anordnung entspricht der Realisierungsfrist aus 8§ 59 Abs. 2 S. 2i.Vv.m.
59 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 WindSeeG. Hiernach missen bezuschlagte Bieter spéatestens sechs
Monate vor dem verbindlichen Fertigstellungstermin gegentiber der Bundesnetzagentur den
Nachweis erbringen, dass mit der Errichtung der Windenergieanlagen auf See begonnen wor-
den ist. Die Fertigstellungstermine bestimmen sich nach dem in § 17d Abs. 2 EnWG festge-
legten Verfahren. Der anbindungsverpflichtete Ubertragungsnetzbetreiber hat als verbindli-
chen Fertigstellungstermin des Netzanbindungssystems NOR-3-3 fur den Anschluss der OWP
Flache N-3.8 gem. 8 17d Abs. 2 S. 3 EnWG auf der Internetseite https://netztransparenz.ten-
net.eu/de/strommarkt/transparenz/transparenz-deutschland/offshore-netzanschluesse/ den
30.09.2026 benannt.

Unter Baubeginn im Sinne von Nebenbestimmung 1.3 Nr. 1 und 2 ist derjenige Zeitpunkt zu
verstehen, an dem aus dem letzten Hafen die Verschiffung des ersten Fundamentes bzw. der
ersten Grindungselemente fir Offshore-Windenergieanlagen an den in der Zulassung vorge-
sehenen Bauplatz auf der letzten Transportetappe erfolgt. Dies umfasst die Verschiffung von
Test- und Pilotfundamenten bspw. fir etwaige Probegrindungen.
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Unter Errichtungsbeginn im Sinne von Nebenbestimmung 1.3 Nr. 3 ist der Transport der Kom-
ponenten der Windenergieanlagen auf See vom Hafen zum Bauplatz sowie die feste Installa-
tion der Windenergieanlagen auf See zu verstehen.

Satz 2 stellt klar, dass die Mdglichkeiten der Verschiebung von Terminen bzw. Verlangerung
von Realisierungsfristen nach dem EnWG, dem WindSeeG oder anderen Gesetzen bleiben
unberdhrt.

Auf die moglichen Sanktionen gem. 8 60 WindSeeG bei Nichteinhaltung der gesetzlichen Re-
alisierungsfristen, insbesondere Pdnale und Zuschlagswiderruf, wird ausdrtcklich hingewie-
sen.

Zu1l.4:
Die Anordnung in 1.4 beruht auf § 48 Abs. 5 Satz 1 Nummer 1 WindSeeG.

c) Zu Kapitel 2: Schutz der Meeresumwelt
Die Nebenbestimmungen in Kapitel 2 beruhen auf § 48 Abs. 4 Nr. 1 WindSeeG und dienen
dazu, eine Gefahrdung der Meeresumwelt durch das Vorhaben zu verhindern.

Zu 2.1:

Die Nebenbestimmungen 2.1.1 bis 2.1.8 regeln das vorhabenbegleitende Monitoring (Uber-
wachung) der Meeresumwelt. Hierfir wird die grundsatzliche Geltung der Regelungen des
Standard Untersuchung der Auswirkungen von Offshore-Windenergieanlagen auf die Mee-
resumwelt (StUK) in der jeweils geltenden Fassung angeordnet. Derzeit gilt die Fassung vom
Oktober 2013 (StUK4). Eventuelle Auswirkungen wahrend der Bau- und Betriebsphase sind
entsprechend der Vorgaben des StUK zu untersuchen. Fir die einzelnen Phasen des Monito-
rings wird das BSH auf Grundlage des jeweiligen 6kologischen Untersuchungskonzeptes der
TdV jeweils einen vorhabenspezifischen 6kologischen Untersuchungsrahmen erstellen. Vor-
habenspezifische Konkretisierungen legt das BSH im jeweiligen Untersuchungsrahmen fest.

Zu2.1.2:

Die Anordnung dient der Konkretisierung des von der TdV durchzufiihrenden Monitorings. Zu
diesem Zeitpunkt noch nicht erkennbare Besonderheiten des Vorhabens oder im Vorhaben-
gebiet kdnnen Abweichungen vom StUK bzw. nach Erlass des jeweiligen Untersuchungsrah-
mens auch von diesem erforderlich machen. Liegen der TdV Kenntnisse lber solche Beson-
derheiten vor, so sind erforderliche Anderungen beim BSH zu beantragen und fachlich zu be-
grinden. Soweit bereits mdglich, hat dies im Rahmen der Vorlage des jeweiligen Untersu-
chungskonzeptes, spéatestens aber sechs Monate vor Baubeginn (siehe Nebenbestimmung
2.1.5) zu erfolgen.

Zu2.1.3:

Konnten die Festlegungen des Untersuchungsrahmens wetter- oder technisch bedingt nicht
erfullt werden, so sind die fehlenden Untersuchungseinheiten grundsatzlich nachzuholen. Der
Ausfall ist dem BSH unverzlglich mitzuteilen, um das weitere Vorgehen abzustimmen.
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Zu21.4:

Fur den Fall, dass wesentliche neue Erkenntnisse aus dem Monitoring, aus der begleitenden
Forschung oder aus sonstigen Quellen eine Anpassung und ggf. Erganzung der Untersuchun-
gen fachlich begriinden, behélt sich das BSH vor, die Untersuchungen raumlich, zeitlich, wie
auch methodisch anzupassen. Solche neuen Tatsachen kénnen etwa unvorhergesehene ku-
mulative Effekte oder ein Wendepunkt in der Bestandssituation einer Art sein.

Dies gilt aber auch fiir den Fall, dass im Rahmen von bauvorbereitenden Untersuchungen im
Vorhabengebiet bisher nicht bekannte Verdachtsflachen gemald § 30 Bundesnaturschutzge-
setz (BNatSchG) identifiziert werden. Hier kann die Anordnung von zusétzlichen Untersuchun-
gen zur Verifizierung des Vorkommens geschiitzter Biotope erforderlich werden.

Zu2.1.5:

Das vorzulegende Untersuchungskonzept und die vorzulegenden Berichte sind Grundlage fir
die Festlegung des Untersuchungsrahmens fiir das Baumonitoring, welches mit Beginn der
Bauarbeiten aufzunehmen sein wird und von dem Monitoring der Betriebsphase getrennt
durchzufiihren ist. Mit der Einreichung des Untersuchungskonzeptes flir das Baumonitoring ist
sicherzustellen, dass samtliche Berichte und Daten aus der (aktualisierten) Basisaufnahme
dem BSH im abgestimmten Datenformat vorliegen.

Die Daten aus der Basisaufnahme dienen als Grundlage fiur die Bewertung eventueller Aus-
wirkungen wahrend der Bau- und der Betriebsphase. Der Baubeginn fir die Windenergiean-
lagen ist [Angabe voraussichtlicher Baubeginn] geplant. Spatestens jedoch hat der Baubeginn
gemal § 59 Abs. 2 S. 1 Nr. 3 WindSeeG sechs Monate vor verbindlichem Fertigstellungster-
min des Netzanbindungssystems NOR-3-3 zu erfolgen.

Zu 2.1.6:

Das vorzulegende Untersuchungskonzept und die vorzulegenden Berichte sind Grundlage fir
die Festlegung des Untersuchungsrahmens fiir das Betriebsmonitoring. Das Monitoring der
Betriebsphase darf erst aufgenommen werden, wenn ein wesentlicher Einfluss durch den Bau-
betrieb ausgeschlossen ist. Insbesondere ist flir das Monitoring der Schutzguter Avifauna und
marine Saugetiere sicherzustellen, dass 80 % der Anlagen des Windparks regelmaf3ig Strom
einspeisen. Das Betriebsmonitoring fur die Schutzgiter Benthos und Fische kann auch ab-
schnittsweise bereits wéhrend einer notwendigen langeren Unterbrechung der Bauphase auf-
genommen werden. Abhangig von den vorhabenspezifischen Gegebenheiten erstreckt sich
das Betriebsmonitoring gemanR den Vorgaben des StUK Uber einen Zeitraum von drei bis funf
Jahren. Nach eingehender Prufung der Daten und Bewertung der moglichen Auswirkungen
aus dem Betrieb des Windparks behélt sich das BSH ausdrtcklich vor, das Betriebsmonitoring
fur beendet zu erklaren oder ggf. eine Ergdnzung der Untersuchungen anzuordnen.

Zu21.7:

Die Untersuchung mittels fester Messstationen kann in vollem Umfang gemalR geltendem
StUK erfolgen. Zum Schutz von POD-Geraten oder anderen vergleichbar geeigneten Erfas-
sungssystemen und zur Sicherung des Datengewinns werden Messstationen mit Oberflachen-
markierung durch vier Kardinal- oder Spierentonnen ausgebracht. Jede Station wird redundant
mit Erfassungsgeraten bestlckt, um technische Ausfélle und Datenverluste auszugleichen. Es
wird ausdrucklich empfohlen, akustische Erfassungssysteme, die eine Analyse von Frequenz-
spektren zulassen, fur die Untersuchungen einzusetzen. Im Rahmen der akustischen Erfas-
sung sind zur Sicherung der Kontinuitat und der Vergleichbarkeit der Daten sowohl F-PODs
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als auch C-PODs parallel einzusetzen. Der Einsatz von sowohl F-PODs als auch C-PODs ist
zur Sicherstellung der Datenvergleichbarkeit erforderlich. Um eine umfassende Beurteilung
des Einflusses des Betriebs des OWPs auf die Habitatnutzung des Schweinswals zu erstellen,
werden nicht nur die im Rahmen des Bau- und Betriebsmonitorings erhobenen Daten heran-
gezogen, sondern auch Daten aus nationalen und internationalen Monitoring- und For-
schungsprojekten, z.B. seitens des Meeresmuseums und BfN. Da derzeit ein Geratewechsel
von F-POD zu C-POD stattfindet ist davon auszugehen, dass alle Institute, die Daten zur Ha-
bitatnutzung erheben, beide Gerate verwenden. Um eine Vergleichbarkeit sicherzustellen ist
somit der Einsatz beider Geréate notwendig.

Der Einsatz von PODs ist gesondert und rechtzeitig, mindestens 12 Wochen vor dem geplan-
ten Ausbringungstermin zu beantragen. Rechtsgrundlage fir die Genehmigung der POD oder
vergleichbarer geeigneter Messsysteme ist § 6 Seeanlagengesetz, das am 01.01.2017 in Kraft
getreten ist. Bei den POD zur Erfassung der Habitatnutzung durch Kleinwale handelt es sich
um Anlagen im Sinne des § 1 Abs. 2 Nr. 4 SeeAnlG, d.h. um feste oder nicht nur zu einem
kurzfristigen Zweck schwimmend befestigte bauliche oder technische Einrichtungen, die mee-
reskundlichen Untersuchungen dienen. Fir Anlagen in der Sicherheitszone ist derzeit eine
Anzeige erforderlich, die ebenfalls acht Wochen vor geplantem Ausbringungstermin beim BSH
eingehen muss. Eine Angleichung des Verfahrens, so dass immer ein Antrag eingereicht wer-
den muss, ist jedoch mdglich. Hinweise auf geanderte Verfahren kénnen der einschlagigen
BSH-Internetseite (Suchbegriff Messstellen) entnommen werden.

Zu 2.1.8:

Die Berichte und Daten aus dem Bau- und Betriebsmonitoring sind dem BSH in abgestimmten
Datenformaten und zu festgelegten Terminen einzureichen. Die Daten werden vom BSH
zwecks Prifung von mdoglichen vorhabenspezifischen und kumulativen Auswirkungen aus der
Errichtung und Betrieb mehrerer Windparks sowie anderer Nutzungen verwendet. Dartber
hinaus ist das BSH gemall Umweltinformationsgesetz (UIG) verpflichtet, aggregierte Ergeb-
nisse aus dem Bau- und Betriebsmonitoring von Offshore-Vorhaben fur die Offentlichkeit in
geeigneter Form bereitzustellen.

Zu 2.2:

Durch die Nebenbestimmungen unter 2.2.1 wird sichergestellt, dass das BSH seiner gesetzli-
chen Uberwachungspflicht aus § 57 Abs. 1 WindSeeG nachkommen kann. Im Rahmen der
Errichtung, des Betriebs und Rickbaus von Windenergieanlagen sind umwelt- und natur-
schutzrechtliche Rahmenbedingungen zu beachten. Seit Erlass des Flachenentwicklungs-
plans 2023 (Planungsgrundsatz 6.1.7 FEP 2023) ist das Vogelkollisionsmonitoring fur die die-
sem FEP unterfallenden OWP-Projekte auch als verbindlicher Planungsgrundsatz vorge-
schrieben (8 6 Abs. 9 WindSeeG).

Die Nebenbestimmung 2.2.2 spezifiziert die Anforderungen an die technische Umsetzung des
Monitorings. Das Monitoring hat zum Ziel, wahrscheinliche und tatsachlich detektierte Kollisi-
onen zu erfassen. Die Ermittlung des Kaollisionsrisikos ist wesentlicher Bestandteil des Moni-
torings. Dabei ist das Monitoring nach dem Stand der Technik durchzufihren. Die einzelnen
Methoden, d.h. Erfassungen mittels Radarsystemen, Kamerasystemen sowie von Wetterinfor-
mationen mittels meteorologischer Instrumente sind bereits seit vielen Jahren auch im Offs-
hore-Bereich im Einsatz. Ein Stand der Technik fir solche Erfassungssysteme ist somit nach-
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weislich gegeben. Die technisch verfugbaren Einzelsysteme sind zu einem stimmigen Ge-
samtkonzept zu kombinieren, damit das Hauptziel des Monitorings erflllt werden kann, d.h.
das standortspezifische Kollisionsrisiko in Relation zur standortbezogenen Zugintensitat zu in-
terpretieren und hinsichtlich der Auswirkungen von Wetterbedingungen und Betriebszustand
der WEA in Beziehung zu setzen bzw. auszuwerten.

Das Monitoring muss geeignet sein, neben der Erfassung von Wetterdaten (mittels Wet-
tersensoren) das standortbezogene Gesamtzuggeschehen (mittels Radarerfassungen), die
Anzabhl der durch den Rotorbereich fliegenden Vogel (Uberwachung des Rotorbereichs mittels
Kameraerfassungen) zu erfassen sowie detektierte Kollisionen aufzuzeichnen (gleiches Ka-
merasystem wie zur Uberwachung des Rotorbereichs).

Sollte sich der Stand der Technik wahrend der Laufzeit des Vogelkollisionsmonitorings &ndern,
kann eine Anpassung oder Nachristung der verwendeten Systeme erforderlich werden.

Der Vorbehalt in 2.2.3 beruht auf 8 36 Abs. 2 Nr. 5 VWVfG sowie § 57 Abs. 2 WindSeeG.

Zu 2.3:
In den Nebenbestimmungen 2.3.1 bis 2.3.8 finden sich Regelungen in Bezug auf die parkin-
terne Verkabelung.

Zu 2.3.1:

Nach Einschatzung des BfN stellt die Einhaltung des 2K-Kriteriums nach derzeitigem Wissens-
stand mit hinreichender Wahrscheinlichkeit sicher, dass erhebliche negative Auswirkungen
durch die Kabelerwarmung auf die Meeresumwelt, insbesondere die benthische Lebensge-
meinschaft vermieden werden. Die Regelung entspricht 8 17d Abs. 1b EnWG.

Zu 2.3.2:

Dem Minderungsgrundsatz folgend ist die Wirkzone des eingesetzten Verlegegerétes im Rah-
men der technischen Mdglichkeiten zu minimieren. Die Unterlagen sind zusammen mit den in
Nebenbestimmung 2.3.6 aufgezahlten Unterlagen zur Beantragung der Freigabe der parkin-
ternen Verkabelung rechtzeitig, d.h. spétestens sechs Monate vor Beginn der geplanten Ar-
beiten, einzureichen.

Zu 2.3.3:

Die Anordnung dient dem Schutz der potenziellen ,Marinen Findlinge“ und damit der vorsorg-
lichen Einhaltung der Vorschriften des gesetzlichen Biotopschutzes im Sinne des § 30
BNatschG.

Zu 2.3.4:

Die Vorgaben zu Kabelschutzmalinahmen dienen dazu, Eingriffe in die Meeresumwelt durch
Hartsubstrat zu beschranken. Etwaig — z.B. bei der Kreuzung von Kabeln Dritter — erforderlich
werdende unvermeidbare (siehe Nebenbestimmung 7.3) Kreuzungsbauwerke erfordern einen
Einsatz von Hartsubstrat zum Schutz von Kabeln. Das Einbringen von Hartsubstrat ist in allen
Fallen auf das zur Herstellung des zum Schutz der jeweiligen Einrichtung erforderliche Min-
destmall zu reduzieren, um den Eingriff in die Meeresumwelt durch das Einbringen von stand-
ortfremdem Hartsubstrat zu beschrénken.
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Dabei sind vorrangig Schiittungen aus Natursteinen oder inerten und nattrlichen Materialien
einzusetzen.

Im Einzelfall kann es jedoch erforderlich werden, Kabel auch mit anderen Materialien zu schit-
zen, z.B. bei dem Einzug von Kabeln oder Kreuzungsbauwerken. Der Einsatz ist zu begrinden
sowie auf diese Bereiche und auch im Umfang so weit wie mdglich zu begrenzen, um den
durch Verschleild verursachten Eintrag von Kunststoff in die Meeresumwelt zu minimieren.

Zu 2.3.5:

Die Nebenbestimmungen zum Umgang mit im Vorhabengebiet befindlichen stillgelegten Ka-
beln stellen sicher, dass geschnittene Kabelenden keine Gefahr fur die Sicherheit und Leich-
tigkeit des Schiffsverkehrs darstellen.

Die Begrenzung der Versiegelung des Meeresbodens auf das unbedingt erforderliche Maf3
stellt einen moéglichst geringen Eingriff sicher. Dies dient dem Meeresnaturschutz, ebenso wie
die Anordnung zur ordnungsgemafRen Entsorgung der Kabelreste (siehe auch Nebenbestim-
mung 2.5.7). Die Nebenbestimmungen gewahrleisten zudem, dass auch die Fixierungen von
geschnittenen Kabeln (beispielsweise mittels Clump Weights im Sinne der ICPC-Rec. No. 1
~,Management of Decomissioned and Out-of-Service Cables®, Issue 14 A, vom 12. Juni 2020)
in die As Laid-Dokumentation nach Nebenbestimmung 10.2.3 aufgenommen und dem BSH
zur Aufnahme in die Seekarten bzw. das elektronische Verzeichnis mit den Geodaten nach
§ 48 Abs. 9 WindSeeG ubermittelt werden. Dies sichert — ebenso wie die Ubermittlung der
Koordinaten an die jeweiligen Betreiber — die Vorhaltung eines mdglichst umfassenden Da-
tenbestandes fur zukinftige Verfahren.

Die Entscheidung dariber, ob stillgelegte Kabel (OOS-Kabel) auf der Vorhabenflache verblei-
ben oder von der Vorhabenflache teilweise oder vollstdndig zu entfernen sind, hat unter Ab-
wagung der Umstande des Einzelfalls in enger Abstimmung mit dem BSH zu erfolgen.

Bei der Entscheidungsfindung sind dabei entsprechend der Empfehlungen der International
Cable Protection Committee-Recommendations (IPCP Rec.) insbesondere folgende Faktoren
zu berucksichtigen:

- Die potenziellen Effekte auf die Sicherheit der Schiffsnavigation oder anderer Meeres-
nutzungen. Dabei soll abgewogen werden, ob eine Entfernung der Kabel in Anbetracht
des Vorhandenseins weiterer Objekte auf dem Meeresgrund (Schiffswracks, Trimmer,
Ol- oder Gasanlagen) sinnvoll und realistisch ist.

- Die aktuellen oder zukunftigen Effekte auf die Meeresumwelt. Dabei sind insbesondere
die Stérungen zu beachten, die beim Versuch, das Kabel zu entfernen, verursacht wer-
den. Wichtige Faktoren sind fir diese Betrachtung die Zusammensetzung und der Zu-
stand des Kabelmaterials sowie die Sedimentierung des Bodens und die gesamte bio-
logische Umwelt.

- Das Risiko, dass das betroffene Kabel zukiinftig wesentlich seine Position verandern
wird.

- Die allgemeine technische Umsetzbarkeit und die Kosten, die mit dem Entfernen des
Kabels einhergehen.
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- Die Moglichkeit, das betreffende Kabel zukiinftig flr eine andere Nutzung wiederzuver-
wenden, sowie die potenziellen soziobkonomischen Vorteile einer Wiederverwendung.

Sollte eine Fixierung der Kabelenden technisch aufgrund des Zustandes des geschnittenen
Kabels nicht moglich sein, ist dem BSH mitzuteilen, in welchem Bereich das zerschnittene
Kabel entfernt wurde. Hierzu sind die Randkoordinaten der entfernten Kabelabschnitte in
WGS84, geographisch mit einer Genauigkeit von Dezimalgrad 7 Nachkommastellen, als
Shape Datei zu Ubermitteln. Etwaige technische Hindernisse, die der Installation von Clump
Weights entgegenstehen, sind von der TdV im Rahmen der Ausfuihrungsplanung darzulegen.

Zu 2.3.6:

Die Nebenbestimmung stellt sicher, dass der geplante Ablauf der Verlegung der parkinternen
Verkabelung vom BSH dahingehend Uberprift werden kann, dass Beeintrachtigungen der
Meeresumwelt so weit wie mdglich vermieden werden. Dafir sind dem BSH rechtzeitig vor
Beginn der Kabelverlegung, spatestens aber sechs Monate vorher die in den Nebenbestim-
mungen 2.3.7 bis 2.3.9 aufgefthrten Unterlagen und Geodaten zur Prifung einzureichen. Zeit-
gleich sind gemafl Nebenbestimmung 7.3 Unterlagen zur geplanten Errichtung von Kreu-
zungsbauwerken zur Prufung einzureichen.

Das BSH behalt sich ausdrticklich vor, im Rahmen der Freigabe/Zulassungsentscheidung eine
tiefere Einbringung der parkinternen Verkabelung anzuordnen, soweit dies nach eingehender
Prifung der Unterlagen zur endgultigen Verlegetiefe fir die Wahrung des 2K-Kriteriums erfor-
derlich ist.

Zu2.3.7:

Mit den Planunterlagen hat die TdV ein Gutachten zur Einhaltung des 2K-Kriteriums einge-
reicht (Gutachten zur Bodenerwarmung tber der parkinternen Verkabelung vom 21.03.2023).
Danach muss die notwendige Mindestverlegetiefe zur Einhaltung des 2K-Kriteriums voraus-
sichtlich im Bereich von 1 m bis 1.26 m liegen. Eine detaillierte Betrachtung zur Erwarmung in
der geplanten Verlegetiefe und ein konkreter Nachweis zur Einhaltung des 2-K-Kriteriums er-
folgt, sobald die projektspezifischen Daten vorliegen. Die Datengrundlage ist dementspre-
chend zu ergéanzen und die Erwarmungsberechnungen sowie Berechnungen zur Ermittlung
der Mindestverlegetiefe sind durchzufiihren. Letzteres erfolgt insbesondere im Hinblick auf die
Prifung der Einhaltung des 2K-Kriteriums im Falle von Minderverlegetiefen im Betrieb.

Spatestens sechs Monate vor Beginn der Kabelverlegung ist ein projektspezifisches Kabeler-
warmungsgutachten einzureichen, um die Annahmen aus der UVP zu tberprifen und die end-
glltigen Verlegetiefen bzw. Uberdeckungshohen in der Freigabe der parkinternen Verkabe-
lung festzulegen. Mit der gleichzeitig einzureichenden Ausfiihrungsplanung ist darzustellen,
dass unter Annahme des konkreten Kabelquerschnitts die Einhaltung des 2K-Kriteriums fir
die jeweilige Uberdeckungshdéhe gewéhrleistet ist.

Die Angaben in der geforderten Shape-Datei, vor allem die zur erforderlichen Uberdeckungs-
héhe der Kabel, bilden die Grundlage fir die As laid-Dokumentation nach Nebenbestimmung
10.2.2 und die Uberwachung der parkinternen Verkabelung.

Auf die Ausnahmevorschrift des § 17d Abs. 1b EnWG wird hingewiesen.
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Zu 2.3.8:

Die Kabelverlegestudie dient dem Zweck, auf Grundlage der Ergebnisse der Trassenerkun-
dung darzustellen, dass das von der TdV ausgewahlte Verlegegerat und die konkrete Verle-
gemethode geeignet sind, um die parkinterne Verkabelung auf die zur Wahrung des 2K-Krite-
riums erforderliche Verlegetiefe einzubringen und dabei etwaige Auswirkungen auf die Mee-
resumwelt so gering wie mdglich zu halten.

Zu 2.3.9:

Der Nachweis dient dazu, die Einhaltung des Minderungsgrundsatzes bei der Wahl des konk-
ret eingesetzten Verlegegerates zu belegen.

Die Unterlagen zur Wirkzone (Zeichnungen und Shape-Dateien) sind zusammen mit den in
Nebenbestimmung 2.3.6 aufgezéahlten Unterlagen zur Beantragung der Freigabe/Zulassung
der parkinternen Verkabelung rechtzeitig, d.h. spatestens sechs Monate vor Beginn der ge-
planten Arbeiten, einzureichen.

Zu 2.3.10:

Diese Nebenbestimmung dient der Uberwachung der Mindestiiberdeckung zur Einhaltung des
2K-Kriteriums. Die Anforderungen an den Nachweis der Erfassung der vorgeschriebenen Min-
destiiberdeckung ergeben sich aus dem jeweils aktuellen Merkblatt des BSH , Anforderungen
an die Unterlagen fiir die As Laid-Dokumentation sowie die Uberwachung von Seekabeln®
(derzeitiger Stand: 07.07.2020, Version 4). GemaR} Standard Baugrunderkundung (Teil D,
Tab. 10) sind die gesamten Kabeltrassen der parkinternen Verkabelung in den ersten Jahren
nach Installation einmal pro Jahr, jeweils im Friihjahr, zu iberwachen und die Uberwachungs-
berichte beim BSH einzureichen sind. Nach Vorlage einer ausreichenden Datenbasis kénnen
im Rahmen der Uberwachung modifizierte Uberwachungsintervalle beantragt werden.

Im Antrag ist fur jeden Kabelabschnitt darzustellen, welche Uberwachungsintervalle seitens
der Genehmigungsinhaberin vorgesehen sind und auf Grundlage der bis dahin vorliegenden
Uberwachungsdaten ausfiihrlich und nachvollziehbar zu erlautern und zu begriinden. Berei-
che, die keine ausreichende Uberdeckung ausweisen, sind besonders zu betrachten.

Zu 2.3.11:
Die Nebenbestimmung dient der Wahrnehmung der Uberwachung nach § 57 WindSeeG durch
das BSH.

Zu 2.4.

Die Nebenbestimmungen unter 2.4 umfassen Anordnungen im Zusammenhang mit Kolk-
schutzmalRnahmen an Windenergieanlagen und Plattformen, die zu den von der TdV vorge-
sehenen bauvorbereitenden MalRnahmen zé&hlen.

Zu24.1:

Die Nebenbestimmungen dienen dazu, das Einbringen von Hartsubstrat ist in allen Fallen auf
das zur Herstellung des zum Schutz der jeweiligen Einrichtung erforderliche Mindestmald zu
reduzieren, um den Eingriff in die Meeresumwelt durch das Einbringen von standortfremdem
Hartsubstrat zu beschréanken. Der Kolkschutz kann in geeigneter Weise unter Einsatz von
Schittungen aus Natursteinen oder inerten und natirlichen Materialien hergestellt werden.
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Daher sind ausschliel3lich diese einzusetzen. Der Einsatz von Kunststoff oder kunststoffahnli-
chen Materialien etwa in Form von geotextilen Sandcontainern, mit Natursteinen befillten Net-
zen aus (recyceltem) Kunststoff oder mit Kunststoff iberzogenen Betonmatten ist aufgrund
der von diesen durch Verschleild verursachten Eintragen von Kunststoff in die Meeresumwelt
nicht zulassig.

Zu 2.4.2:

Fur die Ausfiihrung der Kolkschutzmal3nahmen bedarf es der vorherigen Freigabe durch das
BSH. Damit wird sichergestellt, dass die Kolkschutzmafl3inahmen den o0.g. Anforderungen zum
Schutz der Meeresumwelt sowie den Anforderungen des Standard Konstruktion geniigen.

Zu 2.5.1:

Das mit Ziffer 2.5.1 angeordnete Vermeidungs- und Verminderungsgebot beruht auf dem Pla-
nungsgrundsatz 4.4.1.11 des FEP 2020 (siehe auch Planungsgrundsatz 6.1.12 lit. a) des FEP
2023) und stellt sicher, dass Errichtung, Betrieb und Rickbau der Einrichtungen nicht zu einer
Verschmutzung der Meeresumwelt im Sinne des Artikels 1 Absatz 1 Nummer 4 des See-
rechtstibereinkommens und damit einer Gefahrdung der Meeresumwelt gemanR § 69 Absatz 3
Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a des Windenergie-auf-See-Gesetzes fiihrt. Nach letztgenannter
Norm darf eine Verschmutzung der Meeresumwelt im Sinn des Art. 1 Abs. 1 Nr. 4 SRU nicht
Zu besorgen sein. Das Vermeidungs- und Verminderungsgebot sind Auspragungen des Be-
sorgnisgrundsatzes und damit des Vorsorgeprinzips. Auch die folgenden Nebenbestimmun-
gen zu unmittelbar oder mittelbar der Meeresumwelt zugefiihrten stofflichen Emissionen die-
nen der Umsetzung des Vorsorgeprinzips durch Vermeidung und Verminderung der Emissio-
nen.

Unter ,Emissionen® sind grundsatzlich unmittelbar oder mittelbar der Meeresumwelt zuge-
fuhrte Stoffe oder Energie, etwa Wéarme, Schall, Erschitterung, Licht, elektrische oder elekt-
romagnetische Strahlung zu verstehen. Die Anordnungen unter 2.5 haben stoffliche Emissio-
nen zum Gegenstand. Nicht-stoffliche Emissionen (Warme, Schall, Licht, elektrische oder
elektromagnetische Strahlung) werden im jeweils dazugehérigen Zusammenhang unter ande-
ren Ziffern geregelt.

Zur Vermeidung von Verschmutzungen und Gefahrdungen der Meeresumwelt diirfen bei Bau,
Betrieb, Wartung und Rickbau der Anlagen grundsatzlich keine Stoffe in das Meer einge-
bracht werden.

Sollte die Verursachung von im Planfeststellungsverfahren nicht betrachteten anlagenspezifi-
schen Emissionen in die Meeresumwelt aus technischen Griinden unvermeidbar sein, so ist
dies unter Vorlage einer umweltfachlichen Einschatzung darzustellen und zu begriinden. An-
lagenspezifische Alternativenprifungen sind dabei durchzufiihren und zu dokumentieren.

Es gilt das Minimierungsgebot fiir stoffliche Emissionen. Die Vorgaben der Verordnung tber
das umweltgerechte Verhalten in der Seeschifffahrt sind einzuhalten.

Die Verpflichtung zur Wahl von méglichst umweltvertraglichen Betriebsstoffen in Nummer 2
basiert auf dem Vermeidungs- und Minderungsgrundsatz und verpflichtet zum Einsatz des
jeweils umweltvertraglichsten Stoffes, dessen Einsatz aber gleichzeitig eine ordnungsgemale
Funktion des Betriebsteils weiter gewéhrleistet bzw. den funktionsgeméfien Einsatz des Be-
triebsstoffes selbst weiter sicherstellt. Dies ist durch umfassende Alternativenprifungen nach-
zuweisen.

Mdgliche bauliche Sicherheitssysteme und -maRnahmen zur Vermeidung und Uberwachung
von Schadstoffunfallen und Umwelteintragen nach Nummer 3 umfassen u.a. Einhausungen,
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Doppelwandigkeit, Raum/ Turstlle, Auffangwannen, Drainagesysteme, Sammeltanks oder Le-
ckage- und Fernlberwachung. Dies gilt insbesondere fur Anlagen, die groRere Mengen an
Betriebsstoffen und/ oder wassergefahrdenden Stoffen enthalten oder fuhren (z.B. Die-
seltanks, Rohrleitungen, Transformatoren). Dies gilt insbesondere fir technische Installatio-
nen, die grolRere Mengen an Betriebsstoffen und/oder wassergefahrdenden Stoffen enthalten
oder fihren, wie etwa Dieseltanks und Rohrleitungen. Fehlauslésungen der Brandschutzanla-
gen auf Hubschrauberlandedecks sind unbedingt zu vermeiden.

Es ist sicherzustellen, dass im Schadensfall schnellstmoglich GegenmalRnahmen ergriffen
werden kdénnen.

Da im Offshore-Bereich von Betriebsstoffwechseln und Betankungsmafinahmen ein erhdhtes
Gefahrdungspotenzial ausgeht, sind fur diese Aktivitaten besondere organisatorische und
technische VorsichtsmaRnahmen (z. B. Erstellung von ,Method Statements®, Vorsichtsmal3-
nahmen bei Kranarbeiten, selbstverschlie3ende Abrisskupplungen (Nottrennkupplungen),
Trockenkupplungen, doppelwandige Schlauchen, Auffangwannen, Uberfill-Sicherungen,
»Opillkits*) zu treffen, um Schadstoffunfalle und Umwelteintrage zu vermeiden.

Zu 2.5.2:

Die Nebenbestimmung unter Nummer 2.5.2 beruht auf dem Planungsgrundsatz 4.4.1.11 des
FEP 2020 (siehe auch Planungsgrundsatz 6.1.12 lit. ¢) des FEP 2023) und greift auf, dass mit
dem Schutz der baulichen Anlagen vor Korrosion dauerhafte Emissionen in die Meeresumwelt
verbunden sind. Gleichzeitig ist der Korrosionsschutz fir die bauliche Integritat der Anlagen
unabdingbar. Um eine Gefahrdung der Meeresumwelt durch eine Verschmutzung soweit wie
mdglich auszuschlie3en, sind Vorgaben zum Korrosionsschutz erforderlich. So muss der Kor-
rosionsschutz der Anlagen moglichst schadstofffrei und emissionsarm sein. Gleichzeitig muss
sichergestellt sein, dass der Korrosionsschutz die technischen Anforderungen an den Schutz
der Anlage erfullt.

Die Mindestanforderungen fiir den Korrosionsschutz im Standard Konstruktion sind einzuhal-
ten. Der vgbe/BAW Standard Korrosionsschutz ist in Bezug auf die Teile 1-3 als technische
Ergé&nzung zum BSH-Standard Konstruktion eingefiihrt worden und ist im Vollzug zu bertck-
sichtigen.

Die TdV plant und hat die Verwendung von Fremdstromsystemen fir den Korrosionsschutz
far den Innen- und AuRenbereich der Anlagen in der Emissionsvorstudie vom 25.05.2023 an-
geklndigt.

Falls doch galvanische Anoden — auch nur zeitweise — eingesetzt werden: Der Einsatz von
galvanischen Anoden (Opferanoden), typischerweise bestehend aus Legierungen aus Alumi-
nium-Zink-Indium, ist nur in Kombination mit einer fur den Einsatz mit kathodischem Korrosi-
onsschutz geeigneten Beschichtung zulassig (vgl. BSH-Standard Konstruktion), um die von
den Anoden ausgehenden Emissionen zu minimieren.

Der Gehalt an besonders kritischen Nebenbestandteilen der Anodenlegierungen, insbeson-
dere von Zink, Cadmium, Blei, Kupfer und Quecksilber, ist so weit wie mdglich zu reduzieren.
Der zur Funktionalitat der Anoden erforderliche Zinkanteil der im Regelfall auf Aluminium ba-
sierenden Anoden ist zudem auf ein technisch notweniges Mindestmald zu begrenzen.

Die kathodischen Korrosionsschutzsysteme miussen in der Designphase derart bemessen
werden, dass der Einsatz von galvanischen Anoden auf ein notwendiges Mindestmal3 be-
grenzt wird.

Der Einsatz von Zinkanoden im Sinne von Zink als Hauptbestandteil der Anoden ist untersagt.
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Sofern notwendig, sollten in den Innenbereichen der Grindungsstrukturen Fremdstromsys-
teme als kathodisches Korrosionsschutzsystem zum Einsatz kommen.

Mit der Ubersendung des Nachweises der Zusammensetzung der zum Einsatz kommenden
galvanischen Anoden und der Proben des Anodenmaterials wird sichergestellt, dass der zum
Einsatz kommende Korrosionsschutz durch galvanische Anoden moglichst schadstofffrei und
emissionsarm ist. Das Anodenmaterial ermdéglicht zudem eigene Untersuchungen des BSH.
Die Einzelheiten zur Probennahme des Anodenmaterials und Einreichung beim BSH sind
vorab mit dem BSH abzustimmen.

Beim Einsatz von galvanischen Anoden (,Opferanoden®) als kathodischer Korrosionsschutz,
etwa aus Aluminium-Zink-Indium-Legierungen im Unterwasserbereich der Anlagen, gelangen
deren Bestandteile in die Meeresumwelt. Fremdstromsysteme sind dagegen langzeitstabil und
deshalb mit sehr geringen Emissionen in die Meeresumwelt verbunden. An den Grindungs-
strukturen sind folglich Fremdstromsysteme zu bevorzugen.

Sofern notwendig, sollten auch in den Innenbereichen der Grundungsstrukturen Fremd-
stromsysteme als kathodischer Korrosionsschutz zum Einsatz kommen.

Sollte der Einsatz von galvanischen Anoden (Opferanoden), typischerweise bestehend aus
Legierungen aus Aluminium-Zink-Indium, unvermeidbar sein, ist dieser nur in Kombination mit
einer geeigneten Beschichtung der Grindungsstrukturen zulassig (vgl. BSH-Standard Kon-
struktion), um die von den Anoden ausgehenden Emissionen zu minimieren.

Der Gehalt an Nebenbestandteilen der Anodenlegierungen, insbesondere von Zink, Cadmium,
Blei, Kupfer und Quecksilber, ist so weit wie mdglich zu reduzieren. Der zur Funktionalitat der
Anoden erforderliche Zinkanteil ist zudem auf ein technisch notweniges Mindestmald zu be-
grenzen.

Kathodische Korrosionsschutzsysteme miuissen in der Designphase derart bemessen werden,
dass der Einsatz von galvanischen Anoden auf ein notwendiges Mindestmal3 begrenzt wird.
Der Einsatz von Zinkanoden im Sinne von Zink als Hauptbestandteil der Anoden ist untersagt.
Sofern notwendig, sollten in den Innenbereichen der Grindungsstrukturen Fremdstromsys-
teme als kathodisches Korrosionsschutzsystem zum Einsatz kommen.

Mit der Ubersendung des Nachweises der Zusammensetzung der zum Einsatz kommenden
galvanischen Anoden und der Proben des Anodenmaterials wird sichergestellt, dass der zum
Einsatz kommende Korrosionsschutz durch Opferanoden mdaglichst schadstofffrei und emissi-
onsarm ist. Das Anodenmaterial ermdglicht zudem eigene Untersuchungen des BSH.

Die Einzelheiten zur Probennahme des Anodenmaterials und Einreichung beim BSH sind
vorab mit dem BSH abzustimmen.

Aufgrund ihrer 6kotoxikologischen Wirkungen ist der Einsatz von Bioziden zum Schutz der
technischen Oberflachen vor der unerwiinschten Ansiedlung von Organismen (Antifouling-Mit-
teln) untersagt. Die Verwendung von Bioziden zur Verhinderung von Bewuchs an den Grin-
dungsstrukturen ist nach dem Stand der Technik etwa im Hinblick auf die Standsicherheit der
Anlagen nicht erforderlich.

Zu 2.5.3:

Die Vorgabe unter Nummer 2.5.3 beruht auf dem Planungsgrundsatz 4.4.1.11 des FEP 2020
(siehe auch Planungsgrundsatz 6.1.12 lit. d) des FEP 2023) und dient dazu, die stoffliche Ein-
leitung im regularen Betrieb, die mit offenen Seewasserkuhlsystemen etwa durch die Nutzung
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von Antifouling-Mitteln bzw. Bioziden verbunden ware, zu verhindern. Die auf Offshore-Platt-
formen von Offshore-Windparks mdglicherweise bendétigte Kihlleistung kann nach den Erfah-
rungen aus bereits realisierten Offshore-Windparks hinsichtlich Umspannplattformen mit ge-
schlossenen Kihlsystemen erreicht werden. Daher sind zur Vermeidung von Emissionen ge-
schlossene Kihlsysteme einzusetzen.

Zu 2.5.4:

Die Nebenbestimmung 2.5.4 beruht auf dem Planungsgrundsatz 4.4.1.11 des FEP 2020
(siehe auch Planungsgrundsatz 6.1.12 lit. €) des FEP 2023) wonach Abwasserbehandlungs-
anlagen auf Plattformen grundsatzlich nicht zulassig sind und Abwasser grundsétzlich nicht in
die Meeresumwelt gelangen dirfen. Da auch mit der Einleitung von behandeltem Abwasser
noch in einem gewissen Umfang stoffliche Einleitungen verbunden sind, ist das Abwasser
grundsétzlich fachgerecht zu sammeln, an Land zu verbringen und dort nach den geltenden
Bestimmungen zu entsorgen. Die Verbringung des Abwassers an Land ist zu dokumentieren.
Auf Verlangen ist die Dokumentation an das BSH auszuhandigen.

Ausnahmen konnen im Einzelfall zul&ssig sein und bestimmen sich insbesondere nach der
Bemannungsstarke der Plattform.

Auf unbemannten Plattformen sind Abwasserbehandlungsanlagen unzulassig. Hier ist auf L6-
sungen zurtickzugreifen, die nicht zu einer Einleitung fhren, etwa durch Vorhaltung ausrei-
chend dimensionierter Sammeltanks zum fachgerechten Sammeln des Abwassers, um die nur
in begrenztem Umfang anfallenden Abwassermengen an Land zu verbringen oder es ist auf
anderweitige Losungen zurlickzugreifen (etwa ,Verbrennungstoiletten®).

Zu 2.5.5:

Die Vorgabe unter Nummer 2.5.5 beruht auf dem Planungsgrundsatz 4.4.1.11 des FEP 2020
(siehe auch Planungsgrundsatz 6.1.12 lit. f) des FEP 2023) und dient dazu, die Einleitung von
im Drainagewasser enthaltenen Ol in die Meeresumwelt zu mindern. Soweit kein geschlosse-
nes System zur Sammlung des Drainagewassers und anschlieender Entsorgung an Land,
sondern ein Leichtflissigkeitsabscheider verwendet wird, darf der Olgehalt 5 Milligramm je
Liter nicht tiberschreiten. Die Festlegung des maximalen Olgehalts auf 5 Milligramm je Liter
beruht auf dem gegenwartigen Stand der Umsetzung in bestehenden Offshore-Windparks und
der technischen Verfigbarkeit dieser Systeme (DIN EN 858-1).

Um die Einhaltung des maximalen Olgehalts bei der Einleitung in die Meeresumwelt zu tber-
wachen und im Falle der Uberschreitung MalRnahmen einleiten zu kénnen, ist der Olgehalt im
Drainagewasser nach dem Passieren des Leichtfliissigkeitsabscheiders im Ablauf mittels Sen-
soren kontinuierlich zu tberwachen.

Wird der Maximalwert tberschritten, ist Giber den Einsatz entsprechender Ventile automatisch
sicherzustellen, dass das Drainagewasser nicht in die Meeresumwelt eingeleitet wird, z.B.
durch Einleitung in Sammeltanks oder tUber eine Rezirkulation.

Zu 2.5.6:

Die Nebenbestimmung unter Nummer 2.5.7 beruht auf dem Planungsgrundsatz 4.4.1.11 des
FEP 2020 (siehe auch Planungsgrundsatz 6.1.12 lit. h) des FEP 2023) und sieht vor, dass die
eingesetzten Betriebsstoffe auf ihre Klimawirksamkeit hin zu bewerten sind. Insbesondere SFg
ist ein hoch klimawirksames Gas. Daher ist dessen Einsatz aus Griinden des Klimaschutzes
zu vermeiden. Es ist zu priufen, ob nach Stand der Technik SFes durch eine weniger oder nicht
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klimawirksame Alternative ersetzt werden kann. Die Substitutionspriifung und deren Ergebnis
ist in der Emissionsstudie nach Nummer 2.5.11 darzustellen und zu begrinden.

Sofern fluorierte Treibhausgase zum Einsatz kommen, wird auf folgende Vorgaben der Ver-
ordnung (EU) 2024/573 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 7. Februar 2024
Uber fluorierte Treibhausgase verwiesen: Die Fristen der Verbote fur die Inbetriebnahme von
elektrischen Schaltanlagen, die fluorierte Treibhausgase als Isolier- oder Schaltmedien nut-
zen, sind gemal} Artikel 13 der genannten Verordnung einzuhalten. Weiter sind die Vorgaben
zur Vermeidung von Emissionen gemal3 Art. 4 und die Vorgaben hinsichtlich der Dichtigkeits-
kontrollen von technischen Anlagen und ggf. von Leckage-Erkennungssystemen, gemaf Arti-
kel 5 und 6 betreiberseitig zu beachten und durchzufiihren. Die Verwendung von neuem SFg
sollte vermieden werden und wenn technisch méglich aufgearbeitetes oder recyceltes SF¢ ein-
gesetzt werden. Nach der AuRerbetriebnahme der Einrichtungen sollte verwendetes SF¢ re-
cycelt, aufgearbeitet oder zerstort werden.

Zu2.5.7:

Die Nebenbestimmung unter der Nummer 2.5.7 beruht auf dem Planungsgrundsatz 4.4.1.11
des FEP 2020 (siehe auch Planungsgrundsatz 6.1.12 lit. i) des FEP 2023) und bezweckt, dass
Emissionen von Stickoxiden vermieden oder soweit unvermeidbar auf ein Mindestmal} redu-
ziert werden.

Auf Einrichtungen eingesetzte Dieselgeneratoren mussen beziglich der Emissionsgrenzwerte
nach Stufe lll des MARPOL Anlage VI Regel 13 Absatz 5.1.1 oder nach Emissionsstandards,
die den im MARPOL Anlage VI Regel 13 Absatz 5.1.1 definierten Emissionsstandards ent-
sprechen, zertifiziert sein. Der entsprechende Nachweis ist gemeinsam mit der Emissionsstu-
die nach Ziffer 2.5.11 einzureichen.

Mit dieser Vorgabe ist sichergestellt, dass das Schutzniveau gleichbleibend ist, wahrend aus
verschiedenen geeigneten Zertifizierungen gewahlt werden kann.

Hinzu kommt, dass fur den Betrieb von Dieselgeneratoren umfangreiche Betankungsmafnah-
men und Treibstofflagerung erforderlich sind, durch die sich Risiken einer Umweltgefahrdung
durch Olunfalle ergeben kénnen. Daher sind zur voriibergehenden Versorgung der Windener-
gieanlagen im Rahmen der Sicherstellung der allgemeinen Betriebssicherheit, wenn maglich,
alternative Systeme einzusetzen. Sollen dennoch Dieselgeneratoren eingesetzt werden, so ist
dies in der Emissionsstudie nach 2.5.11 zu begriinden.

Um die Emissionen von Schwefeldioxid auf ein Mindestmal zu reduzieren, ist unter Berick-
sichtigung der Lagerfahigkeit des jeweiligen Produkts mdglichst schwefelarmer Kraftstoff zu
verwenden (etwa schwefelarmes Heiz6l nach DIN 51603-1 oder Diesel nach DIN EN 590 (so-
genannter ,Landdiesel®)). Die Eignung der vorgesehenen Dieselgeneratoren flir den Einsatz
entsprechender Kraftstofftypen ist sicherzustellen.

Zu 2.5.8:

Die Festlegung zu Groutverfahren dient der Verminderung des Eintrags von Groutmaterial
wahrend der Bauphase und von Schadstofffreisetzungen aus dem Groutmaterial in die Mee-
resumwelt. Auf das Erfordernis einer Zustimmung im Einzelfall nach BSH-Standard Konstruk-
tion wird hingewiesen.

Zu 2.5.9:

Das Verbot, Abfélle in die Meeresumwelt einzubringen oder einzuleiten beruht auf dem Pla-
nungsgrundsatz 4.4.1.11 des FEP 2020 (siehe auch Planungsgrundsatz 6.1.12 lit. b) des FEP
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2023) und stellt sicher, dass die Errichtung und der Betrieb der Windenergieanlagen nicht zu
einer Verschmutzung der Meeresumwelt im Sinne des Artikels 1 Absatz 1 Nummer 4 des See-
rechtsubereinkommens und damit einer Geféahrdung der Meeresumwelt gemaf 8 48 Abs. 4
Satz 1 Nr. 1 a WindSeeG fuhrt.

Des Weiteren entspricht die Nebenbestimmung dem Einbringungsverbot aus § 4 Hohe-See-
Einbringungsgesetz und dient damit dem Schutz der Meeresumwelt vor Verschmutzung durch
das Einbringen von Abfallen oder anderen Stoffen und Gegenstanden nach § 1 Hohe-See-
Einbringungsgesetz.

Abfall ist daher an Land zu verbringen und dort nach den geltenden abfallrechtlichen Bestim-
mungen zu entsorgen.

Zu 2.5.10:

Auf der Grundlage des vorliegenden Emissionskonzepts ist im Vollzugsverfahren eine Emis-
sionsstudie zu erstellen und einzureichen. In ihr sind die durch die jeweilige Konstruktions-
und Ausristungsvariante auftretenden Emissionen bzw. deren Vermeidung zu erfassen. Diese
stellt die Grundlage fir das im Rahmen des Schutz- und Sicherheitskonzepts zu erstellende
Abfall- und Betriebsstoffkonzept dar.

Die Leitlinien fir die Emissionsstudie fur Offshore-Windenergieanlagen und Plattformen in der
deutschen AWZ sind online auf der BSH-Internetseite zu finden. Sie sind als Erarbeitungshilfe
zu verstehen. Sofern in dem konkreten Vorhaben weitere als die in der jeweiligen Leitlinie
genannten anlagenspezifische Emissionen zu erwarten sind, sind diese in der Emissionsstu-
die ebenfalls darzustellen. Die Leitlinien stellen den jeweils gegenwartigen Stand der Anforde-
rungen an die Erstellung einer Emissionsstudie fur Offshore-Windenergieanlagen und Platt-
formen dar. Die Leitlinien verstehen sich als dynamisches Dokument. Neue Erfahrungen und
Erkenntnisse, die in Zukunft erwartet werden kénnen, werden bei entsprechendem Bedarf ein-
gearbeitet.

Zum Zwecke der Prufung und Zustimmung ist die Vorlage der Emissionsstudie spatestens
12 Monate vor Baubeginn erforderlich. Dabei handelt es sich um eine Mindestfrist. Die Unter-
lagen sind so friihzeitig vorzulegen, dass noch Korrekturen und Nachbesserungen vorgenom-
men werden kénnen, um die angeordneten Qualitdtsstandards nachweislich einzuhalten oder
optimierte Alternativen zur Erreichung der Schutzzwecke vor Beginn der Errichtung prifen und
festlegen zu kénnen.

Das bereits eingereichte Emissionskonzept ist entsprechend der nach Prifung des BSH geta-
tigten Anmerkungen zu prazisieren bzw. anzupassen. Die Emissionsstudie soll die Grundlage
fur das nach Nebenbestimmung Nummer 2.5.11 einzureichende Abfall- und Betriebsstoffkon-
zept bilden.

Zu 2.5.11:

Das Abfallwirtschafts- und Betriebsstoffkonzept ist auf Grundlage der Emissionsstudie nach
Nebenbestimmung Nummer 2.5.10 zu erstellen.

Zur Erarbeitung des Abfall- und Betriebsstoffkonzepts sind die Mindestvorgaben des vom BSH
vertffentlichten ,Rahmenkonzepts Abfall- und Betriebsstoffe fir OWP und deren Netzanbin-
dungssysteme in der deutschen AWZ" in seiner jeweils gultigen Fassung zu berucksichtigen.
Es sind Notfallplane aufzustellen, unter anderem fur Unfalle mit wassergeféahrdenden Stoffen
wahrend der Bau- und Betriebsphase sowie sonstige unerwartete Ereignisse, die eine Ver-
schmutzung der Meeresumwelt besorgen lassen.
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Das Minimierungsgebot umfasst auch, dass zum Betrieb der Anlage mdglichst umweltvertrag-
liche Betriebsstoffe (etwa Ole, Schmierfette) einzusetzen und biologisch abbaubare Betriebs-
stoffe, soweit verfugbar, zu bevorzugen sind. Die Umweltvertraglichkeit der auf den Anlagen
eingesetzten Betriebsstoffe muss durch umfassende Alternativenprifungen sichergestellt
sein.

Das Abfall- und Betriebsstoffkonzept dient der Qualitéatssicherung und der Kontrolle des Um-
gangs mit Abfallen und Betriebsstoffen und soll auf Grundlage der Emissionsstudie entwickelt
werden. Es ist bei Anderungen oder erforderlichen Anpassungen fortzuschreiben und dem
BSH zur Prifung einzureichen.

Fur die Erstellung des Konzeptes wird auf das BSH-Rahmenkonzept Abfall- und Betriebsstoffe
fur Offshore-Windparks und deren Netzanbindungssysteme in der deutschen AWZ und das
Abfall- und Betriebsstoffregister (derzeit: jeweils Version 2 vom 12.01.2018) verwiesen. Die
Vorlagen sind auf der BSH-Internetseite unter https://www.bsh.de/DE/THEMEN/Offs-
hore/Offshore-Vorhaben/Windparks/ Anlagen/Downloads/Rahmenkonzept-Abfall-Betriebs-
stoffe.html und https://www.bsh.de/DE/THEMEN/Offshore/Offshore-Vorhaben/Wind-
parks/ Anlagen/Downloads/Vorlage-Abfall-Betriebsstoffregister-Offshore.html zu finden.

Zu 2.5.12:

Diese Anordnung dient der Vermeidung von unzuldssigen Meeresverschmutzungen gemaf
§ 48 Abs. 4 Nr. 1 a) WindSeeG im Sinne des Art. 1 Abs. 1 Nr. 4 SRU und dem Einbringungs-
verbot nach 8 4 Hohe-See-Einbringungsgesetz. Mogliche sofortige GegenmalRnahmen kon-
nen z.B. Reparaturen oder der Einsatz von Olbindemitteln sein.

Zu 2.6:
Die Nebenbestimmungen unter 2.6 enthalten Anordnungen zum Schallschutz.

Zu 2.6.1:

Die Anordnung von Schallminderungsmaf3nahmen und schadensverhiitenden MalRnahmen,
wie etwa Vergramungsmalinahmen, nach Stand von Wissenschaft und Technik entspricht
dem Vorsorgeprinzip und soll den Eintritt nicht vorhersehbarer Gefahrdungen durch Tétung,
Verletzung oder Storung geschitzter Arten wie etwa den Schweinswal vermeiden.

Zu 2.6.2:

Entsprechend der vom Umweltbundesamt (UBA) eingebrachten Expertise im Konzept fir den
Schutz der Schweinswale vor Schallbelastungen bei der Errichtung von Offshore-Windparks
in der deutschen Nordsee (Schallschutzkonzept) (2013, abrufbar auf der BSH-Internetseite
unter https://www.bsh.de/DE/THEMEN/Offshore/Meeresfachplanung/Flaechenentwicklungs-
plan/_Anlagen/Downloads/FEP_2022_2/Schallschutzkonzept_BMU.html) ist dabei sicherzu-
stellen, dass der Unterwasserschallereignispegel (Breitband Einzelereignispegel SELO5) den
Wert von 160 dB (re 1 yPa2 s) und der Spitzenschalldruckpegel 190 dB (re 1 yPa) in einem
Radius von 750 m um die Emissionsstelle nicht Gberschreitet.

Zu 2.6.3:

Die zeitliche Vorgabe hinsichtlich der effektiven Dauer der schallintensiven Arbeiten ist hier
geboten. Die zeitliche Vorgabe fur die Rammdauer basiert auf Erfahrungswerten aus voran-
gegangenen Bauvorhaben in der deutschen AWZ der Nordsee und berticksichtigt die Boden-
verhaltnisse des Vorhabens.
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Untersuchungen u.a. im Rahmen der Begleitforschung flr das Testfeld ,alpha ventus® haben
gezeigt, dass die Intensitat der Auswirkungen aus der Installation von Tiefgrindungen auf
Schweinswale unmittelbar mit der Dauer der schallintensiven Rammarbeiten zusammenhéangt.
Sowohl die raumliche Ausdehnung der Stérung von Tieren als auch die Dauer der Stérung bis
zur Herstellung von Anwesenheitsraten, die vergleichbar zu der Situation vor dem Impuls-
schalleintrag sind, hdngen von der Dauer der Rammarbeiten einschlief3lich der Vergramung
ab: Je langer die Dauer der schallintensiven Arbeiten umso langer dauert es, bis die Anwe-
senheitsraten in der Umgebung der Baustelle wiederhergestellt sind.

Das BSH uberwacht wahrend der Konstruktionsphase die Einhaltung der Larmschutzwerte
und der Anordnung zur Dauer der Rammarbeiten. Sollten die Grenzwerte im Hinblick auf
Schalleintrag durch Rammarbeiten oder die Dauer der schallintensiven Arbeiten tUberschritten
werden, so werden zum Schutz der Meeresumwelt zuséatzliche MaRnahmen angeordnet wer-
den, da nur bei verlasslicher Einhaltung ein ausreichender Schutz der schallempfindlichen Ar-
ten gewahrleistet ist. Bei den Malznahmen kann es sich um Nachbesserungen von eingesetz-
ten technischen Systemen und/oder von Arbeitsvorgangen, um den Austausch von Kompo-
nenten, um den zusatzlichen Einsatz von Schallminderungssystemen bis hin zur Konzeptio-
nierung und Umsetzung von neuen bzw. anderweitigen Systemen handeln.

Zu 2.6.4:

Diese Nebenbestimmung dient dazu, eine Gefahrdung der Meeresumwelt zu verhindern. Dar-
Uber hinaus dient diese Anordnung der Erfillung der Vorgaben aus dem Schallschutzkonzept
des BMU (2013) im Hinblick auf die Vermeidung und Verminderung von kumulativen Auswir-
kungen durch stérungsauslésenden Rammschalleintragen in Habitaten der deutschen AWZ in
der Nordsee. Als Grundlage fir die Uberwachung des Bauvorhabens gemaR § 57 Abs. 1
WindSeeG sind dem BSH detaillierte Zeitplane einzureichen, um zugleich den Bedarf an Ko-
ordinierung einzuschatzen.

Zu Absatz 2 und 3:

Die Nebenbestimmung dient der Vermeidung der Gefahrdung der Meeresumwelt, insbeson-
dere von erheblichen Beeintrachtigungen gemald § 33 BNatSchG durch kumulative Auswir-
kungen: Die Ausbreitung der Schallemissionen darf die definierten Flachenanteile der deut-
schen AWZ und der Naturschutzgebiete nicht Giberschreiten. Zu diesem Zweck sind im Falle
der zeitgleichen Errichtung von anderen Vorhaben (Rammarbeiten fur die Installation von
Windenergieanlagen, Umspannwerken, Konverterplattformen oder sonstigen Plattformen), die
zu Schalleintragen in die benachbarten Naturschutz- und FFH-Gebiete fihren, diese derart zu
koordinieren, dass parallele Rammarbeiten, die zu unvorhersehbaren kumulativen Effekten
fuhren konnen, vermieden werden. Es wird dadurch sichergestellt, dass den Tieren zu jeder
Zeit ausreichend hochwertige Habitate zum Ausweichen zur Verfigung stehen. Die Anord-
nung dient vorrangig dem Schutz mariner Habitate durch Vermeidung und Minimierung von
Stérungen durch impulshaltigen Schalleintrag.

Um den Schutz mariner Habitate zu gewahrleisten, kénnen gemanl dem Schallschutzkonzept
des BMU (2013) wegen der Lage eines Projektes in der deutschen AWZ bzw. von seiner Nahe
zu Naturschutzgebieten zusatzliche MaBnahmen wahrend der Grindungsarbeiten erforderlich
werden. Zusatzliche Malinahmen kénnen nach Bedarf im Rahmen der dritten Baufreigabe vor
Baubeginn vom BSH unter Berlcksichtigung der standort- und projektspezifischen Eigen-
schaften erlassen werden.
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Generell gelten die fir Schweinswale genannten Erwagungen zur Schallbelastung durch Bau-
und Betriebsaktivitaten von Windenergieanlagen und Plattformen auch fir alle weiteren in der
mittelbaren Umgebung der Bauwerke vorkommenden marinen Saugetiere. Absatz 3 bertck-
sichtigt entsprechend dem Schallschutzkonzept die besonders sensible Zeit des Schweins-
wals.

Zu 2.6.5:

Bei den Schallvermeidungs- bzw. Schallminderungsmethoden handelt es sich um integrale
Bestandteile der Griindungsmethode mittels Rammen. Das umfassende und auf die Grin-
dungstrukturen abgestimmte Schallschutzkonzept sowie die aktuelle Schallprognose sind zu-
sammen mit dem Basic Design spatestens 12 Monate vor Baubeginn zur Uberprufung einzu-
reichen, um sicherzustellen, dass der Schallschutz bei der Konstruktion einbezogen wird und
die vorgesehene Schallschutzmalnahme auf die geplante Tragwerkskonstruktion abgestimmt
ist. Es wird empfohlen, das Schallschutzkonzept und die aktuelle Schallprognose vor Ab-
schluss der Vertrage einzureichen, um etwaige Anpassungen aus der Uberpriifung beriick-
sichtigen zu kénnen. So mussen insbesondere auch Hubschiffe und Krankapazitaten darauf
ausgelegt sein, dass ggf. zusatzliche Schallminimierungsmalnahmen aufgenommen werden
kénnen. Die TdV kann daher fur den Fall, dass der Larmschutzwert fir Rammarbeiten gemar
Nebenbestimmung Nummer 2.6.2 nicht eingehalten wird, nicht mit der Argumentation gehort
werden, dass die Aufgabe weiterer Mal3hahmen nach Beauftragung des Schallminderungs-
systems unverhéaltnismagig sei.

Bei der Konzeptionierung des MalBhahmenpakets zum Schutz der Schweinswale ist der aktu-
elle Erkenntnisstand aus anderen Verfahren sowie Ergebnisse aus Untersuchungen im Rah-
men der staatlichen dkologischen Begleitforschung und des Monitorings der Naturschutzge-
biete, zu bertcksichtigen.

Die Schallprognosen sind gemal der ,Anleitung ,Offshore-Windparks Prognosen fir Unter-
wasserschall — Mindestmalfd an Dokumentation® (Bericht Nr. M100004/29, derzeitiger Stand:
Juli 2013) zu erstellen, welche die Anforderungen an die Dokumentation von Schallprognosen
in Zusammenhang mit der Errichtung und dem Betrieb von Offshore-Windparks beschreibt.

Zu 2.6.6:

Durch die Vorgabe der Erprobung der SchallschutzmalRnahmen unter Offshore-Bedingungen
soll sichergestellt werden, dass die jeweils prognostizierte Schallminderung erreicht werden
kann. Insbesondere bei Einsatz eines Systems, welches noch nicht unter vergleichbaren Rah-
menbedingungen zum Einsatz kam, ist ein Offshore-Test durchzufihren. Sollte die Erprobung
ergeben, dass das gewahlte System die erforderliche Schallminderung nicht erreichen kann,
kann — soweit keine milderen, gleich geeigneten Mittel zur Verfligung stehen — auch ein Wech-
sel des Schallschutzsystems erforderlich werden, um eine Verwirklichung artenschutzrechtli-
cher Verbotstatbestande zu vermeiden. Die Anordnung eines solchen Wechsels bleibt vorbe-
halten.

Zu 2.6.7:

Der Umsetzungsplan dient der Konkretisierung der im Schallschutzkonzept dargestellten MalR3-
nahmen. Die Umsetzung der Anordnung ist spatestens sechs Monate vor Baubeginn im Rah-
men des Umsetzungsplanes darzustellen.
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Inihm soll u.a. die Koordinierung der nach Nebenbestimmung Nummer 2.6.1 geforderten Maf3-
nahmen wahrend der Offshore-Errichtung festgelegt und dazu entsprechende Verfahrensan-
weisungen aufgestellt werden. Er hat insbesondere folgende Informationen zu beinhalten:

- Method Statements zum Rammverfahren und zu den SchallschutzmafRhahmen (inklu-
sive einer Prognose der Penetrationsdauer der einzelnen Fundamente),

- Festlegung und Beschreibung der technischen Komponenten,

- Dokumentation der Erprobung der ausgewahlten Schallminderungsmaf3nahmen,

- ldentifizierung von technischen, wetterbedingten oder sonstigen Einschrankungen,
etwa aus Grunden der Arbeitssicherheit, bei der Anwendung der Schallschutzmaf3nah-
men,

- Beschreibung der KoordinierungsmalRhahmen in der Bauvorbereitung und wéhrend
der Offshore-Errichtung sowie deren spatere Dokumentation (etwa Kommunikation
zwischen Errichterschiff und den fur die Umsetzung der Schallschutzmal3nahmen ein-
gesetzten Fahrzeugen, Ablaufe im Zusammenhang mit Pre-/Postlayingverfahren fur
pfahlferne Minderungssysteme) in Form von Verfahrensanweisungen,

- Beschreibung der Effizienzkontrolle und deren spéatere Dokumentation,

- Malnahmenplan fir die Behebung von Stérungen der Schallschutzsysteme (z.B. Vor-
haltung von Ersatzmaterial bzw. -teilen) sowie MalRnahmenplan flir Funktionstests im
Hafen sowie Offshore im Bereich der Baustelle,

- Wartungs- und Instandhaltungsmafinahmen der Schallschutzsysteme,

- Darstellung der Durchfiihrung von begleitenden Mal3nahmen (z.B. Vergramung oder
Quasi-Echtzeitmonitoring/Online-Uberwachung) insbesondere der eingesetzten Ge-
réte und begleitender Schiffe,

- Verantwortlichkeiten fur die EinzelmafRnahmen und die Koordination sowie Nachweise
von Schulungen des eingesetzten Personals zur ordnungsgemafen Durchfiihrung der
Vergramung und Vorlage von Verfahrensanweisungen und Protokollen,

- Beschreibung der Erprobung der Funktionstiichtigkeit des Vergramungssystems.

Im Umsetzungsplan ist insbesondere auch auf technische und konstruktive Anforderungen im
Hinblick auf deren mégliche Auswirkungen auf die Rammdauer einzugehen, wie u.a. die Mes-
sung der Vertikalitat, die Durchfiihrung des Soft-Starts, technische Einschrankungen des Ham-
mers bei Einsatz von Rammenergie, Schlagfrequenz, Druck sowie Olfluss und Temperatur
des Hydraulikéls bei verschiedenen Betriebszustanden des Hammers, Ubertragung von Ener-
gie zwischen Hammer und Pfahl.

Zu 2.6.8:

Mittels der Messungen des Unterwasserschalls und des Einsatzes von speziellen Schweins-
waldetektoren soll die Effizienz der schadensverhiitenden MalRnahmen uberprift werden, so-
dass bei Bedarf Anpassungen angeordnet werden kénnen. Durch den Einsatz von temporar
am Errichtungsstandort ausgebrachten Messgeraten kénnen etwaige Schweinswalaktivitaten
akustisch erfasst werden. Zum anderen wird die Effizienz der schallmindernden MalRhahmen
durch ein geeignetes Messkonzept Gberpruft. Der fur die Einreichung des Messkonzepts vor-
gesehene Zeitpunkt soll eine Priifung und Abstimmung mit dem BSH ermoglichen. Hinsichtlich
des ggf. erforderlichen parallelen Einsatzes von FPODs und CPODs wird auf die Begriindung
zu Nebenbestimmung Nr. 2.1.7 verwiesen.

In Verbindung mit der Nebenbestimmung Nummer 2.6.4 dient diese MaRnahme der Uberwa-
chung und Vermeidung kumulativer Auswirkungen um sicherzustellen, dass in der Nahe des
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Vorhabens befindliche Tiere nicht in Bereiche verscheucht oder vergramt werden, in denen im
selben Zeitraum ebenfalls schallintensive Arbeiten durchgefiihrt werden. Vor diesem Hinter-
grund ist eine Koordinierung mit den Betreibern benachbarter Vorhaben wahrend der gesam-
ten Errichtungsphase vorzunehmen (Nebenbestimmung Nummer 2.6.4), so dass es im Wirk-
bereich der Bauarbeiten nicht zur zeitgleichen oder zeithahen Durchfiihrung schallintensiver
Arbeiten kommt.

Die Messung des Hintergrundschalls kurz vor Beginn der verfahrensgegenstandlichen Bauar-
beiten dient der Erfassung der gesamten Schallkulisse vor dem Bau und ist fiir den Vergleich
zu der Schallsituation wahrend des Betriebs angedacht. Hintergrundschall umfasst alle natir-
lichen und anthropogenen Gerdusche im Vorhabengebiet, Gerausche entfernter Schiffe bzw.
benachbarter Schiffsrouten oder Gerdusche aus dem Betrieb benachbarter OWPs (benach-
barter Serviceverkehr) sind auch inbegriffen. Es sollen drei Messstationen folgendermaf3en
eingerichtet werden: Eine Messstation im Baufeld, die der Erfassung des Einflusses der Bau-
schiffe auf den Hintergrundschall in und um den geplanten Windpark sowie als Referenz fir
die spatere Betriebsschallmessung dient, sowie zwei Messstationen auf3erhalb des Baufeldes
zur Erfassung des durch den Bau unbeeinflussten Hintergrundschalls. Die Positionen der
Messstationen sind in dem Hintergrundschallmesskonzept vorzuschlagen und mit dem BSH
abzustimmen. Die Messungen sollen in der Regel zwei Wochen vor Baubeginn beginnen und
bis zu vier Wochen andauern. Sollte es zu ungeplanten Verzégerungen beim Baustart kom-
men, so ist eine Verlangerung der Messungen Uber die geplanten sechs Wochen hinaus mog-
lich. Die Einzelheiten sind einer gesonderten Festlegung des BSH vorbehalten.

Zu 2.6.9:

Diese Nebenbestimmungen dienen der Vermeidung der Gefahrdung der Meeresumwelt. Das
BSH behalt sich vor, erforderlichenfalls im Rahmen des Vollzugs zusétzliche Ma3nahmen zur
Gewabhrleistung des Schallschutzes anzuordnen. Als Grundlage der Prifung, ob eine Koordi-
nation mit anderen Bauvorhaben erforderlich ist und, ob die seitens der TdV vorgesehene
Koordination kumulative Auswirkungen auf Meeressaugetiere hinreichend vermeidet bzw. ver-
mindert, ist es erforderlich, im Voraus die Zeitplane der Errichtungsarbeiten zu kennen sowie
uber jede Anderung der Zeit- und Arbeitsplane informiert zu werden. Der Vorbehalt weiterer
Anordnungen betrifft den Fall, dass eine von der TdV vorgesehene Koordination mit anderen
Bauvorhaben zum o.g. Zweck nicht geeignet ist.

Zu 2.6.10:

Die Vorlage von Kurzberichten mit den Ergebnissen aus der Erfassung des Unterwasser-
schalls unmittelbar nach dem Abschluss von Rammarbeiten dient der Uberwachung der Ein-
haltung der unter Nebenbestimmung 2.6.2 genannten Schallgrenzwerte und ggf. der Steue-
rung und Anpassung von schallmindernden und schallverhiitenden MaRnahmen. Die unmit-
telbare Einreichung nach dem Abschluss der Rammarbeiten (24 oder 48 Stunden) ist nach
den bisherigen Erfahrungen aus den Vollzugsverfahren insbesondere bei den ersten Installa-
tionen erforderlich, um Optimierungsbedarf bei der Schallminderung zu prifen.

Zu 2.6.11:

Der Vorbehalt weiterer Anordnungen ist erforderlich, um die Einhaltung artenschutzrechtlicher
Bestimmungen zu gewahrleisten. Hiernach kann das BSH zusétzliche Anordnungen in Bezug
auf alle unter 2.6 vorgegebenen Malinahmen treffen, die erforderlich sind, um eine Verwirkli-
chung der artenschutz- und gebietsschutzrechtlichen Verbotstatbestdnde auszuschliel3en.
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Zu 2.6.12:
Zum Schutz der Meeresumwelt vor erheblichem Schalleintrag wahrend des Betriebs der An-
lagen ist es erforderlich, stets auf mdglichst schallarme Anlagen nach dem Stand der Technik
zu achten

Zu?2.7:
Die Nebenbestimmung 2.7 setzt die Anforderungen der Eingriffsregelung nach §§ 13 ff.
BNatSchG i.V.m. 88§ 14,15 BKompV um.

Zu2.7.1:

Mit der Nebenbestimmung 2.7.1 wird nach § 15 Abs. 6 S. 2 BNatSchG i.V.m. § 13 Abs. 2 S.
1, 815 Abs. 1 Nr. 2 und 3 BKompV und 8§ 14 Abs. 2 BKompV ein Ersatzgeld fur die unver-
meidlichen Beeintrachtigungen des Landschaftsbildes angeordnet. Nach 8§ 13 Abs. 2 S. 1
BKompV sind Eingriffe in das Landschaftsbild, die durch Mast-, Turm- oder sonstige Hochbau-
ten verursacht werden, die hoher als 20 Meter sind, in der Regel nicht ausgleichbar oder er-
setzbar. Die generalisierte Bestimmung von Kosten, die bei Vorhaben und Beeintrachtigungen
dieser Art objektiv anzusetzen waren, ist daher nicht mdglich. Davon geht auch der Verord-
nungsgeber der BKompV aus, indem 8§ 15 Abs. 1 Nr. 2 und 3 BKompV i.V.m. § 14 Abs. 2 Nr.
1 BKompV fur Windenergieanlagen auf See eine Ersatzgeldbemessung unter Berticksichti-
gung der Wertstufe und Lage des betroffenen Landschaftsbildes je Meter Anlagenhéhe vor-
sieht (dazu die Gesetzesbegriindung zu § 14 Absatz 2 BKompV, BT-Drs. 19/17344, 170 ff.)
sowie weiterhin i.V.m. § 14 Abs. 2 Nr. 2 fur Konverter und Umspannplattformen je Kubikmeter
umbauten Raums.

Fur die Einzelheiten und die Berechnung des Ersatzgeldes wird auf die Begriindung zur Ein-
griffsregelung unter B. Ill. 3. h) aa) (4) verwiesen.

Zu2.7.2:

Die Nebenbestimmung tragt der Tatbestandsvoraussetzung des § 15 BKompV Rechnung,
nach der die Beeintrachtigungen der Schutzguter Biotope und Boden einschlief3lich der darin
vorkommenden Pflanzen und Tiere als auch der Schutzgiter Wasser und Luft nur dann als
kompensiert gelten, wenn die Fischerei wahrend der gesamten Betriebsdauer ausgeschlossen
wird.

Die im Rahmen der standigen Verwaltungspraxis der GDWS zu erwartende Standard-Befah-
rensregelung fir die Betriebsphase hélt sich im Hinblick auf die Erlaubnis der passiven Fische-
rei im Rahmen der Voraussetzungen fiir eine Kompensationsbefreiung nach 8 15 Abs. 1 Nr. 1
BKompV. Fir die Einzelheiten wird auf die Begriindung zur Eingriffsregelung unter B. 1l. 3. h)
aa) (4) verwiesen.

Es ist davon auszugehen, dass die Befahrensregelung fur die gesamte Betriebsdauer erfor-
derlich bleiben wird. Allerdings lasst sich derzeit keine sichere Prognose treffen, ob die Befah-
rensregelung flr die gesamte Betriebsdauer, d.h. mindestens 25 Jahre unverandert aufrecht-
erhalten werden wird. Es erscheint nicht ganzlich ausgeschlossen, dass vor dem Hintergrund
des wachsenden Nutzungsdrucks auf die AWZ oder der Weiterentwicklung von Fischerei- oder
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Navigationstechnik, kiinftig das Befahren auch mit Fischereifahrzeugen und damit die Fische-
rei in weiterem Umfang zugelassen wird, als 8 15 BKompV dies fur die Freistellung von der
Kompensation verlangt.

Fur diesen Fall sieht Nebenbestimmung 2.7.2 vor, dass aufgrund des Wiederauflebens der
Kompensationspflichten aus 8 15 BNatSchG bei Wegfall der Voraussetzungen des 8§ 15
BKompV, die Eingriffsbilanzierung und Prufung der Eingriffsregelung fur die Schutzguter Bio-
tope und Boden einschlie3lich der darin vorkommenden Pflanzen und Tiere als auch der
Schutzgiter Wasser und Luft unter Berticksichtigung der verbleibenden Betriebsdauer nach-
geholt wird.

Die ziffern 2.7.2.1 bis 2.7.2.4 regeln Fristen, Anforderungen an einzureichende Unterlagen
und die Beteiligung des BfN und der GDWS.

Zu 2.7.3:

Die Nebenbestimmung 2.7.3 verweist auf die Anordnung von Ersatzgeld hinsichtlich der noch
nicht tber die Nebenbestimmung 2.7.1 kompensierten Schutzguter im Fall, dass eine nach-
tragliche Realkompensation unter den Voraussetzungen des § 15 Abs. 6 BNatSchG nicht
maglich sein sollte.

Zu 2.8:

Es ist eine mdglichst naturvertragliche Beleuchtung wahrend des Betriebs der WEA zur wei-
testgehenden Reduzierung von Anlockeffekten (von Vogeln) vorzusehen. Unter der Beriick-
sichtigung der Anforderungen eines sicheren Schiffs- und Luftverkehrs und der Arbeitssicher-
heit sind die Lichtemissionen dabei so gering wie mdglich zu halten. Dies kann beispielsweise
durch ein bedarfsgerechtes An- und Abschalten der Hindernisbefeuerung, die Wahl geeigneter
Lichtintensitaten und -spektren oder Beleuchtungsintervalle erzielt werden.

d) Zu Kapitel 3: Sicherheit und Leichtigkeit des Schiffverkehrs

Zu3.1.1:

Die Nebenbestimmungen zur Ausstattung der Einrichtungen nach dem Stand der Technik und
im Einklang mit den einschlagigen gesetzlichen Vorgaben dienen der Minimierung und Ver-
hinderung von Beeintrachtigungen aus Errichtung und Betrieb des Windparks fiir die Sicher-
heit und Leichtigkeit des Schiffsverkehrs.

Darauf aufbauend wird auf die bestehenden technischen Regelwerke verwiesen und die An-
passung von MalRnahmen an dieses oder ein zuklnftig einschlagiges Regelwerk vorgeschrie-
ben. Diese dynamische Verweisung erméglicht eine erméglicht eine effiziente Anpassung der
Nebenbestimmungen an die jeweiligen Anforderungen. Sie ist erforderlich, weil sich wahrend
der 25-jahrigen Betriebsdauer der Einrichtungen Anderungen der Sach- und Rechtslage erge-
ben kdnnen, die sicherheitsrelevant sind und daher zu berticksichtigen sind.

Zu 3.1.2:

Die Nebenbestimmung Nummer 3.1.2 stellt sicher, dass die Schifffahrt und Deutsche Marine
bei Ausfall oder Stérung von Sicherungssystemen oder -einrichtungen schnellstmdglich infor-
miert werden, um Beeintr&chtigungen zu verhindern.

Die Kontaktdaten sind der Ubersicht zum Planfeststellungsbeschluss zu entnehmen.
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Zu 3.1.3:

Die Nebenbestimmung dient dazu, rechtzeitig vor Ausbringung die konkreten Anforderungen
an die geplante Position und Ausstattung sowie Kennzeichnung der Festmachetonnen durch
die GDWS zu prifen, um eine Beeintrachtigung der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs
durch die ausgebrachte Festmachetonne zu verhindern.

Zu 3.2.1:

Die Nebenbestimmung dient der Vorsorge hinsichtlich etwaiger Havarien, indem eine Blend-
wirkung des Schiffsverkehrs durch unnétige Reflexionen an glatten Oberflachen der WEA ver-
hindert wird.

Zu 3.2.2:

Die Nebenbestimmung stellt sicher, dass die Konstruktion der Griindung der einzelnen Ein-
richtungen nachweislich durch Vorlage der Kollisionsanalyse so optimiert ist, dass im Falle
einer nicht vermeidbaren Schiffskollision der Schiffskdrper méglichst wenig beschadigt wird,
damit die Gefahr des Leckschlagens oder Sinkens und der damit verbundenen Gefahr fiir die
Besatzung, aber auch fir die von Schadstoffaustritt bedrohten marinen Umwelt, konstruktiv
vermieden oder zumindest minimiert werden kann.

Von einer schiffskérpererhaltenden bzw. ,kollisionsfreundlichen® Tragstruktur von Offshore-
WEA wird gemal} BSH-Standard Konstruktion ausgegangen, wenn eine Offshore-WEA infolge
einer Kollision nicht auf das Schiff stirzt, das Schiff schwimmféahig bleibt und keine Schadstoffe
austreten.

Zu 3.2.3:

Zur Vermeidung von Beeintrachtigungen des Schiffsverkehrs sichert die Nebenbestimmung
3.2.3, dass von den Einrichtungen keine elektromagnetischen Wellen erzeugt werden, die ge-
eignet sind, lbliche Navigations- und Kommunikationssysteme sowie Frequenzbereiche der
Korrektursignale in ihrer Funktionsfahigkeit zu stéren.

Die dabei einzuhaltenden Grenzwerte ergeben sich aus der IEC 60945 in ihrem jeweils aktu-
ellen Stand.

Zu 3.3.

Zur Abwehr von Gefahren fir die Sicherheit und Leichtigkeit des Schiffsverkehrs stellen die
Nebenbestimmungen sicher, dass der gesamte Offshore-Windpark mit den in der Schifffahrt
zur Verfugung stehenden Hilfsmitteln visuell und per Funk so gekennzeichnet wird, dass der
Offshore-Windpark unabhéngig von den &ufReren Bedingungen jederzeit wahrnehmbar ist.

Dabei wird von dem Grundsatz ausgegangen, dass die Kennzeichnung der Einrichtungen je-
weils dem aktuellen Stand der Technik zu entsprechen haben und den jeweiligen Anforderun-

gen angepasst werden, solange sie sich im Seegebiet befinden.

Folgende Empfehlungen bzw. Vorgaben sind in der jeweils aktuellen Fassung zu berlcksich-
tigen:

- International Association of Marine Aids to Navigation and Lighthouse Authorities (IALA):
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o Recommendation R0139 ,The Marking of Man-Made Offshore Structures® (derzeit gu-
Itige Fassung: Edition 3.0, 17.12.2021) im Internet abrufbar u.a. unter: https://www.iala-
aism.org/product/r0139/

o Recommendation R0126 ,0On the Use of Automatic Identification system (AlIS) in Ma-
rine Aids to Navigation“(derzeit gliltige Fassung: Edition 2.0, 17.12.2021) im Internet
abrufbar u.a. unter: https://www.iala-aism.org/product/r0126/

o Recommendation R0110 ,For the rhythmic characters of Lights on Aids to Navigation®
(derzeit giltige Fassung: Edition 5.0, 10.06.201) im Internet abrufbar u.a. unter:
https://www.iala-aism.org/product/r0110/

o |ALA Guideline G1162 ,, The marking of offshore man-made structures® (derzeit gultige
Fassung: Edition 1.1, 17.12.2021) im Internet abrufbar u.a. unter https://www.iala-
aism.org/product/g1162/

- Generaldirektion Wasserstralden und Schifffahrt: ,WSV-Rahmenvorgaben Kennzeichnung
Offshore-Anlagen® (derzeitiger Stand 01.07.2019; Version 3.0) im Internet abrufbar u.a.
unter: https://www.gdws.wsv.bund.de/DE/schifffahrt/01 seeschifffahrt/windparks/wind-
parks-node.html

- Generaldirektion Wasserstral3en und Schifffahrt, Fachstelle der WSV flr Verkehrstechni-
ken: ,Richtlinie Offshore-Anlagen zur Gewahrleistung der Sicherheit und Leichtigkeit des
Schiffsverkehrs® (derzeitiger Stand 01.07.2021; Version 3.1); im Internet abrufbar u.a. un-
ter: https://www.gdws.wsv.bund.de/DE/schifffahrt/01 seeschifffahrt/windparks/Richt-
line_Offshore Anlagen.pdf? blob=publicationFile&v=3

Die visuelle Kennzeichnung der einzelnen Windenergieanlagen dient der besseren optischen
Erkennbarkeit fur alle Verkehrsteilnehmer. Sie ist entsprechend der aktuellen Richtlinie Offs-
hore-Anlagen der WSV zu realisieren. Die Beschriftung und deren Beleuchtung bei Nacht die-
nen der Hinderniskennzeichnung, der ldentifizierung des Windparks sowie der Orientierung
innerhalb desselben.

Der AIS-Technik, welche den Stand der Technik in der Seeschifffahrt mitbestimmt, kommt
hinsichtlich der Kennzeichnung des Windparks eine besondere Bedeutung zu. Die Ausstattung
des Windparks mit AIS-AtoN ist deshalb in 3.3.6 als grundsétzlich erforderlich anzuordnen.
Zur Kennzeichnung von Windparks ist grundsatzlich der Gerétetyp 3 (Type 3 AIS AtoN Station)
gema&R der Richtlinie RO0126 der IALA einzusetzen. Die eingesetzten AIS-
Schifffahrtszeichengerate miissen dem Standard IEC 62320- 2 ,Maritime navigation and radi-
ocommunication equipment and systems — Automatic identification system (AIS) — Part 2: AIS
AtoN Stations - Minimum operational and performance requirements, methods of testing and
required test results” entsprechen. Die Konformitat zu diesem Standard ist von einem fir AIS-
Prifungen akkreditierten Labor zu bescheinigen.

Ob und ggf. welche WEA als SPS (siehe Nummer 3.3.1, 3.3.3, 3.3.6) bzw. als periphere An-
lagen zu befeuern sind, ist im Rahmen des Kennzeichnungskonzeptes festzulegen.

Im Kennzeichnungskonzept wird die visuelle und funktechnische Kennzeichnung des Wind-

parks als Schifffahrtshindernis sowie die visuelle Kennzeichnung als Luftfahrthindernis auf
nautisch-funktionaler Ebene beschrieben. Das Kennzeichnungskonzept fir die Bauphase und
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den Normalbetrieb ist unter Berticksichtigung der Richtlinie der WSV sowie einzelfallabh&ngi-
ger Vorgaben der Einvernehmensbehérde zu erstellen und bedarf der Zustimmung der
GDWS.

Die ordnungsgemalfe Abarbeitung wird von der Zertifizierungsstelle durch Zertifikate und Prif-
protokolle bestatigt. Das Zertifikat fir die Planungsphase (K-P-U) wird erst dann ausgestellt,
wenn alle zugrundeliegenden Prufprotokolle vollstandig positiv geprtft vorliegen. Gleiches gilt
fur das Zertifikat fur die Realisierungsphase (K-R-U) sowie fir das in Intervallen vorzulegende
Zertifikat fir die Normalbetriebsphase (K-N-U).

Die Voraussetzungen fur die Beendigung der Bauphase und den Beginn des Normalbetriebes
der Kennzeichnung sind die vollstdndige Einholung der Baufeldbetonnung, das Vorliegen ei-
nes von der GDWS zugestimmten Seeraumbeobachtungskonzeptes und die Umsetzung der
darin dargestellten MaRnahmen im operativen Wirkbetrieb, sowie die uneingeschrankt ope-
rable Kennzeichnung des Windparks fur die Betriebsphase, wobei deren fachgerechte Umset-
zung durch Vorlage der gemall Rahmenvorgaben der WSV von einer Zertifizierungsstelle ge-
pruften Zertifikate fur die Planungs- und Realisierungsphase (K-P-U und K-R-U) nachzuwei-
sen ist.

Anpassungen der Kennzeichnung kdnnen ab einer bestimmten Bebauungssituation im betref-
fenden Verkehrsraum notwendig werden, um eine veranderte Verkehrssituation, wie etwa die
nicht mehr oder nach erfolgtem Rickbau benachbarter Einrichtungen wieder mégliche Durch-
fahrt mit Schiffen kenntlich zu machen. Um die Vornahme bzw. Duldung erforderlicher Anpas-
sungen aus Griinden der Verkehrssicherheit zu gewahrleisten, bedarf es der Méglichkeit nach-
traglicher Anordnungen. Auch die Ausgestaltung der Anpassungen der Kennzeichnung bedarf
der vorherigen Zustimmung durch die GDWS.

Bauliche Veranderungen im unmittelbaren Umfeld des Vorhabens, bspw. durch den Zu- oder
Rickbau benachbarter Vorhaben oder Einrichtungen, kénnen zu anderen Kennzeichnungs-
anforderungen des vorliegenden Vorhabens fiihren. In einem solchen Fall ist — entsprechend
der Regelung in Nummer 3.3.16 — das Kennzeichnungskonzept an die gednderte Bebauungs-
situation anzupassen. Erforderlichenfalls hat eine Anpassung der Kennzeichnung zu erfolgen.

In die Entscheidung Uber den Umfang der Kennzeichnung (Nebenbestimmungen Num-
mer 3.3 ff.) werden die bislang gewonnenen Erkenntnisse einflie3en.

Zu3.4.:
Diese Anordnung dient der Gewéhrleistung einer nachvollziehbaren und prifbaren Sicher-
heitskonzeption.

In Bezug auf die Seeraumbeobachtung ist insbesondere zu beachten, dass die zu treffenden
Malnahmen des Betreibers mit der hoheitlichen Verkehrsiiberwachung durch die Verkehrs-
zentralen der Wasserstraf3en- und Schifffahrtsverwaltung des Bundes harmonieren.

Die Anordnung der Vorlagepflicht des Seeraumbeobachtungskonzeptes spétestens sechs
Monate vor der Errichtung der ersten Einrichtung des Windparks bzw. vor Beginn bauvorbe-
reitender MalRnahmen stellt sicher, dass kein Hindernis in den freien Seeraum eingebracht
werden kann, ohne dass zuvor die genannten sicherheitsrelevanten Fragen geklart sind. Fur
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die Abstimmung der Einzelkonzepte bedeutet dies, dass eine friihzeitigere Einreichung erfor-
derlich wird, um das Verfahren effizient zu gestalten.

Hinsichtlich der Bemessung des ,angrenzenden Seeraumes” wird auf die Vorgaben in Kapitel
3.1 der Durchflihrungsrichtlinie ,Seeraumbeobachtung Offshore-Windparks® (Stand: April
2014) verwiesen.

Die in Bezug auf die Schifffahrt zu erstellenden Konzepte und die jeweiligen Aktualisierungen
sind der GDWS zur Zustimmung vorzulegen.

Das Zustimmungserfordernis der GDWS stellt sicher, dass die Belange der Sicherheit und
Leichtigkeit des Seeverkehrs jeweils in optimaler und mit den Vorsorgesystemen der Wasser-
straRen- und Schifffahrtsverwaltung des Bundes abgestimmter Weise gewahrt werden. Im wei-
teren Vollzug ist hierin auch die Grundlage fir eine enge Sicherheitspartnerschaft zwischen
den staatlichen Stellen sowie dem privaten Betreiber angelegt.

Die Anordnung der Fortschreibung des Seeraumbeobachtungskonzeptes dient der Anpas-
sung an veranderte Qualitatsstandards oder tatsdchliche Umstande im Sinne einer dynami-
schen Verweisung.

Es muss sichergestellt werden, dass Gefahrensituationen bereits in der Entwicklung zuverlas-
sig erkannt und zutreffend bewertet werden. Adaquate schadensverhindernde oder minimie-
rende MaRnahmen missen unverziglich ergriffen werden, um die erforderliche Effektivitat zu
gewabhrleisten.

Dies wird durch die Bertiicksichtigung der grundlegenden Vorgaben des ,Offshore Windener-
gie — Sicherheitsrahmenkonzeptes* (OWE-SRK, BMVI, Stand: April 2014) sowie der ,Durch-
fuhrungsrichtlinie Seeraumbeobachtung Offshore Windparks* (BMVI, Stand: April 2014) si-
chergestellt. Insbesondere wird ein angemessener Ausgleich zwischen den unterschiedlichen
Nutzungen und Belangen geschaffen und bestehende Nutzungen, die von den Windenergie-
anlagen beeintrachtigt werden kénnen, geschitzt. Potenzielle Risiken werden so weit wie
mdglich minimiert und die grundlegenden Schutz- und Sicherheitsziele des BMDV umgesetzt.
Dies gilt in erster Linie im Hinblick auf die Gewahrleistung der Sicherheit und Leichtigkeit des
Schiffsverkehrs.

Die konkrete Ausgestaltung der Seeraumbeobachtung ist vorhabenbezogenen. Durch die ge-
man ,Offshore Windenergie — Sicherheitsrahmenkonzept® sowie ,Durchflihrungsrichtlinie See-
raumbeobachtung“ und ggf. seegebietsspezifischer Vorgaben der GDWS durchzufihrende
Beobachtung muss sichergestellt sein, dass die Verkehrslagebilder und -daten fachgerecht
und zuverlassig ausgewertet werden und auf Kollisionskurs befindliche mandvrierfahige und
manovrierunfahige Schiffe zuverldssig mindestens mit der Genauigkeit erkannt werden, wie
sie den verfahrensgegenstéandlichen Risikoanalysen zugrunde liegt.

Durch die Gestattung einer genehmigungstbergreifenden Losung besteht die Mdglichkeit, die
Seeraumbeobachtung mit den von derselben Verpflichtung betroffenen benachbarten Wind-
parkprojekten im selben Verkehrsraum gemeinschaftlich zu realisieren und so Synergieeffekte
zu nutzen. Sollte die gemeinschaftliche Seeraumbeobachtung eingestellt werden, lebt die ei-
gene Verpflichtung der TdV vollumfanglich wieder auf.
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Zu 3.5:

Nach den Ergebnissen der durch das BMVBS (heute: BMDV) gebildeten AG ,Genehmigungs-
relevante Richtwerte” aus dem Jahr 2004 gilt eine errechnete Kollisionswiederholungsrate in
einer Bandbreite von 100 — 150 Jahren grundsétzlich als hinnehmbares Restrisiko.

Ergibt sich eine Kollisionswiederholungswahrscheinlichkeit von 50 — 100 Jahren, so ist eine
Zulassung grundsatzlich zu versagen, wéhrend eine Wiederholungsrate von unter 50 Jahren
nicht hinnehmbar ist.

Im Rahmen der AG ,Genehmigungsrelevante Richtwerte“ wurde weiterhin ein Gutachten zur
Frage der Wirksamkeit risikomindernder MaRhahmen und unter dem 24.11.2008 ein entspre-
chender Abschlussbericht (,Offshore Windparks — Wirksamkeit kollisionsverhindernder Mal3-
nahmen®) erstellt, in dem der Einfluss der Verkehrsiiberwachung/Seeraumbeobachtung, der
Einsatz von AlS-AtoN und die Vorhaltung von Notschleppern auf die Kollisionswiederholungs-
rate untersucht wurde.

Aus der von der TdV eingereichten Technischen Risikoanalyse des DNV GL vom 02.02.2024,
die die risikomindernde Wirksamkeit der Seeraumbeobachtung auf die kumulativ betrachteten
Gebiete differenziert betrachtet, ergibt die kumulative Betrachtung unter Bertcksichtigung von
AIS-Geraten am Windpark, einer Verkehrsiiberwachung/Seeraumbeobachtung der Variante 1
und vorhandener Notschleppkapazitaten eine durchschnittliche statistische Wiederholperiode
zwischen zwei Kollisionen von 103 Jahren. Daher kann derzeit davon ausgegangen werden,
dass die Kollisionswiederholfrequenz in einem laut AG Richtwerte akzeptablen Bereich liegt,
soweit die dort vorgesehenen risikominimierenden MaBnahmen durch die TdV umgesetzt wer-
den (vgl. hierzu unter B. Ill. 3. b).

Um prifen zu kdnnen, ob infolge gednderter Rahmenbedingungen ggf. die Anordnung zusatz-
licher risikominimierender MalRnahmen — hier inshesondere die Gestellung zuséatzlicher priva-
ter Schleppkapazitat — erforderlich ist, hat die TdV auf Anforderung des BSH eine aktualisierte
Risikoanalyse unter Berticksichtigung der dann aktuellen Rahmenbedingungen einzureichen.

Darin ist u.a. zu untersuchen, bei Vorliegen welcher Bedingungen, wie etwaigen Veranderun-
gen der staatlichen Bereitschaftsposition, kumulativen Auswirkungen der Errichtung weiterer
Offshore-Hochbauten im Verkehrsraum sowie Verdnderungen der Schiffsverkehre, mit einer
Uberschreitung des Grenzwertes zu rechnen ist. Hierbei ist einmal auf die Anzahl der errich-
teten Einrichtungen abzustellen und einmal auf die mit einer Sicherheitszone umgebene Fla-
che.

Das BSH wird einheitlich fir alle Vorhaben im Verkehrsraum die genauen Bedingungen (d.h.
Anzahl der WEA oder GroRRe der mit Sicherheitszonen umgebenen Flache) festlegen, bei wel-
chen der Bebauungsgrad den Grenzwert berschreitet. Dieser festgelegte Wert wird aus Griin-
den der Gleichbehandlung fir alle Vorhaben im Verkehrsraum gelten. Die Verpflichtung zur
Bereitstellung eines Notschleppers bei Uberschreitung des vom BSH definierten Grenzwertes
trifft bei Eintreten dieser Bedingung alle Vorhaben im Verkehrsraum, da diese Vorhaben ge-
meinsam die bauliche Situation im Verkehrsraum pragen.

Die Festlegung zur Gestellung zusatzlicher Schleppkapazitat dient einem angemessenen Aus-
gleich zwischen den Erfordernissen der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs einerseits

Seite 183 von 235



und dem Interesse der TdV andererseits, erst dann mit entsprechenden Auflagen belastet zu
werden, wenn und soweit diese erforderlich sind, um der Gefahrdungslage gerecht zu werden.

Insbesondere ist diese Regelung auch zumutbar, da die Vorhaltung einer eigenen Schleppka-
pazitat durch die TdV entbehrlich ist, wenn und soweit — etwa durch eine benachbarte Wind-
parkbetreiberin — diese zusatzliche Schleppkapazitat bereits vorgehalten wird und gewéhrleis-
tet ist, dass diese auch flr Zwecke der TdV eingesetzt wird. Es besteht somit die Mdglichkeit,
dass sich alle Windparkbetreiber in dem betreffenden Verkehrsraum dariber verstandigen, die
erforderliche Schlepperkapazitat gemeinsam vorzuhalten.

Zu 3.6:

Die einzelnen Nebenbestimmungen regeln konkret die Melde- und Berichtspflichten der TdV
wahrend des Baustellenbetriebs zur Gewéhrleistung eines sicheren, die Belange der See-
schifffahrt, der Luftfahrt und der Bundeswehr bertcksichtigenden Baustellenbetriebs.

Die Anordnungen fir den Fall einer Unterbrechung der Bauarbeiten ermdglichen es, rechtzei-
tig Gefahrenabwehrmaf3nahmen veranlassen zu kénnen. Unter den Begriff Meldung einer Un-
terbrechung der Arbeiten i.S.d. Nummer 3.7.2 fallen keine Ereignisse, die notwendigerweise
mit einem geordneten Baustellenbetrieb verbunden sind, sondern vielmehr solche Unterbre-
chungen, die eine signifikante Stilllegung der Baustelle, etwa Uber mehrere Tage, bedeuten
wurden.

Zu 3.7:
Die Nebenbestimmungen unter Nummer 3.7 sollen einen sicheren Baustellenbetrieb auf See
gewabhrleisten.

Die Anordnung in Nummer 3.7.1 resultiert aus der Befugnis des Kistenstaates im Sinne des
Art. 56 i.V.m. Art. 60 SRU, Anforderungen an Gesundheits- und Arbeitsschutz auch fur die
Bauvorhaben in der AWZ zu gewahrleisten.

Zu 3.8:

Die Nebenbestimmungen unter Nummer 3.8 dienen dazu, wahrend der Bauphase Kollisionen
von Schiffen mit Einrichtungen des Windparks zu verhindern. Dazu dient insbesondere die
Gestellung eines qua Seegéangigkeit, Ausriistung, Bemannung und Geschwindigkeit geeigne-
ten Verkehrssicherungsfahrzeuges.

Jedes in Windparks und bei der Errichtung von Windparks eingesetzte Fahrzeug muss uber
gultige Sicherheitszeugnisse verfiigen, bzw. ein gleichwertiges Schutzniveau gem. SchSV,
Anlage 1, Abs. D. lll nachweisen kénnen. Die erforderlichen Zeugnisse kénnen tber den Zeug-
niswegweiser auf der Internetseite der BG Verkehr ermittelt werden, mit dessen Hilfe eigen-
standig die Uberpriifung fiir verschiedene Fahrzeugkategorien vorgenommen werden kann:
https://www.deutsche-flagge.de/de/zeugnisse-verifikation/ship-certificate-guide). Offshore
Service Vessels unter deutscher Flagge benétigen grundsatzlich ein Funksicherheitszeugnis,
um auf See eingesetzt werden zu durfen. Bei Offshore Service Vessels wird dieses nach den
geltenden Bestimmungen von der BG Verkehr fir maximal 5 Jahre ausgestellt und innerhalb
dieser 5 Jahre jedes Jahr verlangert. Die durch das Funksicherheitszeugnis zugelassene
Funkausriistung muss bei Offshore Service Vessels jedes Jahr durch einen Prifer besichtigt
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werden, der einem vom BSH anerkannten Betrieb bzw. einer Klassifikationsgesellschaft an-
gehort. Das BSH halt eine Liste mit den anerkannten Betrieben bzw. den Klassifikationsge-
sellschaften vor. Der Prifer erstellt im Auftrag des Schiffseigentiimers einen Prufbericht tber
die Ergebnisse der Besichtigung. Unter anderem auf der Grundlage des jahrlichen Prifberichts
wird das Funksicherheitszeugnis von der BG Verkehr (jahrlich) verlangert. Bei Offshore Ser-
vice Vessels unter auslandischer Flagge ist eine Gleichwertigkeitsbescheinigung erforderlich.

Zu 3.9:

Die Nebenbestimmungen unter Nummer 3.9 sichern die Schiffssicherheit wahrend des
Baustellenbetriebes und dienen damit der Vermeidung von Beeintrachtigungen des Schiffs-
verkehrs.

Im Rahmen der Baustellenkennzeichnung sind regelmafig Kardinaltonnen auszubringen.
Hierflr sowie fir die Bergung und etwaige Wiederausbringung im Falle gesunkener oder trei-
bender Gegenstande sind entsprechende Geréate vorzuhalten, die geeignet sind, diese Arbei-
ten auszufiihren. Dartber hinaus sind verlorene Gegenstande oder sonstige Hindernisse bis
zu ihrer Bergung behelfsweise zu kennzeichnen.

Auf einen moglichen Abstimmungsbedarf mit der Bundeswehr (Marine und Luftwaffe) wird hin-
gewiesen.

Zu 3.10:

Die Anordnung unter Nebenbestimmungen Nummer 3.10 ist Grundlage fur Art und Umfang
der Sicherheitszone gemaf § 53 WindSeeG und fiir den Erlass der Befahrensregelung durch
die GDWS nach § 7 KVR-VO. Sie dient der Verkehrssicherheit bereits im bauvorbereitenden
Stadium. Dadurch kdnnen die amtlichen Bekanntmachungen zum Schutz der Sicherheit und
Leichtigkeit von Schiffs- und Luftverkehr rechtzeitig vorbereitet und veroffentlicht werden. Fer-
ner kann auf dieser prazisen Basis die ausgestaltende Entscheidung tber die Einrichtung von
Sicherheitszonen - § 53 WindSeeG - mit deren rdumlichem Umgriff und sachlichem Geltungs-
bereich getroffen werden. Eine bereits jetzt eingerichtete Sicherheitszone wirde die Schifffahrt
und die Fischerei ohne Notwendigkeit einschranken. Die Einrichtung einer Sicherheitszone
wird dann erfolgen, wenn es zur Gewahrleistung der Sicherheit der Schifffahrt oder der Ein-
richtungen notwendig ist und sobald der Beginn der Errichtung unmittelbar bevorsteht. Gege-
benenfalls kdnnen bereits vorgelagerte Arbeiten, wie z.B. die Einbringung von Kolkschutz oder
die Errichtung von Probepfahlen die Einrichtung erforderlich machen, wobei die zeitlichen Vor-
lAufe dann auch fur diese Arbeiten gelten.

e) Zu Kapitel 4: Sicherheit und Leichtigkeit des Luftverkehrs

Zu4.l

Am 15.08.2022 hat das BMDV den SOLF erlassen, der Regelungen zu Luftverkehrsbelangen,
insbesondere Offshore-Luftverkehrsinfrastrukturen, in der deutschen AWZ enthalt. Damit ist
der SOLF fur das BSH verbindlich. Diese Nebenbestimmung ist erforderlich, damit der SOLF
auch gegentber der TdV AufRenwirkung entfaltet.

Zu4.2

Mit dieser Nebenbestimmung wird die Betreiberin der betreffenden Luftverkehrsinfrastrukturen
verpflichtet, diese stets so zu erhalten, dass der darauf stattfindende Flugbetrieb jederzeit be-
triebssicher erfolgen kann.
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Zu4.3
Mit dieser Nebenbestimmung wird sichergestellt, dass dem BSH vor der geplanten Durchfih-
rung ausreichend Zeit fur eine abschlieRende Prifung zur Verfligung steht.

Zu4.4.1bis4.4.4
Mit diesen Nebenbestimmungen werden die Vorgaben des Teils 2 des SOLF hinsichtlich der
Errichtung melde- und kennzeichnungspflichtiger Luftfahrthindernisse umgesetzt.

Zu4.4.5und 4.4.7

Die Nebenbestimmungen legen die technischen Anforderungen an eine BNK fest, prazisieren
den erforderlichen Umfang in Bezug auf die Regelung der Nennlichtstarke der Befeuerung und
spezifizieren den Inbetriebnahmeprozess. Diese Vorgaben sind notwendig, da sie sich nicht
hinreichend konkret aus 8 9 Absatz 8 EEG oder dem SOLF ergeben.

Zu4.5

Mit diesen Nebenbestimmungen werden die Vorgaben des Teils 2 des SOLF hinsichtlich des
Einrichtens, des Betriebs, der Kennzeichnung sowie der Uberwachung von Windenbetriebs-
flachen auf Windenergieanlagen umgesetzt.

Zu 4.6

Im OWP ,NC 2“findet eigener Flugbetrieb statt (Hubschrauber-Windenbetrieb, ggf. HEMS). In
den umliegenden OWP ,Gode Wind 01“ und ,Gode Wind 02“ sowie des Windparks auf der
Flache ,N-3.5" findet ebenfalls regelmalig Flugbetrieb statt. Mit dieser Nebenbestimmung sol-
len etwaige Kollisionsrisiken zwischen den jeweiligen Flugvorhaben reduziert und die Flugsi-
cherheit verbessert werden. Dies kann durch gemeinsame organisatorische oder betriebliche
MaRnahmen erfolgen (z. B. ein gegenseitiger Informationsaustausch.

Zud.7.1

Exponierte Teilstrukturen auf der Umspannplattform, wie z.B. Masten, Aufbauten, Blitzableiter
oder Krane, sind als Luftfahrthindernisse zu kennzeichnen, wenn sie die unter Nummer 1.3
des SOLF, Teil 5 oder unter Nummer 3.4.3 Buchstabe ¢) und Nummer 3.5.2 Buchstabe a) des
Teils 4 des SOLF genannten Voraussetzungen erfillen. Insofern stellt insbesondere der Platt-
formkran auf dem Oberdeck hinsichtlich der Belange der Windenbetriebsflache fiir Notfalle
(Rettungsflache) ein entsprechend zu kennzeichnendes Luftfahrthindernis dar.

Zu4.7.2

Der Plattformkran auf dem Oberdeckdeck kann in die ,Hindernisfreie Zone* der Rettungsflache
der Umspannplattform geschwenkt werden. Dies ist bei Hubschrauberwindenbetrieb nicht zu-
lassig (vgl. Nummer 3.3.2 des SOLF, Teil 4).

Zu 4.8.1 und 4.8.3 bis 4.8.5
Mit diesen Nebenbestimmungen werden die Vorgaben des Teils 2 des SOLF hinsichtlich des
Einrichtens der Kennzeichnung sowie der Uberwachung von Windenbetriebsflachen auf Offs-
hore-Plattformen umgesetzt.

Zu4.8.2
Mit dieser Nebenbestimmung werden die Vorgaben des § 20 Absatz 1 der 1. WindSeeV hin-
sichtlich des Betriebs von Windenbetriebsflachen auf Offshore-Plattformen umgesetzt.
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Zu 4.8.6
Die Voraussetzungen fir einen Betrieb bei Nacht liegen nicht vor (vgl. Nummer 4.3.1 SOLF,
Teil 2).

f) Zu Kapitel 5: Sicherheit der Landes- und Biindnisverteidigung

Zu 5.1 bis 5.3:

Die Anordnung der Installation von Sonartranspondern dient der Sicherheit des U-Bootver-
kehrs und entspricht dem Ergebnis der Abstimmung mit dem Bundesamt fir Infrastruktur, Um-
weltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr.

Die Sonartransponder dienen ausschlie3lich der Orientierung im Notfall, wie z. B. beim Ausfall
des Navigationssystems an Bord des U-Bootes bei sehr unruhiger See oder Unwetter. Die
Lage des U-Bootes kann im aufgetauchten Zustand bei solchen Umweltbedingungen so un-
ruhig sein, dass eine umfassende Orientierung durch das Periskop ggf. nicht gewahrleistet ist.
Durch die Ortung des Standortes des sich in der Nahe befindlichen Offshore-Windparks mit
Hilfe der U-Boot-Telefone/Sonartransponder kann bei Bedarf eine Anderung der Fahrtrichtung
vorgenommen werden, so dass eine Kollision mit dem Windpark vermieden wird. Die Sonar-
transponder senden nur im Bedarfsfall Signale.

Die Spezifikation der Gerate hat sich nach den definierten Anforderungen zur Funktionalitat
von Sonartranspondern und aktuellen Hinweise des Bundesamtes fur Dienstleistungen der
Bundeswehr (BAIUDBw) bzw. Marinekommando (MarKdo) zu richten.

Zu5.4:

Die Nebenbestimmung dient der Verhinderung von Beeintréachtigungen der Bundeswehr bei
der Durchfuihrung von Ubungen. Sie setzt damit auch den Planungsgrundsatz 6.1.4 des Fla-
chenentwicklungsplans 2023 sowie Grundsatz 2.2.2 (5.2) des Raumordnungsplans 2021 zur
Vermeidung von Beeintrachtigungen der Sicherheit der Landes- und Blndnisverteidigung um.

Zu 5.5:

Die Anordnung dient der Sicherheit und Leichtigkeit des allgemeinen Schiffsverkehrs sowie
der Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland sowie der Landes-und Bindnisverteidigung.
Sie setzt damit auch den Planungsgrundsatz 6.1.4 des Flachenentwicklungsplans 2023 um.
Die Anordnung stellt sicher, dass durch rechtzeitige Angabe des voraussichtlichen Einsatzge-
bietes, der Einsatzdauer sowie der jeweiligen technischen Ausstattung der eingesetzten Ge-
ratschaften militdrische Belange bertcksichtigt werden.

Die mit den unter 5.5 genannten Geratschaften oder Sensoren erfassten Mess- bzw. Erfas-
sungsdaten sind nicht fiir die Offentlichkeit bestimmte Daten. Dies dient dem Schutz der Be-
lange der Sicherheit der Landes- und Bindnisverteidigung. Die Daten sind zun&chst der Bun-
deswehr zur Prifung zuzuleiten. Die TdV soll mit der Bundeswehr abstimmen, wie die Daten
zur Prufung an die Bundeswehr weiterzuleiten sind.

g) Zu Kapitel 6: Gesundheits- und Arbeitsschutz

Der Sicherheits- und Gesundheitsschutz aller in dem spateren Offshore-Windpark tatigen Per-
sonen ist ein sonstiger Uberwiegender 6ffentlicher Belang i. S. d. § 10 Abs. 2 Nummer 1i.V.m.
8 5 Abs. 3 Satz 1 WindSeeG, die Vorschriften zu Sicherheit und Gesundheit bei der Arbeit
sind sonstige offentlich-rechtliche Bestimmungen i. S. d. 8 10 Abs. 2 Nummer 2ai. V. m. § 48
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Abs. 4 Satz 1 Nummer 8 WindSeeG. Fur die Umsetzung des Vorhabens ist daher zu gewahr-
leisten, dass die Anforderungen des Sicherheits- und Gesundheitsschutzes eingehalten wer-
den kdnnen.

Zub.1

Beim ersten Teil dieser Anordnung handelt es sich um einen rein deklaratorischen Hinweis.
Es sind selbstverstandlich alle geltenden Rechtsvorschriften zu beachten.

Das Begrundungspapier zum Arbeitsschutzgesetz entkoppelt die Gefahrdung von der Eintritts-
wabhrscheinlichkeit. (s. Bundestagsdrucksache 13/ 3540 vom 22. 01. 1996, Seite 16: ,Gefahr-
dung“ bezeichnet im Gegensatz zur ,Gefahr* die Mdglichkeit eines Schadens oder einer ge-
sundheitlichen Beeintrachtigung ohne bestimmte Anforderungen an deren Ausmalfd oder Ein-
trittswahrscheinlichkeit®)

Daher ist fur die Erforderlichkeit von Schutzmaflnahmen nach dem Stand der Technik bereits
die Erkenntnis darlber, dass eine Gefahrdung eintreten kann ausreichend.

Zu 6.2

Die Anordnung stellt sicher, dass eine Uberwachung der aufgestellten Anforderungen durch
die zustandige Behdrde erfolgen kann.

Gem. § 22 Absatz 2 Satz 1 ArbSchG sind die mit der Uberwachung beauftragten Personen
befugt, zu den Betriebs- und Arbeitszeiten Betriebsstatten, Geschéfts- und Betriebsraume zu
betreten, zu besichtigen und zu prifen.

Entsprechend § 29 Satz 2 1. WindSeeV hat die TdV den Transport der Beauftragten der zu-
standigen Behodrden zu den Anlagen auf See vorzunehmen oder die Kosten fir den Transport
zu Ubernehmen. Den Mitarbeitern der zustdndigen Behorden soll die An- und Abreise zum
Vorhaben auf See ermdglicht werden.

Zu6.3:

Gem. § 21 ArbSchG liegt die Uberwachung des Arbeitsschutzes nach diesem Gesetz in der
Zustandigkeit der zustandigen Arbeitsschutzbehérde. Die Aufgaben und Befugnisse der Tra-
ger der gesetzlichen Unfallversicherung richten sich, soweit nichts anderes bestimmt ist, nach
den Vorschriften des Sozialgesetzbuchs.

Die Staatlichen Arbeitsschutzbehérden und die Unfallversicherungstrager wirken auf der
Grundlage einer gemeinsamen Beratungs- und Uberwachungsstrategie nach § 20 a Abs. 2 Nr.
4 ArbSchG eng zusammen und stellen den Erfahrungsaustausch sicher. Dies dient unter an-
derem der Forderung eines Daten- und sonstigen Informationsaustausches, insbesondere
Uiber Betriebsbesichtigungen und deren wesentliche Ergebnisse.

Ein frihzeitiger Austausch kann nur dann stattfinden, wenn bekannt ist welcher Unfallversi-
cherer fur welchen Windpark téatig wird.

Zu 6.4:

Im SiGeplan sind die gegenseitigen Gefahrdungen darzustellen und Ablaufe festzulegen.
Dazu kann zum Beispiel zahlen, benachbarte Projekte rechtzeitig tGber geplante Rammarbei-
ten informiert werden, damit sich zum Zeitpunkt der Rammung keine Taucher im Wasser auf-
halten. Durch die rechtzeitige Erstellung einer Unterlage fir spatere Arbeiten wird sicherge-
stellt, dass fur vorhersehbare Wartungs- und Instandhaltungsarbeiten unter Einsatz von u.a.
Seilzugangstechnik und Tauchern entsprechende konstruktive Vorkehrungen wie Anschlag-
punkte etc. bereits im Design bertcksichtigt werden kénnen.
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Zu 6.5:

Die Meldung todlicher und schwerer Unfélle, sowie von Beinaheunfallen und die Einreichung
einer jahrlich zu erstellenden Unfallstatistik beruhen auf der Ermachtigung der zustandigen
Arbeitsschutzbehorde zur Wahrnehmung ihrer Uberwachungspflichten gem. § 22 ArbSchG
und § 19 BetrSichV. Zielsetzung ist, Schwerpunkte vorgefallener Arbeitsunfélle / Beinaheun-
falle zu identifizieren, um im Rahmen der Pravention friihzeitig geeignete Arbeitsschutzmalf3-
nahmen ableiten zu kénnen.

Zu 6.6:

Bei solchen zu meldenden Schaden handelt es sich beispielsweise um Risse in den Tragkon-
solen der Krane im Turm, wodurch die Gefahr besteht, das Teile des Kranes oder der Kran
selbst im Turm herabfallen und Beschéftigte verletzt oder getdtet werden. Aufgrund der glei-
chen Bauweisen und &hnlichen Belastungen der einzelnen Anlagen ist davon auszugehen,
dass solche Schaden auch an weiteren Anlagen auftreten kdnnen. Die zustandige Arbeits-
schutzbehoérde kann nur aufgrund einer erfolgten Meldung nachvollziehen, ob entsprechende
Malnahmen ergriffen wurden, die weitere Schaden aufdecken oder verhindern, vgl. § 22 Arb-
SchG und § 19 BetrSichV.

Zu 6.7

Die Beherrschung der deutschen Sprache ist zum Verstandnis und Umsetzung der deutschen
Arbeitsschutzgesetzgebung unerlasslich.

Betriebsarzte, Fachkrafte far Arbeitssicherheit, Sicherheits- und
Gesundheitsschutzkoordinatoren, Sachverstandige und fachkundige Personen bendétigen
Kenntnisse des Offshore-Arbeitsplatzes, der deutschen Gesetzgebung und der deutschen
Sprache, um bei der Erstellung von Gefahrdungsbeurteilungen, SiGe-Planen und
Prifprotokollen fundierte Entscheidungen fir notwendige MaRnahmen treffen zu kénnen.

Zu 6.8:

Da das Sprengstoffgesetz bislang in der AWZ nicht direkt anwendbar ist, gleichwohl auch im
Bereich der Kampfmittelbeseitigung grundsétzlich alle arbeitsschutzrechtlichen Vorschriften
gelten, gelten die sprengstoffrechtlichen Regelungen als ,Stand der Technik® im Sinne des § 4
Nummer 3 ArbSchG.

Der ,Qualitatsleitfaden Offshore Kampfmittelbeseitigung“ umfasst den Gesamtablauf der
Kampfmittelbeseitigung im Meer mit dem abschlieRenden Ziel der Kampfmittelfreigabe von
Flachen oder Punkten. Er reprasentiert die allgemein anerkannten Regeln der Technik, be-
wahrte organisatorische Vorgange und Ubliche personelle Anforderungen zum Zeitpunkt der
Veroffentlichung. Er ist im Hinblick auf entstehende arbeits- und gesundheitsschutzrechtliche
Fragestellungen zu beachten.

Aufgrund der standigen technischen und methodischen Entwicklungen werden fortlaufend ver-
besserte Moglichkeiten verfigbar sein, um die dort beschriebenen Ziele zu erreichen. Durch
die TdV eingesetzte Lésungen, beteiligtes Personal und organisatorische Vorgange sollten
mindestens dem Stand der Technik entsprechen.

Zu 6.9.:

Die Verhitung von Arbeitsunfallen, Berufskrankheiten und arbeitsbedingten Gesundheitsge-
fahren nehmen Bund und Lander als staatliche Aufgabe auf der Grundlage des ArbSchG wahr.
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Subsidiar zu staatlichen Arbeitsschutzvorschriften kénnen Unfallverhiitungsvorschriften erlas-
sen werden, wenn es nicht zweckmafig ist, eine Regelung in staatlichen Vorschriften oder
Regeln zu treffen.

Einer dieser Anwendungsfalle ist die DGUV Vorschrift 40 Taucherarbeiten mit einer entspre-
chenden Durchfiihrungsanweisung. Hier wird geregelt, dass das sog. trockene Austauchen
(Oberflachendekompression) nicht erlaubt ist. Das Tauchen mit Mischgas stellt eine Abwei-
chung von der DGUV Vorschrift 40 , Taucherarbeiten® dar und bedarf gem. DGUV Information
201-033 einer Genehmigung durch den zustandigen Unfallversicherungstrager.

In der Praxis wird neben Druckluft auch Nitrox verwendet. Fir die Verwendung von Nitrox
wurde die DGUV Information 201-033 ,Handlungsanleitung flr Tauchereinsatze mit Mischgas*®
vertffentlicht, auf deren Grundlage auch fiir auslandische Unternehmen eine unkomplizierte
Genehmigung maoglich ist.

Den besonderen Herausforderungen des Offshoretauchens wie Gezeitenwechsel, unter-
schiedliche Tauchplattformen und Einsatzszenarien, sowie Wechselwirkungen mit anderen
Offshore- und Unterwasserarbeiten wird dariiber hinaus durch den ,Leitfaden Taucherarbeiten
offshore Rechnung getragen. Dieser wurde der mit der Unterstiitzung des Bundesministeri-
ums fur Wirtschaft und Energie (BMWI) von der Arbeitsgruppe , Taucherarbeiten Offshore” un-
ter der Federfilhrung des DNV GL SE als Stand der Technik erstellt.

Zu 6.10:

Die Nebenbestimmung dient insbesondere der Einhaltung der deutschen Vorschriften zur Si-
cherheit und zum Gesundheitsschutz bei der Arbeit. Deren Einhaltung gemaR 8§ 26 der 1.
WindSeeV hat die TdV bei Planung, Errichtung, Betrieb und Riickbau jeder Anlage sicherzu-
stellen. Die Nebenbestimmung dient auch dazu, dass die zustandige Arbeitsschutzbehodrde
ihren (Uberwachungs-)Aufgaben nachkommen kann, vgl. hierzu § 29 der 1. WindSeeV.

Um sicherzustellen, dass die Konzepte nicht generell und allgemein sind, sondern auf das
konkrete Vorhaben NC 2 abstellen berlcksichtigen, sind projektspezifischen und die ortlichen
Bedingungen zu bertcksichtigen.

Zu 6.11:

Die Erstellung eines Arbeitsschutzkonzeptes dokumentiert den zustéandigen Arbeitsschutzbe-
horden gegeniber, dass fur alle vorab ermittelbaren Risiken Regelungen fir die sichere Er-
richtung, den Betrieb einschlie3lich Wartungs- und Instandsetzungsarbeiten sowie den Ruck-
bau festgelegt wurden. Das Konzept richtet sich an den Bauherrn bzw. Betreiber der Anlagen,
die von diesen beauftragten Unternehmern und deren Subunternehmer. Die Grundlage bilden
88 3, 4, 5 und 9 ArbSchG.

Da die unverzigliche Rettung von Beginn an sichergestellt sein muss, ist das Arbeitsschutz-
konzept vor Beginn der Errichtung zu Gbermitteln

Zu6.12.1:

Die gesetzlichen Vorschriften zum Brand- und Explosionsschutz sind einzuhalten. Zwar mus-
sen hier neben den beispielhaft genannten Verordnungen insbesondere in konstruktiver Hin-
sicht weitere, spezielle Regelwerke zugrunde gelegt werden, um der Bandbreite des Themas
Brandschutz gerecht zu werden, dennoch missen vorrangig die Anforderungen der genann-
ten Verordnungen umgesetzt oder mindestens eine Gleichwertigkeit des zu erreichenden
Schutzniveaus dieser Verordnung bei Anwendung anderer Regelwerke sichergestellt werden.
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Im ,BSH-Standard Konstruktion — Mindestanforderungen an die konstruktive Ausfihrung von
Offshore-Bauwerken in der ausschlieRlichen Wirtschaftszone (AWZ)“ ist hinsichtlich des
Brandschutzes fur Offshore-Anlagen festgelegt, dass die ,Belange des Arbeits- und Brand-
schutzes bei der Ausfuihrung, dem Betrieb und Rickbau ausreichende Berlicksichtigung fin-
den“ missen. Weiterhin wird festgelegt, dass bereits in der Entwicklungsphase von Offshore-
Anlagen eine ,auf das jeweilige Gesamt-Bauwerk abgestimmte Sicherheitsbewertung” erfol-
gen muss. Fur die Konstruktionsphase wird die Vorlage eines Prifberichts zu einem Brand-
und Explosionsschutzkonzept gefordert (vgl. B 5.3.4 i.V.m. B 5.3.1.2 BSH-Standard Konstruk-
tion). Zum Brand- und Explosionsschutzkonzept sind in B 5.3.1.2 des BSH-Standard Konstruk-
tion die mindestens erforderlichen Betrachtungen (analog der Anforderungen einer Bauvorla-
genverordnung) festgelegt. Konkrete Anforderungen an die Ausfiihrung von Windenergiean-
lagen einschliel3lich der zugehoérigen Umspann-, Wohn- und Konverterplattformen, die in der
deutschen AWZ errichtet werden, werden hier jedoch nicht definiert.

Die Einzelpriufungen von Dokumenten erfolgen durch vom BSH anerkannte Prufbeauftragte.
Diese stellen das Ergebnis der Prifung in einem Priifbericht zur Verfigung (bspw. fir Brand-
schutz in einem Dokument [Dok.-Nr. 520] bzw. fir die Fortschreibung entsprechend im [Dok.-
Nr. 530]).

Die gesetzliche Grundlage fur die Erstellung von Explosionsschutzdokumenten bildet die Ge-
fahrdungsbeurteilung nach Gefahrstoffverordnung (GefStoffV). Die Erstellung ist notwendig,
wenn das Entstehen einer explosionsfahigen Atmosphare in gefahrdrohender Menge nicht si-
cher ausgeschlossen werden kann (8 6 GefSoffV).

Zu 6.12.2:

Der Wirksamkeitskontrolle von getroffenen Malinahmen vor Inbetriebnahme durch Priifsach-
verstandige flr Brandschutz kommt eine besondere Bedeutung zu. Sind bauliche und anla-
gentechnische BrandschutzmalRnahmen wéhrend der Errichtung noch nicht betriebsbereit,
mussen bis zu ihrer Inbetriebnahme Ersatzmafnahmen zur Brandvermeidung und rechtzeiti-
gen Brandbekampfung ergriffen werden. Auch das ist von der sachverstéandigen Person zu
bewerten.

Zu 6.12.3:

Der Arbeitgeber hat gemaf 8§ 3 BetrSichV vor der Verwendung von Feuerléschanlagen mit
Ldschgasen die auftretenden Gefahrdungen zu beurteilen und daraus notwendige und geeig-
nete Schutzmafinahmen abzuleiten. Die technischen Losungen flr den Personenschutz mus-
sen von einer akkreditierten Zertifizierungsstelle fur die entsprechende Geféahrdungsklasse an-
erkannt sein. Wird eine andere Losung gewahlt, muss damit die gleiche Sicherheit und der
gleiche Gesundheitsschutz fur die Beschéftigten erreicht werden.

Zu 6.13 (6.14.1 bis 6.14.4): Rettungs- und Evakuierungskonzepte

Zu 6.13.1:

Die Sicherstellung der Rettung ist aufgrund der besonderen Lage der planfestgestellten Offs-
hore Bauwerke und der dadurch deutlich verlangerten Prahospitalzeit eine zentrale Forderung
fur die Sicherheit und Gesundheit der dort auf den Anlagen und Schiffen beschéftigten und
lebenden Personen. Die Rettungskette muss deshalb ab Baubeginn funktionsfahig sein.
Gem. 8 3 ArbSchG gehort es zu den Grundpflichten des Arbeitgebers die erforderlichen Mal3-
nahmen des Arbeitsschutzes unter Berticksichtigung der Umstande zu treffen, die Sicherheit
und Gesundheit der Beschaftigten bei der Arbeit beeinflussen. Dabei hat der Arbeitgeber unter
Berticksichtigung der Art der Tatigkeiten und der Zahl der Beschéftigten u.a. flr eine geeignete
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Organisation zu sorgen. Gem. 8 11 BetrSichV ist fur eine unverzigliche Rettung und medizi-
nischen Versorgung der Offshore-Beschéftigten zu sorgen. Diese durfen nicht schlechter ge-
stellt werden als Beschéftigte an Land. Aufgrund der Lage im Wasser (offshore) stellen alle
Offshore-Arbeiten — z.B. sowohl Wartungskampagnen, als auch Entstérungseinsatze — ,ge-
plante” bzw. ,planbare” Arbeiten dar und sind entsprechend bei der Konzepterstellung und —
validierung zu bertcksichtigen.

Rettungskonzepte, die sowohl eine technische, als auch eine medizinische Komponente ent-
halten, kdnnen nur durch jeweils entsprechend fachkundige Personen so erstellt und anhand
von Ubungen validiert werden, dass sie in der Praxis tatsachlich funktionieren.

Die Forderung nach der Berticksichtigung eines fehlenden Helikopterlandedecks in der Anord-
nung im Rettungskonzept begriindet sich dadurch, dass bei Rettungseinsatzen eine Zwischen-
landung in unmittelbarer Nahe des Einsatzortes mdglich sein muss. Das kann auch durch
Landemdglichkeiten in benachbarten Windparks, einer Konverterplattform oder auf einem
Schiff mit Landeplattform sichergestellt werden, muss aber vorab untersucht und in die Ret-
tungskette mit aufgenommen werden.

Zu 6.13.2:

Als zentrales Element der Arbeitgeberpflichten muss der Arbeitgeber gemaR § 5 ArbSchG eine
Gefahrdungsbeurteilung durchfiihren. Einzubeziehen sind dabei Mal3hahmen zur Sicherheit
und Gesundheit der Beschaftigten bei der Arbeit (§ 3 Abs. 1 ArbSchG), Mal3Bhahmen zur Ers-
ten Hilfe, Rettung und Evakuierung (8 10 Abs. 1 ArbSchG, DGUV Vorschrift 12) und Mal3nah-
men, die sicherstellen, dass Beschaftigte und andere Personen bei einem Unfall oder bei ei-
nem Notfall unverziglich gerettet und arztlich versorgt werden kénnen (8§ 11 BetrSichV). Die
Rettungskette muss ab Baubeginn funktionsfahig sein.

Zu 6.13.3:

Temporar im Windpark operierende Errichterschiffe oder sog. Jack up Vessel werden von den
Evakuierungs- und Rettungskonzepten der planfestgestellten Anlagen naturgemafd nicht
umfasst. Zur SchlieBung evtl. entstehender Licken missen entsprechende
Briickendokumente erstellt werden, die die Notfallkonzepte der Schiffe und die der Anlagen
miteinander verbinden.

Zu 6.13.4:

Unter anderem aufgrund der insgesamt schlechten Datengrundlage (Klima- und Wetterdaten)
im Offshore-Bereich, fir den fast nur Daten von Kiisten- oder Inselstationen verfugbar sind, ist
die Erfassung grundlegender meteorologischer Parameter auf Offshore-Landeplatzen
notwendig, um im Rahmen der Flugvorbereitung eine genauere Flugwetterberatung aufgrund
aktueller Messwerte vor Ort zu erhalten und eine sichere Flugdurchfihrung durch Abruf
aktueller meteorologischer Informationen am Landeplatz/wahrend des Fluges durch die
HEMS-Besatzungen zu gewahrleisten. Ziel der Wetterdatenibermittlung der einzelnen
Windparks bzw. Konverterplattformen ist, eine belastbare und aktuelle Wetterlage auf Basis
redundanter Daten abzubilden. Die Anforderung ist nicht auf nur auf Offshore-Landeplatze
beschrankt.

Im Teil 3 des SOLF wird eine Wetterdatenerfassung und Zuganglichmachung fir den
betreffenden Luftverkehr gefordert.
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Zu 6.14 — 6.16:

Analog zu den wiederkehrenden Prifungen (WKP) nach Standard Konstruktion sind in der
BetrSichV oder in entsprechenden maritimen Vorschriften wiederkehrende Prifungen fur
Arbeitsmittel, Uberwachungsbedurftige Anlagen oder Rettungsmittel vorgeschrieben. In der
EntschlieRung MSC.402(96) sind z.B. die Anforderungen u.a. gem. Regel 111/20 SOLAS an
Instandhaltung, eingehende Uberprifung, Funktionsprifung, Uberholung und Reparatur von
Rettungsbooten und Bereitschaftsbooten, Aussetzvorrichtungen und Auslésemechanismen
beschrieben.

In der BetrSichV sind Prufungen vor Inbetriebnahme und vor Wiederinbetriebnahme nach
prufpflichtigen Anderungen sowie Wiederkehrende Priifung vorgeschrieben, um festzustellen,
ob die notwendigen technischen Unterlagen vorhanden sind, die Anlage vorschriftsmaRig
errichtet und in sicherem Zustand ist, entsprechende sicherheitstechnische MaRnahmen
geeignet und wirksam sind.

Fur jede Prifung missen im Rahmen der Gefahrdungsbeurteilung Prufart, Prifumfang und
Prffrist in Abhangigkeit von der Beanspruchung festgelegt werden.

Gemal Anhang 3 Abschnitt 1 Tabelle 1 der BetrSichV mussen alle Krane im Offshore-Bereich
regelmafig durch eine zur Prifung befahigte Person, geprift werden.

Von der Vorschrift sind alle Krane erfasst, die offshore betrieben werden. Dabei ist es
unerheblich, ob diese sich im Freien befinden oder eingehaust sind, da die offshoreseitig
bestehenden besonderen Beanspruchungen nicht  ausschlieRlich auf  die
Witterungsbedingungen zurtickzufuhren sind.

Die Nebenbestimmung 6.16 dient insbesondere dazu, dass die Unabhangigkeit und
Objektivitat der Prifung gewahrleitet wird. Die Nebenbestimmung 6.17 stellt die Einhaltung
der TRBS 1201 Teil 4 Punkt 3.2.1 und TRBS 1203 ,Zur Prifung befahigte Personen® sicher.
Vorgaben an die zur Prifung befahigten Personen werden auch in § 2 Abs. 6 BetrSichV sowie
in deren Anhangen 2 und 3 gemacht.

Zu 6.17
GemaR § 23 Abs. 1 VWVIG ist die Amtssprache Deutsch.

Zu 6.18:

Die Nebenbestimmungen dienen der Einhaltung der Anforderungen aus dem Infektionsschutz-
gesetz (IFSG) und der Verordnung uUber die Qualitat von Wasser fir den menschlichen Ge-
brauch (Trinkwasserverordnung — TrinkwV) als sonstige oOffentlich-rechtliche Bestimmungen
im Sinne des 8§ 48 Abs. 4 Nr. 8 WindSeeG. Sie dienen dem Zweck, Ubertragbare Krankheiten
beim Menschen vorzubeugen, Infektionen friihzeitig zu erkennen und ihre Weiterverbreitung
zu verhindern, sowie die menschliche Gesundheit vor nachteiligen Einfllissen, die sich aus der
Verunreinigung von Wasser ergeben, das fur den menschlichen Gebrauch bestimmt ist zu
schitzen.

Laut Arbeitsstattenverordnung hat der Arbeitgeber daher dafiir zu sorgen, dass Arbeitsstatten
so eingerichtet und betrieben werden, dass Gefahrdungen fur die Sicherheit und die Gesund-
heit der Beschaftigten moglichst vermieden und verbleibende Gefahrdungen mdglichst gering-
gehalten werden. Um dieses Ziel zu erreichen sind unter anderem Sanitarraume mit Hand-
waschbecken vorzusehen.

Die Trinkwasserverordnung findet geman § 1 Abs. 3 TrinkwV auch in der AWZ Anwendung.
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GemalR Trinkwasserverordnung ist , Trinkwasser” alles Wasser, das zum Trinken, zum Ko-
chen, zur Zubereitung von Speisen und Getranken oder inshesondere zu den Zwecken der
Korperpflege (zum Beispiel Handewaschen), Reinigung von Gegenstéanden, die bestimmungs-
gemal mit Lebensmitteln in Beriihrung kommen (zum Beispiel Geschirr abwaschen) oder Rei-
nigung von Gegenstanden, die bestimmungsgemald nicht nur voribergehend mit dem
menschlichen Korper in Kontakt kommen (zum Beispiel Kleidung) bestimmt ist.

Trinkwasser muss so beschaffen sein, dass durch seinen Genuss oder Gebrauch eine Scha-
digung der menschlichen Gesundheit insbesondere durch Krankheitserreger nicht zu besor-
gen ist. Es muss rein und genusstauglich sein. Diese Anforderung gilt als erfillt, wenn bei der
Wassergewinnung, der Wasseraufbereitung und der Wasserverteilung mindestens die allge-
mein anerkannten Regeln der Technik eingehalten werden, hier sind unter anderem die
DIN 1988, die DIN 2000 sowie die VDI 6023, Hygiene in Trinkwasser-Installationen zu beach-
ten.

Es ist die Trennung zwischen Trinkwassersystem und anderen Wasserarten, wie zum Beispiel
Kuhl, Decks oder Loschwasser zu berticksichtigen. Gemaf Trinkwasserverordnung sind Lei-
tungen unterschiedlicher Versorgungsanlagen, soweit sie nicht erdverlegt sind, farblich unter-
schiedlich mit einem Schild oder Band nach DIN 2403 und DIN 1988-200 8.2 zu kennzeichnen.
Weiterhin sind alle die Trinkwasserbeschaffenheit gefahrdenden Apparate und Einrichtungen
mittels entsprechender Sicherungseinrichtungen bzw. -Armaturen gemaf DIN EN 1717 anzu-
schliel3en, um ein RickflieBen, Ricksaugen oder Riickdriicken von verunreinigtem Wasser in
das Trinkwassernetz zu verhindern.

h)  Zu Kapitel 7: Benachbarte Einrichtungen und Nutzungen

Zu7.l:

Die Nebenbestimmungen berlicksichtigen, dass in der Nordsee, insbesondere auch im und
um das Vorhabengebiet, Unterwasserkabel und Rohrleitungen verlegt sind bzw. noch verlegt
werden sollen. Sie dienen dazu, Beschadigungen und Beeintrachtigungen fremder Seekabel
und Rohrleitungen zu vermeiden.

Die Anordnung zur Mitteilung mdglicherweise anlagengefahrdender Mal3nahmen der Errich-
tung und Unterhaltung in dem genannten Abstand von 500 m dient allgemein dem geordneten
Baustellenbetrieb auf See und der Integritéat von friiher genehmigten Pipelines und Seekabeln,
indem eine Koordination mit anderen Vorhabentragern ermaglicht wird.

Der Verlauf der im Bereich des deutschen Festlandsockels liegenden zahlreichen Seekabel
und Rohrleitungen ist den neuesten amtlichen Informationen und Seekarten des BSH zu ent-
nehmen. Die tatsédchlichen Kabellagen kénnen von den Angaben in den Seekarten und Infor-
mationen abweichen.

Zu7.2und7.3:

Der Grundsatz der Vermeidung von Kreuzungsbauwerken sowie zur rechtwinkligen Ausfih-
rung entspricht dem Planungsgrundsatz 4.4.4.5 des FEP 2020 (siehe auch Planungsgrund-
satz 6.4.5 des FEP 2023) sowie dem Grundsatz 2.2.3 (5) des Raumordnungsplans 2021. Zu-
dem sollen Kreuzungen von Seekabeln moglichst vermieden werden, um Eingriffe in die Mee-
resumwelt durch das Einbringen von Hartsubstrat zu vermeiden. Unter den Aspekten der Mi-
nimierung des Eingriffs in die Meeresumwelt und der Wirtschaftlichkeit sollten daher Kreu-
zungsbauwerke von vornherein soweit wie moglich vermieden werden. Wenn Kreuzungsbau-
werke nicht vermieden werden kénnen, sollte die Kreuzung nach dem jeweiligen Stand der
Technik maglichst rechtwinklig ausgefuihrt werden. Durch diese Festlegung soll die Gré3e des
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Kreuzungsbauwerkes und damit die Flachenversiegelung minimiert werden. In begriindeten
Fallen kann der Kreuzungswinkel auf bis zu 45 Grad verringert werden, wenn dies in der Ge-
samtschau zu einer geringeren Flacheninanspruchnahme fiihrt und technisch umsetzbar ist.
Dies betrifft insbesondere die Kreuzung von mehreren Kabeln in Parallellage mit Bestandska-
beln, die zu deutlichen Mehrlangen der Kabel fihren kann. Grundsétzlich darf der Kreuzungs-
winkel 45° nicht unterschreiten.

Die Vorlage von Unterlagen zu Vereinbarungen und Kreuzungen ist zur Uberwachung der
Bauplanung und -durchfuhrung erforderlich. Die Erforderlichkeit der vorherigen Freigabe ergibt
sich aus B.6.3 des BSH-Standard Konstruktion. Die Anordnung zur Dokumentation der Kreu-
zungsbauwerke im Bauwerksverzeichnis dient der Aufnahme in das elektronische Verzeichnis
der Geodaten des BSH uber die errichteten Anlagen und Bauwerke in der AWZ gemal § 48
Abs. 9 WindSeeG.

Zu7.4.
Diese Anordnung dient der erforderlichen Einhaltung des 2K-Kriteriums des stromabflihrenden
Netzanbindungssystems und der Einhaltung der bezuschlagten Kapazitaten.

Zu 7.5:

Die Nebenbestimmung 7.5 verweist deklaratorisch auf den Mindestabstand nach § 32 1. Wind-
SeeV. Fur die Entscheidung Uber die diesbezlglichen Einwendungen wird auf die Begriindung
unter B. lll. 6. k)-l) verwiesen.

i) Zu Kapitel 8: Sonstige 6ffentliche Belange

Zu 8.1:

Die Nebenbestimmung gibt die grundsatzliche Verantwortung der TdV fur die Ermittlung, Er-
kundung und den Umgang mit vorhandenen, ggfs. besonders schutzwiirdigen oder gefahrli-
chen Objekten im Vorhabengebiet wieder. Hinsichtlich der Trassenerkundung und Baugrund-
untersuchung sind die Vorgaben des BSH Standard Baugrunderkundung zu beachten. Dem-
nach sind neben geologischen Einheiten auch aufgefundene Hindernisse wie Wracks, Seeka-
bel, Metallteile und andere gefahrdende Gegenstande wie Kampfmittel, die nicht in den See-
karten eingetragen sind, zu dokumentieren.

Die ausdrickliche Erwdhnung von Fundmunition folgt aus der DIN 4020, nach welcher der
Bauherr fur die Kampfmittelfreiheit verantwortlich ist. Klarstellend wird darauf hingewiesen,
dass die Verantwortlichkeit des Vorhabentragers auch seine Pflicht umfasst, die Kosten fir
Ermittlung, Erkundung, die daraus resultierenden Schutzmafinahmen sowie fiir Bergung oder
Beseitigung von Fundmunition zu tragen. Entsprechendes gilt hinsichtlich der Verantwortlich-
keit fir die Schutzmalinahmen aller weiteren unter Nebenbestimmung Nr. 8.1 genannten Ob-
jekte. Im Falle des Aufnehmens von Fundmunition ist der Vorhabentrager auch fir die Bergung
oder Beseitigung verantwortlich.

Die Anordnung zur zusatzlichen Meldung etwaiger Funde an das Deutsche Unterwasserhin-
dernisauskunftssystem (DUWHAS) dient dazu, durch die Aufnahme und Veroffentlichung in
DUWHAS Gefahren fur die Schifffahrt sowie fiir andere Verkehrsteilnehmer, z.B. die Fischerei,
zu verhindern.

Zu 8.2:

Die Nebenbestimmungen unter 8.2 beinhalten Anordnungen zum Schutz der Meeresumwelt
und des Menschen bei Fundmunition. Die auf der Internetseite des BSH unter
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https://www.bsh.de/DE/THEMEN/Offshore/Offshore-Vorhaben/_Anlagen/Downloads/Hin-
weise_Munition.pdf?__blob=publicationFile&v=3) veréffentlichten Hinweise des BSH ,UXO-
Survey und Vorgehen bei Auffinden von Fundmunition im Bereich der deutschen AWZ der
Nord- und Ostsee” enthalten nahere Angaben zum Vorgehen.

Zum Schutz mariner Sauger, insbesondere Schweinswale, sind Sprengungen, soweit diese
nicht durch ein entsprechendes Fachgutachten als nicht vermeidbar eingestuft werden, zu un-
terlassen. Ein entsprechender Schallschutz ist daher zu gewahrleisten, wenn Sprengungen
erforderlich sein sollten. Weitere Anforderungen sind dem o.g. Merkblatt zu entnehmen. Der-
zeit wird unter der Federfiihrung des BfN der Leitfaden ,Naturschutzrechtliche und -fachliche
Anforderungen an die Beraumung/Beseitigung von Munitionsaltlasten in Nord- und Ostsee”
erarbeitet. Die veroffentlichten Hinweise gelten daher nur vorbehaltlich dieses Leitfadens und
haben keinen Anspruch auf Vollstandigkeit. Es obliegt der TdV, sich tber das Inkrafttreten des
Leitfadens informiert zu halten und nach dessen Inkrafttreten fiir die Einhaltung der Vorgaben
des Leitfadens Sorge zu tragen.

Unterwassersprengungen sind jedenfalls dann unvermeidbar, wenn es technisch nicht mog-
lich ist, die Fundmunition zu raumen und an Land zu entsorgen, weil die Gefahr der Explosion
wahrend der Raumung zu grol3 ware und deshalb eine nicht hinnehmbare Gefahrdung fiir den
Menschen oder die Infrastruktur entstehen wirde.

Zu 8.3:

Die Nebenbestimmung unter Nummer 8.3 beruht auf dem Planungsgrundsatz 4.4.1.7 des FEP
2020 (siehe auch Planungsgrundsatz 6.1.8 des FEP 2023) und dient der Abwehr von Gefahren
und im &ffentlichen Interesse am Schutz und an der Erhaltung des kulturellen Erbes, insbe-
sondere des archaologischen Erbes unter Wasser, im Sinne des 8§ 48 Abs. 4 Nr. 8 WindSeeG.
Gemal Artikel 303 haben die Staaten die Pflicht, im Meer gefundene Gegenstéande archéolo-
gischer oder historischer Art zu schitzen.

Auf den Leitfaden ,Kulturerbe unter Wasser, Leitfaden fir Baumalinahmen im Kistenmeer”
(Hrsg. u.a. Archaologisches Landesamt Schleswig-Holstein), Stand: 2020, wird hingewiesen.

Die Anordnung zur zusatzlichen Meldung etwaiger Funde an das Deutsche Unterwasserhin-
dernisauskunftssystem (DUWHAS) dient dazu, durch die Aufnahme und Veroffentlichung in
DUWHAS Gefahren fir die Schifffahrt sowie fir andere Nutzer, z.B. die Fischerei, zu verhin-
dern.

i) Zu Kapitel 9: Allgemeine Vorgaben zur Konstruktion

Zu 9.1:

Durch den Verweis auf den ,Stand der Technik® wird die bauliche Anlagensicherheit gewahr-
leistet. Die im Zeitpunkt des Erlasses des Planfeststellungsbeschlusses noch nicht abschlie-
Rend feststehende Konstruktions- und Ausristungsvariante wird danach von einem Prifbe-
auftragten auf das Vorliegen der nach dem dann gegebenen Stand der Technik tblichen Qua-
litatsanforderungen Uberprift. Auf dieser Grundlage wird sichergestellt, dass die jetzige Zulas-
sung erteilt werden kann, ohne dass detaillierte Bau- und Konstruktionszeichnungen im Sinne
einer Ausfiihrungsplanung vorliegen.
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Durch den Standard Konstruktion (derzeitiger Stand 01.06.2021) ist auf dem Standard Bau-
grunderkundung aufbauend vom BSH ein auf breitem technischen Sachverstand basierendes
Regelwerk herausgegeben worden, das die Anforderungen an die Vorlage von technischen
Unterlagen und Nachweisen hinreichend konkretisiert.

Am 15.08.2022 hat das Bundesministerium fur Digitales und Verkehr (BMDV) den ,Standard
Offshore-Luftfahrt fir die deutsche ausschlielRliche Wirtschaftszone* (Im Folgenden: SOLF)
erlassen, der Regelungen zu infrastrukturellen Luftverkehrsbelangen fur die vom BSH verant-
worteten Einrichtungen in der deutschen AWZ enthéalt und vom BSH entsprechend zu beach-
ten ist. Durch die Anordnung der Bericksichtigung des SOLF bei der Konstruktion des Hub-
schrauberlandedecks (HSLD), d. h. in Bezug auf Teil 2 (vgl. Nummer 4.2.6) und Teil 3 (Kapi-
tel 3), wird sichergestellt, dass die Positionierungs-, Dimensionierungs- und Tragfahigkeitsan-
forderungen an das HSLD sowie alle fiir einen sicheren Betrieb erforderlichen Brand- und Ar-
beitsschutzvorkehrungen friihzeitig (funktionale Beschreibung) und umfassend (insbesondere
Oberflachenbeschaffenheit hinsichtlich Rutschfestigkeit und Feuerwiderstands-klasse, Drai-
nage- und Brandbekdmpfungssystem, Flucht- und Rettungswege sowie Absturzschutz) be-
achtet werden.

Das Vorhaben umfasst tUber die Konstruktions-, Errichtungs- und Betriebsphase hinaus auch
den Rickbau. Die Konformitat mit dem Standard Konstruktion ist Gber die Einreichung der im
Standard geforderten Unterlagen zum Rickbau nachzuweisen.

Zu 9.2:

Das BSH kann als Planfeststellungsbehdrde nach 8 48 Abs. 2 S. 2 und 3 WindSeeG einzelne
Mafnahmen zur Errichtung oder die Inbetriebnahme unter dem Vorbehalt einer Freigabe zu-
lassen, die zu erteilen ist, wenn der Nachweis Uber die Erfiillung angeordneter Auflagen er-
bracht worden ist. Auf Anforderung der Planfeststellungsbehorde erfolgt der Nachweis durch
Vorlage eines Gutachtens eines anerkannten Sachverstandigen. Daflir hat das BSH in 9.2
entsprechende Nebenbestimmungen vorgesehen, die den Zeitpunkt der Einreichung der ent-
sprechenden Unterlagen festlegen.

Unter Baubeginn ist derjenige Zeitpunkt zu verstehen, an dem aus dem letzten Hafen die Ver-
schiffung des ersten Fundamentes bzw. der ersten Grindungselemente fir Offshore-Wind-
energieanlagen oder Offshore-Plattformen an den in der Zulassung vorgesehenen Bauplatz
auf der letzten Transportetappe erfolgt. Dies umfasst die Verschiffung von Test- und Pilotfun-
damenten bspw. fur etwaige Probegriindungen.

Zu 9.3:

Gemal § 58 Abs. 1 WindSeeG sind die Einrichtungen in dem Umfang zu beseitigen, wie dies
die in § 48 Abs. 4 Nr. 1 bis 4 genannten Belange erfordern.

Das BSH entscheidet Giber den Umfang der Beseitigung im Rahmen der Riickbaufreigabe. Um
diese Entscheidung Uber den Umfang der Beseitigung treffen zu kdnnen, bendétigt das BSH
konkrete Unterlagen mit ausreichendem zeitlichen Vorlauf. Das BSH behalt sich vor, eine an-
gemessene Frist zur Einreichung der Unterlagen nachtraglich anzuordnen.

Das BSH kann gemalR § 58 Abs. 3 WindSeeG eine Sicherheitsleistung anordnen, um die Er-

flllung der Beseitigungspflicht hinsichtlich der Anlagen sicherzustellen.
Die Hohe der Sicherheitsleistung entspricht den veranschlagten Ruckbaukosten.
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Zur Plausibilisierung dieser von der TdV berechneten Rickbaukosten ist dem BSH das zu-
grundeliegende Rickbaukonzept so frihzeitig einzureichen, dass hinreichend Zeit fur die
Plausibilisierung des Riickbaukonzepts aus konstruktiver Sicht und fir die Plausibilisierung
der Ruckbaukostenberechnung zur Verfiigung steht und damit die Einstellung der Sicherheits-
leistung durch die TdV bis zum Zeitpunkt des Baubeginns gewahrleistet ist. Das Riickbaukon-
zept ist aber spatestens sechs Monate vor Beginn bauvorbereitender Malinahmen bzw. vor
Baubeginn einzureichen, denn das BSH bendétigt dieses fiir die Plausibilisierung der Grundlage
zur Berechnung der Sicherheitsleistung.

Zu9.4:

Die Nebenbestimmungen in Satz 1 bis 3 und der Anordnungsvorbehalt in Satz 4 dienen der
Sicherstellung der baulichen Anlagensicherheit einschlie3lich Kabeltrassen und deren Siche-
rungsmafinahmen. Die Anordnungen zur Einhaltung der Vorgaben des Standards Konstruk-
tion und des Standards Baugrunderkundung gewahrleisten die ordnungsgemaRe Uberwa-
chung des Offshore-Bauwerks einschlie3lich der Nebeneinrichtungen. Abweichungen vom
Sollzustand und nicht geschlossene Auflagen kdnnen die bauliche Anlagensicherheit betref-
fen, sodass erganzende Inspektionen im Rahmen der Wiederkehrenden Prifungen oder die
Durchfuihrung der Beobachtungsmethode erforderlich sind.

Zu 9.5:

Die gemal} den Mindestanforderungen des Standard Konstruktion, Kap. B 2.4.3 einzureichen-
den Unterlagen fir die Beantragung der Betriebsfreigabe beinhalten verschiedene Unterlagen,
Uber die bewertet wird, ob die Fertigung, der Transport, die Installation und die Inbetriebnahme
nach den festgelegten Anforderungen durchgefiihrt wurden. Zusatzlich ist gemafl Nebenbe-
stimmung 10.5.4 fir die Beantragung der Betriebsfreigabe die Einreichung weiterer, nicht rein
konstruktiver Unterlagen erforderlich (siehe dazu die Begrindung zu 10.5.4).

Der Standard Konstruktion enthalt keine zeitliche Vorgabe zur Einreichung der Unterlagen fur
die Beantragung der Betriebsfreigabe. Da die Unterlagen dem Nachweis dienen, dass ein si-
cherer Betrieb der Anlagen gewahrleistet ist, sind sie spatestens 6 Monate nach Abschluss
der Installationsarbeiten einzureichen. In diesem Zusammenhang ist durch den akkreditierten
Zertifizierer auch die Nachverfolgung und Abarbeitung von Nebenbestimmungen und Auflagen
hinsichtlich der Konstruktion darzustellen, da diese sicherheitsrelevant sein kdnnen.

Die Einreichung digitaler Datensatze, wie etwa As-built-Positionsangaben, dient als Grundlage
fur die Kontrolle dieses Planfeststellungsbeschlusses sowie fiir das weitere Verfahren.

Hinweis: Fur das Konzept fur die Wiederkehrenden Prifungen und den Prifbericht gelten ge-
maf den Mindestanforderungen des Standards Konstruktion kiirzere Zeiten fur deren Einrei-
chung.

k)  Zu Kapitel 10: Sonstige Vorgaben zur Errichtung, zum Betrieb und
zum Ruckbau

Zu 10.1:

Diese Nebenbestimmung nimmt 8§ 56 WindSeeG auf und konkretisiert diese Vorschrift. Das
mit dieser Vorschrift verfolgte Ziel des Gesetzgebers ist es, in jedem Betrieb eine llickenlose
betriebliche Verantwortungskette zu schaffen, die sicherstellen soll, dass das BSH sich im
Rahmen seiner Uberwachungsaufgaben an die im Betrieb zustandige Person richten kann.
Die Norm geht dabei von einer Abstufung des verantwortlichen Personenkreises aus und
knupft damit an die innerbetriebliche Verantwortungsstruktur und Einflussmdglichkeiten an.

Seite 198 von 235



Verantwortung tragen demnach der Adressat des Planfeststellungsbeschlusses (Nr. 1), der
Betreiber der Anlage (Nr. 2) sowie die bestellten Personen nach Nr. 3, wobei Letzteren nur
eine begrenzte Verantwortlichkeit im Rahmen der ihnen Ubertragenen Aufgaben und Befug-
nisse zukommt. Die in Nr. 3 genannten Personen sind ausdricklich (,und“) neben den in Nr. 1
und 2 genannten Personen verantwortlich. Im Fall juristischer Personen und Personenhan-
delsgesellschaften wird bei Nr. 1 und Nr. 2 eine Verantwortlichkeit der nach Gesetz, Satzung
oder Gesellschaftsvertrag zur Vertretung berufenen natirlichen Personen begriindet.

Es kdnnen nur fachkundige, kdrperlich geeignete und zuverlassige Personen einen sicheren
Bau, Betrieb und Betriebseinstellung der Anlage gewébhrleisten. Die aufgezahlten perstnlichen
Voraussetzungen sind als kumulative Anforderungen zu verstehen.

Das Gesetz fordert in der Gesamtschau eine an der zuverlassigen, durchgéngigen und effi-
zienten Erfullung orientierte Betriebsorganisation. Dies lasst nicht nur den Einsatz von Drittun-
ternehmen zu, sondern kann dies umgekehrt sogar erfordern, wenn die fir bestimmte Aufga-
ben erforderlichen Spezialkenntnisse und/oder Spezialgerate bei der TdV oder dem Anlagen-
betreiber nicht vorhanden sind. Die bestellten verantwortlichen Personen mussen also nicht
Angestellte der TdV oder des Anlagenbetreibers sein. Der Bestellung kann stattdessen also
auch ein Werkvertrag, Dienstleistungsvertrag oder Auftrag zugrunde liegen. Entscheidend ist,
dass die Bestellung im Einvernehmen mit der bestellten Person vorgenommen wird. Es ist
dartber hinaus zu gewéhrleisten, dass fir das BSH eine 24/ 7 Erreichbarkeit besteht. Die
entsprechenden Befugnisse zur Veranlassung betrieblicher MaBnhahmen mussen dazu Uber-
tragen sein.

Zu 10.2 ff..

Gemal § 48 Abs. 9 WindSeeG errichtet und betreibt das BSH elektronische Verzeichnisse mit
den Geodaten und mit anderen Daten der in der ausschlie3lichen Wirtschaftszone errichteten
Anlagen und Bauwerke. Das BSH kann die gespeicherten Informationen veréffentlichen. Die
Nebenbestimmungen unter 10.2 gewahrleisten, dass die TdV dem BSH die erforderlichen Da-
ten in dem vorgegebenen Format rechtzeitig mitteilt.

Zu 10.2.1:

Die nach 10.2.1 vorzulegenden Unterlagen, insbesondere das finale Bauwerksverzeichnis,
sind nach Fertigstellung der Anlagen mit inrer eingemessenen Position als Grundlage fur die
Kontrolle dieser Planfeststellung/Plangenehmigung sowie fiir das weitere Verfahren anzuse-
hen und werden Gegenstand dieses Planfeststellungsbeschlusses. Abweichungen von den
planfestgestellten/plangenehmigten Positionen Gber 10 m oder zu Lasten Dritter sind mit Ein-
reichung des finalen Bauwerksverzeichnisses zu begriinden. Fir das finale Bauwerksver-
zeichnis ist die Vorlage des BSH zu verwenden.

Die Tiefeneinmessung nach der jeweils aktuellen ,IHO Standards for Hydrographic Surveys,
Publication S-44“ (derzeit: Edition 6.1.0, September 2022) definiert den Standard, nach dem
der Meeresboden vermessen werden soll. Dies ist wichtig, um der Schifffahrt ein genaues
Tiefenbild im Bereich des Windparks zur Verfiigung zu stellen.

Ferner wird auf die Begriindung zu Nebenbestimmung Nr. 10.2.2 verwiesen.
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Zu 10.2.2:

Die genauen Vorgaben fiir die sog. As-Laid-Dokumentation der parkinternen Verkabelung er-
geben sich aus dem jeweils aktuellen Merkblatt des BSH ,Anforderungen an die Unterlagen
fur die As Laid-Dokumentation sowie die Uberwachung von Seekabeln“ (derzeitiger Stand:
07.07.2020, Version 4).

Zu 10.2.4:

Die Nebenbestimmung dient dazu, den Status des Vorhabens im elektronischen Geodaten-
verzeichnis des BSH zu aktualisieren. Bei der Mitteilung ist das konkrete Datum des Zeitpunk-
tes anzugeben, in dem samtliche Einrichtungen Strom Ubertragen. Dabei ist auch anzugeben,
wann die einzelnen Elemente der Einrichtungen errichtet bzw. in Betrieb genommen wurden.

Zu 10.3.1:

Der Tagesbericht dient dazu, dem BSH als Uberwachungsbehdérde im Sinne von § 57 Abs. 1
WindSeeG samtliche relevante Informationen aus der Bauphase kompakt und zeitnah zur Ver-
figung zu stellen, damit das BSH das Erfordernis von Nebenbestimmungen nach 8 57 Abs. 2
bis 4 WindSeeG zur Vermeidung von Beeintrachtigungen 6ffentlicher oder privater Belange
durch die Bauarbeiten prufen kann.

Das BSH stellt eine entsprechende Vorlage zur Verfiigung, die zu verwenden ist.

Zu 10.3.2:

Die Nebenbestimmung dient dazu, die Uberwachung der Einrichtungen und ihres Betriebes
durch das BSH nach 8§ 57 Abs. 1 WindSeeG zu gewabhrleisten. Die Wochenberichte miissen
daher samtliche relevante Informationen enthalten, damit das BSH etwaige Missstande, die
zu einer Beeintrachtigung der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs, der militéarischen oder
sonstigen tUberwiegenden 6ffentlichen Belange oder die zu einer Gefahrdung der Meeresum-
welt fihren, durch entsprechende Anordnungen nach 8 57 Abs. 3 WindSeeG beseitigen oder
abwenden kann. Die Meldung per Wochenbericht entbindet die TdV nicht von ihren unverzig-
lichen Meldepflichten gemalf3 der tibrigen Nebenbestimmungen: Wesentliche Vorfélle im Sinne
der Nebenbestimmungen 3.1.2, 6.5, 3.10.3, 2.5.4, 8.1, 3.10.1 und 5.5 sind daher unabhéngig
von der Aufnahme in die jeweiligen Wochenberichte unverzuglich an die zustandigen Stellen
und nachrichtlich an das BSH zu melden.

Zu 10.4.1:

Die Nebenbestimmung dient der schifffahrtspolizeilichen Gefahrenabwehr, Havariebekamp-
fung sowie dem Umwelt-, Gesundheits- und Arbeitsschutz. Daflr ist im projektspezifischen
Notfallplan das Vorgehen (insbesondere die Erstmeldestellen) bei unplanméagigen Vorféllen
im Vorhinein mit den betroffenen Behtrden abzustimmen. Aus Sicht des Arbeitsschutzes re-
gelt der Notfallplan Malihahmen des Anlagenbetreibers im Rahmen der Notfallorganisation fur
verschiedene Notfallszenarien und umfasst grundlegende, unmittelbar auf die Anlage bezo-
gene MalRnahmen zur Organisation der Rettung und Evakuierung von Beschaftigten im Notfall,
sowie Meldewege und Notfallkontakte zur Sicherstellung der unverziglichen Rettung und me-
dizinischen Versorgung. Die arbeitsschutzrechtlichen Grundlagen bilden 8 8 3, 4, 5 und 9 Ar-
bSchG.

Zu 10.4.2:

Die Nebenbestimmung 10.4.2 dient der Vermeidung von Gefahren fur die nach § 48 Absatz 4
WindSeeG genannten Belange durch geplante Reparaturen, Instandsetzungsarbeiten oder
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ungeplante Arbeiten, etwa durch eine nicht vollfunktionsfahige Kennzeichnung des Windparks,
durch die Anwesenheit von Fahrzeugen oder durch andere, nicht dem Regelbetrieb entspre-
chende Zustdnde. Auch im Rahmen von ReparaturmafRnahmen kann es etwa zu einer unvoll-
standigen Kennzeichnung des Windparks, zu Stérungen/Ausfallen anderer verkehrssicher-
heitsrelevanter Systeme oder anderweitig zu Beeintrachtigungen der Sicherheit und Leichtig-
keit des Schiffsverkehrs kommen, sodass je nach Art und Umfang der ReparaturmalRnahme
die Anordnung von MaRRnhahmen erforderlich sein kann. Die Arbeiten sind deshalb entspre-
chend anzuzeigen. Fur die Anzeige ist das Formblatt des BSH zu verwenden. Welche Mal3-
nahmen im Einzelfall jeweils erforderlich sind, ist von der Art und dem Umfang der Reparatur
abhangig und wird im Einzelfall durch das BSH konkretisiert.

Zu 10.4.3:

Die Nebenbestimmung beruht auf Kapitel B 2.5.1 des BSH-Standard Konstruktion und dient
dazu, dem BSH sowie der zustandigen Arbeitsschutzbehdrde, der GDWS und dem Havarie-
kommando einen Uberblick tiber das vergangene Betriebsjahr zu gewéhren. Das BSH fiihrt
die Jahresgesprache regelmafiig durch, um etwaige Missstande im Betrieb aufzudecken und
beheben zu kénnen.

Zu 10.4.4:

Die Nebenbestimmung beruht auf § 48 Absatz 2 Satz 2 WindSeeG. Die Nebenbestimmung
des Vorbehalts der Freigabe des Betriebes des Windparks ist erforderlich, um einen sicheren
und umweltvertraglichen Betrieb gewahrleisten zu kénnen. Dies setzt — als Umkehrschluss
aus § 57 Absatz 3 WindSeeG mindestens voraus, dass die Einrichtung, ihre Errichtung oder
ihr Betrieb zu keiner Gefahr flr die Meeresumwelt, keiner Beeintrachtigung der Sicherheit und
Leichtigkeit des Verkehrs und keiner Beeintrachtigung der Sicherheit der Landes- und Blnd-
nisverteidigung oder sonstiger uberwiegender 6ffentlicher Belange im Sinne der genannten
Vorschrift fhrt.

Der Vermeidung von Gefahren fir die benannten Belange dienen die in Bezug auf den Betrieb
jeweils zu den Belangen erlassenen Nebenbestimmungen, deren Einhaltung bzw. Erfillung
als Grundlage der Betriebsfreigabe nachzuweisen ist. Hierzu zahlen insbesondere auch die
konstruktiven Anforderungen nach Standard Konstruktion (siehe hierzu auch Nebenbestim-
mung 9.14), durch die sichergestellt wird, dass die Anlage dem Stand der Technik entspricht
und damit u.a. keine Gefahr fur die Meeresumwelt oder die Schifffahrt darstellt. Die Erteilung
der Betriebsfreigabe setzt danach insbesondere den Nachweis der ordnungsgemafen Um-
setzung der zuvor festgelegten Planungen fir Fertigung, Transport, Installation und Inbetrieb-
nahme der Einrichtungen sowie die Erfillung der Mal3gaben aus dem Prozess der Freigaben
wahrend der vorangegangenen Phasen voraus.

Zu10.4.5:

Diese Nebenbestimmung dient gemaf § 48 Abs. 4 Nr. 1 a) WindSeeG der Vermeidung von
unzulassigen Meeresverschmutzungen im Sinne des Art. 1 Abs. 1 Nr. 4 SRU. Mégliche sofor-
tige Gegenmalnahmen kénnen z.B. Reparaturen oder der Einsatz von Olbindemitteln sein.
Die Anordnung zur Dokumentation und nachweislichen Bergung verlorener Gerate und Ge-
genstande dient gleichzeitig der Bewahrung bzw. Wiederherstellung der Reinheit des Meeres-
bodens zum Ausschluss einer Gefahrdung der Meeresumwelt im Sinne des § 48 Abs. 4 S. 1
Nr. 1 a) WindSeeG. Zudem entspricht die Nebenbestimmung dem Einbringungsverbot aus § 4
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Hohe-See-Einbringungsgesetz und dient damit dem Schutz der Meeresumwelt vor Ver-
schmutzung durch das Einbringen von Abfallen oder anderen Stoffen und Gegenstanden nach
§ 1 Hohe-See-Einbringungsgesetz.

Sofern aus Grunden des Arbeitsschutzes oder wegen Unauffindbarkeit eine Bergung von tber
Bord gegangenen Geraten und Gegenstanden unterbleiben soll, ist beim BSH ein schriftlich
begriindeter Antrag auf Zustimmung zum Unterlassen der Bergung zu stellen. In der Antrags-
begriindung sind die Umstande des Abhandenkommens und die Grinde, die eine Bergung
unmoglich machen, darzulegen. Im Falle der geltend gemachten Unauffindbarkeit sind nach-
weislich die unternommenen Bemuhungen zum Auffinden der verlorenen Gerate und Gegen-
stande darzulegen.

Zu 10.5.1:

Diese Nebenbestimmung konkretisiert die Ruckbauverpflichtung nach 8 58 i.V.m. § 48 Abs. 4
WindSeeG, der der Umsetzung des Art. 60 Abs. 3 S. 2 f. des Seerechtsiibereinkommens der
Vereinten Nationen vom 10.12.1982 und der Resolution A.672(16) der IMO vom 19.10.1989
dient. Da in diesem Bereich der Nordsee aller Voraussicht nach zukinftig — auch nach Ablauf
der Genehmigungsdauer — Schiffsverkehr im naheren Umfeld der WEA stattfinden wird, und
auch eine fischereiliche Nutzung mit Schleppnetzen stattfinden durfte, ist bereits jetzt mit der
erforderlichen Gewissheit festzustellen, dass die nicht mehr betriebenen oder havarierten Ein-
richtungen zu beseitigen sein werden. Auf die Befugnisse des BSH nach § 57 WindSeeG wird
ausdricklich hingewiesen. Insofern stellt die Auflage sicher, dass nach Ablauf oder Aul3er-
kraftsetzung des Planfeststellungsbeschlusses — oder Teilen hiervon — ein verkehrssicherer
Zustand hergestellt wird. Auch die Belange des BFO, des FEP, der Umwelt und der Raumord-
nung erfordern diesen Rickbau.

Der Verweis auf die Bedingung in Nebenbestimmung Nummer 10.5.2 konkretisiert den An-
wendungsbereich der dort geforderten Sicherheitsleistung.

Die Entscheidung, ob die Griindung vollstandig zuriickzubauen ist, hangt insbesondere von
der technischen Realisierbarkeit, der naturschutzfachlichen Bewertung zum Zeitpunkt des
Ruckbaus sowie den Auswirkungen auf die Nachnutzbarkeit der Flache ab und bleibt daher
vorbehalten.

Es ist nicht notwendig, bereits jetzt die konkrete technische Realisierbarkeit des Ruckbaus der
Anlagen nach Ablauf der Planfeststellung nachzuweisen. Zum jetzigen Zeitpunkt ist nicht ab-
sehbar, welche technischen Entwicklungen zur Losung méglicher Riickbauprobleme 25 Jahre
(ggf. bei Verlangerung des Planfeststellungsbeschlusses sogar in einem noch langeren Zeit-
raum) nach Inbetriebnahme der Anlage stattgefunden haben mégen. Dass ein Riickbau von
Offshore-Anlagen grundsatzlich technisch mdglich ist, zeigen die Erfahrungen mit dem Abbau
von Olplattformen.

Zu 10.5.2 bis 10.5.5:

Grundlage der Nebenbestimmungen ist 8 58 Abs. 3 WindSeeG i.V.m. der Anlage zu 8§ 58
WindSeeG. Danach kann in dem Planfeststellungsbeschluss die Leistung einer Sicherheit
nach MaRRgabe der Anlage angeordnet werden, soweit dies erforderlich ist.

Die Erforderlichkeit ergibt sich im konkreten Fall bereits aus der Laufzeit des Planfeststellungs-
beschlusses gemafl Nummer 1.1 von 25 Jahren. Hier kann nicht von vornherein ausgeschlos-
sen werden, dass sich die Liquiditat des antragstellenden Unternehmens nachteilig verandert

Seite 202 von 235



und daher im Sicherungsfall (Anordnung von Teil- oder Gesamtriickbau des Offshore-Wind-
parks) nicht ausreicht. Das ,Baurecht auf Zeit” (vgl. BVerwG, Urt. v. 16.12.2004 — 4 C 7.04,
BVerwGE 122, 308 [310]) verlang[t] nach verbindlichen Sicherungen (BVerwG, Urt. v.
17.10.2012 — 4 C 5.11 (OVG Magdeburg); KommJur 2013, 194).

Vor Leistung einer wirksamen und geeigneten Sicherheit fir die finanzielle Absicherung der
Beseitigung von Einrichtungen erteilt das BSH keine 3. Freigabe fir die Bauarbeiten auf See,
sodass mit der Errichtung zuvor nicht begonnen werden darf, vgl. dazu auch Nr. 1 Satz 2 der
Anlage zu 8 58 Abs. 3 WindSeeG.

Mit den Unterlagen zur 3. Freigabe hat die TdV u.a. ein Ruckbaukonzept einzureichen. Die
Berechnung der Riickbaukosten, die die Grundlage fir die Festsetzung der Héhe der Sicher-
heit durch das BSH bildet, soll auf Grundlage des Riickbaukonzeptes erfolgen. Nach Nr. 3 der
Anlage zu 8§ 58 Abs. 3 WindSeeG kann das BSH zu Art und Umfang der Sicherheit und zu
deren Uberpriifung Gutachten bei Dritten in Auftrag geben, deren Kosten die TdV zu tragen
hat oder sich solche von der TdV einreichen lassen. Von dieser Moglichkeit macht das BSH
bereits jetzt im angeordneten Umfang Gebrauch. Mit der Stellungnahme der anerkannten Wirt-
schaftsprifungsgesellschaft soll die rechnerische und sachliche Plausibilitdt der Berechnung
durch einen unabhé&ngigen Dritten nachgewiesen werden. Zur Plausibilisierung des rechne-
risch gré3ten Kostenpostens, der Schiffscharterraten, ist ein Gutachten einer fachkundigen
Stelle erforderlich. Diese Anforderungen sind in Anbetracht der Hohe der regelmafiig prognos-
tizierten RiUckbaukosten auch angemessen.

Gemal 8§ 58 Abs. 3 WindSeeG i.V.m. Nr. 4 der Anlage kdnnen auch andere als die in § 232
BGB benannten Sicherheiten durch das BSH zugelassen werden, soweit diese gleichwertig
sind. Da verschiedene Arten von Sicherheiten denkbar sind, deren Gleichwertigkeit sich je-
weils nur aufgrund der konkreten Ausgestaltung beurteilen lasst, bedarf es eines entsprechen-
den Nachweises Uber die Gleichwertigkeit durch die TdV. Die Gleichwertigkeit einer Bankbirg-
schaft und einer Bankgarantie, jeweils auf erstes Anfordern, mit den in § 232 BGB genannten
Realsicherheiten, wird fiir den Fall widerleglich vermutet, dass die Blrgin ein in der Européi-
sche Union zugelassenes Kreditinstitut ist. Dies begriindet sich aus den hohen Sicherheits-
und Kontrollmechanismen, denen diese Birginnen unterliegen. Das BSH entscheidet gemaf
Nr. 1 der Anlage zu 8 58 Abs. 3 WindSeeG abschlieRend tber Art, Umfang und Hohe der
Sicherheit.

Die Nebenbestimmung, spéatestens sechs Monate vor Baubeginn bzw. vor Beginn bauvorbe-
reitender MaRnahmen einen Entwurf fir die einzureichende Sicherheit, eine Berechnung zur
Hohe der Riuckbaukosten, eine Stellungnahme einer anerkannten Wirtschaftsprifungsgesell-
schaft zu Umfang und Hohe dieser berechneten Rickbaukosten und ein Gutachten einer fach-
kundigen Stelle zur Plausibilisierung der Schiffscharterkosten einzureichen, konkretisiert § 58
Abs. 3 WindSeeG i.V.m. Nr. 1, sowie Nr. 3 der Anlage zum WindSeeG und ist erforderlich fur
eine erste (nicht abschlieRende) Prifung der Geeignetheit der Sicherheit durch das BSH.

Vor Erteilung der 3. Freigabe ist die Sicherheitsleistung einzureichen, die durch das BSH ein-
gelagert/verwahrt wird. Das BSH stellt die Geeignetheit der Sicherheit fortlaufend fest. Die
Hohe der Sicherungssumme kann aus Griinden der VerhaltnismaRigkeit sukzessive mit Bau-
fortschritt aufgebaut werden.
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Bei der Ausgestaltung und Berechnung der Hohe der Sicherheit ist zu beachten, dass die
Summe die Rickbaukosten aller Bestandteile einschlielich der Nebenanlagen (z.B. Kolk-
schutzeinrichtungen) und alle Beseitigungsschritte (z.B. Transportkosten, Hafenkosten, Kos-
ten der Rickbauarbeiten Onshore und Entsorgung) abdecken muss. Dies gilt auch fur die
Berechnung der Rickbaukosten einzelner Einrichtungen. Etwaige Erlése aus der Entsor-
gung/Verwertung der Anlagen diirfen in diese Berechnung nicht einbezogen werden. Eine Auf-
rechnung der erwarteten Erlése aus dem Verkauf einzelner Materialien mit den Entsorgungs-
kosten anderer Materialien ist nicht zulassig.

Die Nebenbestimmung in Bezug auf die Ubertragung des Planfeststellungsbeschlusses ba-
siert auf § 58 Abs. 3 WindSeeG i.V.m. Nr. 2 der Anlage zu 8§ 58 Abs. 3 WindSeeG und dient
der Sicherstellung, dass der Sicherungszweck stets gewahrleitstet ist. Gemaf § 58 Abs. 4
WindSeeG bleibt die urspriingliche Vorhabentragerin solange zur Beseitigung verpflichtet, bis
die neue Vorhabentragerin die Sicherheit geleistet und das BSH die Geeignetheit der neuen
Sicherheit festgestellt hat. Die Nebenbestimmung ist auch verhaltnismaRig, da sie die Ver-
kehrsfahigkeit des Beschlusses nicht einschrankt. Insbesondere hat der Adressat die Moglich-
keit, durch entsprechende privatrechtliche Gestaltung des Ubergangs, ein Auseinanderfallen
von Beseitigungsverpflichtung und Inhaberschaft der Zulassung zu vermeiden.

Zum Hinweis:

Der Hinweis stellt eine Gleichbehandlung der Vorhabentrager bei der Bearbeitung von Unter-
lagen gemalf Artikel 3 des Grundgesetzes sicher. Zudem dient der der Verwaltungsvereinfa-
chung und damit Effizienzsteigerung.

6. Begrundung der Entscheidung Uber Einwendungen und Stellungnahmen

Gemal § 74 Abs. 2 S. 1 VwV{G entscheidet die Planfeststellungsbehérde tber Einwendun-
gen, Uber die bei Erérterung im Rahmen des Erérterungstermins bzw. hier auf Grund der 88 5
Abs. 2, Abs. 4 PlanSiG im Rahmen der Online-Konsultation keine Einigung erzielt worden ist.
Nachfolgend wird tGiber die Stellungnahmen und Einwendungen entschieden, soweit die jeweils
vorgebrachten Sachargumente noch nicht in der Darstellung und Bewertung der einzustellen-
den offentlichen und privaten Belange berticksichtigt oder in entsprechenden Nebenbestim-
mungen umgesetzt worden sind.

a) Generaldirektion Wasserstral3en und Schifffahrt (GDWS)
Die GDWS teilte mit Stellungnahme vom 14.07.2023 mit, dass aus schifffahrtspolizeilicher
Sicht keine grundlegenden Bedenken gegentiber dem beantragten Vorhaben bestiinden.

Die Nebenbestimmungen unter Nummer 3 ff., sichern die Sicherheit und Leichtigkeit des
Schiffsverkehrs vor Beeintrachtigungen, insbesondere durch die Nebenbestimmungen zur
Kennzeichnung. Der Forderung der GDWS mit Stellungnahme von 14.07.2023 nach der Ein-
richtung einer Sicherheitszone ist mit Nebenbestimmung Nummer 3.10 nachgekommen wor-
den.

Zur Technischen Risikoanalyse des DNV vom 06.09.2022 merkte die GDWS in ihrer Stellung-
nahme hinsichtlich der kumulativen Betrachtung an, dass alle im selben Verkehrsraum gebau-
ten, planfestgestellten oder planungsrechtlich verfestigten Vorhaben in einem Abstand von
radial bis 20 sm vom verfahrensgegenstandlichen Vorhaben zu beriicksichtigen seien. Im Auf-
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stellmuster der kumulativen Betrachtung (Risikoanalyse DNV, Abb. 1, S. 4) fehlten diesbezig-
lich die zentral voruntersuchten FEP-Flachen N-3.5 und N-3.6. Es seien die Berechnungen
unter Bericksichtigung der FEP-Flachen N-3.5 und N-3.6 anzupassen. Die TdV reichte eine
Uberarbeitete technische Risikoanalyse am 05.02.204 ein. Die GDWS teilt am 11.04.2024
hierzu mit, dass das Ergebnis der technischen Risikoanalyse plausibel ist. Es misse sich je-
doch erweisen, dass in der aktualisierten technischen Risikoanalyse angenommene Ruck-
gang der Schiffsbewegungen im Laufe der Planungsphase konsistent ist. Sofern ein deutlicher
Anstieg der Verkehrszahlen bis zum Baubeginn des Vorhabens ein signifikant héheres Risiko
erwarten lasst, wird eine erneute Aktualisierung der Risikoanalyse erforderlich sein, um not-
wendige risikominimierende MalRhahmen zu identifizieren und anzuordnen. Dieser Forderung
wurde mit der Nebenbestimmung 3.5.3 nachgekommen.

Im Ubrigen forderte die GDWS, dass die Namensgebung anzupassen sei. Der Forderung der
GDWS, den Namen des Vorhabens auf der FEP Flachen N-3.8 zu andern, ist die TdV nach-
gekommen (vgl. B. lll. 3. b) aa).

b) Gesundheitsamt Emden

Mit Stellungnahme vom 17.07.2023 teilte das Gesundheitsamt Emden mit, dass unter Einhal-
tung der aufgefuhrten Auflagen und Hinweise gegentiber dem Vorhaben mit Blick auf die Be-
lange des Infektionsschutzes sowie die Einhaltung der Forderungen der Trinkwasserverord-
nung keine Bedenken bestiinden. Diesen Forderungen wurde mit den Nebenstimmungen un-
ter Nummer 6.19 ff. entsprochen.

c) Bundesamt fir Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr
(BAIUDBw)

Das BAIUDBw teilte mit Stellungnahme vom 31.08.2023 mit, dass grundsatzlich keine Beden-
ken gegen das Vorhaben ,NC 2 bestiinden und forderte die Aufnahme einer Reihe von Ne-
benbestimmungen. Die Stellungnahme des BAIUDBw war trotz des Fristablaufes zu beriick-
sichtigen:

Es liegen die Voraussetzungen des § 45 Abs. 3 WindSeeG i.V.m. § 73 Abs. 3a S. 2 VWVfG
vor, da die vorgebrachten Belange aus anderen Vorhaben bzw. aus Verfahren zur Erteilung
einer Forschungsgenehmigung nach dem Bundesberggesetz Uberwiegend bekannt waren
und die Belange fir die RechtmaRigkeit der Entscheidung von Bedeutung sind, da sie die
Gewabhrleistung der Sicherheit der Landes- und Bundnisverteidigung nach 8 48 Abs. 4 Nr. 3
WindSeeG betreffen. Eine verspatet eingereichte Stellungnahme ist fir die RechtméaRigkeit
der Entscheidung schon dann von Bedeutung, wenn mit ihr ein Belang geltend gemacht wird,
der in den Abwagungsvorgang einzustellen ist und dessen Nichtbertcksichtigung dort zu ei-
nem Abwagungsfehler fuhrt (Stelkens/Bonk/Sachs/Neumann/Kilpmann, VwV{G, 10. Aufl.
2022, 8 73 Rn. 44). Die Forderungen der Bundeswehr betreffen die Landes- und Bundnisver-
teidigung als abwagungsfesten Belang, der im Planfeststellungsbeschluss zwingend zu be-
ricksichtigen ist. Die Nichtberiicksichtigung kénnte damit Einfluss auf die RechtmaRigkeit der
Entscheidung haben. Die vorgebrachten Belange der Bundeswehr waren daher trotz verspa-
teten Eingangs der Stellungnahme zu bericksichtigen.

Die im Rahmen dieser Stellungnahme Ubermittelten Vorschlage fur Nebenbestimmungen wur-
den im Wesentlichen in den Nebenstimmungen bericksichtigt. Die vorgeschlagenen Neben-
bestimmungen zu den Sonartranspondern, Bekanntgabe des Zeitpunktes des Einsatzes der
Geratschaften, der Bekanntgabe von Ausféllen und Storungen sowie zur Einschrankung bzw.
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zum Verzicht des Einsatzes wahrend militarischer Ubungs- und Manévertatigkeiten sind in den
Nebenbestimmungen 5 ff. aufgegangen.

Die dartberhinausgehenden Anforderungen wurden nicht angeordnet, da sie als in der Praxis
nicht umsetzbar angesehen wurden: Das BAIUDBw forderte, dass die Weitergabe von Roh-
daten an Dritte strikt untersagt sei. Dem konnte nicht gefogt werden, da die TdV erhobene
Daten fur ihre eigenen Zwecke nutzen und an ihre Auftragnehmer weiterleiten kénnen muss.
Der Forderung, dass die TdV und die beauftragte messende Einrichtung zu eigenen Zwecken
ausschlief3lich aufbereitete reduzierte Daten archivieren, konnte nicht gefolgt werden. Die Wei-
tergabe der Rohdaten an die entsprechenden Generalunternehmer sowie dessen Aufbewah-
rung ist fur den Bau und Betrieb erforderlich. Auch der Forderung, dass die Rohdaten aus den
Unterwassermessungen verbindlich als Betriebs- und Geschéaftsgeheimnis zu erklaren und
unverziglich der planfeststellenden Behorde zur Archivierung einzureichen seien, konnte nicht
entsprochen werden: Das BSH archiviert nicht sdmtliche Unterwassermessdaten, sondern nur
solche, die von den Vorhabentrdgern im Rahmen des Umweltmonitorings bzw. der Schall-
schutzmalnahmen Gbermittelt werden missen. Zudem kann die Planfeststellungsbehérde der
TdV nicht vorschreiben, was sie als Betriebs- und Geschaftsgeheimnis zu deklarieren hat. Die
TdV ist fir diese Thematik sensibilisiert und es ist in ihrem eigenen Interesse, sensible Daten
vertraulich zu handhaben. Zudem hat die TdV im Rahmen des Anhdérungsverfahrens mitgeteilt,
die Deklarierung beachten zu wollen.

Die Forderung, dass auf eine Online-Ubertragung der Daten und Dateniibermittlung via Inter-
net zu verzichten sei und etwaige weitere Nutzungen der Daten vorher mit der planfeststellen-
den Behdrde oder zumindest mit dem Marinekommando abzustimmen seien, konnte nicht
tibernommen werden. Die TdV unterliegt als systemrelevantes Unternehmen besonderen Si-
cherheitsanforderungen, die sich auch auf den Bereich des Internets auswirken. Entspre-
chende Sicherheitsvorkehrungen sind im Umgang mit digitalen Daten bereits vorgesehen. Auf
eine Online-Ubertragung der Daten sowie Dateniibermittiung via Internet kann nicht verzichtet
werden. Daher ist vorgesehen, dass sich die TdV direkt mit der Bundeswehr/ dem Marineko-
mmando abstimmt, wie eine Dateniibertragung an die Bundeswehr/das Marinekommando zu
erfolgen hat.

d) Havariekommando

Mit vom 21.07.2023 teilte das Havariekommando zur Technischen Risikoanalyse mit, dass es
die Annahme des Pfahlzugs mit 70 t fir eine Wirksamkeit des betreiberseitigen Schleppers als
zu gering bewerte. Es werde mit Blick auf aktuelle Schiffsverkehre und Schiffsgré3en ein
Schlepper mit Mindestpfahlzug von 130 t als erforderlich angesehen. Die Positionierung sowie
weitere Eigenschaften des Schleppers sollten ebenfalls bei Veranlassung neu bewertet wer-
den. Die zustandigen Behdrden bendtigten eine Weisungsbefugnis und ein Zugriffsrecht auf
diese zusétzliche Schleppkapazitat im Bedarfsfall.

Zum Vorkonzept — Sicherheits- und Vorsorgemalinahmen — teilte das Havariekommando mit,
dass es hierzu keine Anmerkungen hat und bittet im weiteren Verlauf und Fortschritt des Ver-
fahrens um die Ubersendung weiterer Dokumente.

Dem Wunsch des HK zur Ubersendung entsprechender Dokumente fir die Notfallunterlagen
wird dadurch entsprochen, dass die TdV gemal Nebenbestimmung 10.4.1 inklusive entspre-
chender Teildokumente spatestens sechs Monate vor Errichtung des ersten Offshore-Bau-
werks oder dem Beginn bauvorbereitender Mal3nahmen beim BSH zur Zulassung vorzulegen
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hat. Dieses — sowie die vom Havariekommando angeforderten Unterlagen — werden an das
Havariekommando weitergeleitet werden.

Zudem teilte die TdV im Rahmen der Synopse ihre Bereitschaft mit, die vom Havariekom-
mando aufgelisteten Dokumente auch mit diesem entsprechend abzustimmen.

Hinsichtlich der Forderung eines Schleppers mit Mindestpfahlzug von 130 t wird dem Havarie-
kommando nicht gefolgt. Die Uberarbeitete technische Risikoanalyse vom 02.02.2024 hat er-
geben, dass ein betreiberseitig vorzuhaltender Schlepper nicht notwendig ist. Allerdings hat
die TdV bereits im Rahmen der Synopse mitgeteilt, dass sie den Hinweis zu den Anforderun-
gen an mdogliche weitere Notschleppkapazitdaten zur Kenntnis nehme. Da sie mit der aktuellen
Planung die statistische Kollisionswiederholperiode von 100 Jahren nicht unterschreite, sieht
die TdV hierfur aktuell noch keinen konkreten Handlungsbedarf. Allerdings sehe die TdV im
Zuge des weiteren Ausbaus der Windenergie im Umfeld des Vorhabens, dass hier zukiinftig
entsprechender Handlungsbedarf entstehe und damit eine Abstimmung mit den Behdrden und
dem Havariekommando sowie den Vorhabentragern umliegender struktureller Einrichtungen
notwendig sei, um ausreichende Notschleppkapazitaten an geeigneter Stelle vorzuhalten.

e) Bundesamt fur Naturschutz (BfN)

Das Bundesamt fur Naturschutz hat in seiner Stellungnahme vom 22.08.2023 und im Rahmen
der Onlinekonsultation ausfuhrliche naturschutzfachliche und -rechtlichen Bewertungen abge-
geben.

Fur die artenschutzrechtliche Bewertung mdglicher Auswirkungen des Vorhabens auf die
Avifauna hat das BfN im Wesentlichen in Ubereinstimmung mit der Bewertung der Planfest-
stellungsbehdorde wie folgt ausgefihrt:

Fur Rastvogel sei unter dem Gesichtspunkt des Verletzungs- und Tétungsverbots nach § 44
Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG ein aufgrund des Vorhabenstandortes signifikant erhéhtes Risiko einer
Kollision nach derzeitigem Kenntnisstand nicht erkennbar. Auch eine Verwirklichung des Sto6-
rungsverbotes nach § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG hinsichtlich Rastvogeln stellte das BfN nicht
fest. Es wies aber darauf hin, dass die aktuellen Ergebnisse zum Meideverhalten der Arten
Trottellumme, Tordalk, Bassto6lpel, Eissturmvogel sowie Dreizehen- und Heringsmowe zeig-
ten, dass Erganzungen zur bisherigen artenschutzrechtlichen Bewertung notwendig seien.
Das BfN verwies insbesondere auf die nach dem Vortrag von Prof. Garthe (FTZ) auf dem
Meeresumweltsymposium am 18./19.05.2022 angekiindigte Vero6ffentlichung zum Meidever-
halten von Seevogeln. In dem Vortrag seien Ergebnisse zum Meideverhalten vorgestellt wor-
den, wonach verschiedene Arten mit einer starken Verdrangung, jedoch in geringeren Distan-
zen, reagieren. Es ergében sich u.a. ein jahreszeitenabhangiger Habitatverlust von bis zu
81 % in 1 km Distanz und bis zu 43 % in 5 km fir den Basstolpel (Effektradius jahreszeitenab-
hangig bis zu 3 km) sowie 91 % Habitatverlust in 1 km Distanz bzw. bis zu 84 % in 5 km Distanz
fur den Eissturmvogel (Effektradius 6 km).

Wie bereits in der artenschutzrechtlichen Prifung dargelegt, fihren die Ergebnisse der Studie
von Garthe et al. (2022) und die zuletzt erschienene Veréffentlichung von Peschko et al. (2024)
zu keinem anderen Ergebnis. Auf die dortigen Ausfiihrungen wird verwiesen. Aus den darge-
legten fachlichen Erwagungen geht das BSH nicht von der Erfillung des Stérungstatbestandes
gemal 8 44 Abs. 2 BNatschG aus. Fur die Trottellumme geht das BSH, auch unter Berick-
sichtigung der Publikation von Peschko et al. (2024) ebenfalls nicht davon aus, dass von dem
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gegenstandlichen Vorhaben eine erhebliche Stérung der lokalen Trottellummenpopulation
ausgeht.

Fur Zugvogel kommt das BfN zu dem Ergebnis, dass insbesondere fir Greifvogel, Ganse,
Watvogel, Méwen und Seeschwalben sowie zahlreiche Singvdgel wahrend Ereignissen mit
sehr hohen Zugintensitaten tber der Vorhabensflache von einem signifikant erhéhten Kollisi-
onsrisiko bzw. von einer Gefahrdung des Vogelzuges durch die Windenergieanlagen auszu-
gehen sei. Das BfN sieht daher auf Grundlage des § 48 Abs. 4 S. 1 Nr. 1 und 8 WindSeeG
sowie des artenschutzrechtlichen Tétungsverbotes nach 8§ 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG einen
klaren Handlungsbedarf hinsichtlich der erforderlichen Vermeidung durch Abschaltungen bei
sehr hohem Zugaufkommen im Risikobereich der OWP. Insbesondere zur Vermeidung von
Verstdlien gegen das artenschutzrechtliche Tétungs- und Verletzungsverbot nach § 44 Abs. 1
Nr.1 BNatSchG sowie zur Vermeidung einer Gefahrdung des Vogelzuges nach § 48 Abs. 4
S. 1 Nr. 1 Buchst b WindSeeG ware es deshalb erforderlich, wahrend des Frihjahrszuges vom
1. Marz bis 31. Mai sowie wahrend des Herbstzuges von 15. Juli bis 30. November eines jeden
Jahres im Rahmen eines Risikomanagements ab der Inbetriebnahme von Windenergieanla-
gen mindestens die Zugraten und Zugintensitaten, Vertikalverteilung des Zuges sowie die
Wetterbedingungen und Sichtweiten durchgehend in Echtzeit in geeigneter Weise zu erfassen.
Soweit das BfN die Erfassung des Zuggeschehens fir erforderlich halt, wurde dem mit der
Nebenbestimmung 2.2. entsprochen. Das Vogel-Kollisionsmonitoring ist auch in Grundsatz
6.1.7 des FEP 2023 vorgesehen.

Die Nebenbestimmung sieht in Ziffer 2.2.7 zudem einen Anordnungsvorbehalt vor, falls im
Rahmen des Monitorings Vogel-Kollisionen in nennenswertem Umfang festgestellt werden. In
diesem Fall kénnte das BSH auch die vom BfN geforderte Abschaltung der Anlagen durch
Aus-dem-Wind-Drehen und Trudelbetrieb anordnen.

Entgegen der Auffassung des BfN kann nach der fachlichen Bewertung der Planfeststellungs-
behoérde eine signifikante Erhéhung des Kollisionsrisikos fur Zugvogel bzw. eine Gefahrdung
des Vogelzugs nicht generell dadurch festgestellt werden, dass a) in der Nacht eine Migration
Traffic Rate (MTR) von = 250 (Signale/km/h) im Héhenbereich von 0-200 m erreicht wird oder
b) am Tag bei Sichtweiten unter 500 Metern regelmafig tagziehende kollisionsgefahrdete Ar-
ten im Geféhrdungsbereich des OWP vorkommen.

Hierzu hat die TdV zutreffend vorgetragen, dass eine fachliche Definition von ,Starkzug“ oder
,Massenzug“ (bezogen auf den nachtlichen Breitfrontenzug) anhand der Verteilung von MTR-
Daten nicht moglich ist. Welcker & Vilela (2019) konnten in der ProBird-Studie anhand einer
sehr grol3en Datenbasis von Zugintensitdten aus dem deutschen Offshorebereich zeigen,
dass es keine Anzeichen von bimodaler oder multimodaler Verteilung gibt, so dass kein empi-
rischer Schwellenwert fur eine Definition von ,Starkzug® oder ,Massenzug” festgelegt werden
kann. Um Schwellenwerte fir Massenzug zu definieren, miissen somit normative Kriterien
herangezogen werden. In der ProBird-Studie wurden aus praktischen Uberlegungen willkrlich
N&achte mit einer mittleren MTR >250 als Starkzug-N&chte und Nachte mit einer mittleren MTR
>500 als Massenzug-Nachte definiert. Eine Ableitung hinsichtlich eines signifikant erhdhten
Kollisionsrisikos bzw. einer Gefahrdung des néchtlichen Vogelzugs wurde anhand dieser
Schwellenwerte nicht vorgenommen.
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Auf Grundlage der derzeitigen Erkenntnisse kann im Falle eines Durchfliegens von Windparks
eine Proportionalitat zwischen Zugraten und Kollisionsraten nicht generell angenommen wer-
den, d.h. hohe Zugraten gehen nicht zwangslaufig mit hohen Kollisionszahlen (absolute An-
zahl kollidierter Vogel) oder Kollisionsraten (relativer Anteil kollidierter Vogel an der gesamten
Anzahl ziehender Vogel) einher. Im Ubrigen wird auf die Begriindung in der artenschutzrecht-
lichen Prifung zum Schutzgut Zugvogel verwiesen.

Hinsichtlich Fledermausen weist das BfN darauf hin, dass eine Gefahrdung nicht auszuschlie-
Ren ist, legt aber auch nicht dar, dass eine artenschutzrechtlich relevante Gefahrdung fest-
stellbar wéare, die weitere Anordnungen, wie etwa die eines Aktivitats-Monitorings im Gondel-
Bereich rechtfertigen kdnnte. Auf die artenschutzrechtliche Prifung wird verwiesen.

In seiner Stellungnahme vom 22.08.2023 hat das BfN im Hinblick auf die Auswirkungen von
Rammschall auf Meeressauger, darauf hingewiesen, dass nur bei Einhaltung der bereits stan-
dardmafig in den Zulassungsverfahren des BSH erlassenen Nebenbestimmungen beziglich
der Larmschutzwerte eine Verwirklichung artenschutzrechtlichen Tétungs- und Verletzungs-
verbotes im Hinblick auf den Schweinswal ausgeschlossen werden kdnne. Die entsprechen-
den MaRRnahmen zur Minimierung schallbedingter Beeintrachtigungen nach MalRgabe des
BMU-Schallschutzkonzepts seien im Rahmen der Zulassungsentscheidung als Nebenbestim-
mungen festzusetzen, um auch eine erhebliche Stérung der lokalen Population im Sinne des
§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG ausschlieRen zu kdnnen.

Die Nebenbestimmung 2.6 stellt dies sicher.

Das BfN teilte in seiner Stellungnahme vom 22.08.2023 ausdricklich nicht die Einschatzung
der TdV, dass bei einem urspringlich geplanten maximalen Pfahldurchmesser von 11 m die
Einhaltung der Larmschutzwerte je nach verwendeter Rammenergie und einem ggfs. einge-
setzten schalloptimiertem Rammverfahren (unter Verwendung von Impulsverl&angerungsein-
heiten (IHC Pulse oder Menck MNRU) und durch eine Kombination aus einem Doppelten Gro-
Ren Blasenschleier (DBBC) und einem IHC-NMS oder einem HSD mdglich sei. Vielmehr sei
der Einsatz zusatzlicher MaBnahmen zur Schallminderung oder die Wahl eines anderen Grin-
dungssystems oder die Verringerung des Durchmessers der Piles erforderlich.

Daraufhin hat die TdV das Monopile Design angepasst und den Pfahldurchmesser um mehr
als 2 m auf 8,9 m reduziert.

Insbesondere unter Beriicksichtigung der angepassten Schallprognose (Version 3 vom
22.02.2024) ist nach Auffassung der Planfeststellungsbehérde bei Anwendung eines optima-
len Schallschutzkonzepts nicht von der Verwirklichung des Tétungs- und Verletzungsverbots
bzw. Stérungsverbots auszugehen. Im Ubrigen wird auf die Ausfihrungen dieses Beschlusses
im Rahmen der artenschutzrechtlichen Priifung des Schweinswals verwiesen. Ubereinstim-
mend mit den Bewertungen der Planfeststellungsbehorde sieht das BfN weder den gesetzli-
chen Biotopschutz nach § 30 BNatSchG als betroffen an noch sieht es eine erhebliche Beein-
trachtigung von Natura-2000-Gebieten im Sinne von § 34 Abs. 1 S. 1 BNatSchG.

f) Landesamt flir Bergbau, Energie und Geologie (LBEG)

Das LBEG gibt mit Schreiben vom 21.08.2023 Hinweise zu bestehendem Bergbau und Tief-
bohrungen sowie zum Nachbergbau.
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Die TdV bedankt sich fur die gegebenen Hinweise zu bestehendem Bergbau/bestehenden
Tiefbohrungen und teilt mit, dass sie die genannten Lokationen mit ihren Planungen abgegli-
chen und festgestellt habe, dass diese Lokationen die geplanten Standorte nicht betreffen bzw.
die genannten Bohrungen aufRerhalb des Windparkareals liegen.

Die Planfeststellungsbehorde schliefdt sich dem an. Die Belange LBEG sind im Rahmen der
Eignungsprufung bereits gepruft worden, wobei keine tberwiegenden Belange erkennbar wa-
ren, die einer Eignung der Flache entgegenstiinden.

g) Landwirtschaftskammer Niedersachsen

Die Landwirtschaftskammer Niedersachsen, Geschaftsbereich Landwirtschaft, Fachbe-
reich 3.8 - Fischerei - hat mit E-Mail vom 25.08.2023 Stellung genommen. Als Teil der mittel-
baren Landesverwaltung ist die Einreichung einer Stellungnahme auch in bloRer Textform aus-
reichend. Die Landwirtschaftskammer Niedersachsen hat damit frist- und formgerecht Stellung
genommen.

Auf die Forderungen der Landwirtschaftskammer Niedersachsen ist im Abschnitt B. 1ll. 4. b)
im Rahmen der Abwégung eingegangen worden. Auf Grundlage des Abwagungsergebnisses
ist zugunsten des Vorhabens ,NC 2“ entschieden worden. Zu den Einzelheiten wird auf den
entsprechenden Abschnitt verwiesen.

Im Ubrigen hat die Landwirtschaftskammer Niedersachsen vor allem Einwendungen erhoben,
die auf vorgelagerter, raumordnerischer Ebene hatten eingebracht werden miissen. In diesem
Planfeststellungsverfahren ist auf das Einzelvorhaben ,NC 2“ abzustellen.

Hinsichtlich der Forderungen mit Blick auf die Kabelverlegung an Land wird darauf verwiesen,
dass die Kabelverlegung an Land nicht Teil dieses Verfahrens ist, sondern einem gesonderten
Zulassungsverfahren vorbehalten ist.

Hinsichtlich der Forderung zum Rickbau wird auf die Nebenbestimmung 10.5.1 verwiesen.
Durch diese Nebenbestimmung wird den Anforderungen an den Riickbau Rechnung getragen.

h)  Deutsche Flugsicherung (DFS)

Die DFS teilte im Rahmen der Stellungnahme vom 18.08.2023 mit, dass gegen die Planungen
zum Offshore-Windpark Flache N-3.8 mit einer max. Hohe von 263,00 m 0. NN aus zivilen
Hindernisgrinden und militdrischen Flugbetriebsgriinden keine Bedenken bestiinden. Die
WEA seien mit einer Tages- und Nachtkennzeichnung zu versehen und als Luftfahrthinder-
nisse zu veroffentlichen. Belange des Anlagenschutzes gemaf § 18a LuftvVG seien nicht be-
troffen.

Aufgrund der Lage in der AWZ der Bundesrepublik Deutschland seien die Hindernisse im Luft-
fahrthandbuch Deutschland zu verd6ffentlichen. Sofern die Vorgaben (AVV, Anhang 6) erfillt
werden, kbnne der Einsatz einer bedarfsgerechten Nachtkennzeichnung erfolgen. Es bestin-
den aus zivilen und militarischen flugsicherungsbetrieblichen Grinden keine Bedenken gegen
die Einrichtung einer BNK.

Die Einhaltung der Belange der Sicherheit und Leichtigkeit des Luftverkehrs werden durch die
Nebenbestimmungen 4ff. sichergestellt.
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Aufgrund der Lage in der AWZ der Bundesrepublik Deutschland seien die Hindernisse im Luft-
fahrthandbuch Deutschland zu verdffentlichen. Dies erfolge durch die DFS. Diesem Belang
wurde durch die Prifung der Berticksichtigung von Flugsicherungsbelangen (vgl. Ziffer B. III.
3. b) aa) (6) dieses Beschlusses) Rechnung getragen und entspricht den Vorgaben des SOLF.
Darlber hinaus sagte die TdV im Rahmen der Synopse zu, die DFS rechtzeitig vor Installation
der jeweiligen WEA mit den benétigten Angaben zwecks Veroffentlichung im Luftfahrthand-
buch Deutschland zu informieren.

i) NABU

Der NABU hat mit postalisch Ubermitteltem Schreiben, eingegangen am 28.08.2023 eine
schriftliche Stellungnahme abgegeben. Die Frist zur Stellungnahme war bereits am
25.08.2023 abgelaufen.

Zwar gilt grundsatzlich sowohl nach 8 73 Abs. 4 S. 5 VWV{G als auch § 21 Abs. 4 UVPG flr
Stellungnahmen von Umweltvereinigungen, dass mit Ablauf der AuRerungsfrist alle AuRerun-
gen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen, ausgeschlossen sind (formelle
Praklusion). Unabhéngig davon, ob vorgetragene Einwendungen mdglicherweise prakludiert
sind, bleibt die zustandige Behodrde aufgrund ihrer Amtsermittlungspflicht nach § 24 VwVfG
weiterhin objektiv-rechtlich verpflichtet, den Sachverhalt aufzuklaren, die rechtlichen Voraus-
setzungen fir die Zulassung des Vorhabens zu beachten und schlussendlich eine sachge-
rechte Abwéagung aller privaten und 6ffentlichen Belange vorzunehmen (BT-Drs. 18/11499, 92
iVm BT-Drs. 18/9526, 47; sa Wysk in Kopp/Ramsauer VWVfG § 73 Rn. 91a). In diesem Zu-
sammenhang kann sie auch verspatet vorgetragene Einwendungen beriicksichtigen; ein da-
hingehender Anspruch des Betroffenen besteht aber nicht (vgl. Wysk in Kopp/Ramsauer
VWVIG § 73 Rn. 91a; Hofmann in Landmann/Rohmer Umweltrecht UVPG § 21 Rn. 22;
Schink/Reidt/Mitschang/Dippel, 2. Aufl. 2023, UVPG § 21 Rn. 16). Vor diesem Hintergrund
wurden die Erwagungen des NABU in der Gesamtabwéagung berucksichtigt.

Im Hinblick auf den Vogelzug hat der NABU im Wesentlichen ein Konzept zur Umsetzung
eines Vogelkollisionmonitorings gefordert. Die Nebenbestimmung 2.2 wird dem gerecht, in-
dem die relevanten Parameter des Monitorings in den Nebenbestimmungen 2.2.1 bis 2.2.6
vorgegeben werden und die Konfiguration der Systeme mit dem BSH abgestimmt wird (Ne-
benbestimmung 2.2.1).

Die Forderung des NABU nach einem geeigneten Monitoring und der Evaluation von Vermei-
dungsmafnahmen auch hinsichtlich Flederm&usen ist demgegeniber abweichend von der
Stellungnahme nicht erforderlich, um den durch internationales Artenschutzrecht vorgegebe-
nen Schutz von Flederm&usen zu gewahrleisten. Einzelne Kollisionen von Fledermausen mit
Bauschiffen, Offshore-Windenergieanlagen oder Plattformen kénnen anhand der aktuellen
Datengrundlage nicht komplett ausgeschlossen werden. Konkrete Anhaltspunkte fir Kollisio-
nen mit Offshore-Windenergieanlagen gibt es jedoch ebenfalls nicht, sodass eine artenschutz-
rechtliche signifikante Erhohung des Kollisionsrisikos ausgeschlossen werden kann. Insoweit
wird auf die UVP und die artenschutzrechtliche Priifung in diesem Beschluss verwiesen.

)] Gassco AS
Die Gassco AS teilte mit Stellungnahme und Schreiben vom 08.08.2023, eingegangen per
Fax am 08.08.2023, mit, dass folgende Aspekte der Installationstatigkeiten der WEA und in-
ternen Kabelinstallation zu beachten seien:
- Der Einfluss der Vibrationen mitteln Impuls-Rammverfahren an der Europipe | beim
Piling der Monopile foundations miisse ausgeschlossen werden.
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- Bei der Positionsbestimmung der WEA gelte es die Installationsbreite der Jack-Up-
Vessel zu beachten. Die Stempel des Jack-Up-Vessels sollten nicht in den Sicher-
heitsbereich der Europipe | hineinragen.

- Die Ankerpositionen des Errichterschiffs seien mit zu berticksichtigen (sollte dieses
mit Ankern mandvrieren).

Eine Ausdehnung oder Erweiterung des Untersuchungsrahmens bedurfe immer der erneuten
Abstimmung mit Gassco AS.

Den Belangen der Gassco AS wird hinreichend Rechnung getragen. Die Belange benachbar-
ter Einrichtungen und Nutzungen werden durch die Nebenstimmungen Nummer 7 ff. ge-
schutzt.

Unabhangig hiervon hat die die TdV in der Synopse erwidert, dass sich die TdV in den Pla-
nungen bemiihen werde, die Stempel- und Ankerpositionen auf3erhalb der Sicherheitszone zu
legen. Sollte hier keine ausreichende Abstandswahrung mdglich erscheinen, werde mit
Gassco rechtzeitig der Abschluss einer ,Annaherungsvereinbarung® angestrebt. Die Planfest-
stellungsbehorde wertet diese Aussage dahingehend, dass sich dieser vorgetragene Punkt
der Einwendung erledigt hat bzw. au3erhalb des Planfeststellungsverfahrens einer Einigung
zugefuhrt wird, sofern dies tberhaupt erforderlich sein wird.

k)  Gode Wind 1 Offshore Wind Farm GmbH & Co. oHG

Die Gode Wind 1 Offshore Wind Farm GmbH & Co. oHG hat mit Stellungnahme vom
22.08.2023, eingegangen per E-Mail am 23.08.2023 und per Post am 29.08.2023, Einwen-
dungen vorgetragen.

Soweit sie geltend macht, dass ihre Anlagen im benachbarten Bestandswindpark GOW 01
nicht beschadigt, sowie betriebsrelevante Arbeiten nicht beeintrachtigt oder verzégert werden
durfen, wird dem durch die Nebenbestimmungen unter Nummer 7 ff., insbesondere Nummer
7.1 im Hinblick auf den Schutzbereich von 500 m hinreichend Rechnung getragen. Falls Ar-
beiten mit Einwirkungen auf den Meeresboden in einem Abstand von weniger als 500 m erfor-
derlich sind, hat die TdV im Rahmen ihrer Synopse auch Bereitschaft zur Abstimmung mitge-
teilt.

Die Gode Wind 1 Offshore Wind Farm GmbH & Co. oHG hat dariiber hinaus um die Anordnung
eines entsprechenden Nachweises gebeten, dass jegliche Beeintrachtigung von Standsicher-
heit und Stabilitdt der Anlagen ausgeschlossen ist. Zur Standsicherheit und Stabilitat teilte die
TdV in ihrer Entgegnung auf die Einwendung im Rahmen des planfeststellungsrechtlichen An-
hdrungsverfahrens mit, dass es fur Arbeiten in einem Abstand von 500m oder mehr nicht vor-
gesehen sei, Nachweise zur Standsicherheit von Nachbarwindparks zu fiilhren und vorzule-
gen. Bezuglich der Gewahrleistung der Standsicherheit der ndchstgelegenen Windenergiean-
lagen der Nachbarvorhaben verweist die TdV auf die geltenden Abstandsregelungen im FEP,
welche nach Auffassung der TdV eingehalten werden. Die TdV geht davon aus, dass die
Nachbarvorhaben Kenntnis hatten und haben, dass weitere OWPs in unmittelbarer Nahe ge-
plant und umgesetzt werden kdnnen und dies folglich beriicksichtigt haben.

Hierauf erwiderte die Gode Wind 1 Offshore Wind Farm GmbH & Co. oHG im Rahmen der

Online-Konsultation am 28.09.2023 erneut und konkretisierte ihre Forderung dahingehend,
dass um Anordnung eines entsprechenden Nachweises gebeten werde, dass jegliche Beein-
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trachtigung von Standsicherheit und Stabilitat der Anlagen ausgeschlossen ist. Diese Forde-
rung begriinde sich darin, dass die Auslegung des OWP Gode Wind 1 die Flache N-3.7 zwar
berticksichtigt habe, die Prifung allerdings zu einer Zeit durchgefihrt wurde, in der die Be-
schrankung der Nabenhohe auf maximal 125 m noch entsprechend der Verordnung der
Raumordnung fur die deutsche ausschlief3liche Wirtschaftszone in der Nordsee vom 21. Sep-
tember 2009 in Kraft gewesen sei. Diese Beschrankung sei erst nachfolgend geandert bzw.
aufgehoben worden, weshalb die aktuelle Planung eine Nabenhdhe von 146 m und nicht ma-
ximal 125 m erlaubt.

Mit E-Mail vom 08.05.2024 hat die Planfeststellungsbehdrde der Einwenderin Gelegenheit ge-
geben, ihre Bedenken hinsichtlich einer Gefahrdung der Stabilitdt und Standfestigkeit ihrer
Anlagen zu spezifizieren und darzulegen, welche konkreten Anhaltspunkte es aus lhrer Sicht
dafir gibt, dass die Einhaltung des in § 32 1. WindSeeV vorgesehenen Mindestabstandes des
funffachen Rotordurchmessers der auf den Flachen N 3.7 und N 3.8 geplanten Anlagen ohne
Anordnung besonderer Nachweise nicht hinreichend ist, um die Standsicherheit und Stabilitat
der Anlagen im OWP GOW 01 zu gewéhrleisten. Insbesondere wurde um Darstellung gebe-
ten, wie aufgrund der Nabenhdhe von 146 m der neuen WEA der Verfahren ,NC1“ und ,NC2“
die Standsicherheit der bestehenden Windenergieanlagen konkret gefahrdet wiirde. Daraufhin
trug die Einwenderin vor, dass sie einen moglichen Einfluss auf die Standsicherheit nicht pri-
mar durch eine grolRere Nabenhthe sehe, sondern durch den damit verbundenen gréReren
Rotordurchmesser (jetzt geplant 236 m) und damit eine erhdhte Turbulenzintensitat, hinfih-
rend zu hdheren Lasten und damit mdglicherweise einen Einfluss auf die strukturelle Integritat.
Weiterhin stelle sich die Frage, ob die pauschale Annahme eines Mindestabstands von 5 x
Rotordurchmesser geeignet ist, um Auswirkungen auf die strukturelle Integritat von Nachbar-
windparks auszuschlief3en oder ob hierzu ein gesonderter Nachweis der Turbulenzintensitat
an der ParkaulRengrenze bzw. benachbarten Windenergieanlagenstandorten sowie die Be-
ricksichtigung der Auslegung des Nachbarwindparks (Designturbulenz) erfolgen sollte.

Der Abstand des funffachen Rotordurchmessers der WEA des Vorhabens NC 2 (1.180m bei
einem Rotordurchmesser von 236 m) zum OWP Gode Wind 01 wird eingehalten. Es bestehen
derzeit fir das BSH keine Anhaltspunkte, dass der 5D-Mindestabstand nicht ausreichend sein
konnte. Der 5D-Mindestabstand ist gemafd Planungsgrundsatz 4.4.2.3 FEP 2019 i.V.m. § 6
Abs. 9 Wind SeeG und § 32 1. WindSeeV fir das Zulassungsverfahren NC 2 rechtsverbindlich.
§ 32 1. WindSeeV dient ausweislich der Verordnungsbegriindung zur Begrenzung von Ab-
schattungseffekten und zur Gewahrleistung der Standsicherheit. Er beruht auf der Annahme,
dass solche Absténde hinsichtlich ihrer Auswirkungen auf die Standsicherheit der benachbar-
ten Anlagen auch ohne weitergehende Analyse als unproblematisch angesehen werden kon-
nen (BSH, FEP 2024 Vorentwurf, S. 37).

Der Endbericht der technischen Beratung des BSH durch das IWES (Fraunhofer Institut) im
Projekt ,Weiterentwicklung der Rahmenbedingungen zur Planung von Windenergieanlagen
auf See und Netzanbindungssystemen® vom 11.01.2023 fihrt im Rahmen der Abschatzung
der Anlagenbelastung fur zukiinftige Windparks mit geringen Abstanden aus: ,Zusammenfas-
send lasst sich aus der stark vereinfachten Betrachtung mit der effektiven Turbulenz schlieRen,
dass mittlere Absténde bis zu 5D bei Auslegung mit allen Standard-Turbulenzklassen unprob-
lematisch sind. Bei mittleren Abstdnden von 4D héngt es von der Typklassifizierung der Tur-
bine ab, ob zusatzliche Untersuchungen oder MalRhahmen notwendig waren, um eine Turbine
fur diese Abstande zuzulassen.“ (IWES 2023, S. 159).
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Insbesondere tragt der flexible Mindestabstand nach § 32 1. WindSeeV bereits dem Umstand
Rechnung, dass grofRere Rotoren potenziell héhere Nachlauf-Effekte auf die benachbarten
Anlagen im Hinblick auf die Lasten durch erhdhte Turbulenz erzeugen kénnen. Dementspre-
chend steigt mit der GroRe des Rotordurchmessers auch der einzuhaltende Mindestabstand.
Die Einwenderin hat nicht dargelegt, inwieweit Griinde vorliegen sollen, die mit Blick auf das
geplante Vorhaben NC2 davon abweichend die Anordnung besonderer Nachweise rechtferti-
gen wirden.

) Gode Wind 2 Offshore Wind Farm P/S GmbH & Co. oHG

Die Gode Wind 2 Offshore Wind Farm P/S GmbH & Co. oHG hat mit Stellungnahme vom
22.08.2023, eingegangen per E-Mail am 23.08.2023 und per Post am 29.08.2023, Einwen-
dungen vorgetragen.

Soweit sie geltend macht, dass ihre Anlagen im benachbarten Bestandswindpark GOW 02
nicht beschadigt, sowie betriebsrelevante Arbeiten nicht beeintrachtigt oder verzégert werden
durfen, wird dem durch die Nebenbestimmungen unter Nummer 7 ff., insbesondere Nummer
7.1 im Hinblick auf den Schutzbereich von 500 m hinreichend Rechnung getragen. Falls Ar-
beiten mit Einwirkungen auf den Meeresboden in einem Abstand von weniger als 500 m erfor-
derlich sind, hat die TdV im Rahmen ihrer Synopse auch Bereitschaft zur Abstimmung mitge-
teilt.

Die Gode Wind 2 Offshore Wind Farm P/S GmbH & Co. oHG hat dartiber hinaus um die An-
ordnung eines entsprechenden Nachweises gebeten, dass jegliche Beeintrachtigung von
Standsicherheit und Stabilitat der Anlagen ausgeschlossen ist.

Zur Standsicherheit und Stabilitéat teilte die TdV in ihrer Entgegnung auf die Einwendung im
Rahmen des planfeststellungsrechtlichen Anhérungsverfahrens mit, dass es fiir Arbeiten in
einem Abstand von 500m oder mehr nicht vorgesehen sei, Nachweise zur Standsicherheit von
Nachbarwindparks zu flihren und vorzulegen. Bezliglich der Gewahrleistung der Standsicher-
heit der nachstgelegenen Windenergieanlagen der Nachbarvorhaben verwies die TdV auf die
geltenden Abstandsregelungen im FEP, welche nach Auffassung der TdV eingehalten werden.
Die TdV geht davon aus, dass die Nachbarvorhaben Kenntnis hatten und haben, dass weitere
OWPs in unmittelbarer Nahe geplant und umgesetzt werden kdonnen und dies folglich bertck-
sichtigt haben.

Hierauf erwiderte die Gode Wind 2 Offshore Wind Farm GmbH & Co. oHG im Rahmen der
Online-Konsultation am 28.09.2023 erneut und konkretisierte ihre Forderung dahingehend,
dass um Anordnung eines entsprechenden Nachweises gebeten werde, dass jegliche Beein-
trachtigung von Standsicherheit und Stabilitat der Anlagen ausgeschlossen ist. Diese Forde-
rung begriinde sich darin, dass die Auslegung des OWP Gode Wind 1 die Flache N-3.7 zwar
bertcksichtigt habe, die Prifung allerdings zu einer Zeit durchgefuhrt wurde, in der die Be-
schrankung der Nabenhohe auf maximal 125 m noch entsprechend der Verordnung der
Raumordnung fur die deutsche ausschlief3liche Wirtschaftszone in der Nordsee vom 21. Sep-
tember 2009 in Kraft gewesen sei. Diese Beschrankung sei erst nachfolgend geandert bzw.
aufgehoben worden, weshalb die aktuelle Planung eine Nabenhdhe von 146 m und nicht ma-
ximal 125 m erlaubt.

Seite 214 von 235



Mit E-Mail vom 08.05.2024 hat die Planfeststellungsbehdrde der Einwenderin Gelegenheit ge-
geben, Ihre Bedenken hinsichtlich einer Gefahrdung der Stabilitdt und Standfestigkeit ihrer
Anlagen zu spezifizieren und darzulegen, welche konkreten Anhaltspunkte es aus lhrer Sicht
dafir gibt, dass die Einhaltung des in § 32 1. WindSeeV vorgesehenen Mindestabstandes des
funffachen Rotordurchmessers der auf den Flachen N 3.7 und N 3.8 geplanten Anlagen ohne
Anordnung besonderer Nachweise nicht hinreichend ist, um die Standsicherheit und Stabilitat
der Anlagen im OWP GOW 02 zu gewahrleisten. Insbesondere wurde um Darstellung gebe-
ten, wie aufgrund der Nabenhdhe von 146 m der neuen WEA der Verfahren ,NC1“ und ,NC2“
die Standsicherheit der bestehenden Windenergieanlagen konkret gefahrdet wiirde. Daraufhin
trug die Einwenderin vor, dass sie einen moglichen Einfluss auf die Standsicherheit nicht pri-
mar durch eine grol3ere Nabenhdhe sehe, sondern durch den damit verbundenen grof3eren
Rotordurchmesser (jetzt geplant 236 m) und damit eine erhdhte Turbulenzintensitat, hinfih-
rend zu h6heren Lasten und damit moglicherweise einen Einfluss auf die strukturelle Integritat.
Weiterhin stelle sich die Frage, ob die pauschale Annahme eines Mindestabstands von 5 x
Rotordurchmesser geeignet ist, um Auswirkungen auf die strukturelle Integritdt von Nachbar-
windparks auszuschliel3en oder ob hierzu ein gesonderter Nachweis der Turbulenzintensitét
an der Parkaul3engrenze bzw. benachbarten Windenergieanlagenstandorten sowie die Be-
riicksichtigung der Auslegung des Nachbarwindparks (Designturbulenz) erfolgen sollte.

Der Abstand des flinffachen Rotordurchmessers der WEA des Vorhabens NC 2 (1.180m bei
einem Rotordurchmesser von 236 m) zum OWP Gode Wind 02 wird eingehalten. Es bestehen
derzeit fir das BSH keine konkreten Anhaltspunkte, dass der 5D-Mindestabstand nicht aus-
reichend sein kdnnte. Der 5D-Mindestabstand ist gemaf Planungsgrundsatz 4.4.2.3 FEP 2019
i.V.m. 8 6 Abs. 9 Wind SeeG und § 32 1. WindSeeV fir das Zulassungsverfahren NC 2 rechts-
verbindlich. § 32 1. WindSeeV dient ausweislich der Verordnungsbegrindung zur Begrenzung
von Abschattungseffekten und zur Gewahrleistung der Standsicherheit. Er beruht auf der An-
nahme, dass solche Abstande hinsichtlich inrer Auswirkungen auf die Standsicherheit der be-
nachbarten Anlagen auch ohne weitergehende Analyse als unproblematisch angesehen wer-
den kdnnen (FEP 2024 Vorentwurf, S. 37).

Der Endbericht der technischen Beratung des BSH durch das IWES (Fraunhofer Institut) im
Projekt ,Weiterentwicklung der Rahmenbedingungen zur Planung von Windenergieanlagen
auf See und Netzanbindungssystemen“ vom 11.01.2023 fihrt im Rahmen der Abschatzung
der Anlagenbelastung flr zuklinftige Windparks mit geringen Abstanden aus: ,Zusammenfas-
send lasst sich aus der stark vereinfachten Betrachtung mit der effektiven Turbulenz schlieRen,
dass mittlere Absténde bis zu 5D bei Auslegung mit allen Standard-Turbulenzklassen unprob-
lematisch sind. Bei mittleren Abstadnden von 4D hangt es von der Typklassifizierung der Tur-
bine ab, ob zusatzliche Untersuchungen oder MaRhahmen notwendig waren, um eine Turbine
fur diese Abstande zuzulassen.” (IWES 2023, S. 159).

Insbesondere tragt der flexible Mindestabstand nach § 32 1. WindSeeV bereits dem Umstand
Rechnung, dass grofRere Rotoren potenziell h6here Nachlauf-Effekte auf die benachbarten
Anlagen im Hinblick auf die Lasten durch erhdhte Turbulenz erzeugen kénnen. Dementspre-
chend steigt mit der GroRRe des Rotordurchmessers auch der einzuhaltende Mindestabstand.
Die Einwenderin hat nicht dargelegt, inwieweit Griinde vorliegen sollen, die mit Blick auf das
geplante Vorhaben NC2 davon abweichend die Anordnung besondere Nachweise rechtferti-
gen wirden.
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m) TenneT Offshore GmbH
Die von der TenneT Offshore GmbH vorgetragenen Belange haben Eingang in diesen Be-
schluss gefunden, sofern sie nicht aus den folgenden Griinden zuriickgewiesen werden.

Aufgrund der raumlichen Nahe des Netzanschlusssystems ,DolWin6“ und die Konverterplatt-
form ,DolWin kappa“ inkl. der HVAC Anbindung ,N-3.8 tragt die TenneT Offshore GmbH teilte
mit Schreiben vom 04.08.2023, eingegangen per E-Mail vom 21.08.2023, eine Reihe von Ein-
wendungen vor.

Die Planfeststellungsbehdrde hat die Einhaltung des Form- und Fristerfordernisses gepruft
und ist zu dem Ergebnis gelangt, dass die Formerfordernisse nicht eingehalten wurden, weil
die Einwendung nicht mittels qualifizierter elektronischer Signatur (vgl. 8 3a VWVfG) einge-
reicht wurde. Die Planfeststellungsbehdrde hat diese Einwendung jedoch jedenfalls von Amts
wegen nach 8 24 VwVIG zu bericksichtigen ist.

Den Belangen der TenneT Offshore GmbH wird hinreichend Rechnung getragen. Die Belange
benachbarter Einrichtungen und Nutzungen werden durch die Nebenstimmungen Nummer 7
ff. geschitzt, so wird durch Nebenbestimmung Nummer 7.4 sichergestellt, dass nicht mehr als
433 MW an der Konverterplattform einspeist werden.

Die TenneT Offshore GmbH wendet Uberdies ein, dass zur Anbindung der Umspannplattform
des OWP ,NC 2“ und der Konverterplattform ,DolWin kappa“ ein Trassenkorridor von mindes-
tens 500 m von einer Bebauung freizuhalten. Der Trassenkorridor sei ebenfalls von parkinter-
nen Seekabelsystemen freizuhalten. Der Abstand der nachstgelegenen WEA zu der HVAC-
Anbindung N-3.8 betrage lediglich ca. 454 m. Es werde somit gebeten zu priifen, ob eine Ver-
schiebung der WEA auf3erhalb des 500 m Korridors mdglich sei. Sofern eine Verschiebung
nicht moglich sei, sei eine Annaherungsvereinbarung fur das Vorhaben ,NC 2“ mit der TenneT
rechtzeitig vor der Installation abzuschlieRen. Die Ausfihrungen im Erlauterungsbericht zum
OWP auf der Flache N-3.8 seien insofern nicht korrekt dargelegt.

Die TdV nimmt die Hinweise zur Raumlichen Planung/Standorte WEA und OSS im Rahmen
der Synopse zur Kenntnis und teilt zum Punkt des mangelnden Abstands zwischen nachstge-
legener WEA und der HVAC-Anbindung N-3.8 mit, dass sie den Abstand des Kabelkorridors
des Exportkabels zu allen WEA geméal3 den Planungsgrundsatzen im FEP, die zum Zeitpunkt
der Antragstellung bekannt waren, gewahrt sehen. Die TdV verweist auf die Unterlage D.3
(Baufreihaltebereich Kabeltrasse), aus der ersichtlich wird, wie der Abstand von 500 m ermit-
telt wurde. Bezugspunkt hierfiir sei tblicherweise der Mittelpunkt des Exportkabelkorridors.
Den Abschluss einer Annaherungsvereinbarung sehe die TdV daher derzeit nicht als erforder-
lich an, stehe dieser sowie einer entsprechenden Abstimmung mit dem UNB aber offen ge-
geniber. Diesen Ausfuihrungen schlief3t sich die Planfeststellungsbehorde an. Maf3geblich fur
die Bestimmung des erforderlichen Abstands von 500 m ist die Mittellinie des Seekabelsys-
tems. (vgl. hierzu FEP 2023 Planungsgrundsatz 6.1.6. Dort wurde die Messung ab Mittellinie
klarstellend aufgenommen, galt aber auch schon in den vorhergehenden Flachenentwick-
lungsplanen und damit auch im FEP 2020) und nicht der Rand eines breiteren Kabelkorridors.
Der Abstand wird somit gewahrt. Es ist keine Verschiebung notwendig.

Zur Bauphase fuhrte TenneT aus, dass sie eine enge Abstimmung zwischen ihr und der TdV

begrufRe. Derzeit sei fur die Kabelinstallation der HYAC-Anbindung N-3.8 nicht auszuschlie-
Ren, dass in Abh&ngigkeit der jeweiligen Baufortschritte, ein sog. Wet storage (Nal3lagerung)
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der HVAC-Kabel erforderlich sein kdnnte. Ggf. werde es erforderlich, die zeitliche Reihenfolge
der Installation einzelner WEA, deren Fundamente oder der parkinternen Seekabelsysteme in
Abstimmung mit der Kabelinstallation der HVAC-Anbindung N-3.8 zeitlich so zu koordinieren,
dass gegenseitige Beeintrachtigungen ausgeschlossen bzw. moglichst minimiert werden.
Hierzu hat die TdV im Rahmen der Synopse mitgeteilt, eine enge Abstimmung der zeitlichen
Ablaufe in der Bauphase begrift wird, so dass gegenseitige Beeintrachtigungen ausgeschlos-
sen bzw. moglichst minimiert werden. Mit Nebenbestimmung 2.6.9 wird im Ubrigen eine Koor-
dinierung von Bauarbeiten benachbarter Vorhaben vorgesehen, wenn dies zur Vermeidung
der Gefahrdung der Meeresumwelt erforderlich ist.

n)  Stadt Norderney

Mit Schreiben vom 22.08.2023, eingegangen per E-Mail am selben Tag und per Post am
28.08.2023, erhebt die Stadt Norderney Einwendungen: Die Stadt Norderney sieht die Gefahr,
dass zum einen der Tourismus auf der Insel durch das beabsichtigte Vorhaben wegen Um-
weltauswirkungen der Hohe der WEA und der damit verbundenen Beeintrachtigung des Land-
schaftsbildes (die Windparks Gode Wind 1 und Nordsee One seien von den Stranden aus
erkennbar) negativ beeinflusst werde und hierdurch die Stadt Norderney sowie die Insulaner
und Insulanerinnen in ihrer Existenz bedroht wiirden. Zum anderen stelle die Errichtung des
OWP negative Einflisse auf das maritime Okosystem und eine grundlegende Gefahrdung der
maritimen Flora und Fauna, der Seevogel und einen Einfluss auf das Klima dar.

Die TdV teilt in ihrer Erwiderung mit, dass die Auswirkungen auf die Meeresumwelt mit ent-
sprechenden langjahrigen Erfassungs-und Monitoringprogrammen durchgefihrt und doku-
mentiert werden. Zudem verweist die TdV auf die Ziele der Bundesregierung zum Ausbau der
Offshore-Windenergie von mindestens 30 GW bis 2030 und deren Festlegung im Flachenent-
wicklungsplan. Im Rahmen des Planfeststellungsverfahrens erfolge in der Umweltvertraglich-
keitsprifung eine Bewertung des Schutzgutes Landschaftsbild. Der OWP werde mit einem
Mindestabstand von 34 km zur nachstgelegenen Kiste (Insel Norderney) errichtet. Aufgrund
dieser Entfernung sei davon auszugehen, dass der OWP nur Uber das Sehen (visuelle Er-
scheinung) nur bei guten Sichtbedingungen wahrnehmbar sei. Eine potenzielle optische Be-
eintrachtigung durch die erforderliche Befeuerung werde durch die bedarfsgerechte Nacht-
kennzeichnung des OWP in der Nacht weitestgehend minimiert.

Die Planfeststellungsbehdrde hat die Einhaltung des Form- und Fristerfordernisses gepruft
und ist zu dem Ergebnis gelangt, dass die Einwendungen nicht prakludiert sind.

Die Bedenken der Stadt Norderney hinsichtlich der Gefahrdung der Meeresumwelt wurden
geprft. Es wird insofern auf die umfangreichen Ausfiihrungen unter Ziffer B. 111. 2., B. lll. 3. a)
und B. Ill. 3. h) verwiesen. Die umfangreichen Nebenbestimmungen unter Nummer 2 ff. stellt
sicher, dass die Meeresumwelt durch das Vorhaben nicht gefahrdet wird.

Die Planfeststellungsbehorde hat den Eingriff in das Landschaftsbild geprift und ein die Zah-
lung eines Ersatzgeldes festgesetzt. Es wird insoweit auf die Ausfiihrung im Rahmen zur Ein-
griffsregelung (88 13 ff. BNatSchG) und die Nebenbestimmung 2.7 ff. verwiesen.

Beziglich der Einwendungen hinsichtlich Landschaftsbildes und der Belange des Tourismus

wird zusatzlich auf die Abwagung unter Ziffer B. lll. 4. Zudem wurde die Vorhabenflache im
Raumordnungsplan 2021 auch in Kenntnis der hohen Bedeutung des Landschaftsbildes der
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Nordsee fur den Tourismus als Teil des Vorranggebietes Windenergie EN3 ausgewiesen, wo-
bei der Ausweisung eine strategische Umweltprifung zugrunde lag, die auch das Schutzgut
des Landschaftsbildes umfasste. Erkenntnisse, die eine Neubewertung dieser Einschéatzung
erfordern, sind nicht ersichtlich. Der Verortung des Vorhabens auf Grundlage des Raumord-
nungsplans und Flachenentwicklungsplans lag dartiber hinaus jeweils eine umfassende pla-
nerische Abwagungsentscheidung zugrunde liegt, in die teilweise auch touristische Belange
eingestellt wurden.

Die mdgliche visuelle Beeintrachtigung wird zudem durch die Nutzung der bedarfsgerechten
Nachtkennzeichnung minimiert, vgl. hierzu auch Nebenbestimmung 4.1.

0) Landesfischereiverband Weser-Ems e.V.

Der Landesfischereiverbandes Weser-Ems e.V. hat mit E-Mail vom 25.08.2023 eine Einwen-
dung erhoben. Die Planfeststellungbehérde kommt nach Prifung zu dem Ergebnis, dass diese
zwar frist-, aber nicht formgerecht erhoben wurde. Es mangelt an der Schriftform. Die Einwen-
dung ist damit prékludiert. Gleichwohl wurden die Inhalte der Einwendung durch die Planfest-
stellungbehoérde im Verfahren berticksichtigt, weil sie weitestgehend den Inhalten der Stellung-
nahme der Landwirtschaftskammer Niedersachsen entsprechen.

Insofern wird auf die inhaltliche Auseinandersetzung mit den Belangen der Fischerei im Rah-
men der Abwagung verwiesen. Auf Grundlage des Abwagungsergebnisses ist zugunsten des
Vorhabens ,NC 2“ entschieden worden.

Hinsichtlich der Forderungen mit Blick auf die Kabelverlegung an Land wird darauf verwiesen,
dass die Kabelverlegung an Land nicht Teil dieses Verfahrens ist, sondern einem gesonderten
Zulassungsverfahren vorbehalten ist.

Hinsichtlich der Forderung zum Rickbau wird auf die Nebenbestimmung 10.5 ff. verwiesen.
Durch diese Nebenbestimmung wird den Anforderungen an den Riickbau Rechnung getragen.

p) Verband der deutschen Kutter- und Kstenfischer e.V. (VDKK)

Der VDKK hat mit E-Mail vom 25.08.2023 eine Einwendung erhoben. Die Planfeststellungbe-
horde kommt nach Prifung zu dem Ergebnis, dass diese zwar frist-, aber nicht formgerecht
erhoben wurde. Es mangelt an der Schriftform. Die Einwendung ist damit prakludiert. Gleich-
wohl wurden die Inhalte der Einwendung durch die Planfeststellungbehdrde im Verfahren be-
ricksichtigt, weil sie weitestgehend den Inhalten der Stellungnahme der Landwirtschaftskam-
mer Niedersachsen entsprechen.

Insofern wird auf die inhaltliche Auseinandersetzung mit den Belangen der Fischerei im Rah-
men der Abwagung verwiesen. Auf Grundlage des Abwagungsergebnisses ist zugunsten des
Vorhabens ,NC 2“ entschieden worden.

Hinsichtlich der Forderungen mit Blick auf die Kabelverlegung an Land wird darauf verwiesen,
dass die Kabelverlegung an Land nicht Teil dieses Verfahrens ist, sondern einem gesonderten
Zulassungsverfahren vorbehalten ist.

Hinsichtlich der Forderung zum Rickbau wird auf die Nebenbestimmung 10.5 verwiesen.
Durch diese Nebenbestimmung wird den Anforderungen an den Rickbau Rechnung getragen.
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g) Stadt Borkum

Die Stadt Borkum hat mit E-Mail vom 28.08.2023 Einwendungen erhoben. Die Planfeststel-
lungsbehorde hat die Einhaltung des Form- und Fristerfordernisses gepruft und ist zu dem
Ergebnis gelangt, dass die Einwendungen mangels Einhaltung des Schriftformerfordernisses
zwar prakludiert, allerdings von Amts wegen nach § 24 VwV{G zu beriicksichtigen sind.

Hinsichtlich der Bedenken der Stadt Borkum beztiglich der Umweltauswirkungen des Vorha-
bens ist mitzuteilen, dass die Umweltbelange bereits im Rahmen der strategischen Umwelt-
prufung im Rahmen der Eignungsprufung geprift wurden und im Einzelverfahren, so dass auf
die umfangreichen Ausfuihrungen unter Ziffer B. IIl. 2., B. lll. 3. @) und B. Ill. 3. h) verwiesen
wird. Die umfangreichen Nebenbestimmungen unter Nummer 2 ff. stellt sicher, dass die Mee-
resumwelt durch das Vorhaben nicht gefahrdet wird.

Insbesondere wird durch die Nebenbestimmungen 2.6 ff. die Einhaltung der Grenzwerte des
Rammschalls und eine Koordinierung sichergestellt.

Der Forderung der Stadt Borkum nach einer generellen Verlangsamung oder Abschaltung der
WEAs, wenn Vogel- und Fledermausziige zu erkennen sind, wird nicht nachgekommen. So-
weit die Stadt Borkum weitere wissenschaftliche Untersuchungen mit Blick auf das Zugge-
schehen fir erforderlich halt, wird dieser Forderung durch mit der Nebenbestimmung 2.2 ent-
sprochen. Das Vogel-Kollisionsmonitoring ist auch in Grundsatz 6.1.7 des FEP 2023 vorgese-
hen. Die Nebenbestimmung sieht in Ziffer 2.2.7 zudem einen Anordnungsvorbehalt vor, falls
im Rahmen des Monitorings Vogel-Kollisionen in nennenswertem Umfang festgestellt werden.
In diesem Fall kdnnte das BSH eine Abschaltung der Anlagen durch Aus-dem-Wind-Drehen
und Trudelbetrieb anordnen. Entgegen der Auffassung der Stadt Borkum kann nach der fach-
lichen Bewertung der Planfeststelllungsbehdrde eine signifikante Erhdhung des Kollisionsrisi-
kos fur Zugvogel bzw. eine Geféahrdung des Vogelzugs nicht generell dadurch festgestellt wer-
den. Auf Grundlage der derzeitigen Erkenntnisse kann im Falle eines Durchfliegens von Wind-
parks eine Proportionalitat zwischen Zugraten und Kollisionsraten nicht generell angenommen
werden, d.h. hohe Zugraten gehen nicht zwangslaufig mit hohen Kollisionszahlen (absolute
Anzahl kollidierter Vogel) oder Kollisionsraten (relativer Anteil kollidierter Vogel an der gesam-
ten Anzahl ziehender Végel) einher. Im Ubrigen wird auf die Begriindung in der artenschutz-
rechtlichen Prifung zum Schutzgut Zugvigel verwiesen.

Die Stadt Borkum erhebt Bedenken hinsichtlich entstehender Wirbelschleppen, die zu veran-
derten Windgeschwindigkeiten, veranderte Druckverhéltnisse und erhéhten Turbulenzen fiih-
ren kénnten. Die hohen Windkraftanlagen kdnnten zu klimatischen Veranderungen fiihren.
AulRerdem wirden sie die Luft in ihrer Umgebung um 0,25°C erwarmen. Diese veranderten
Bedingungen kdnnten fir das Mikroklima, aber auch fur Seevégel und Flederméause eine Ge-
fahr darstellen. Zu befiirchten sei auch eine Erwarmung des Wassers.

Die TdV teilt zum Punkt der Wirbelschleppen und Turbulenzen mit, dass die mikroklimatischen
Verédnderungen durch das Vorhaben innerhalb des OWPs kleinrdumig seien, sodass keine
Auswirkungen auf das Okosystem zu erwarten seien. Eine Gefahrdung der Meeresumwelt sei
nicht zu erwarten. Diesen Ausfuihrungen schlief3t sich die Planfeststellungsbehdrde an. Es im
Ubrigen auch hinsichtlich der Schutzgiiter Luft und Klima auf die Priifung im Rahmen der UVP
verwiesen.

Von der Stadt Borkum wird weiterhin generell eingewendet, dass durch OWPs veranderte Se-
dimentdynamik entstiinde. Hierzu teilt die TdV im Rahmen der Synopse mit, dass der Einfluss
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auf das Schutzgut Boden/Sediment im UVP-Bericht bewertet worden sei. Die Sedimentaufwir-
belung in der Bauphase sei temporéar. Die Gutachter kdmen zu dem Schluss, dass die boden-
berthrende Fischerei eine wesentliche Belastungsquelle fur das Benthos darstelle. Durch die
wiederkehrenden mechanischen Stérungen des Meeresbodens wirden sensitive Arten ver-
drangt und opportunistische Arten gefdrdert. Durch den Ausschluss der Fischerei in der Si-
cherheitszone des OWP wiirden physikalische Stérungen des Meeresbodens entfallen,
wodurch zu erwarten sei, dass sich langlebige Arten wieder etablieren kénnten und insgesamt
positive Effekte fur das Benthos entstiinden.

Gerade die Einschétzung lediglich temporéarer Sedimentaufwirbelungen und Tribungsfahnen
teilt die Planfeststellungsbehorde. Diese sind nur fur Dauer der Bautatigkeiten in der unmittel-
baren Umgebung der Anlagen zu erwarten. Die Auswirkungen des Vorhabens wurde im Rah-
men der UVP unter Ziffer B. lll. 2. gepruft. Auf die dortigen Ergebnisse wird verwiesen.

Die Stadt Borkum erhebt Einwendung hinsichtlich des Korrosionsschutzes. Der Forderung,
dass so viel wie moglich auf das Fremdstromsystem oder 6kologischeren Korrosionsschutz
zuriickzugreifen sei, wird durch Nebenbestimmung 2.5.2 Rechnung getragen.

Der Forderung der Stadt Borkum nach Kompensation wird im Rahmen der Nebenbestimmun-
gen 2.7 ff. nachgekommen. Eine weitere Kompensation ist nicht erforderlich. Es wird auf die
Ausfihrungen unter B. Ill. 3. h) verwiesen.

r) Konigreich Danemark

Das danische Referat fur Arten- und Naturschutz (ANA), Danische Umweltschutzbehérde, er-
l&utert mit der am 25.08.2023 Gibermittelten Stellungnahme, dass die Realisierung der Projekte
potenziell zu grenziiberschreitenden Auswirkungen in Form von Barriereeffekten und Kollisi-
onsrisiken fur wandernde Wasservogelpopulationen (insbesondere Enten, Eulen und Seetau-
cher) fuhren kénnte. Dabei werde davon ausgegangen, dass es sich um dieselben Wasservo-
gelpopulationen handeln muss, die tber die Landesgrenzen hinweg durch das innere und &u-
Rere Wattenmeer ziehen. Aus dem Material ginge nicht hervor, ob die betroffenen Seevogel-
populationen zu denselben Populationen gehoren, denen gegeniber Danemark Richtlinien-
verpflichtungen hat, vgl. Artikel 4 der Vogelschutzrichtlinie. Einschlagige Daten und professio-
nelle Quellen fir wandernde Seeviégel in dem Gebiet entlang der Migrationsroute sollten in die
Umweltprifung einbezogen werden. Dariiber hinaus stelle die ANA fest, dass der dénische
Teil des Umweltvertraglichkeitsberichts keine Bewertung der kumulativen Auswirkungen auf
Zugvogel in einer Gesamtperspektive entlang der Migrationsroute des East Atlantic Flyway
enthalte. Wenn dies nicht Teil des Gesamtmaterials ist, sollte dies nach Ansicht der ANA er-
klart werden. Auf der Grundlage der oben genannten Kommentare kénne ANA nicht mit Si-
cherheit beurteilen, ob die Windturbinenprojekte eine erhebliche grenziberschreitende Aus-
wirkung auf wandernde Seevogel haben kdnnten, die Danemarks Verpflichtungen im Rahmen
der Richtlinie berihren kdnnten.

Die TdV erlautert hierzu, dass im Rahmen der UVP solche kumulativen Auswirkungen auch
grenziberschreitend betrachtet und die Auswirkungen auf einzelne Schutzgiter und Arten be-

wertet worden seien. Es seien keine grenziberschreitenden Auswirkungen zu erwarten.

Die danische Energiebehdrde teilt mit der am 25.08.2023 tbermittelten Stellungnahme mit,
dass es wichtig sei, mogliche kumulative Auswirkungen zu bericksichtigen, die sich aus dem
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Ausbau der Offshore-Windenergie ergeben kdnnen. Die Entwicklung der Offshore-Windener-
gie in dem in den politischen Vereinbarungen vorgesehenen Umfang kénnte méglicherweise
zu Konflikten mit der Natur und Umweltbelangen tber nationale Grenzen hinweg fihren. Im
Hinblick auf die Bewertung der kumulativen Umweltauswirkungen weist die Abteilung fir Offs-
hore-Windenergie der danischen Energiebehdrde auf das potenzielle Risiko der Verdrangung
von Seevogeln im Zusammenhang mit den umfangreichen Planen zur Entwicklung der Offs-
hore-Windenergie in der Nordsee hin.

Die TdV erlautert hierzu, dass im Rahmen der UVP solche kumulativen Auswirkungen auch
grenziberschreitend betrachtet und die Auswirkungen auf einzelne Schutzguter und Arten be-
wertet worden seien. Es seien keine grenziiberschreitenden Auswirkungen zu erwarten.

Die Ausflihrungen der TdV sind plausibel und nachvollziehbar. Grenziberschreitende Auswir-
kungen sind durch das Vorhaben ,NC 2“ nicht zu erwarten.

s) Hinweise, Anregungen

Die nicht gesondert aufgefuhrten Schreiben enthalten Hinweise und Anregungen, die keine
Entscheidung notwendig machen. So fuhrte die NLStBV-GB Aurich aus, dass ihre Belange
durch das beantragte Vorhaben nicht bertihrt wirden und die Wintershall Dea Deutschland
GmbH hat mitgeteilt, dass keine Bedenken gegen die Durchfiihrung des Vorhabens bestin-
den.

Die Subsea Enviromental Services hat mit E-Mail vom 01.02.2024 sich dahingehend geéaulRert,
dass grundsatzlich keine Bedenken mit dem Schneiden und Sicherung durch Clump Weights
bestehen, wenn das Schneiden entsprechend ICPC-Empfehlung Nr. 1 durchgefihrt wird, die
TdV die Verantwortung fir die abgeschnittenen Enden oder entfernten Abschnitte tbernimmt
und die Kabeleigentiimer von allen Anspriichen im Zusammenhang mit den von RWE zu si-
chernden Enden freigestellt werden und die der Koordinaten der Clump Weights tibersendet
werden. Den Belangen der Subsea Enviromental Services wird mit der Nebenbestimmung
2.3.5 hinreichend Rechnung getragen.

7. Begriindung der Gebiihrenerhebung

Die Erhebung der Gebihren und Auslagen ergibt sich aus 88 1, 4, 6,9, 12 BGebG i.V.m. 8§88 1
Nr. 9, 2 Abs. 1 BSHGebV i.V.m. Ifd. Nr. 6012 des Gebihrenverzeichnisses (Anlage zu § 2
Abs. 1 BSHGebV).

Die Gebuhrenschuld gem. Ifd. Nr. 6012 BSHGebV entsteht mit Zustellung dieses Planfeststel-
lungsbeschlusses an die TdV.

Die Gebuhrenschuld gem. Ifd. Nr. 6012.1 entsteht mit Erteilung der dritten Freigabe nach Stan-
dard Konstruktion. Diese dritte Freigabe stellt die wesentliche Freigabe vor Errichtung der Bau-
werke dar und ist damit nach Abwagung aller Umstande der entscheidende Anknipfungspunkt
der Gebihrenschuld nach Ifd. Nr. 6012.1.

Die Gebuhrenschuld gem. Ifd. 6013 BSHGebV entsteht mit Erteilung der Freigabe fiir die In-
betriebnahme der Einrichtungen einschlief3lich Nebeneinrichtungen des Offshore-Windparks
,ENBW He Dreiht“. Die Erhebung weiterer Gebuhren fur individuell zurechenbare 6ffentliche
Leistungen ergibt sich aus der Anlage zu § 2 Abs. 1 BSHGebV.

Die konkrete Festsetzung der Gebihren und Auslagen, insbesondere auch unter Berlicksich-
tigung von Vorschissen, ergeht jeweils gesondert.
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C. Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Planfeststellungsbeschluss kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe
Klage beim Hamburgischen Oberverwaltungsgericht (Anschrift: Libeckertordamm 4,
20099 Hamburg) erhoben werden.

Die Anfechtungsklage gegen diesen Planfeststellungsbeschluss hat keine aufschiebende Wir-
kung (8 54a Absatz 2 WindSeeG in Verbindung mit § 43e Absatz 1 Satz 1 EnWG. Der Antrag
auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung der Anfechtungsklage gegen diesen Planfeststel-
lungsbeschluss nach 8§ 80 Absatz 5 Satz 1 VwGO kann nur innerhalb eines Monats nach der
Zustellung des Planfeststellungsbeschlusses gestellt und begriindet werden (8 54a Absatz 2
WindSeeG in Verbindung mit § 43e Absatz 1 Satz 2 EnWG).

Hinweis:

Treten spater Tatsachen ein, die die Anordnung der aufschiebenden Wirkung rechtfertigen, so
kann der Antrag nach 8 80 Absatz 5 Satz 1 VwWGO nur innerhalb einer Frist von einem Monat
ab Erlangung der Kenntnis von den Tatsachen gestellt und begriindet werden (8§ 54a Absatz 2
WindSeeG in Verbindung mit § 43e Absatz 2 EnWG).

Hamburg, den 12.06.2024

Im Auftrag

Janine Sénger-Graef
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D. Anlagen
Die planfestgestellten Unterlagen umreif3en und definieren Art und Umfang des Gegenstandes
des Planfeststellungsbeschlusses.

Auch wenn die Planunterlagen die Bezeichnung ,OWP N-3.8 tragen, ist damit auch das hier
planfestgestellte Vorhaben ,NC 2“ gemeint. Die unterschiedliche Bezeichnung des Vorhabens
in den Planunterlagen und dem Textteil dieses Beschlusses ist lediglich in der Anderung des
Projektnamens begrindet.
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Adressliste

Planfeststellungsbehorde

Bundesamt fur Seeschifffahrt und Hydrographie (BSH)

Abteilung O

Bernhard-Nocht-StralRe 78

20359 Hamburg

@ Zentrale: +49 (0) 40 3190-0

Fax: +49 (0) 40 3190-5000

E-Mail: anna-maria.koch@bsh.de

E-Mail besondere Meldungen gem. NB: offshore@bsh.de
Wracksuche@bsh.de

Einvernehmensbehdérde:

Generaldirektion Wasserstral3en und Schifffahrt (GDWS)
Schlo3platz 9

26603 Aurich

@ Zentrale: +49 (0) 228 7090-9002

Fax: +49 (0) 228 7090-9012

E-Mail: Aurich.gdws@wsv.bund.de

Zustandige Arbeitsschutzbehérde:

Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Oldenburg (GAA OL)
Theodor-Tantzen-Platz 8

26122 Oldenburg

@ Zentrale: +49 (0) 441 80077-0

Fax: +49 (0) 441-80077-299

E-Mail: Poststelle@gaa-ol.niedersachsen.de

Schifffahrt:

Zustandiges Wasserstraflen- und Schifffahrtsamt:

WasserstralRen- und Schifffahrtsamt Weser-Jade-Nordsee
Standort Wilhelmshaven

Mozartstral3e 32

26382 Wilhelmshaven

@ Zentrale: +49 (0) 4421 186-0

Fax: +49 (0) 4421 186-308

E-Mail: wsa-weser-jade-nordsee@wsv.bund.de

Zustandige Verkehrszentrale:

Verkehrszentrale Wilhelmshaven
»German Bight Traffic
Schleusenstralie 5

26382 Wilhelmshaven
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mailto:wsa-weser-jade-nordsee@wsv.bund.de

& +49 (0) 4421 489-282
Fax: +49 (0) 4421 489-208
Email: vts-germanbight@wsv.bund.de

Weitere Kontaktdaten:

Seewarndienst Emden
Jannes-Ohling-Strasse 17

26723 Emden

@: +49 (0) 4927 1877-283

Fax: +49 (0) 4927 1877-288

E-Mail: seewarndienst.wsa-emd@t-online.de

Havariekommando

Am Alten Hafen 2

27472 Cuxhaven

@ +49 (0) 30 185420-1400

Fax: +49 (0) 30 185420-2009

E-Mail: havariekommando @havariekommando.de

Maritimes Lagezentrum (MLZ)
Am Alten Hafen 2

27472 Cuxhaven

@ +49 (0) 30 185420-1400

Fax: +49 (0) 30 185420-2009
E-Mail: miz@havariekommando.de

Luftfahrt:
Zustandige NOTAM-Zentrale gem. GEN 3.1 des betreffenden Luftfahrthandbuchs/AIP

Hinweis: Die Meldung von Ausfallen der Luftfahrthinderniskennzeichnung hat unter Bezug-
nahme auf die ENR-Nummer gem. ENR 5.4 des betreffenden AIP zu erfolgen.

Sonstige:

Deutsche Telekom Technik GmbH
Seekabel

GrolR3e Muhlenstraf3e 10

26506 Norden

@ +49 (0) 4931 927061

E-Mail: t.hook@telekom.de

E-Mail: DT-SSC@telekom.de
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Bundeswehr:
Luftwaffe:

ZentrLuftOp Ber NatFu Illa COSA/PCA
LV Stellung Paulsberg

MihlenstraRe 89

47589 Uedem

@ +49 (0) 2824 9774-3240

Fax: +49 (0) 2824 9774-3249

E-Mail: COSA@bundeswehr.org

Marine:

Sonartransponder:

Marinekommando

Abt. Op M91 Raumordnung

Kopernikusstr. 1

18057 Rostock

& +49 (0) 381 802-52857

E-Mail: MarKdoOpM91Raumordnung@bundeswehr.org

Einsatz von ROV:

Marinekommando

Abt. Op M32 DOOPER

Uferstralle

24960 Glucksburg

@: +49 (0) 4631 666-3202

Fax: +49 (0) 4631 666-3209

E-Mail: MarKdoOpM32DOOPER@bundeswehr.org

sowie

Abt. Op M32 SUBOPAUTH

- CTF 355

Uferstral3e

24960 Glucksburg

E-Mail: CTF355@bundeswehr.org

Einfahrt in Artillerie-, Torpedoschiel3- oder U-Boot-Tauchgebiete:

Marinekommando

Abt. Op M32 AWNIS

UferstralRe

24960 Glucksburg

@ +49 (0) 4631 666-3201 oder -3211

E-Mail: MarKdoOpM32AWNIS @bundeswehr.org
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Einfahrt in die militdrischen Ubungsgebiete ED-D oder ED-R:

Marinekommando

Abt. Op M32 EXAS

UferstralRe

24960 Glucksburg

@ +49 (0) 4631 666-3228 oder -3221

Fax: +49 (0) 4631 666 - 3229

E-Mail: MarKdoOpM32EXAS@bundeswehr.org

Aulerhalb der Dienstzeiten:

Abt. Op M32 DOOPER

UferstralRe

24960 Glucksburg

@ +49 (0) 4631 666-3202

Fax: +49 (0) 4631 666-3209

E-Mail: MarKdoOpM32DOOPER@bundeswehr.org
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Abkirzungsverzeichnis

Abs. Absatz

AIS Automatic Identification System

AlS AtoN Aids to Navigation

ArbSchG Gesetz Uber die Durchfiihrung von MaRhahmen des Arbeitsschutzes zur
Verbesserung der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes der Beschaftig-
ten bei der Arbeit

ArbStattV Arbeitstattenverordnung

ASCOBANS | Agreement on the Conservation of Small Cetaceans of the Baltic and North
Seas

ASIG Gesetz Uber Betriebsarzte, Sicherheitsingenieure und andere Fachkrafte fiir
Arbeitssicherheit

APD Acoustic Porpoise Detererent

AWZ Ausschliel3liche Wirtschaftszone

Az. Aktenzeichen

BAIUDBw Bundesamt fir Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bun-
deswehr

BAS Burial Assessment Study

BAW Bundesanstalt fur Wasserbau

BBergG Bundesberggesetz

BetrSichV Betriebssicherheitsverordnung

BfN Bundesamt fiir Naturschutz

BFO-N Bundesfachplan Offshore fir die AWZ der Nordsee 2015/2016

BGBI Bundesgesetzblatt

BGebG Gesetz Uber Gebuhren und Auslagen des Bundes

BMVI Bundesministerium fir Verkehr und Infrastruktur

BNatSchG Bundesnaturschutzgesetz

BNetzA Bundesnetzagentur

BSH Bundesamt flr Seeschifffahrt und Hydrographie

BSHGebV Gebluihrenverordnung des BSH

BverwG Bundesverwaltungsgericht

CMS Convention on the Conservation of Migratory Species of Wild Animals

C-POD Continuous Porpoise Detector

DGUV Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung

Dok. Dokument

DUWHAS Deutsches Unterwasserhindernisauskunftssystem

EEG Erneuerbare-Energien-Gesetz

EnWG Energiewirtschaftsgesetz

FEP Flachenentwicklungsplan des BSH

FFH-RL Flora-Fauna-Habitatrichtlinie

F-POD Full Waveform Capture Porpoise Detector

GAA Gewerbeaufsichtsamt

GBWA German Bight Western Approach

GDWS Generaldirektion Wasserstral3en und Schifffahrt

GIS Geografisches Informationssystem

HAT Highest Astronomical Tide
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HELCOM Helsinki Comissions

HK Havariekommando

HSLD Hubschrauberlandedeck

IEC International Electrotechnical Commission

IHO International Hydrographic Organization

IMO International Maritime Organization

KVR Internationale Kollisionsverhitungsregeln

LAT Lowest Astronomical Tide (niedrigster Gezeitenwasserstand)

LED Light-emitting diode; Leuchtdiode

MarKdo Marinekommando

MLZ Maritimes Lagezentrum

MSL Mean Sea Level (mittlerer Meerespiegel)

MSRL Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie

MW Megawatt

NfS Nachrichten fur Seefahrer

NSG Naturschutzgebiet

NWBF Notwindenbetriebsflache

00s Out of service (aul3er Betrieb)

OSPAR Oslo-Paris-Kommission

OowP Offshore-Wind(energie)park

PlanSiG Planungssicherstellungsgesetz

POD Porpoise Detectors

ProdSG Gesetz liber die Bereitstellung von Produkten auf dem Markt (Produktsicher-
heitsgesetz)

PSU Practical Salinity Unit

RF Rettungsflache

ROG Raumordnungsgesetz

SeeAnlV Seeanlagenverordnung

SeeSchStrO | Seeschifffahrtsstraf3en-Ordnung

SGB VI Siebtes Buch des Sozialgesetzbuches

SKN Seekartennull

SPS Significant Peripheral Structure

SRU Seerechtsiibereinkommen der Vereinten Nationen

StUK BSH-Standard ,Untersuchung der Auswirkungen von Offshore-Windener-
gieanlagen auf die Meeresumwelt (StUK)*

TBT Tributylzinn (Tributyltin)

TdVv Tragerin des Vorhabens

TGB Terschelling German Bight

TRBS Technische Regeln fur Betriebssicherheit

UBA Umweltbundesamt

UMBO Untersuchungscluster ,Nordlich Borkum®

UNB Ubertragungsnetzbetreiberin

USP Umspannplattform

USS Umspannstation

usw Umspannwerk

UVP Umweltvertraglichkeitsprifung
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UVPG Gesetz uber die Umweltvertraglichkeitsprifung
Uvs Umweltvertraglichkeitsstudie

UwANIG Uberwachungsbedurftige Anlagengesetz

VRL Vogelschutzrahmenrichtlinie

VSF Verkehrssicherungsfahrzeug

VTG Verkehrstrennungsgebiet

VwVIG Verwaltungsverfahrensgesetz

WEA Windenergieanlage

WGS World Geodatic System

WindSeeG Windenergie-auf-See-Gesetz

WKP Wiederkehrende Priifungen

WSV WasserstralRen- und Schifffahrtsverwaltung des Bundes
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	8. Einhaltung von sonstigen öffentlich-rechtlichen Bestimmungen
	8.1 Raumordnung
	8.2 Flächenentwicklungsplan
	8.3 1.WindSeeV
	8.4 Sonstige Militärische Belange
	8.5 Kampfmittel/Munition
	8.6 Unterwasserkulturerbe (u.a. Wracks)
	8.7 Belange sonstiger benachbarter Nutzungen
	8.7.1 Benachbarte OWPs
	8.7.2 Fischerei , insbesondere Ermöglichung der Durchfahrt von Fischereifahrzeugen und von passiver Fischerei in der Sicherheitszone

	9. Alternativenbetrachtung
	10. Referenzen

	Leere Seite
	3.1_Erläuterungsbericht_NC2_42 x A4.pdf
	1. Beschreibung des Vorhabens
	1.1 Antragsstellerin/ Vorhabensträgerin
	1.2 Kurzbeschreibung des Vorhabens
	1.2.1 Name des OWP
	1.2.2 Bezeichnung der Standorte
	1.2.3 Lage und Abgrenzung
	1.2.4 Technische Beschreibung
	1.2.5 OWEA
	1.2.6 Umspannplattform
	1.2.7 Parkinterne Verkabelung
	1.3 Zuschlag der BNetzA

	2. Angaben zu Belangen (abwägungsfesten, öffentlich-rechtlichen, sonstige)
	2.1 Zusammenfassung des UVP-Berichts
	2.2 Verschmutzung der Meeresumwelt und Vermeidungsmaßnahmen
	2.3 Vogelzug
	2.4 Vorhabenbezogener Kompensationsbedarf

	3. Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs
	3.1 Schifffahrt
	3.2 Luftfahrt

	4. Sicherheit der Landes- und Bündnisverteidigung
	5. Vereinbarkeit mit vorrangigen bergrechtlichen Aktivitäten
	6. Vereinbarkeit mit bestehenden und geplanten Kabel-, Offshore-Anbindungs-, Rohr- und sonstigen Leitungen
	7. Vereinbarkeit mit bestehenden und geplanten Standorten von Konverterplattformen oder Umspannanlagen
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